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I. Teil 


Auffätze. 
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Heinrich von Tiedemann⸗Seeheim. 
Zu ſeinem 70. Geburtstage. 


Von Franz Wagner. 


Heinrich von Tiedemann iſt am 22. Oktober 1843 zu Dembogorſch 
in Weſtpreußen auf dem Gute ſeiner Eltern geboren; er vollendet in nächſter 
Zeit ſein ſiebenzigſtes Lebensjahr. 

Sein Vater war der Major Friedrich Wilhelm von Tiedemann, 
ſeine Mutter Frau Rudolphine von Tiedemann, geborene von Pape. 
Der Vater hat die Kriege gegen Napoleon mitgemacht in preußiſchen und 
mehrere Jahre auch in ruſſiſchen Dienſten. Die altadlige Familie von 
Tiedemann ſtammt aus Niederſachſen aus der Gegend von Bremen und 
wanderte vor etwa 500 Jahren in Weſtpreußen ein; ſeitdem iſt ſie dauernd 
in der Gegend von Danzig angeſeſſen. Der Name Tiedemann deutet einen 
gezeitigten reifen verſtändigen Mann; das Familienwappen zeigt einen 
Strom, zwei aufrecht ſtehende Schlangen, darüber eine Taube und bedeutet: 
ſtark wie der Strom, klug wie die Schlangen und ohne Falſch wie die Tauben. 
Das Wappen findet ſich in Glasmalerei im Remter des Ordensſchloſſes 
zu Marienburg in einem der hohen Bogenfenſter neben den älteſten gräf⸗ 
lichen und freiherrlichen Wappen, die ſchon zur Zeit der Heidenbekehrung 
dem Deutſchen Orden angehörten. 

Bald nach der Verbreitung der Reformation in Danzig und Um⸗ 
gegend, war ein von Tiedemann Biſchof von Ermland und Pommerellen 
und Abt von Oliva. In dieſer Zeit wurde ein junger Danziger Bürger wegen 
feines Übertritt3 vom apoſtoliſchen zum lutheriſchen Glaubensbekenntnis 
vom Magiſtrat verhaftet und dem geiſtlichen Gericht zur Verurteilung 
übergeben. Dies Gericht verurteilte den jungen Mann als überführten 
Ketzer zum Tode. Der Biſchof von Tiedemann hielt indes an den ver⸗ 
ſammelten Rat und das geiſtliche Gericht eine eindringliche ergreifende 
Rede, forderte auf zur Milde und Duldung in Glaubensſachen nach dem 
Beiſpiele des Erlöſers, ſodaß infolge der Rede der Verhaftete ſofort in 
Freiheit geſetzt, ſich vor dem Biſchof niederließ, ihm knieend Dank für ſeine 
Rettung zu ſagen. Dieſen ergreifenden Vorgang nahm ein Künſtler jener Zeit 
zum Gegenſtand eines Gemäldes, das den Biſchof in Lebensgröße und vollem 
Ornat darſtellt, wie er liebreich den jungen Mann aufhebt, und ihn ſegnend 
entläßt. lebensgetreue Bildnis befindet ſich im Ratsſaale zu Danzig. 
— Derſelbe Biſchof von Tiedemann gründete im Ermlande, unfern Heils⸗ 
berg, ein Bauerndorf, das nach ihm Tiedemannsdorf genannt iſt. 

Als Guſtav Adolph in Pommern landete zum Schutze der Refor⸗ 
mation gegen die Kaiſerlichen und deren Anhänger, lebte in der Nähe 
von Danzig auf ſeinem Stammgute Prangſchin ein Herr von Tiedemann. 
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Auch er war Proteſtant und rüſtete auf eigene Koſten ein Reiter⸗Regiment, 
um ſolches als Obriſter dem Heere Guſtav Adolphs zuzuführen. Er und fein 
Regiment beteiligten ſich während einer Reihe von Jahren ruhmvoll an 
Schlachten und Gefechten des Schwediſchen Heeres. Mehr noch als wegen 
kriegeriſcher Taten wurde ſeinem Regiment Lob geſpendet wegen ſeiner 
Manneszucht und ſeines ſchonungsvollen Verhaltens gegen die hart ge⸗ 
plagten Einwohner in den Ländern, in denen der Krieg tobte. 
Während der Obriſt von Tiedemann im Felde war, machten die 
Polen einen Einfall in das Gebiet des vormaligen deutſchen 
Ordenslandes und übten Grauſamkeit und Rache gegen die proteſtantiſchen 
Einwohner des Culmer Landes und Pommerellens. So gelangten ſie, 
alles mit Feuer und Schwert verwüſtend, auch in die Gegend von Danzig. 
Unter vielen Ortſchaften verheerten ſie auch Prangſchin, verbrannten 
das Schloß ſamt dem Familien⸗Archiv und ließen nur das vom Dorf etwas 
entfernt gelegene Erbbegräbnis der Familie von Tiedemann als Überreſt 
des Beſitztums ſtehen. 


Tie Familie von Tiedemann hat ſtets ihren deutſchen Charakter 
aufrecht erhalten und betont, auch zu jener Zeit, da das heutige Weſtpreußen 
faſt dreihundert Jahre hindurch unter polniſcher Herrſchaft ſtand. 

Aus der Familie von Tiedemann ſind zahlreiche Offiziere hervor⸗ 
gegangen, wie das bei den adligen Familien in Alt⸗Preußen von jeher 
üblich war, zwei von den Offizieren erwarben den Orden pour le mérite. 

Eine andere Familie von Tiedemann iſt die des verſtorbenen 
Regierungspräſidenten und langjährigen Abgeordneten von Tiedemann, 
ehemaligem Chef der Reichskanzlei des Fürſten Bismarck, der ſelbſt et in 
den Adelsſtand erhoben iſt und deſſen Familie keinen Zuſammenhang hat 
— der altadligen Familie von Tiedemann, zu der Heinrich von Tiedemann 
gehört. N 

Unſer Heinrich von Tiedemann verlebte ſeine Kindheit mit zahlreichen 
Geſchwiſtern auf dem väterlichen Gute, am 10. März 1863 trat er als Avanta⸗ 
geur in das 4. Rheiniſche Infanterie⸗Regiment Nr. 30, das damals als 
preußiſches Kontingent zur Bundesgarniſon Frankfurt a. M. gehörte. 
Es iſt das jetzige Infanterie⸗Regiment Graf Werder. Das Fähnrichs⸗ 
und das Offiziersexamen machte er mit Königsbelobigung. Im Oktober 
1864 wurde Heinrich von Tiedemann Sekonde-Lieutenant. Er nahm 
teil am preußiſch⸗öſterreichiſchen Kriege im Jahre 1866 bei der Main⸗Armee, 
wurde im Gefecht bei Helmſtedt ſchwer verwundet und erhielt den Kronen⸗ 
orden mit Schwertern. Im Jahre 1869 beſuchte er die Kriegsakademie. 
An der Vollendung ſeiner Studien wurde er jedoch durch den Ausbruch 
des franzöſiſchen Krieges 1870 verhindert; er trat wieder in ſein Regiment 
zurück, und zwar ſofort als Regimentsadjutant. Sehr bald erhielt er das 
eiſerne Kreuz. Er machte die Belagerung von Straßburg mit, das Gefecht 
am Oignon, die Schlachten an der Liſaine und bei Belfort. Nach dem 
Friedensſchluß wurde er als Premier⸗Lieutenant zum großen Generalſtabe 


kommandiert; fpäter war er Hauptmann im Infanterie⸗Regiment Nr. 83 
in Kaſſel. Im Jahre 1881 nahm er den Abſchied, um ſich ganz der Bewirt⸗ 
ſchaftung des von ihm inzwiſchen erworbenen Rittergutes Seeheim zu 
widmen und erhielt nachträglich den Charakter als Major. 

Heinrich von Tiedemann hatte am 18. September 1872 ſeine Gattin 
heimgeführt, Frau Dora von Tiedemann, geborene von Hardt, die Tochter 
eines Großkaufmanns in Berlin. Mit ihr lebt er bis heute in glücklicher 
Ehe. Aus der Ehe ſind ſechs Kinder entſproſſen: Fritz von Tiedemann, 
Rittmeiſter und Eskadron⸗ Chef im Garde⸗Küraſſier⸗Regiment, Richard von 
Tiedemann, Oberleutnant der Reſerve des Garde⸗Küraſſier⸗Regiments, 
Dr jur. und Königlicher Kammerjunker auf Bergisdorf bei Sagan, Eliſabeth 
von Tiedemann, vermählt mit dem Major z. D. Vogel von Falckenſtein 
auf Ober⸗Lichtenau im Bezirk Liegnitz, Ilſe von Tiedemann, vermählt 
mit dem Rittmeiſter a. D. Herwarth von Bittenfeld, auf Oberkirch in Baden, 
Helmuth von Tiedemann, Attaché im Auswärtigen Amt, und Joachim 
von Tiedemann, Kaufmann in England. 

Als Heinrich von Tiedemann einige Jahre Hauptmann geweſen 
war, quittierte er den Dienſt, um nunmehr ſeiner Neigung zur Landwirt⸗ 
ſchaft in umfangreicher Weiſe nachzugehen. Schon als er noch im aktiven 
Dienſt war, im April 1881, hatte er das 6000 Morgen große Rittergut 
Seeheim erworben, das in der Provinz Poſen nicht allzuweit von der Stadt 
Poſen entfernt liegt. Seeheim, früher Jeziorki, das ſehr lange Jahre in 
polniſchen Händen geweſen war, war bei Übernahme durch Heinrich von 
Tiedemann ſtark heruntergewirtſchaftet und vernachläſſigt und deshalb 
ertraglos. Das große Gut iſt durch Tiedemanns eiſernen unermüdlichen 
Fleiß, durch Einführung eines intenſiven Betriebes bei ſtarkem 
Zuckerrübenbau, Viehzucht und Viehmaſt auf eine hohe Kulturſtufe 
gebracht worden. Faſt die geſamte Feldmark von Seeheim wurde 
drainiert und die Verbindungswege chauſſiert. Acker, Wieſe, Wald befinden 
ſich jetzt nach jahrelanger Arbeit in einem ſo prächtigen Zuſtande, daß ſie der 
Stolz des Beſitzers und die Freude jedes Landwirts ſind. Bereits im Jahre 
1892 wurde auf Seeheim eine elektriſche Zentrale für Beleuchtung des 
geſamten Hauptgutes und für ausgedehnten Motorenbetrieb einſchließlich 
des Dreſchens eingerichtet. Es war damals eine der erſten derartigen 
Anlagen. Für die Arbeiterfamilien wurden durchweg neue praktiſch 
eingerichtete Wohnungen geſchaffen und für die Förderung ihres Wohles 
in umfaſſender Weiſe geſorgt. So wurde insbeſondere in Seeheim ein 
Volksbrauſebad gebaut, in dem Beamten und Arbeitern im Winter und im 
Sommer allwöchentlich warme Bäder zur Verfügung ſtehen. Auch ein 
Geſelligkeitshaus in großen Abmeſſungen für Zuſammenkünſte und Feſtlich⸗ 
keiten der Gutsarbeiter wurde in Seeheim errichtet. Durch den Bau einer 
katholiſchen und zweier evangeliſcher Schulen hat Heinrich von Tiedemann 
hervorragend für Fortbildung der Kinder beider Konfeſſionen geſorgt. 
Aus eigenen Mitteln baute er in Seeheim eine evangeliſche Kapelle. Er⸗ 
hebliche Mittel wurden für den Neubau des Herrenhauſes verwendet, 
das von einem geſchmackvollen und kunſtgerecht angelegten herrlichen 
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Park umgeben iſt. So iſt aus dem durch polniſche Wirtſchaft herunter⸗ 
gekommenen Gut ein ſchöner deutſcher herrſchaftlicher Landſitz geworden 
und die intenſive Arbeit ſeines Beſitzers iſt ein Vorbild geworden für die 
Umgebung. Seeheim iſt jetzt der Stammſitz des beſonderen Familien⸗ 
zweiges von Tiedemann⸗Seeheim. 

Im Auguſt 1889 kaufte Heinrich von Tiedemann das benachbarte 
4000 Morgen große Rittergut Rohrſchütz, früher Trzeielino, dem er durch 
Neubau und Umbau faſt ſämtlicher Wirtſchaftsgebäude und durch 
Einführung intenſiven Wirtſchaftsbetriebes gleiche Sorgfalt zuwendete 
wie dem Hauptgute und ſo das Gut, das faſt nichts einbrachte, in nicht zu 
langer Zeit zu einem ertragreichen Grundbeſitz umwandelte. Auch der 
Ausbau des früher grundloſen öffentlichen Weges nach dem Bahnhof 
Dopiewo zu einer Pflaſterſtraße iſt lediglich den Bemühungen Tiedemann's 
zu verdanken. 

Auf den Gütern werden zwei Brennereien, eine Mahlmühle, eine 
Bäckerei, eine Dampfmolkerei und eine Ziegelei betrieben. Dieſe Neben⸗ 
betriebe mit Ausnahme der beiden Brennereien find et von 
Tiedemann eingerichtet. Er gründete auch mit einigen Nachbarn die 
Zuckerfabrik in Opalenitza im Anfang der achtziger Jahre als Aktiengeſell⸗ 
Ka und ift feit ihrer Gründung Vorſitzender des Aufſichtsrats der (Ge, 


Neben dieſen beiden, in der Provinz Poſen gelegenen Rittergütern 
beſaß Heinrich von Tiedemann zehn Jahre lang, vom Jahre 1901 bis 1911, 
auch noch das große Rittergut Mengelsdorf, in der Oberlauſitz. 

Aber Tiedemann's Tätigkeit beſchränkte ſich nicht auf die Land⸗ 
wirtſchaft. Im Jahre 1898 beim Tode ſeines Schwiegervaters Richard 
von Hardt, des Senioren⸗Chefs der Firma Hardt & Co., eines Welthandels⸗ 
hauſes, das neben einem umfangreichen kaufmänniſchen Betriebe in Berlin 
auch Niederlaſſungen und Beſitzungen in Mancheſter und unter verſchiedenen 
Firmen auch in Amerika und Auſtralien hat, trat er als Mitarbeiter in die 
Firma ein und er iſt in dieſem großen und umfangreichen kaufmänniſchen 
„Betriebe nicht nur mit feinem Namen beteiligt, ſondern auch tatſächlich 
als Mitarbeiter. 


Schon dieſer äußere Lebensgang zeigt, daß Heinrich von Tiedemann 
ein Mann von hervorragender Begabung und außerordentlicher Willens⸗ 
ſtärke iſt, ein Mann von Schaffensfreude und von ausdauerndem Fleiße. 
Aber ſein Lebenswille wird auch durchaus von edeln Empfindungen ge⸗ 
leitet, die ihn hoch über die große Menge erheben. 

einrich von Tiedemann beſitzt einen zuverläſſigen Charakter; 
Treue gegen ſeine Freunde, Achtung vor der Meinung Anderer, auch ſeiner 
Gegner, zeichnen ihn aus, Mäßigung in den eigenen Beſtrebungen und 
Rückſichtnahme auf Intereſſen anderer beſtimmen alle ſeine Handlungen. 
Er iſt durchdrungen von der Liebe zu ſeinem deutſchen Vaterlande. Das 
IR für ihn Familientradition, eigenes Gefühl und Überzeugung. Er ſteht 
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den ſlawiſchen Geſtalten gegenüber als hochragender, blonder, echt deutſcher 


Bei feiner Abkunft, Erziehung und Lebensſtellung iſt er dorbe⸗ 
haltlos monarchiſch geſonnen, nicht ein Fürſtendiener, der dem Monarchen 
dient, um ſich zu nützen, ſondern als ein getreuer und überzeugter Untertan 
ſeines Königs und feines Kaiſers. Seine politiſche Überzeugung wies ihn 
zur konſervativen Partei. Er ließ ſich jedoch zu keiner Zeit von Partei- 
meinungen beſtimmen oder gar von agrariſchen Übertreibungen fortreißen, 
ſondern die Erhaltung beſtehender Einrichtungen und ein von Überſtürzung 
ſich fernhaltender Fortſchritt der Entwicklung auf allen Gebieten des öffent⸗ 
lichen Lebens, das war für ihn Gumdlage aller politiſchen Betätigung. 

Wer Herrn von Tiedemann nach ſeiner Perſönlichkeit richtig einſchätzt, 
der wünſchte wohl, daß ihm ein hohes Staatsamt mit weitem Wirkungs⸗ 
kreiſe verliehen ſein möchte, in dem er ſeine Begabungen und Geiſteskräfte 
dem Vaterlande nutzbar machen könnte. Sein Lebensweg führte nicht 
dahin. Er wollte auch nicht Untergebner ſein, der im Dienſt und unter 
Leitung ſteht; er fühlte ſich war, genug, um Herr und Herrſcher zu fein in 
dem Gebiete feiner Lebensarb 

Er hatte auch keine —.— für ein Abgeordnetenmandat, das ihm 
Gelegenheit gegeben hätte, bei der Geſetzgebung des Reiches oder des 
Staates wirkſam einzugreifen. Sein Geiſt ragte weit hinaus über das 
Parteigetriebe und Parteigezänk. Er ſchaffte ſich ſelbſt eine Stellung, 
in der er in voller Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit für das Vaterland 
und für das Deutſchtum wirken konnte: Er wurde Führer der deutſchen 
Männer, die dem Vordringen der en der ve Beſtrebungen und der 
polniſchen Umtriebe in den Oſtmarken der preußiſchen Monarchie Einhalt 
déi und die Oſtmark vor der drohenden Vorherrſchaft des Polentums 

ßten. 

Bismarck war hier ſein Meiſter und ſein Lehrer. n in der Mitte 
des dorigen Jahrhunderts, zu einer Zeit, als der deutſche Idealismus 
in vollſtändiger Verkennung der eigenen ſtaatlichen Intereſſen für die 
Polen ſchwärmte, als man in den Polen in Rußland die mit Unrecht be- 
handelte unterdrückte Nation ſah, die einen Freiheitskampf gegen den 
Abſolutismus führte, da hatte Bismarck auf die Gefahren hingewieſen, die 
von Seiten der polniſchen Geſellſchaft unter Führung des polniſchen Adels 
und der en Geiſtlichkeit den preußiſchen Provinzen im Oſten drohte. 
In Deutſchland hatte man darauf nicht Acht, man hatte auch anderes zu 
tun; in allen deutſchen Staaten mußte man ſich in die Verfaſſung einleben 
und dann mußte man ſich im neuen deutſchen Reich einrichten. Unbeachtet, 
aber durch die Wohltaten der preußiſchen Verwaltung und der deutſchen 
Schule gehoben, entwickelte ſich inzwiſchen das Polentum. Bismarck 
warnte. Bismarck war es dann wieder, der endlich ſtärkere Maßregeln 
gegen die ed: durchſetzte, die Ausweiſung der ausländiſchen Polen 
und die Errichtung der . zur Anſetzung von deutſchen 
5 und Weſtpreußen. Nun war der richtige Weg zur Fegg 
und Förderung des Deutſchtums in der Oſtmark gegeben. Aber man hielt 
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auch diesmal, wie ſo oft ſchon früher, nicht aus. Der Nachfolger Bismarcks, 
Caprivi, Reichskanzler von 1890 bis 1894 verſuchte es wieder mit der Ber- 
ſöhnung, rend der Polenführer d. Koscielski ſich bei dem Kaiſer in 
sänftiges Licht 19 ſetzen wußte. 
Die Kraft der Polen in Preußen wuchs, ihr Einfluß in der 
wurde fahrer Nicht mehr allein der polniſche Adel und die polniſche 
Geiſtlichkeit ſchürrten den Haß gegen alles Deutſche, in der ark waren 
së der preußiſchen Fürſorge die yolrifcen e in freie Arbeiter 
und Bauern verwandelt, ein polniſcher Mittelftand, den es im Polenreiche 
nie gegeben hatte, war entſtanden, und dieſe aufftrebenden, ne in 
dumpfer Unterdrückung lebenden Volksteile vergaßen bald, wem ſie ihr 
eier und beſſeres Daſein zu verdanken hatten, fie nahmen den Haß 
egen das Deutſchtum, der ihnen gepredigt wurde, auf und verſtärkten 
8 ganz ungeheuer die polniſchen, deutſchfeindlichen Beſtrebungen. Das 
zähe Feſthalten an der großpolniſchen Idee und die ſtille Wühlarbeit der 
Polen hatte den Erfolg, daß in der Oſtmark das Polentum immer mehr in 
den Vordergrund trat und daß in aller Stille hunderttauſende von Deutſchen 
poloniſiert wurden. 
Die Deutſchen fingen an, das polniſche Joch zu fühlen, ſie murrten. 
Es gab wohl Männer, die ſich empörten und bei den Wahlen waren die 
deutſchen Parteien wohl geneigt, ſich gegen den polniſchen Kandidaten 
zuſammen zu ſchließen. Aber es fehlte der rechte Zuſammenhang, um 
eine wirkſame Abwehr zu ſchaffen. Unwillkürlich wendeten ſich die Augen 
nach dem Alt⸗ Reichskanzler, und die Deutſchen in Poſen ſowie in Weſt⸗ 
on machten ſich auf und wallfahrteten zu dem deutſchen Roland 
in Varzin. 
Am 16. September 1894 waren die Poſener Deutſchen zu Bismarck 
Ke viele Tauſende unter der Führung des ſchon damals bejahrten 
esökonomierats Kennemann aus Klenka in Poſen, eine Woche ſpäter, 
am 23. September 1894, folgten die Deutſchen aus Weſtpreußen. Beide 
Male ſprach Fürſt Bismarck faſt ausſchließlich über die Polenpolitik. Er 
glaubte damals, daß die deutſchfeindliche Agitation von dem Adel allein 
und von der poloniſierenden Geiſtlichkeit betrieben wurde, daß man aber 
mit dem polniſchen Bauer und dem Arbeiter ganz gut auskommen könne. 
Er kennzeichnete als Ziel der polniſchen Agitation die Errichtung eines 
unabhängigen polniſchen Staats; er wies darauf hin, daß die Polen immer 
don Neuem geſtärkt würden durch die Schwankungen der Regierung, die 
nicht ſelten auf polniſche 0 am Hofe zurückzuführen ſeien; er ſprach 
die Hoffnung aus, daß bei den Liberalen die immer noch vorhandene 
Schwärmerei für die Polen Ener beſſeren Erkenntnis Platz machen würde. 
Dann aber mahnte er die Deutſchen zu feſtem Zuſammenhalten: Im Oſten 
miiſſe es nur eine Partei geben, die che, und das konſervative Schwert 
müſſe ebenſoviel gelten, wie der fortſchrittliche Speer, alle Deutſchen 
müſſen ſich vereinigen, um die Wacht zu halten an der Weichſel ie an der 
Warthe. — Die Worte des Altkanzlers fanden volles Verſtändnis bei den 
derſammelten Deutſchen. 
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In dieſelbe Zeit fiel noch ein anderes Ereignis. Der Kaiſer, in der 
Erkenntnis, daß er über die Treue der Polen arg getäuſcht worden, hatte 
bei ſeinem Beſuch in Weſtpreußen am 7. September 1894 in Marienburg 
und beſonders am 22. September 1894 in Thorn ſehr beſtimmt den deutſchen 
Charakter der Provinz betont und den Polen vorgehalten, daß ſie nur dann 
auf ſeine Gnade und Teilnahme rechnen könnten, wenn ſie ſich unbedingt 
als preußiſche Untertanen fühlen. 

Die Deutſchen in den Provinzen Poſen und Weſtpreußen atmeten 
auf, der Zeitpunkt für eine Bekämpfung des Polentums in gemeinſchaftlicher 
Arbeit war gekommen. 

Das hatte Heinrich von Tiedemann⸗Seeheim erkannt. Er gab die 
Anregung für eine Vereinigung deutſcher Männer zum Schutz der Oſtmark. 
So wurde am 3. November 1894 von Heinrich von Tiedemann in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Landesökonomierat Kennemann und mit Dr Ferdinand 
von Hanſemann der Deutſche Oſtmarkenverein, der zuerſt Verein zur 
Förderung des Deutſchtums in der Oſtmark hieß, gegründet. 

Der Boden für den Verein war gut bereitet, er war nicht ein künſt⸗ 
liches Gebilde, ſondern mit Naturnotwendigkeit aus den Verhältniſſen 
gewachſen. Der Unwille der Deutſchen in der Oſtmark, die Mahnung des 
Fürſten Bismarck und die Kaiſerworte in Thorn und Marienburg bildeten 
die Grundlage und den Stoff, es fehlte nur der Kopf und die Hand eines 
Meiſters, um hieraus ein körperliches Gebilde zu ſchaffen. Dieſen Kopf 
und dieſe Hand hatte Heinrich von Tiedemann⸗Seeheim. Er ſchuf eine 
Vereinigung als Mittelpunkt und Sammelpunkt für alle Deutſchen, die es 
mit einer kräftigen Oſtmarkenpolitik ernſt meinten. Von der Gründung des 
Vereins wurde dem Fürſten Bismarck ſofort berichtet. Er ſprach ſeine 
Freude darüber aus und wünſchte guten Erfolg. 


Mit größter Klarheit und Sicherheit hatte Tiedemann dem Verein 
ſeine Stellung angewieſen und nur das eine Ziel, die „Förderung des Deutſch⸗ 
tums in der Oſtmark“ hatte er ihm als Zweck gegeben. 

Von dieſer Richtung ließ Heinrich von Tiedemann ſich nicht abwendig 
machen. Es wurden öfter an gemacht, den Verein in das agrariſche 
Fahrwaſſer zu ziehen und ſeine Organiſation agrariſchen Zwecken nutzbar 
zu machen. Der Verein iſt dieſen Verlockungen nicht gefolgt, obwohl er 
ſich in Poſen dadurch manchen Widerſacher verſchaffte. Es iſt auch 
wiederholt der Verſuch gemacht, in den Verein antiſemitiſche Beſtrebungen 
hineinzutragen, auch ſolches Anſinnen hat er ſtets abgelehnt. 

Das Streben der Vereinsleitung ging dahin, nicht etwa die Polen 
in der Oſtmark zu unterdrücken und auszurotten, ſondern die deutſchen 
Bewohner im Often zu mehren, He in ihrem Nationalbewußtſein zu feſtigen, 
den deutſchen Einfluß zu verſtärken, die Herrſchaft der deutſchen Sprache 
aufrecht zu erhalten und deutſche Art und Sitte überall zur Geltung zu 
bringen, damit dieſe Provinzen nicht nur politiſch dem Deutſchen Reich 
duden dend ſondern wirklich deutſche Provinzen des Reiches ſein und 

en en. 
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Um ſeine Zwecke zu erreichen, hat der Verein das deutſche Volk, 
umal die Bewohner des Weſtens und Südens über die polniſche Gefahr 
Oſten aufgeklärt und immer von neuem Verſuche gemacht, alle Deutſchen 
uſammenzufaſſen zum gemeinſamen Kampf gegen die polniſche Uber, 
utung. An dieſem Kampf ſollten alle Deutſchen teilnehmen, ohne Unter⸗ 
ſchied der Religion und der politiſchen Parteirichtung, und immer hat es der 
Verein im Auge behalten, auch wenn er von deutſcher Seite angefeindet 
wurde, daß der Gegner von heute der Bundesgenoſſe von morgen ſein ſollte. 
Niemals hat er Anlaß zu dem Verdacht gegeben, daß er die Juden, die 
wirklich deutſch fühlten, von ſeinen Beſtrebungen ausſchloß. Niemals 
iſt es ihm in den Sinn gekommen, eine Proteſtantiſierung des Oſtens 
herbeizuführen. Das war ein bequemes Schlagwort in dem Munde der 
Gegner, mit dem ſie auf die Maſſe leicht Eindruck machten. Ebenſo iſt der 
Deutſche Oſtmarkenverein ſtets auf das eifrigſte bemüht geweſen, mit der 
Regierung und den Staatsbehörden zuſammen zu arbeiten. Er war ſich 
ets deſſen bewußt, daß die Kraft der Polen und ihre Erfolge hauptſächlich 
n der deutſchen Uneinigkeit wurzelte, und daß eine kräftige Förderung 
des Deutſchtums nicht anders zu erwarten war, als durch ein Zuſammen⸗ 
arbeiten aller nationalen deutſchen Kräfte. 

Der Deutſche Oſtmarkenverein fand überall Beifall und bereit⸗ 
willige Aufnahme. Seine Mitgliederzahl wuchs ſchnell, ſeine Organiſation 
wurde mit der Zunahme der Mitglieder und dem wachſenden Umfange 
Kä? Arbeiten erweitert und vertieft. Der erſten Ortsgruppe in Bromberg 
olgte Oſtrowo und viele andere. Geſchäftsführer wurden ſogleich in Poſen 
und in Berlin beſtellt. Die Ortsgruppen in den einzelnen Provinzen 
wurden im Laufe der Zeit zu Provinzialverbänden und Landesverbänden 
uſammengefaßt, Provinzialvorſtände eingeſetzt und weitere Geſchäfts⸗ 
führer beſtellt. Ein Geſamtausſchuß ſtand an der Stelle einer Mitglieder⸗ 
verſammlung, ein Hauptvorſtand trat mehrmals im Jahre zuſammen. 
Die hauptſächliche und regelmäßige Vereinsarbeit aber wurde geleiſtet 
von dem geſchäfts führenden Ausſchuß, der in Berlin ſaß und wöchentlich 
unter dem Vorſitz von Heinrich von Tiedemann eine Sitzung hatte. 

aſt hat der Verein ſein zweites Jahrzehnt beendet, die Zahl ſeiner 
Mitglieder hat 50 000 überſchritten, ſie ſind in mehr als 440 Ortsgruppen 
über das ganze Deutſche Reich verteilt. Das Vermögen des Vereins beträgt 
mit den beiden von Hanſemann⸗Stiftungen, der großen Friedrich Kruſe⸗ 
Stiftung und mehreren kleineren Stiftungen nahezu eine Million Mark. 
Die Aufgaben und die Arbeiten des Vereins ſind mehr und mehr 
gewachſen. Heinrich von Tiedemann⸗Seeheim hatte von Anfang an 
Klarheit geſchaffen über den Umfang und die Grenzen der Tätigkeit des 
Vereins. In der Erläuterung zur Tagesordnung für die erſte Sitzung 
des Geſamtausſchuſſes am 30. November 1894 iſt ein Überblick über die 
Vereinsarbeiten gegeben, die auch für die jetzige Zeit gültig bleibt. Aber 
die Tätigkeit im Einzelnen iſt immer umfangreicher geworden. 

Bei allen geſetzgeberiſchen Arbeiten, die ſich auf die Oſtmark bezogen, 
hat der Verein durch zahlreiche Eingaben und Denkſchriften an den Reichs⸗ 
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kanzler die Miniſterien und die Abgeordneten lebhaft mitgewirkt, oft in 
ſeinen Beſchlüſſen Anregungen gegeben, insbeſondere auch bei dem Ent⸗ 
eignungsrecht, das der Anſiedlungskommiſſion für ihre Pläne freie Bahn 
ſchaffen ſollte. Der Verein hat ſodann durch zahlreiche Verſammlungen, 
Vorträge, Zeitungsartikel und Flugſchriften, die Deutſchen im Oſten und 
im ganzen Deutſchen Reiche über die politiſche Lage in der Oſtmark und 
über die Gefahren des polniſchen Vordringens aufgeklärt und die polniſchen, 
gegen den Beſtand von Preußen gerichteten Umtriebe in das helle Licht des 
Tages gezogen. Der Verein hat die Wacht gehalten an der Weichſel und 
der Warthe, die Vereine und Verſammlungen der Polen, ſowie die polniſche 
Preſſe, deren fremde Sprache ſie der Offentlichkeit entzog, beobachtet. 
Die bösartigen und deutſchfeindlichen Außerungen ſind im „Polenſpiegel“ 
und im „Deutſchen Oſten“ feſtgenagelt. Tatſächlichen Übergriffen und 
Geſetzwidrigkeiten trat der Verein entgegen. Aber auch das Verhalten der 
Deutſchen behielt der Verein im Auge, oft hatte er Veranlaſſung, un⸗ 
würdiges Verhalten von Deutſchen, die vor dem Polentum ſich beugten, 
zu rügen und für die Zukunft zu verhindern. 

Auf wirtſchaftlichem Gebiet ſuchte der Verein den Deutſchen in der 
Oſtmark nach Kräften zu helfen. Darlehen und Unterſtützungen, die ein⸗ 
zelnen Deutſchen zur Beſeitigung von geſchäftlichen Schwierigkeiten oder 
zur Erweiterung ihres Geſchäfts dienen ſollten, gab der Verein aus ſeinen 
Mitteln oder verſchaffte ſie von anderen Stellen. Nicht ſelten ſprang 
Heinrich von Tiedemann perſönlich ein und gab und half. Seine offene 
Hand hat manche Wunde geſchloſſen und manchen Darniederliegenden 
aufgerichtet. Aus beſondern Fonds wurden ſtrebſamen jungen Deutſchen, 
beſonders Landwirten und Handwerkern, Stipendien gegeben. Der Verein 
ſorgte auch eifrig dafür, daß die Deutſchen ihre Kaufleute und ihre Hand⸗ 
werker möglichſt berückſichtigten und ſetzte es durch, daß, nachdem der ſeit 
Jahrzehnten von den Polen ausgeübte Boykott gegen die deutſchen Kauf⸗ 
leute und Handwerker ſtärkere Formen annahm, auch von den Deutſchen 
die polniſchen Gewerbetreibenden gemieden werden. 

Zur Erleichterung des Güterverkehrs und zur Förderung der Bauern- 
anſiedelung gründete Heinrich von Tiedemann zuſammen mit Dr. Fer⸗ 
dinand von Hanſemann im Jahre 1895 die Landbank und iſt bis heute 
Mitglied ihres Auſſichtsrats. Die Landbank hat ſich ſelbſtändig 
entwickelt, ſteht aber dauernd unter ſeinem Einfluß. Im Jahre 1903 
wurde vom Verein die Feldarbeiter⸗Zentrale zur Beſchaffung und Ver⸗ 
teilung von Arbeitern gegründet. Aus ihr iſt eine ganz ſelbſtändige Ein⸗ 
richtung geworden. | 

Der Verein vermittelte die Niederlaſſung von deutſchen Rechts⸗ 
anwälten und Arzten und durch ſeine Gewerbe⸗Auskunftsſtelle die Anſetzung 
von deutſchen Handwerkern. Durch die von ihm errichtete „Oſtmärkiſche 
Grundſtücks⸗Erwerbs⸗Genoſſenſchaft“ half er deutſchen Gewerbetreibenden, 
Grundſtücke zu erwerben, oder ihnen ihre Grundſtücke durch hypothekariſche 
Darlehne zu erhalten. Eine beſondere Stelle beſteht zur Errichtung von 
Volksbibliotheken, deren jetzt über 700 beſtehen. Neben der Vereins- 
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zeitung „Die Oſtmark“ und dem Korreſpondenzblatt „Der deutſche Oſten“ 
hat der Verein zahlreiche Flugblätter, Schriften und Bücher herausgegeben, 
auch einen jährlich erſcheinenden Oſtmarkenkalender und neuerdings ein 
Prachtwerk „Die deutſche Oſtmark. 

Eine ſo vielſeitige und umfangreiche Arbeit konnte von einer Stelle, 
vom geſchäftsführenden Ausſchuß, allein nicht bewältigt werden. Heinrich 
von Tiedemann⸗Seeheim beſtimmte eine Geſchäftsverteilung; er beſtellte 
innerhalb des Ausſchuſſes für die einzelnen Landesteile der Oſtmark oder 
auch für einzelne Angelegenheiten Berichterſtatter und errichtete beſondere 
Ausſchüſſe, die Stipendienfondskommiſſion, die Preßkommiſſion und 
die Finanzkommiſſion. Aber er verlor dabei nicht die Überſicht über die 
geſamte Tätigkeit des Vereins und ſeine ungewöhnliche Arbeitskraft machte 
es ihm möglich, ſich auch um alle Einzelheiten zu kümmern. Und niemals 
iſt eine Sache von einiger Wichtigkeit ohne ihn entſchieden worden. Sehr 
häufig hat er wichtige Angelegenheiten auch ſelbſt erledigt, beſonders in 
ſolchen Fällen, die eine mündliche Beſprechung verlangten. Er war die 
Seele des Ganzen, er arbeitete unermüdlich, ja ſelbſt die Krankheit durfte 
ſeine Tätigkeit nicht beeinträchtigen; ſo berief er einmal, als er erkrankt 
war, und das Zimmer nicht verlaſſen durfte, den Hauptvorſtand, der in 
Poſen tagen ſollte, nach ſeinem Herrenſitz in Seeheim. Und zu bewundern 
iſt es geradezu, daß er bei ſeiner umfangreichen Tätigkeit doch faſt alle 
Briefe mit ſeinen großen klaren Schriftzügen ſelbſt ſchreibt. 

Bei der Leitung des Vereins und der Führung der Geſchäfte, zumal 
bei allen politiſchen Forderungen hatte Heinrich von Tiedemann ein ſicheres 
Gefühl für das Mögliche und Erreichbare. Das zeigte ſich auch bei ſeiner 
Stellung zu andern Vereinen. Der Alldeutſche Verband war geneigt, 
die Gründung des Deutſchen Oſtmarkenvereins als einen Einbruch in ſeinen 
Intereſſenkreis anzuſehen. Heinrich von Tiedemann verſtand es, die All⸗ 
deutſchen zu beruhigen, aber völlige Selbſtändigkeit ihnen gegenüber zu 
wahren. Als das neue Vereinsgeſetz vom 19. April 1908 den Frauen er⸗ 
möglichte, in politiſche Vereine als Mitglieder einzutreten und an politiſchen 
Verſammlungen teilzunehmen, wurde der Vorſchlag erörtert, den Deutſchen 
Frauenverein für die Oſtmark, der neben dem Deutſchen Oſtmarkenverein 
unter dem Vorſitz der Frau Geheimrat von Hanſemann, der Mutter des 
Dr Ferdinand von Hanſemann, hauptſächlich auf dem Gebiete der Wohl⸗ 
tätigkeit, aber doch als ausgeſprochen nationaldeutſche Vereinigung beſtand, 
mit dem Deutſchen Oſtmarkenverein zu fuſio nieren. Der Vorſchlag fand 
viel Anklang, Heinrich von Tiedemann aber war von Anfang an dagegen 
und ſeine Meinung war entſcheidend. 

Große Verſammlungen von Vereinsmitgliedern und Freunden 
des Vereins unter Teilnahme der Behörden brachte die Deutſchen Tage, 
die anfangs jährlich, ſpäter alle zwei Jahre in der Oſtmark vom Verein 
veranſtaltet wurden. Die Städte, in denen der Deutſche Tag ſtattfand, 
ließen es ſich nicht nehmen, ihr Wohlwollen durch einen großen Feſtzug 
zu zeigen, ſo Danzig, Marienburg, Poſen, Bromberg, Gleiwitz und Katto⸗ 
witz. Bei dieſen Deutſchen Tagen war Heinrich von Tiedemann der Mittel» 
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punkt der Feier und hielt jedesmal eine mit Begeiſterung aufgenommene 
Rede an die Tauſende von Anweſenden. 

Natürlich hatte Heinrich von Tiedemann⸗Seeheim ſorgſame und 
eifrige Mitarbeiter, Mitarbeiter, die er ſelbſt zu den Arbeiten des Vereins 
herangezogen hatte, die ihm treu zur Seite ſtanden und freudig mit ihm 
arbeiteten. Einer ſeiner beſten Mitarbeiter war Dr Ferdinand von Hanſe⸗ 
mann, der kluge Kopf, ein Mann, der Feder und Rede gewachſen, der an 
der Gründung des Vereins und an ſeinen Arbeiten den größten Anteil hatte. 
Leider ging er im noch jugendlichen Alter am 3. Oktober 1900 dahin. Der andere 
Mitbegründer des Vereins, der hochbetagte Landesökonomierat Kenne⸗ 
mann, blieb viele Jahre hindurch ein Vorbild an Patriotismus und deutſcher 
Treue. Auch er iſt nach Vollendung des vierundneunzigſten Lebensjahres dahin 
gegangen. Neben Heinrich von Tiedemann hat der Verfaſſer ſeit dem 
Jahre 1895 als fein erter Stellvertreter an der Organiſation des Vereins 
und an ſeinen Aufgaben mit Eifer und Luſt gearbeitet. Ebenſo ſeit dem 
Jahre 1900 der zweite ſtellvertretende Vorſitzende, der Kaiſerliche Geſandte 
z. D. Raſchdau. Neben ihnen wirkten als Landesvorſtände, als Mit⸗ 
glieder des Hauptvorſtandes, im geſchäftsführenden Ausſchuſſe eine große 
Zahl ausgezeichneter Männer, deren Namen nicht alle aufgezählt werden 
können: hohe Militärs und Beamte außer Dienſt, Univerſitätsprofeſſoren, 
Finanzleute, Juriſten und andere Männer, die den verſchiedenſten 
Berufen angehörten. 

Heinrich von Tiedemann war aber nicht nur der gewählte Vorſitzende, 
er wurde von allen als Leiter und Führer anerkannt. Seine Sachkenntnis, 
ſeine Perſönlichkeit machten ihn dazu. Und er verſtand es, durch ſeine 
Tatkraft zu ordnen und zu leiten und durch ſeine Liebenswürdigkeit alle 
Mißhelligkeiten zu vermeiden und auszugleichen. 

Der Verein hatte natürlich auch ſeine Feinde und ſeine Wider⸗ 
ſacher. Selbſtverſtändlich wurde er von den Polen auf das Heftigſte ange⸗ 
feindet. Die Feindſchaft der Polen äußerte ſich in gröbſten Beſchimpfungen 
in der polniſchen Preſſe, die in ihrem Straßenjungenton von der „Schurken⸗ 
arbeit der Hakatiſten“ und von „ehrloſer Hetze“ ſprach. Dem betagten 
Kennemann drohten die Polen, ihn und ſeine Genoſſen in ihren eigenen 
Lauben aufzuhängen, und, ſoweit ihre Macht reichte, verfolgten die Polen 
alle, die dem Deutſchen Oſtmarkenverein als Mitglieder beitraten. Die 
Polen glaubten auch einen Spottnamen erfunden zu haben, als ſie aus 
den Anfangsbuchſtaben der Namen der Gründer des Vereins Hanſemann, 
Kennemann und Tiedemann das Wort Hakate formten und den Verein als 
Hakateverein und ſeine Mitglieder als Hakatiſten bezeichneten. Aber der 
Spott prallte von den deutſchen Männern ab, das Wort wurde zum Ehren⸗ 
namen, den die Vereinsmitglieder nicht ohne Stolz führten und der am 
Kopf jeder Nummer der Vereinszeitung „Die ark“ zu finden iſt. 

Gegner hatte der Verein auch unter den en. 

Die Ultramontanen, bei derem eifrigen Streben, die Macht und 
den Einfluß der katholiſchen Kirche zu erhalten und zu mehren, gar leicht 
das Bewußtſein der vaterländiſchen Pflichten verdunkelt wird, ließen es 
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an Anfeindungen nicht fehlen; ſie SE d SE den Verein den Vorwurf, 
er ſei ein Feind der Katholiken Oſten proteſtantiſieren. 
Sie hielten es mit den ler. obwohl ſie von ihnen recht oſt abſtoßend 
behandelt wurden. Das erſchwerte gar ſehr die Stellung des Vereins; 
denn es war nicht leicht, die Verdächtigung der Zentrumspreſſe zu wider⸗ 
legen und den Katholiken ein beſſeres Verſtändnis für das Weſen des 
Vereins beizubringen. Der Verein benutzte jede Gelegenheit, die Katho⸗ 
SC begünftigen, fo beſonders die Katholiken, die ſich im Oſten in deutſchen 

en zuſammengefunden hatten, er unterſtützte gern Katholiken durch 
Kee Beihilfe, durch Darlehen und Stipendien. Auch trat er 
bei Wahlen ohne Vorbehalt für den Zentrumskandidaten ein, wenn er der 
Kompromißkandidat der Deutſchen war oder wenn er in der Stichwahl 
mit dem Polen 

Die Sozialdemokraten, deren deutſche Geſtalt durch ein internatio⸗ 
nales Gewand verdeckt wird und deren ſoziale Utopien die Liebe zum 
Vaterland, die Liebe zum Deutſchtum erſticken, wollten natürlich vom 
Verein an us des Deutſchtums nichts wiſſen. 

im freiſinnigen Parteilager fanden ſich Gegner. Viele Frei⸗ 
mige m in der Beſorgnis, daß bei einer kräftigen Abwehr der deutſchfeind⸗ 
lichen polniſchen Mitbürger ihre in vergangenen Zeiten geborenen, aber 
unentwegt feſtgehaltenen Parteigrundſätze Abbruch erleiden könnten; 
ke nn ſich nicht darein finden, daß für die außergewöhnlichen Zuſtände 

er Oſtmark auch außergewöhnliche Maßregeln notwendig ſeien. Sie 
ben daher Gegner einer kräftigen deutſchen Politik im Oſten und, obwohl 
wahrlich keine Freunde der Großgrundbeſitzer, verhielten fie Dé ſogar 
ablehnend gegen die Anſiedlung von Bauern in den öſtlichen Provinzen, 
eine Maßregel, die doch eine Verminderung des Großgrundbeſitzes herbei⸗ 
führen mußte. 

Widerwillig zeigten ſich auch viele Gewerbetreibende, die ihre 
polniſche Kundſchaft zu verlieren fürchteten, obwohl ſie wiſſen mußten, 
daß dieſe polniſche Kundſchaft ihnen nur ſolange verblieb, bis am Platz 
ein polniſcher Konkurrent ſie ihnen entführte. 

In den erſten Jahren ſeines Wirkens war der Verein auch bei vielen 
Beamten garnicht beliebt. Die Beamten wollten Ruhe. Wenn die 
Ruhe auch durch Nachgiebigkeit gegen polniſche Anſprüche erkauft werden 
mußte, ſo gab es doch keine Streitigkeiten, keine ſchwierigen Entſcheidungen, 
keine Beſchwerden. Später jedoch waren die Beziehungen zu den Behörden 
durchweg ſehr gute. Heinrich von Tiedemann ſelbſt ſowie die anderen 
Abgeſandten des Vereins fanden bei den Beamten ſtets ein offenes Ohr 
und volles Verſtändnis. Das gute Verhältnis wurde auch dadurch nicht 
Sfr daß Polen und andere Gegner die Staatsregierung gegen den 

Oſtmarkenverein einzunehmen ſuchten, indem ſie ihn als den eigentlichen 
Leiter der Polenpolitik, als „Nebenregierung“ bezeichneten. Das war 
ein billiges Schlagwort ohne jede Berechtign ng. Beide gingen bei 
gleichem 2 den gleichen Weg, aber in völliger Selbſtäubigkeit und 
Unabhängigkeit. 
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Durch alle dieſe Schwierigkeiten ſetzte ſich der Deutſche Oſtmarken⸗ 
derein unter der kräftigen und ſicheren Gegend ſeines Vorſitzenden Heinrich 
von Tiedemann ⸗Seeheim der und der Verein iſt geworden, was er nach 
ſeinem Sinne werden ſollte 


Der Sammelpunkt für alle deutſchen Patrioten, die das Polentum 
bekämpfen, der Mittelpunkt für alle nationalpolitiſchen Beſtrebungen 
zur Förderung des Deutſchtums in der Oſtmark und ein feſter Damm gegen 
Gelüfte, die deutſche Politik im Oſten zu verlaſſen. 


o hat Heinrich von Tiedemann durch eine faſt eeng ier 
raſtloſe u. Arbeit ſich fein Lebenswerk geſichert. Er n 
der Geſchichte der Oſtmark als glühender Patriot und Glider, Code 
für deutſches Recht und deutſche Art einen ehrenvollen Platz ein. 

Heinrich von Tiedemann⸗Seeheim fand die wohlverdiente Aner⸗ 
kennung. Als Führer der Deutſchen gegen das deutſchfeindliche Polentum 
iſt er in ganz Deutſchland bekannt und überall wird ſein Name mit Achtung 
genannt. Alle, die ihn perſönlich kennen, ſchätzen ihn und ſind ihm zugetan. 
Beſonders beliebt iſt Heinrich von Tiedemann ⸗Seeheim natürlich in den 

eiſen. Und hier nicht nur wegen ſeiner Stellung als erſter 
Vorſitzender des Deutſchen Oſtmarkenvereins und als anerkannter KE 
ſondern hauptſächlich auch wegen ſeiner Charaktereigenſchaften. 
5 und treu, er iſt höflich zu jedermann, er erkennt gern und beis 
andere Leiſtungen an, er achtet andere Meinungen, ja paßt fich ihnen an, 
wenn er ſie billigt, er nimmt Rückſicht auf fiene Intereſſen, wofern ſie 
nur irgendwie berechtigt erſcheinen. 

In Oſtmarkenkreiſen begegnet man ihm nicht nur mit der größten 
eilig wo er ſich geist, ſondern es hat wohl kaum eine größere Verſamm⸗ 

lung, ein Deutſcher Tag ſtattgefunden, an dem die Verſammelten ihm, wenn 

er abweſend war, nicht durch eine telegraphiſche Begrüßung ihre Hochachtung 
bezeugten. An der Feſtſitzung des Geſamtausſchuſſes des Bee Oſt⸗ 
markenvereins bei der Feier des zehnjährigen Beſtehens des Vereins im 
Jahre 1904 wurde von Tiedemann⸗Seeheim gleichzeitig mit dem alten 
Kennemann zum Ehrenmitgliede des Deutſchen Oſtmarkendereins ernannt, 
eine Ehre, die außer dieſen beiden Mitgliedern nur noch Felix Kees? zu⸗ 
teil geworden iſt. Nach Einweihung des Bismarckturms in Bromberg 
im Jahre 1913 verehrte ihm die dortige Ortsgruppe eine we 
des Bismarcksſtandbildes im Turm. 

Auch außerhalb des Oſtmarkenvereins fand Heinrich von Tiedemann⸗ 
Seeheim mannigfache Anerkennung und Auszeichnung, 9 er ſich auch 
gern an allen 5 im Sinne des Gemeinwo hls und der Vaterlands⸗ 
liebe beteiligte. Er iſt ſeit langen Jahren Mitglied des Poſener Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes, des Provinziallandtages, der Provinzial⸗ und Generalſynode und erſter 
Kurator der Kaiſer Wilhelm⸗ Gedächtniskirche. Der Kaiſer hat ihn wieder⸗ 
holt ausgezeichnet. Auch das Telegramm des Kaiſers, das er auf eine 
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Huldigungsdepeſche des Deutſchen Oſtmarkendereins dom Deutſchen Tage 
in Kattowitz ſandte: 


Major a. D. von Tiedemann⸗Seeheim. e 

In dankbarer Anerkennung der Beſtrebungen des Deutſchen 
Oſtmarkenvereins, das Deutſchtum auch in der Provinz Schleſien zu 
kräftigen und zu för dern, ſpreche ich allen zum Deutſchen Tage dort 
vereinten Patriot en für die freundliche Begrüßung meinen wärmſten 
Dank aus. Möge der für die Zukunft und die Größe des Deutſchen 
Vaterlandes ſo bedeutungsvollen Arbeit Gottes Schutz und Segen in 
reichem Maße bei chieden fein. 

Wilhelm l. R. 


war nicht nur an die Adreſſe don Heinrich don Tiedemann⸗Seeheim ge⸗ 
richtet, ſondern es war für ihn, als den langjährigen Führer auch eine 
perſönliche Auszeichnung. . N . 
Wiederholt und noch ganz kurz dor ſeinem Tode hat Fürſt Bis⸗ 
marck Heinrich don Tiedemann mit einem Briefe beehrt, ihn auch am 16. Juni 
1897 in Friedrichsruh Ge Damals hat der Fürſt, wie in allen 
ſeinen Briefen, ſeine rege Anteilnahme an den Arbeiten des Vereins aus 
geſprochen, und den nationalen und wirtſchaftlichen Beſtrebungen des 
Vereins weiter kräftiges Gedeihen gewünſcht. Die Billigung der Beſtre⸗ 
bungen für das Deutſchtum in der Oſtmark durch den größten Staatsmann 
des Deutſchen Reichs war eine hohe Genugtuung für Heinrich von Tiede⸗ 
mann 


iſt, faßt man am beſten mit den Worten zuſammen: er iſt ein echter deutſcher 
Edelmann. 
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Die Bedeutung der Grundbefikverteilung 
vom nationalen Standpunkte aus. 


Von Friedrich von Schwerin. 


Reichstag und Landtag haben ſich im Frühjahr dieſes Jahres ein⸗ 
1 7 mit den Fragen der Grundbeſitzverteilung beſchäftigt. Alle bürger⸗ 
ichen Parteien haben ſich dabei als warme Freunde der Vermehrung des 
Kleinbeſitzes erklärt. Die Wahlaufrufe der folgenden Landtagswahl⸗ 
kampagne zeigen uns ein gleiches Bild. Man ſollte meinen, es müßte in 
dieſem Punkte ein Einverſtänd nis aller Parteien herrſchen und eine energiſche 
Förderung dieſes Werkes eine Folge der Einhelligkeit der Auffaſſung ſein. 
Das iſt aber keineswegs der Fall, wenn man näher hinſieht. Da tobt 
vielmehr ein erbitterter Streit und das, was zum Wohle des Vaterlandes 
Gegenſtand ernſter gemeinſchaftlicher Arbeit ſein ſollte, wird nach leidiger 
deutſcher Art zum Parteigezänk. Der Grund iſt nicht ſchwer zu erkennen. 
Vielen der Rufer im Streite iſt es bei dem Bekenntniſſe zu innerer Koloni⸗ 
ſation herzlich wenig um die Beſſerung nationaler und wirtſchaftlicher 
Zuſtände zu tun, ſondern um die Förderung parteipolitiſcher Ziele. So 
wird der Streit auf das Gebiet Großbeſitz gegen Kleinbeſitz, beweglicher gegen 
befeſtigten Grundbeſitz gebracht. Für die einen dreht es ſich bei der For⸗ 
derung nach energiſcher Durchführung der inneren Koloniſation um die 
Vernichtung der verhaßten vermeintlichen politiſchen Vorherrſchaft der 
Junker in unſeren Oſtprovinzen; für die anderen bei dem ſtarken Betonen 
der Forderung nach einer geſunden Miſchung der Beſitzgrößen darum, es 
unter dieſem Titel alles beim alten zu belaſſen. Von beiden Seiten wird 
die unendliche Bedeutung, die die glückliche Löſung der Innenkoloniſation 
in abſehbarer Zeit für die nationale Exiſtenz des deutſchen Volkes hat, 
verkannt. Die wirtſchaftliche Bedeutung, die in den Land tagsverhandlungen 
im Vordergrunde geſtanden hat und überall ſtark, vielleicht zu ſtark gegen⸗ 
über der nationalen betont worden iſt, ſoll hier einmal ununterſucht bleiben. 
Es ſoll der Verſuch gemacht werden, zu zeigen, wie wenig man der Frage 
der richtigen Grundbeſitzverteilung gerecht wird, wenn man fie partei- 

olitiſch behandelt. Nicht weniger und nicht mehr hängt von ihrer richtigen 

eantwortung und Entſcheidung ab als die nationale Exiſtenz des Deutſch⸗ 
tums in unſerem Oſten und darüber hinaus die Erhaltung des Deutſchen 
Reiches als eines . 

Die neueſte Entwicklung der politiſchen Verhältniſſe Europas zeigt 
uns, wie ſchwierig die Stellung Deutſchlands iſt und wie viel ſchwieriger 
fie mit jedem Tage wird. Gewaltig erhebt ſich im Oſten und Südoſten 

2 


18 Friedrich von Schwerin 


die Macht des Slawentums mit unverbrauchten Kräften, mit ſchnell wachſen⸗ 
den rieſigen Volksmaſſen. Deutſchland muß ſeine innere Stellung als 
ein einheitliches Volkstum außerordentlich feſtigen, wenn es dieſen An⸗ 
ſtürmen ſtandhalten will. Wir Deutſche ſind ſtolz auf unſere Schulbildung, 
gern tun wir uns etwas auf unſere Kenntniſſe in der Geſchichte gegenüber 
denen anderer Völker zugute. Überlegen belächeln wir wohl jene Ameri⸗ 
kanerin, die bei dem Anblicke des Grabmals Friedrichs II. in Palermo in 
den erſtaunten Ausruf ausbrach: „ich wußte nicht, daß Fried rich der Große 
in Palermo begraben iſt!“ Dabei frage ich mich aber oft, was hilft uns die 
Kenntnis der Geſchichte, wenn wir es nicht verſtehen, für uns und unſer 
Volk daraus Folgerungen zu ziehen? „Die Geſchichte der Völkerwanderung 
iſt die Geſchichte der Beſiedlung Europas durch die Germanen,” fagt Guſtav 
Freytag. Einſt ſaßen Goten von den unwegſamen Bergen des Kaukaſus 
bis in die Südſpitze Spaniens, vom Nordkap bis zum ſüdlichen Italien. 
Im Weichſel⸗ und Dnjeprtal hatten deutſche Stämme ihre Wohnſitze, 
alle heute germaniſchen Länder Europas waren von ihnen beſetzt, fie herrſchten 
in allen romaniſchen Ländern, Byzanz zitterte vor ihnen, nach Kleinaſien 
waren ſie eingedrungen, und Nordafrika hatten die Vandalen inne. Ihre 
Herrenſtellung in den Mittelmeerländern kommt recht deutlich zum Aus⸗ 
druck, wenn wir uns vergegenwärtigen, daß die heute noch übliche Be⸗ 
zeichnung „blaues Blut“ für Adel ihren Urſprung in den ſüdeuropäiſchen 
Ländern hat, deren dunkelhäutige Eingeborene die helle Hautfarbe der 
Germanen, die die blauen Adern durchſchimmern ließ, mit Erſtaunen ſahen. 
Germaniſches Blut wurde mit Adel gleichbedeutend. Wie beſcheiden iſt 
das, was den Germanen und insbeſond ere den Deutſchen von dem rieſigen 
Ländergebiet geblieben iſt! Iſt die Entwicklung der Zurückdrängung der 
Deutſchen in ihren gegenwärtigen Sitzen abgeſchloſſen oder bewegen wir 
uns noch in der Linie des weiteren Rückganges? Nur wenn wir uns über 
die Urſachen klar werden, die den Untergang des deutſchen Volkstums in 
den von Deutſchen einſt beſetzten Ländern hervorgerufen haben, werden 
wir auch dieſe Frage beantworten können. Ich ſpreche ausdrücklich vom 
deutſchen Volkstum in jenen Ländern, nicht von der deutſchen Herrſchaft. 
Der allmähliche Untergang der deutſchen Herrſchaft iſt in ſeinen Gründen 
von unſeren erſten Geſchichtsſchreibern geſchildert und zur Genüge bekannt; 
der allmähliche * deutſchen Volkstums iſt in ſeinen einzelnen 
Phaſen faſt unbekannt. Wir ſind gewöhnt, ihn allgemein mit dem politi⸗ 
ſchen Untergange der betreffenden Volksherrſchaften zuſammenfallen iu 
laſſen. Das ift aber ficher ein Irrtum. Das Hinſiechen des Volkstums iſt 
ein ganz allmähliches. Aus dem 16. Jahrhundert wird uns noch von den 
Reſten der Goten im Kaukaſus berichtet. Heute ſehen wir den verzweifelten 
Kampf einzelner deutſcher Gemeinden in Südtirol gegen die Verw ung. 
Aus den langobardiſchen Landbaronen Etruriens erwächſt in Rom im 15. 
Jahrhundert das Geſchlecht der Farneſe mit feinem italieniſierten Bornamen 
Rainer (Ranuccio) zu höchſtem Glanze. Nicht anders mögen einſt dieſe 
langobardiſchen Gutsherren gegen fremdes Volkstum angekämpft haben, 
wie heute unſere und ihre Stammesvettern in den ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen. 
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Die Gründe für die Nichterhaltung ihres Volkstums in den ſüdlichen Ländern 
liegen ziemlich klar. Die Germanen waren als Herren ins Land gekommen, 
als Herren auch hatten ſie Anteil an dem Grund und Boden erhalten. 
Nicht oder nur in verſchwindendem Maße war ein ſeßhaftes deutſches 
Bauerntum in dieſe Länder gezogen. Inmitten fremden Volkstums hatten 
ſich die Beſitzer der großen Grundherrſchaften vereinzelt nicht deutſch er⸗ 
halten, die Maſſe hat auch hier die Nationalität beſtimmt. Die Herren 
ſind in der fremden Flut untergegangen. Iſt das weſentlich anders als das 
Bild, das uns der einſt deutſche Hochadel Böhmens heute bietet? 

Verſchieden davon haben ſich die Verhältniſſe in den weiten Gebieten 
germaniſcher Urſitze öſtlich der Elbe geſtaltet. Die ſtänd ige Abwanderung der 
deutſchen Urbevölkerung hat eine ſo ſtarke Verdünnung derſelben zur Folge, 
daß allmählich die ſlawiſche Flut hineindringt und unmerklich vom Lande 
Beſitz ergreift; die zu ſchwach gewordene bäuerliche Bevölkerung ver⸗ 
ſchwindet in dem fremden Elemente. Allein in den Gebieten, in denen eine 
dichte deutſche bäuerliche Bevölkerung das Land beſied elt hat, in den Ländern 
weſtlich der Elbe, iſt ſie imſtande, ſich gegen alle Stürme zu erhalten. Aus 
ihrer mächtig überſchäumenden Volkskraft iſt fie in den folgenden Jahr⸗ 
hunderten imſtande, eine glänzende Koloniſationstätigkeit nach Oſten zu 
üben. Die Länder bis zur Oder werden vollſtändig regermaniſiert, über 
dieſe hinaus weite Striche des Weichſelgebiets. In den kühnſten Vorſtößen 
dringen die deutſchen Ritterorden bis zu dem finniſchen Meerbuſen vor. 
Nicht in dem ganzen Gebiete gelingt es ihnen, neben der Errichtung ihrer 
Herrſchaft das Land auch zu koloniſieren und zu germaniſieren. Die un⸗ 
glückliche politiſche Entwicklung des Deutſchen Reichs ſchneidet ihnen den 
Nachſchub aus der Heimat ab. Trotz dieſer nur unvollkommenen Erfüllung 
ihrer großen Aufgabe und trotzdem mehrere der von ihnen eroberten Pro⸗ 
vinzen dauernd außer dem politiſchen Verbande mit Deutſchland geblieben 
ſind, iſt auch in ihnen der Grund und Boden zum größten Teile bis auf 
unſere Tage in deutſcher Hand geblieben. 

Bevor wir die Nutzanwendung der geſchichtlichen Entwicklung 
auf unſere gegenwärtigen Verhältniſſe ziehen, erſcheint es mit Rück⸗ 
ſicht auf dieſe von Nutzen, noch einen Blick auf die Grundbeſitzverteilung 
in den alten heute unter ruſſiſcher Herrſchaft ſtehenden Ordens⸗ 
provinzen zu werfen. Es ſind dies Kurland, Livland und Eſtland. Wir 
bezeichnen dieſe drei Provinzen als die deutſchen Oſtſeeprovinzen; 
mit Unrecht, wenn wir an den prozentualen Anteil der Deutſchen an der 
Geſamtbevölkerung denken; betrugen die Deutſchen (1897) in den drei 
Provinzen doch nur 6,94 % der Geſamtbevölkerung (in Kurland und 
Livland je 7,57%, in Eſtland 3,90 %) oder 165 627 von 2 386 115 Ein- 
wohnern. Die der Zahl nach vorherrſchende Bevölkerung ſind in Kurland 
die Letten mit 75 ; in Liwland — räumlich getrennt — im Süden die 
Letten mit 43,40 %, im Norden die Eſten mit 39,91 ; in Eſtland die Eſten 
mit 88,67 %. Ganz anders ſtellt ſich das Bild, wenn wir die Grundbeſitz⸗ 
verteilung betrachten. Kurland hat eine Geſamtfläche von 2 427 635 
Deßjätinen = 2 652 191 Hektar (1 Deßjätine = 109,25 Ar). 
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Hiervon entfallen 


auf Privatgüter ............ 979 705 Deß. = rd. 40%, 
„ Kronsgüter (Domänen) . 525 318 „ = „ 2%, 
„ Bauerngüter 898 245 „ = „ 37 0%, 


Livland hat eine Geſamtfläche von rd. 4 703 000 Hektar. Davon entfallen 
auf Landgüter des liwvländ iſchen Feſtlandes rd. 4 125 000 Hektar (für die 
Inſeln fehlt mir das ſtatiſtiſche Material), hiervon ſind: 
im Eigentum der Rittergutsbeſitzer 2 100 103 Hektar, 
im Eigentum der Bauern 1 345 616 „ , 
Domänengüter ſ ind 586 083383 „„ 
während der Reſt auf ſonſtige Beſitzkategorien entfällt (Paſtorate, Patri⸗ 
monialgüter uſw.). 

Eſtland hat einen Geſamtumfang von 1 762 418 Deßjätinen, davon 
entfallen auf den Großgrundbeſitz 1 159 456 Deßjätinen = rund ?/,, und 
602 962 Deßjätinen = rund ½ auf den Kleingrundbeſitz. 

Der Großgrundbeſitz befindet ſich in allen drei Provinzen zu einem 
fo überwiegend en Teile in deutſcher Hand, der Kleingrundbeſitz in lettiſcher 
bzw. eſtniſcher Hand, daß, ohne der Statiſtik Zwang anzutun, Großbeſitz 
mit deutſchem Beſitze, Kleinbeſitz mit nicht deutſchem Beſitze gleichgeftellt 
werden kann. Ein Blick auf die gegebenen Zahlen zeigt, daß der größte 
Teil des Landes ſich in deutſchem Eigentume befindet. Dieſe vorherrſchende 
Stellung des deutſchen Großbeſitzes wird noch dadurch verſtärkt, daß auch 
die Pächter der Kronsgüter (in Kurland allein 22 % der Geſamtfläche) 
ganz überwiegend Deutſche ſind. Können wir nun dieſe drei Provinzen 
als national deutſch bezeichnen und gewährleiſten ſie die dauernde Erhaltung 
der Deutſchen als der herrſchenden Klaſſe? Ich fürchte, wir müſſen beides 
verneinen. Um ein vollſtändiges Bild der Nationalitätenverteilung zu 
gewinnen, muß man noch die Nationalitätenverhältniſſe der Städte berück⸗ 
ſichtigen. In ihnen iſt der Prozentſatz der deutſchen Bevölkerung erheblich 
ſtärker als auf dem Lande. Wir haben geſehen, daß der Geſamtprozentſatz 
der deutſchen Bevölkerung in den 3 Provinzen nur 6,94 ausmachte. In 


f 25,53, 
„//, ³·¹¹ -- ! 16,59, 
„ ,...... 27,67, 
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Der ſtärkere Anteil der Deutſchen an der Stadtbevölkerung iſt zum 
Teil aus dem Beſtehen der alten deutſchen Siedlungen in ihnen zu erklären; 
zum Teil aber auch daraus, daß bis vor wenig über einem Menſchenalter 
alles, was aus den nicht deutſchen Schichten der Bevölkerung zu höherer 
Bildung und zu ſtädtiſchem Gewerbe hinaufwuchs, ſich unmerklich aber ſicher 
germaniſierte. Mit dem Entſtehen der junglettiſchen und jungeſtniſchen 
Bewegung iſt dies anders geworden. Die Bildung, die dieſe Kreiſe ſich 
erwerben, iſt auch heute noch nur auf deutſcher Grundlage möglich, 
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konfeſſionelle und allgemeine Kulturunterſchiede trennen dieſe Vollsſtämme 
zuweit vom Ruſſentum, um einen Aufbau auf der ruſſiſchen Kultur zu er⸗ 
möglichen. Aber Dankbarkeit gegen ihre deutſche Nährmutter iſt von Letten 
und Eſten nicht mehr zu erwarten. Bewußt wenden ſie ſich vom Deutſch⸗ 
tum ab. Die in unſerm ganzen Oſten ſo bedeutſame Quelle zur Vermehrung 
des Deutſchtums, die Aſſimilierung der unterworfenen Bevölkerung, 
muß als verſiegt betrachtet werden. Nimmt man für die vorhandene 
ſtädtiſche deutſche Bevölkerung den Grundſatz als richtig an, daß jede ſtäd tiſche 
Bevölkerung ohne Zuſtrom vom Lande allmählich abſtirbt, und daß dies 
potenziert für die höheren ſtädtiſchen Bevölkerungsſchichten gilt, ſo ergibt 
das für das Deutſchtum in den Städten der Oſtſeeprovinzen eine trübe 
Ausſicht. Für das Deutſchtum auf dem Lande liegt in ſeinem überwiegenden 
; fomeit es ſich nicht um den grund⸗ 

beſitzenden Adel handelt, findet auch hier von unten her eine allmähliche 
Lettiſierung oder Eſtniſierung, entſprechend der ausſchließlichen Zugehörig⸗ 
keit der Unterſchicht der Bevölkerung zu dieſen Nationalitäten, ſtatt. Die 
deutſchen „Literaten“ auf dem Lande ſind faſt ausſchließlich Arzte und 
lutheriſche Prediger. Dieſe wenig zahlreichen deutſchen Paſtoren ſind es 
vor allen, die den Provinzen den Charakter deutſcher Kultur aufgedrückt 
haben. In ein oder zwei Generationen werden es wohl überwiegend Letten 
und Eſten ſein. Dieſer zahlenmäßig geringe Verluſt bedeutet kulturell 
für das Deutſchtum ungeheuer viel. Es bleibt der der Zahl nach verſchwin⸗ 
dend geringe deutſche Adel. Er bildet in jeder Provinz eine juriſtiſche 
Körperſchaft mit Vermögen und eigner Verwaltung mit dem Rechte der 
Aufnahme neuer Mitglieder und des Ausſchluſſes unwürdiger. Voraus- 
ſetzung der Zugehörigkeit zum baltiſchen Adel iſt die Aufnahme in eine der 
4 provinziellen Adelsmatrikeln (die Inſel Ciel, die auch ſonſt eine Sonder- 
ellung einnimmt, hat eine von Livland geſonderte Adelsmatrikel). Hier⸗ 
durch hat es der baltiſche Adel ermöglicht, ſich von allen fremdartigen 
Elementen frei zu halten. Dieſe ſtrenge Abgeſchloſſenheit, ſeine bei aller 
Loyalität gegen das ruſſiſche Herrſcherhaus unbedingt deutſche Geſinnung 
und Bildung und ſeine einheitliche lutheriſche Konfeſſion, ſchützen ihn wohl 
auf lange hinaus vor einer Entnationaliſierung. Das Land iſt darum aber 
kein deutſches und ſein deutſcher Charakter muß ſich mit Notwendigkeit immer 
mehr verlieren. Die Entwicklung in dieſen Provinzen zeigt eine erſchreckende 
Analogie mit der Entwicklung der langobardiſchen, fränkiſchen und nor⸗ 
manniſchen Herrſchaften. Sie ſind das deutlichſte Beiſpiel dafür, daß eine 
Nationalität ſich nur halten kann, wenn der völkiſche Unterbau ihr angehört. 
Nicht die Nationalität der Regierenden, nicht die Nationalitätder Grundhercen, 
auch nicht die Nationalität der Oberſchichten der ſtädtiſchen Bevölkerung 
beſtimmt die nationale Zukunft eines Landes, ſondern nur die Nationalität 
der ländlichen, der bäu erlichen Unterſchicht im weiteſten Sinne. 
Dies lehrt uns die kurze Betrachtung des Rückgangs des Deutſchtums in 
Europa; die Auffaſſung wird noch beſtärkt, wenn wir zum Vergleiche 
Gebiete heranziehen, in denen ſeit alter Zeit die Deutſchen in geſchloſſenen 
bäuerlichen Gemeinſchaften unter fremdem Vollstum geſeſſen haben oder 
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noch ſitzen. So brauchen wir nur hinzuweiſen auf das Elſaß; trotz faſt 
200jähriger Fremdherrſchaft und trotz wachſender energiſcher Bemühungen 
mindeſtens in den letzten hundert Jahren der franzöſiſchen Sprache die 
Herrſchaft zu verſchaffen, iſt der Beſtand der deutſch⸗franzöſiſchen Sprach⸗ 
grenze im Wasgau im weſentlichen unverändert geblieben. Die ſächſiſche 
Kultur und Sprache in Siebenbürgen und das Deutſchtum in Südungarn 
haben ſich trotz madjariſcher Bed rückung erhalten; wenn dem Deutſchtum 
in Siebenbürgen ernſte nationale Gefahr droht, ſo ſtammt ſie viel mehr 
von den aufſtrebenden Rumänen der unteren Schicht als von dem herr- 
ſchenden Madjarentum; oder ſchließlich die Gottſcheer, die ſeit Jahrhunderten 
reng Sprachinſel Krains zwiſchen ſlawiſchem Volkstum ihre Nationalität 
erhalten. 


Unter dem Geſichtspunkte der zweifachen Urſachen für das Hin⸗ 
ſchwinden des Deutſchtums, des Fehlens der bäuerlichen Unterſchicht 
oder des zahlenmäßig zu ſchwach Werdens dieſer nationalen Unterſchicht, 
wollen wir die Verhältniſſe im deutſchpreußiſchen Koloniallande öſtlich der 
Elbe prüfen. Weſentliche Unterſchiede zeigen dort das alte Kolonialland, 
das ſind etwa die preußiſchen Provinzen Sachſen, Schleſien, Brandenburg, 
Pommern, Oſtpreußen und Mecklenburg, und das neue Kolonialland: 
Poſen und Weſtpreußen. Übereinſtimmend finden wir in beiden Gebieten 
dieſelbe Agrarverfaſſung: das Vorherrſchen des Ritterguts, wenn auch in 
den einzelnen Gebieten, ja Kreiſen derſelben Provinz mit großen Ver⸗ 
ſchiedenheiten. In 147 Kreiſen der preußiſchen Monarchie haben die Groß⸗ 
betriebe (von 100 Hektar und darüber) den Hauptanteil an der Anbau⸗ 
fläche (der Wald iſt alſo hier nicht eingerechnet) ſämtlicher Hauptbetriebe. 
Die Kreiſe mit überwiegendem Großbetriebe liegen, mit einer einzigen 
Ausnahme, in den genannten preußiſchen Provinzen. Der Anteil des 
Großbetrieb es in ihnen an der Geſamtanbaufläche ſchwankt zwiſchen 84,63 % 
(Kr. Franzburg, Bezirk Stralſund) und 34,41 % (Naugard, Bezirk Stettin), 
über 50 % Großbeſitz haben 85 Kreiſe. Ferner iſt in beiden Gebieten, 
wenn wir von einzelnen Induſtriezentren abſehen, übereinſtimmend eine 
relativ dünne Bevölkerung. Während 1900 auf den Quadratkilometer im 
Deutſchen Reiche 104, in Preußen 99 Einwohner kamen, wurde in den 
oſtelbiſchen Provinzen — ohne die ſächſiſchen Teile — in den Landkreiſen 
die letztere Durchſchnittszahl erreicht oder überſchritten: 

in Weſtpreußen nur im Kreiſe Danziger Höhe; 

Bezirk Potsdam in 2 Kreiſen (Teltow und Niederbarnim), 
„ Breslau „9 „ von 25, 
IL Liegnitz " 4 IO 77 21, 
„ Oppeln „I „ „ 25. 


Dagegen ſinkt in allen bieden Provinzen die Bevölkerung in zahl- 
reichen Kreiſen weit unter den Durchſchnitt: Die dünnſte Bevölkerung 
in den einzelnen Regierungsbezirken haben im Bezirke Königsberg, Kreis 
Neidenburg mit 33,8 auf den Quadratkilometer; Bezirk Gumbinnen, Kreis 


Die Bedeutung der Grundbeſitzverteilung vom nationalen Standpunkte aus. 23 


Johannisburg 28,7; Bezirk Danzig, Kreis Putzig 43,3; Bezirk Marien⸗ 
werder, Kreis Deutſch Krone 29,7; Bezirk Potsdam, Kreis Beeskow⸗ 
Storkow und Oſtprignitz je 35,8; Bezirk Frankfurt, Kreis Arnswalde 33,5; 
Bezirk Stettin, Kreis Cammin 37,4; Bezirk Köslin, Kreis Rummelsburg 
29,5; Bezirk Stralſund, Kreis Franzburg 37,9; Bezirk Poſen, Kreis Schwerin 
34,0; Bezirk Bromberg, Kreis Wongrowitz 44,1; Bezirk Breslau, Kreis 
Guhrau 49,2; Bezirk Liegnitz, Kreis Hoyerswerda 42,2; Bezirk Oppeln, 
Kreis Lublinitz 46,47. Es bedarf keines beſonderen Hinweiſes, daß für die 
Dichtigkeit der Bevölkerung die Beſchaffenheit des Bodens und das Vor⸗ 
herrſchen des Waldes eine weſentliche Rolle ſpielt, ſo haben z. B. die Kreiſe 
Johannisburg, Deutſch Krone, Rummelsburg und Arnswalde je 30—40 % 
und die Kreiſe Beeskow⸗Storkow und Schwerin je 40—50 / Waldland. 
Das ausſchlaggebende Moment iſt dies aber nicht, denn auch Kreiſe mit 
ertragreichſtem Boden gehören zu den am dünnſten bevölkerten. Als 
geeigneten Maßſtab für die Fruchtbarkeit eines Kreiſes möchte ich die 
Hektarerträge an Gerſte betrachten. Einen Ertrag von 2500 ke und mehr 
erzielten nur 11 preußiſche Kreiſe, darunter 2 oſtelbiſche, einen Ertrag 
von 2100 —2500 kg 67 Kreiſe, darunter Strelno, das nur 55,7 Einwohner 
auf den Quadratkilometer hat, Pyritz mit 40,9 Einwohnern, Grimmen 
mit 40,0 Einwohnern, Demmin mit 49 Einwohnern, Angermünde mit 49,4 
Einwohnern uſw. Das zeigt, daß das oſtelbiſche Land noch einer außer⸗ 
ordentlichen Vermehrung ſeiner Bevölkerung fähig iſt und daß nicht die 
Bod enbeſchaffenheit, ſondern die Grundbeſitzverteilung die Urſache der 
dünnen Bevölkerung iſt. Der Umſtand, daß bei der herrſchenden Grund⸗ 
beſitzverteilung in wachſendem Maße nicht nur keine Vermehrung der 
Bevölkerung, ſondern eine ſtändige Verminderung eintritt, iſt ſo eingehend 
bereits erörtert und zweifelsfrei nachgewieſen, daß es nur eines kurzen 
Hinweiſes darauf bedarf. Es iſt m. E. zutreffend von Sering betont worden, 
daß der landwirtſchaftliche Großbetrieb, der, von verſchwindenden Aus⸗ 
nahmen abgerechnet, nicht in kapitaliſtiſchem Geiſte geführt wird, an ſich 
nicht entvölkernd wirkt, ſondern erſt ſeine Vorherrſchaft dieſe Folge hat. 
Es iſt ein Irrtum, der dadurch, daß er weitverbreitet iſt und parteipolitiſch 
ausgenutzt wird, nicht zur Wahrheit wird, daß der Großgrundbeſitz durch 
niedrige Löhne, ſchlechte Behandlung, unzulängliche Wohnungen, die 
Menſchen vom Lande forttreibe. Richtig dagegen iſt, daß der Landwirt⸗ 
ſchaftsbetrieb im Kleinen mehr Arbeitskräfte beſchäftigt und die Menſchen 
mehr an die Scholle feſſelt. Dazu kommt, daß die Entwicklung des Groß⸗ 
land wirtſchaftsbetriebes ihn mehr und mehr zu einem Saiſonbetriebe 

eſtaltet hat. Der mit der intenjiveren Kultur vermehrte Arbeiterbedarf 
ſndet daher nicht ſeinen Ausdruck in einer Vermehrung der ſeßhaften Be⸗ 
völkerung, ſondern in der verſtärkten Heranziehung von Wanderarbeitern. 
Die in ihren Urſachen hier nicht näher zu unterſuchende Tendenz der nicht 
feßhaften Landbevölkerung zur Abwanderung vom Lande tritt dem hinzu. 
Die Gutsbezirke bleiben ohnehin, da ſie mit 20—30 Einwohnern als gut 
bevölkert anzuſehen find, und bis zu 4—12 Einwohnern auf den Quadrat⸗ 
kilometer ſinken, hinter dem Durchſchnitt der Landgemeinden auch der 
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betreffenden Bezirke zurück. Bei der weiteren Tendenz zur Verminderung 
der Bevölkerung in den Gutsbezirken ſtehen wir in den Gebieten mit vor⸗ 
55 Großgrundbeſitz vor dem traurigen Bilde der Entoölferung 
des Landes. 

Dieſe unbeſtreitbare Erſcheinung hat nun die Forderung hervor⸗ 
gerufen, durchweg den Großbeſitz durch Kleinbeſitz zu erſetzen und 
damit Zuſtände in Oſtelbien zu ſchaffen, etwa wie ſie in weiten Gebieten 
Weſtdeutſchlands ſeit Alters beſtehen. Demgegenüber wäre zunächſt zu 
ſagen, daß es für einen hiſtoriſch denkenden Menſchen ein Unding iſt, ſich 
vorzuſtellen, daß mittels geſetzlicher Maßnahmen geſchichtlich in Jahr⸗ 
hunderten gewordene Zuſtände ſich auf einmal oder in kurzer Zeit grund⸗ 
ſätzlich ändern ließen. Am allerwenigſten iſt dies der Fall auf agrariſchem 
Gebiete, dem Gebiete, auf dem der Natur der Sache nach ſich Wand lungen 
am ſchwerſten vollziehen, das der Sache wie den Menſchen nach am ſtärkſten 
den Konſervatismus erzeugt. Mit dieſer Beweisführung allein wird man 
aber die Auffaſſung von der Notwendigkeit möglichſt radikaler Aufteilung 
des Großbeſitzes nicht überwinden. Hierfür die rechten Grenzen zu finden, 
halte ich aber für um fo wichtiger, als dann das zu Ford ernde um fo eher auf 
weitgehende Billigung zu rechnen haben wird. Die Bedeutung des Groß⸗ 
beſitzes aus ſich wird daher auch unter dem nationalen Geſichtspunkte zu 
rechtfertigen ſein. Für mich ſteht dabei an erſter Stelle ſeine Bedeutung 
zufolge ſeiner geſchichtlichen Entwicklung. Selbſt wenn es möglich wäre, 
den Großgrundbeſitzerſtand zu beſeitigen, würde ich dies für kein Glück, 
ſondern für ein Unglück halten. Seit Jahrhunderten bildet er in von Alters 
her deutſchen Gebieten Oſtelbiens das Rückgrat unſeres ländlichen ſozialen 
Bevölkerungsaufbaus; er hat in Krieg und Frieden dem Lande in hervor⸗ 
ragendem Maße Offiziere und höhere Beamte geſtellt. Die Bevölkerung 
des Landes iſt es gewohnt, auf ihn als den Führer zu wirtſchaftlichem 
bellen wie auf geiſtigem Gebiete zu ſehen. Nur Unkenntnis oder 

elwollen können dies Verhältnis als das normale für Oſtelb ien leugnen. 
Es muß als beſonderer Vorzug gegenüber vielen anderen Ländern betrachtet 
werden, daß wir eine gebildete Bevölkerungsſchicht haben, die ſtändig auf 
dem Lande lebt und aufs innigſte mit ſeinen Intereſſen verwachſen und die 
die Trägerin politiſcher Überlieferung iſt. Wer ſollte an die Stelle des 
gebildeten Großgrundbeſitzers treten, wenn es wirklich gelänge, ihn zu 
beſeitigen? Das flache Land kann doch unmöglich einer gebildeten Be⸗ 
völkerungsſchicht entraten. Das natürliche und erwünſchteſte muß es ſein, 
daß dieſe Schicht demſelben Berufe obliegt, aus denſelben Quellen ſeine 
Nahrung zieht, an denſelben Freuden und Leiden teilnimmt wie die Menge 
der ländlichen Bevölkerung, und das iſt die Landwirtſchaft. Hat es irgendwo 
zum Glück des Landvolkes geführt, wenn ihm dieſe Oberſchicht genommen 
iſt? Schon Roſcher ſagt: „Die großen Eigentümer find... die natürlichen 
Stützpunkte der landwirtſchaftlichen, überhaupt der ländlichen Intereſſen 
gegen ſtädtiſche Neuerungsſucht und bureaukratiſchen Hochmut. Man ſieht 
in der jüngſten franzöſiſchen Geſchichte, wie wenig ein bloßes Bauerntum 
ſich gegen das eine dieſer Übel wehren kann, ohne dem andern zur Beute 
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zu werden.“ Jeder Blick, den wir nach Frankreich werfen, beſtätigt uns 
die Richtigkeit dieſes Ausſpruchs. Wie ganz anders würde die franzöfifche 
Politik ausſehen, wenn die Maſſe des friedlichen ruhigen franzöſiſchen 
Landvolkes Organe hätte, die ſeine wahre Meinung in der Politik zu maß⸗ 
gebendem Ausdrucke bringen könnten. Wenn Frankreich heute das un⸗ 
ruhige Element in der europäiſchen Politik bildet, fo iſt nicht in letzter 
Linie die politiſche Ausſchaltung des Landvolkes ſchuld daran. Ein anderes 
Beiſpiel: die Vereinigten Staaten von Amerika. Der Sezeſſions⸗ 
krieg hat dem großbäuerlichen Norden der Union den Sieg bis zur Vernich⸗ 
tung des Großgrundbeſitzerſtandes des Südens gebracht. Iſt damit die 
politiſche Macht, die geiſtige Richtung, die ſittliche Auffaſſung, die in den 
Farmen der Nordſtaaten lebte, zur Herrſchaft in der Union gekommen? 
Mit nichten, ſondern die ſtädtiſche Intelligenz hat ſich auf allen Gebieten 
die unbedingte Herrichaft geſichert. Politiſch und ſozial iſt der Grund⸗ 
beſitzerſtand zum Spielball ſtädtiſcher Intereſſen geworden. Von der 
Erörterung der wirtſchaftlichen Bedeutung des Großgrundbeſitzes ſehe ich 
in dieſem Zuſammenhange ab. Für uns muß es heißen, nicht prinzipielle 
Beſeitigung des Großgrundbeſitzes, ſondern Find en einer Richtlinie, um 
ihn in dem für das allgemeine Intereſſe gebotenen Umfange zu erhalten, 
im ubrigen aber ihn durch eine für die nationalen Intereſſen Ne 
Betriebsform zu erſetzen. Dazu wird zu prüfen ſein, welcher Großgrund 
beſitz die bedeutungsvolle Stellung einnehmen kam, die wir ihm zuweisen. 
Es liegt auf der Hand, daß dies nur ein ſolcher ſein kann, der mit den 
e des Landvolkes wirklich verknüpft iſt; der die Bebauung des 
es als Lebensaufgabe betrachtet und das Wo hat, die Scholle, die er 
ererbt hat, oder infolge ſeines Fleißes und ſeiner Liebe zum Lande hat 
erwerben können, ſeinen Kindern und Kindeskindern zu vererben. In 
die Klaſſe des zu erhaltenden oder zu fördernden Großbeſitzers gehören 
nicht diejenigen, die das Land als Ware betrachten, die bereit ſind, ihr Gut 
zu verkaufen, ſobald ſie einen „angemeſſenen Preis“ dafür bekommen, 
die Güterſpekulanten oder „Güterintereſſenten“, wie fie ſich jo geſchmactvoll 
im Kampfe gegen die den ſpekulatiwen Beſitzwechſel belaſtenden Steuern 
neuerdings nennen. Nicht im Intereſſe einer geſunden nationalen Agrar⸗ 
politik liegt ferner der Gütererwerb ſeitens ſolcher Perſonen, die im ſtädti⸗ 
ſchen Gewerbe reich geworden, im Landgute nur einen angenehmen Er⸗ 
Ru ſich zu ſchaffen wünſchen. So begreiflich menſchlich dieſes 
Vorgehen iſt, ſo unerfreulich wirkt es in agrarpolitiſcher wie in ſozialer 
Beziehung. Agrarpolitiſch iſt es ungünſtig in der Richtung, daß der ohnehin 
ſtarke Wettbewerb um den Grund und Boden durch Kaufliebhaber ver⸗ 
mehrt wird, die keine oder nahezu keine Rückſicht auf den Ertragswert 
nehmen, ſondern die Zinſen des Ankaufskapitals auf ihrem Vergnügungs⸗ 
konto ganz oder zum großen Teil verrechnen. Dieſer Käuferkreis wirkt 
daher ſtark preisſteigernd und entzieht mittelbar eben durch dieſe Preis- 
eigerung — und unmittelbar durch den Kauf von Gütern — Land, das 
zweckmäßiger der Kleinſiedlung zugeführt wäre. Sozial treten dieſe Guts⸗ 
beſitzer kaum je in eine innere Beziehung zur Landbevölkerung. Mag der 
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Erwerber ſein Geld durch noch ſo großen Fleiß erworben haben und ſchwerer 
arbeiten als irgend einer ſeiner Landarbeiter oder der umwohnenden 
Bauern, wenn er vor dieſen erſcheint, iſt er nur der Mann des Genuſſes, 
ſie ſehen ihn im Kreiſe ſeiner ihnen fremd gegenüberſtehenden Familie, 
vielleicht im Kreiſe heiterer Freunde während weniger Sommerwochen. 
Einige Jagden im Winter zeigen ihnen den Gutsherrn in glänzender Ge⸗ 
ſellſchaft. Trotz aller Sorge, die er um das Wohl ſeiner Arbeiter ſich geben 
mag, er bleibt ihnen ein Mann aus einer anderen Welt. Die Wohltaten, 
die er ihnen erweiſt, werden als Broſamen betrachtet, die vom Tiſche des 
Reichen fallen. Dieſe Art von Großgrundbeſitzern, mag ihr Wille ein noch 
ſo guter ſein, wirkt zerſetzend auf die Landbevölkerung. 

Die Verlockung, die in den hohen Güterpreiſen liegt, die mehr und 
mehr Eingang findende Erbſitte gleicher Berückſichtigung der Kinder im 
Erbgange und manches andere haben, wie wir wiſſen, zu einer ſtarken 
Mobiliſierung des Grundbeſitzes geführt. So ſtellt ſich z. B. das Verhältnis 
von Erbgang zu Verkauf in einem Jahrzehnt: im Regierungsbezirk Königs⸗ 
berg wie 35: 137, Köslin 22: 75, Frankfurt 14: 76. Im Kreiſe Franz⸗ 
burg mit 84,63% Großgrundbeſitz und 11,24% großbäuerlichem Beſitz gingen 
in den Jahren 1896—1902 ſogar weniger als 20 % der den Eigentümer 
wechſelnden Beſitzungen im Wege des Erbgangs in andere Hand über. 
Dieſes Bild wird noch ungünſtiger, wenn man ſich vergegenwärtigt, daß 
nur ein Teil des Großgrundbeſitzes von dem Verkaufe überhaupt ergriffen 
wird. So hat ſich die Klaſſe der „walzenden“ Güter gebildet, die alle paar 
Jahre längſtens ihren Beſitzer wechſeln. Wenn es gelingt, dieſe Güter 
dem Verkehre zu entziehen, fie aus dem Großgrundbeſitze auszuſcheiden 
und in den Kleinbeſitz hinüberzuführen, ſo ſchafft man damit, ohne den 
ſeßhaften Großgrundbeſitzer zu berühren, ausreichendes Land für die Klein⸗ 
ſiedlung. Der Vorſchlag, für ſolche Güter in irgend einer Weiſe ein Vorkaufs⸗ 
recht des Staats, der Kommunen oder gemeinnütziger Koloniſations⸗ 
geſellſchaften feſtzulegen, erſcheint ſehr beachtenswert. Von dem hier 
vertretenen Standpunkte aus ergibt ſich unſchwer auch die Stellung der 
Fid eikommiſſe zu der inneren Koloniſation. Glaubt man, daß die Erhaltung 
eines leiſtungsfähigen Großbeſitzers nicht nur erwünſcht, ſond ern auch nötig 
iſt, ſo wird man dazu kommen, daß für dieſen Beſitz auch die ihm geeigneten 
Rechtsformen gewählt werden. Dies iſt aber eine ſolche, die es ermöglicht, 
den Beſitz von Geſchlecht zu Geſchlecht der Familie zu erhalten. Sie muß 
die Grundlage dafür ſein, daß die entſtandenen Beziehungen zwiſchen dem 
Volke und den grundbeſitzenden Familien erhalten werden oder ſich neu 
zu bilden vermögen. Eine ſolche Rechtsform iſt das Fideikommiß, mag es 
in ſeiner heutigen juriſtiſchen Faſſung römiſch⸗ rechtlichen Urfprungs fa, 
der ihm zu Grunde liegende Gedanke, daß der Grundbeſitz Familiengut 
iſt und der Familie erhalten bleiben muß, gehört durchaus deutſch⸗ rechtlicher 
Auffaſſung an. Dem entſpricht, daß ſich am früheſten und folgerichtigſten 
die ungeteilte Erhaltung des Guts im Erbgange bei der deutſchen Bauern⸗ 
ſchaft entwickelt hat. Erſt die wirtſchaftlichen und politiſchen Verſchiebungen 
des ausgehenden Mittelalters haben zunächſt den hohen und dann den 
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niederen Adel dazu geführt, gegen die für ſeinen Beſtand drohenden Ge⸗ 
ſe bi ein Gegengewicht in der Fideikommißbildung zu ſuchen. So iſt 
ie bis auf unſere Tage „der ſtärkſte Schutz gegen die eigentümlichen Ge⸗ 
fahren, welche eine von kapitaliſtiſchen Grundanſchauungen getragene 
Rechtsordnung und die wachſende Mobiliſierung des Grundbeſitzes für den 
Wohlſtand der Landwirte mit ſich bringt“, geblieben. „Die Fideikommiſſe 
bilden unzweifelhaft ein Sonderrecht zugunſten einzelner Familien von 
hervorragender ſozialer Stellung.“ Die Vorausſetzungen, die wir für die 
Schätzung des Werts des Großgrundbeſitzes in den Vordergrund geſtellt 
haben, müſſen in erhöhtem Maße für den Fideikommißbeſitzer Geltung 
haben, ihr Vorhandenſein müßte bei Zulaſſung neuer Fideikommiſſe mit 
beſonderer Schärfe geprüft werden. Ganz in dieſer Linie bewegt ſich der 
Beſchluß des Landesökonomiekollegiums in feiner letzten Tagung, der die 
Zulaſſung neuer Fideikommiſſe davon abhängig gemacht wiſſen will, 
daß das Gut ſich ſeit wenigſtens 50 Jahren im Beſitze der Familie befindet. 
Es wird damit eine Art Befähigungsnachweis verlangt; der Beſitzer und 
ſeine Familie ſollen erwieſen haben, daß ſie aus freiem Willen dem Lande 
angehören, es ſelbſt bebauen wollen und ein Gleiches von ihren Nachkommen 
erwarten. Im ſchärſſten Gegenſatze dazu ſteht das heute vielfach herrſchende 
Streben, im Wege des Gutserwerbs und der Fideikommißgründung die ſo⸗ 
ziale Stufenleiter hinanſteigen, damit in die alte Ariſtokratie eindringen 
oder eine neue künſtlich bilden zu wollen. 

Liegt in der Perſon des Fideikommißgründers ſchon ein ſtarkes 
Moment zur Einſchränkung von Fideikommißgründungen, ſo werden 
volkswirtſchaftliche und nationalpolitiſche Geſichtspunkte in noch höherem 
Maße zu prüfen ſein. Dahin gehört in erſter Linie, daß in einzelnen 
Gebieten des Staates der Beſitz nicht in einem dem allgemeinen, ſpeziell 
aber dem Intereſſe der Möglichkeit weiterer Kleinſiedlung abträglichen 
Maße gebunden und daß nicht das Einzelfideikommiß zu groß 
wird — Latifundienbildung. Das Größenmaß des Fideikommiſſes 
nach oben ſollte ſo gewählt ſein, daß der Beſitzer ſelbſt die Ober⸗ 
leitung der Wirtſchaft ohne einen leitenden höheren Beamten führen 
kann, nach unten dahin, daß der Beſitz bei eigner Bewirtſchaftung dem 
Beſitzer die auskömmliche Exiſtenz für eine Familie des höheren Mittel⸗ 
ſtandes gewährleiſtet. Inwieweit dieſe Vorausſetzungen jetzt ſchon erfüllt 
ſind, ergibt bis zu einem gewiſſen Grade die folgende Zuſammenſtellung: 
Über 25 % der Geſamtfläche waren fideikommiſſariſch gebunden (1900) 
in 30 Landkreiſen der preußiſchen Monarchie, darunter fünf in weſtelbiſchen 
Kreiſen (Wittgenſtein, Plön, Oldenburg, Schmalkalden, Sigmaringen). 
Wenn in dieſen Kreiſen auch der Wald einen beträchtlichen Umfang ein⸗ 
nimmt, ſo iſt doch auch an reinem Landbeſitze ein im allgemeinen Intereſſe 
zuläſſiges Maß an gebundenem Beſitze wohl überfchritten. Die nachfolgende 
der Stat. Korr. entnommene Mitteilung weiſt jedenfalls darauf hin, daß, 
ſo nützlich die Fideikommißbildung im Einzelfalle ſein mag, es nicht wohl 
ai ängig iſt, ihre Bildung in bisheriger planloſer Weiſe vor fich gehen zu 

en. 
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„Alter der Familienfideikommiſſe in Preußen. 


Von den Ende 1907 gezählten Fideikommiſſen Preußens waren 
gegründet: 


EECH 


Mit einer gegenwärtigen Fläche 
von ha 


vom |im Durch⸗ 
Hundert | Tënt 


bis 1850 519 43,4 — 1 249 376 2 407 
1851—1860 . . 90 7,5 0 174 549 1939 
1861—1870 98 8,2 
1871—1880 110 9,2 
1881-1890 164 13,7 
1891 —18 95 53 4,4 
1896— 1900 63 5,3 
1901—1905 61 5,1 
1906 und 1907 37 3,1 
1851—1 907 56,6 
insgeſamt bis 
Ende 1907. .| 1195 | 100 | — 2 299 797 100 | 1925 


Nahezu drei Fünftel aller Ende 1907 vorhandenen Fideikommiſſe 
mit annähernd der Hälfte der geſamten Fideikommißfläche ſind mithin erſt 
nach dem Jahre 1850 geſtiftet worden. Die aus der älteren Zeit bis 1850 
herrührenden Fideikommiſſe bildeten bei der erſtmaligen Aufmachung der 
Fideikommißſtatiſtik Ende 1895 noch rund die Hälfte der Geſamtzahl und 
etwas über drei Fünftel der Geſamtfläche des für dieſen Zeitpunkt er⸗ 
mittelten Fideikommißbeſtandes, find alſo ſeitdem verhältnismäßig erheblich 
zurückgetreten. Beſonders bedeutend war die Geſamtzahl der im Jahrzehnt 
1881 bis 1890 geſtifteten Fideikommiſſe. Seitdem iſt aber die Neigung zur 
fideikommiſſariſchen Bindung von Grundbeſitz keineswegs in der Abnahme 
begriffen, obſchon im Jahrzehnt 1891 —1900 nur insgeſamt 116 oder durch⸗ 
ſchnittlich jährlich 11,6 und in den darauf folgenden 7 Jahren 1901—07 
im ganzen nur 98 oder durchſchnittlich jährlich 14,0 Fideikommiſſe gegen 
zuſammen 164 oder 16,4 im Jahresdurchſchnitt 188190 errichtet worden 
ſind. Denn nach 1890 ſind im Gegenſatz zu den vorangegangenen Jahr⸗ 
zehnten nur unbeträchtliche Zugänge durch Umwandlung von Lehen in 
Fideikommiſſe erfolgt, und andererſeits hat die fideikommiſſariſche Bindung 
freien Grundbeſitzes in weit größerem Umfange als früher ſtattgefunden. 
Es wurden nämlich aus allodialem Beſitze im Jahrzehnte 1891 bis 
1900 107 Fideikommiſſe mit einer gegenwärtigen Geſamtfläche von 178 667 
Hektar und in den ſieben letzten Jahren 1901—07 96 mit 144 796 Hektar 
gegen 89 mit 113 604 Hektar im Jahrzehnte 1881 —90, 66 mit 116 130 
Hektar im Jahrzehnte 1871—80, 75 mit 100 465 Hektar im Jahrzehnte 
1861 —70 und 69 mit 128 529 Hektar im Jahrzehnte 1851—60 gegründet. 
In den letzten Jahren 1906 und 1907 hat eine ſehr rege Fideikommiß⸗ 
bildung angehalten, die mit einer Durchſchnittsziffer von jährlich 18,5 
Fideikommiſſen in der Vorzeit nicht ihres gleichen findet.“ 
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In den folgenden Jahren 1908 und 09 iſt eine weitere Zunahme auf 
2 378 700 Hektar erfolgt, davon find 1 267 500 Hektar nicht Waldland, 
111 200 Hektar Waldland. Im Jahre 1900 betrug die geſamte 

Fideikommißfläche Nichtwald land Waldland 

2 177 100 ha 1 177 200 1 000 000 

Es hat alſo zugenommen die Waldfläche um 111 200 Hektar, die 
nicht Wald fläche um 90 300 Hektar.“) 

Schließlich wird als Korrelat für die Möglichkeit der Bindung des 
größeren Beſitzes ein geſetzlicher Schutz dagegen verlangt werden ales 
daß der vorhandene oder neuzubildende Kleinbeſitz vom Großbeſitze auf⸗ 
gelogen wird. Das wachſende Streben, ländlichen Großbeſitz als Luxus⸗ 
beſitz zu erwerben, führt zu dem Wunſche, zum Zwecke der „Abrundung,“ 
aus jagdlichen Zwecken, zur Vergrößerung von Parks und dergleichen 
Kleinbeſitz aufzukaufen. Zu erwägen bliebe auch, ob bei Neugründung 
von Fideikommiſſen dem Begründer nicht die Verpflichtung aufzuerlegen 
wäre, im Verhältniſſe zur Größe des zu bindenden Beſitzes Ländereien 
zu Zwecken der inneren Koloniſation gegen Erſtattung des Werts des Landes 
zur Verfügung zu ſtellen. Man hätte ſich dieſes zu denken als eine Analogie 
zu dem „Entrepriſeſyſtem“ der friderizianiſchen Koloniſation. Wie dort einem 
„Entrepreneur“ eine Landfläche zur Urbarmachung vom Grundherrn 
überlaſſen wurde gegen die Verpflichtung, eine beſtimmte Anzahl von 
Koloniſten als ſeine Hinterſaſſen darauf anzuſiedeln, ſo hätte hier der Fidei⸗ 
kommißgründer für das ihm ſtaatlicherſeits verliehene Recht, ſeinen Beſitz 
dem freien Verkehr zu entziehen, die Sorge für die Beſchaffung des zur 
Anſiedlung einer Anzahl kleiner Leute nötigen Landes zu übernehmen. Der 
Umfang des zur Verfügung zu ſtellenden Landes wäre in ein gewiſſes 
Verhältnis zu der Größe oder zum Werte des zur Fideikommißgründung 
beſtimmten Beſitzes zu ſtellen. 


Das Geſamtreſultat unſerer bisherigen Erörterungen dürfte nun 
folgendes ſein. Der allergrößte Teil des deutſchen Oſtens iſt ſeiner agrari⸗ 
ſchen Verfaſſung nach Großgrundbeſitzerland mit einer dünnen Bevölkerungs⸗ 
unterſchicht. Aus wirtſchaftlichen und ſozialen Gründen f ſie noch weiter 
in der Verminderung begriffen. Das bedeutet nach unſern einleitenden 
Unterſuchungen, daß, wenn eine fremdvölkiſche Unterſchicht vorhanden iſt, 
oder ein vordringendes fremdes Volkstum von außen her nachſchiebt, 
eine ernſte Gefahr für das eigene Volkstum, für den nationalen Charakter 
des Landes vorhanden iſt. Es bleibt zu unterſuchen, in wie weit dieſe 
beiden Vorausſetzungen gegeben ſind. Die Unterſchicht der Bevölkerung 
im oſtelbiſchen Deutſchland iſt rein deutſch außer in Mecklenburg in den hier 
in Frage kommenden Teilen der Provinz Sachſen. In Brandenburg 
ſpielen die Wenden des Spreewaldes und in Pommern die Kaſſuben 
einiger hinterpommerſchen Kreiſe und die 10—20 9% Polen des Kreiſes 


1) Am Schluſſe dieſes Aufſatzes befindet ſich eine Zuſammenſtellung der in 
den letz ten 20 Jahren neuentſtandenen Familienfideikommiſſe in der Provinz Poſen. 
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Bütow keine in dieſer Beziehung zunächſt in Betracht kommende Rolle. 
Beachtenswerter ſind ſchon die Verhältniſſe Oſtpreußens, deſſen nord⸗ 
öſtliche Kreiſe einen ſtark litauiſchen (Heydekrug 50—60 5) und die ſüdlichen 
Kreiſe einen maſuriſchen und polniſchen Einſchlag haben. (Kr. Allenſtein 
40 —50 % Polen, Johannisburg 40—50 % Maſuren). Von den ſchleſiſchen 
Regierungsbezirken iſt der Liegnitzer bis auf verſchwindende wendiſche 
Inſeln als rein deutſch anzuſprechen, während Breslau in den Kreiſen 
Glatz und Strehlen einen geringen tſchechiſchen Einſchlag hat (5—10 %) 
und in Groß Wartenberg und Namslau je einen nennenswerten Bruchteil 
polniſcher Bevölkerung. Der Bezirk Oppeln hingegen muß in ſeinem 
nationalen Aufbau den Provinzen Poſen und Weſtpreußen hinzugerechnet 
werden, in denen die Maſſe der Bevölkerung der polniſchen Nationalität 
angehört — ausgenommen ſind hier nur die Kreiſe der Weichſelniederung, 
die eine faſt rein deutſche bäuerliche Bevölkerung aufweiſen. Den ſtärkſten 
Prozentſatz von Polen hat in Poſen der Kreis Adelnau mit 90,66, in Weſt⸗ 
preußen Preußiſch Stargard mit 77,02. Daß dieſe polniſche Bevölkerung 
eine aufſteigende Tendenz hat, braucht nicht beſonders erwieſen zu werden. 
Die beiden letzten Menſchenalter haben den polniſchen Mittelſtand ſich aus 
den unterſten Schichten bilden ſehen. Bismarck erblickte noch im polniſchen 
Adel und in der Geiſtlichkeit den zu bekämpfenden nationalen Feind. Heute 
ſteht uns ein viel gefährlicherer Gegner gegenüber, der polniſche Mittel⸗ 
ſtand. Mit dem ganzen Rüſtzeug an Bildung und wirtſchaftlicher Organi⸗ 
ſation, das ihm deutſche Kultur geſchaffen hat, kämpft er gegen das Deutſch⸗ 
tum nicht um Gleichberechtigung, ſondern um Alleinherrſchaft in den vom 
Polentum beanſpruchten Gebieten. 

Weniger klar und darum weniger erkannt iſt die zweite Gefahr, 
die vom Slawentum her droht, das Eindringen in die alten deutſchen Sitze. 
Nicht daran denke ich, daß in einzelnen Induſtriegebieten im Herzen Deutſch⸗ 
lands das Polentum zu einer im öffentlichen Leben zu beachtenden Macht 
geworden iſt. Wenngleich dieſer Zuſtand für deutſche Verhältniſſe charakteri⸗ 
ſtiſch iſt, ſcheint er mir zunächſt eine nationale Gefahr nicht zu bedeuten. 
Bei der Iſoliertheit dieſer polniſchen Inſeln im deutſchen Meere werden 
ſie mit dem Aufhören des Zuzuges allmählich der Verdeutſchung anheim⸗ 
Ga Anders und viel gefahrdrohender erſcheint das allmähliche Nach⸗ 
chieben der Polen in die landwirtſchaftlichen Gebiete des Oſtens. Die 
Polen aus Weſtpreußen und Poſen bilden die Vorpoſten; die Millionen 
von Slawen des ferneren Oſtens das Gros. Es belebt ein Wandertrieb 
die erwachenden Maſſen des Oſtens wie nie zuvor; wo ſie einen leeren 
Platz finden, dringen ſie ein. Mag die Umwandlung des einſt deutſchen 
Prag in eine tſchechiſche Stadt mehr dem Aufſteigen der eingeborenen 
ſlaviſchen Bevölkerung als der Zuwanderung fremder Elemente zuzuſchreiben 
fein, aus der vor wenig über hundert Jahren italieniſchen Städterepublik 
Raguſa haben unter öſterreichiſcher Herrſchaft die vordringenden Ballan⸗ 
ſlawen ein kroatiſches Dubrovnik gemacht. Nur eine ſtrenge Abſchließung 
unſeres Landes gegen das Seßhaftwerden fremder Elemente hat uns 
bisher davor bewahren können, daß das Slawentum in dem Maße bei uns 
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dordringt, wie in dem benachbarten Oſterreich. Wenn aber die Verhältniſſe 
ſich in bisheriger Weiſe bei uns weiter entwickeln, iſt es unausbleiblich, daß 
mit dem allmählichen Abbröckeln des Rückkehrzwanges für die Polen — 
für die anderen Slawen beſteht er ſchon jetzt nicht — auch hier allmählich 
ein Seßhaftwerden ſolcher Elemente ſtattfindet. Im Jahre 1911/12 wurden 
in Preußen amtlich zugelaſſen 729 575 ausländiſche Arbeiter (davon 
494 665 Slaven), davon für die Landwirtſchaft 54,5 %. Wieviele daneben 
unlegitimiert ſich im Lande aufhalten, entzieht ſich jeder Schätzung. Wer 
ſich ſeit 20 Jahren mit der Frage in der Verwaltungspraxis befaßt, e 
daß die Zahl nicht gering iſt. Der Natur nach hält ſich der Hauptteil der 

in der Landwirtſchaft beſchäftigten Polen in den Gutsbezirken auf. Wie 
ihre Zahl gewachſen ift, ergeben folgende Zahlen. Seit 1871—1905 hat 
die Zahl zugenommen in den Gutsbezirken des Bezirks 


Potsdam bon 0,9 auf 11,9 % der Bevölkerung, 
Frankfurt a. Oo „ 1,0 „ 89% „ 1 
Merſebunn-ᷣ— — w „ I „ 349% 5 * 
Magdeburg „ „ 20 S 
Stralſund „ „ E 5 a 
Sellin `... ee „ e S 
Uert WË „ 104 „ 210% „ 0 


Von einſichtigen deutſchen Landwirten iſt auf den inneren Zuſammen⸗ 
hang hingewieſen, der zwiſchen dem Zuzuge ausländiſcher Arbeiter und der 
Abwanderung der einheimiſchen beſteht. Ich faſſe den circulus vitiosus 
dieſer Bewegung ſo: „Der ausländiſche Arbeiter wird genommen, weil 
der inländiſche fehlt und der inländiſche zieht fort, weil der ausländiſche 
kommt.“ Nehmen wir die Zahl der auf Landgütern jetzt jährlich beſchäftigten 
Slaven niedrig mit 300 000 Menſchen an, nehmen wir ferner an, daß 
je 3 dieſer Perſonen 180 ſchon einer Familie angehören, ſo kämen für das 
Seßhaftwerden rund 100 000 Familien in Frage. Eine ſlawiſche Familie 
auf 6 Köpfe veranſchlagt, was keinesfalls zu hoch veranſchlagt erſcheint, 
ſo würde dies eine Einwanderung von wenigſtens 600 000 Slawen bedeuten, 
die natürlich nur den Vortrab für weitere bilden würde. Dann haben wir 
in kürzeſter Friſt in einem großen Teil unſerer Oſtprovinzen eine ſlawiſche 
Unterſchicht; wir erreichen in ihnen Zuſtände, die nicht viel günſtiger ſind 
als in den heute von Polen ſchwächer beſetzten Kreiſen Poſens und Weſt⸗ 
preußens. Nicht von heute auf morgen glaube ich an das Eintreten dieſer 
Gefahr, ſie bereitet ſich aber allmählich vor. Die nationalen Schickſale 
der Völker vollenden ſich nicht in kurzen Abſchnitten; rechnen müſſen wir 
aber damit, daß im Zeitalter der drahtloſen Telegraphie und des Luft⸗ 
ſchiffes die Entwicklung viel ſchneller geht auch auf dem völkiſchen Gebiete 
als zu den Zeiten, da die Wanderungen ſich im Ochſenkarren abſpielten. 

Haben wir, frage ich nun, ein Mittel, der drohenden völkiſchen Gefahr, 
der Gefahr, die im Auffteigen des heimiſchen und im Vordringen des aus⸗ 
ländiſchen Slawentums liegt, zu un Ich ſtehe nicht an, dies unbedingt 
zu bejahen. Dies Mittel liegt aber ausſchließlich auf dem Gebiete der 
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Grundbeſitzverteilung, der inneren Koloniſation, deren populationiſtiſche 
Bedeutung auch von nationalem Standpunkte klar erkannt werden muß. 
Ein ſtarker und nachhaltiger Wille der Regierenden ſowohl wie des geſamten 
deutſchen Volks muß dahinter ſtehen. Er muß unverrückbar das Ziel im 
Auge haben, im Oſten ein Bauerntum ſo dicht und ſo ſtark zu ſchaffen, daß 
es allen völkiſchen Gefahren dauernd zu widerſtehen vermag. Alle anderen 
Mittel mögen daneben ganz nützlich ſein, für die Erhaltung des nationalen 
Beſtandes ſpielen ſie aber kaum eine nennenswerte Rolle. Einen Blick 
zum Schluß noch darauf, inwieweit die bisherige Arbeit auf dieſem Gebiete 
von Erfolg begleitet und als ausreichend zu betrachten iſt. In den An⸗ 
ſiedlungsprovinzen liegt, wie Zechlin im vorjährigen „Oſtland“ in Über⸗ 
einſtimmung mit meiner dargelegten Auffaſſung zutreffend ausführt, 
das nationale Problem nicht ſo ſehr in der Landfrage in dem Sinne, welcher 
Nationalität der Eigentümer des Landes iſt, als vielmehr darin, welcher 
Nationalität das das Land bearbeitende Volk iſt. Ende 1910 waren von dem 
Geſamtgrundbeſitz in der Provinz Poſen 1 124 024 in polniſcher, 1 618 680 
Hektar in deutſcher Hand, alſo faſt 500 000 Hektar mehr in deutſcher Hand. 
Für die nationale Seite der Frage und insbeſondere den dauernden Beſtand 
des Deutſchtums iſt dieſes Überwiegen im Beſitze des Landes mit Rückſicht 
darauf, daß dies Land faſt ausſchließlich mit polniſchen Leuten bearbeitet 
wird, nicht ausſchlaggebend. Darum will es mir auch ſcheinen, als ob zu 
viel Gewicht auf den Übergang des Großbeſitzes von der einen auf die andere 
Nationalität und darauf, ob die Anſiedlungskommiſſion von Polen oder 
Deutſchen gekauft hat, gelegt wird. National weit bedeutungsvoller iſt es, 
zu prüfen, um wieviel der deutſche Bauernbeſitz gewachſen iſt. Wie ſieht es 
aber damit aus? Die Zahl der ſelbſtändigen evangeliſchen Landwirte 
hat in den Jahren 1895 bis 1907 um 4400 zugenommen. Da die Anſied⸗ 
lungskommiſſion in dieſer Zeit an neuen deutſchen Stellen 6650 ausgetan 
hat, iſt alſo an anderer Stelle ein entſprechender Verluſt eingetreten. Ihn 
wett zu machen, muß aber nicht nur die Beſitzbefeſtigung bäuerlicher Stellen 
mit aller Energie arbeiten, ſondern eine vermehrte Tätigkeit der 
Anſiedlungskommiſſion in dieſer Richtung eintreten. Eine ſolche ſcheint 
aber nicht erreicht zu werden. Wie die Oſtdeutſche Korreſpondenz berichtet, 
ſind im Jahre 1911 noch 1443 Anſiedlerſtellen vergeben, 1912 waren es 
nur noch 864, ein Rückgang von 40%. Mitgezählt ſind dabei 59 ſchon 
vorhandene, aber bisher nur vermietete Häuslerſtellen und 244 Arbeiter- 
ſtellen, ſo daß nur 561 Bauernwirtſchaften neu ausgegeben waren. Der 
Anſiedlerſtrom mußte zum großen Teile zurückgewieſen werden, nur die 
10. Meldung konnte Berückſichtigung finden. 

Und die Lage in den übrigen Provinzen des Oſtens? Das Intereſſe 
die Fragen der inneren Koloniſation iſt überall rege. Wenn man die 
lge nach der Länge der Reden darüber im Parlamente, in landwirt⸗ 

fo ungen Verſammlungen, auf Kongreſſen aller Art abmeſſen wollte, 
o müßten ſie glänzend ſein, und doch ſind es überall im beſten Falle be⸗ 
ſcheidene Anfänge. In den Provinzen Schleſien und Sachſen iſt es bisher 
bei dem guten Willen geblieben, wenn auch zu hoffen iſt, daß in abſehbarer 
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Zeit dem Willen eine Tat folgen mag, in Schleſien allerdings ſtark durch die 
wiederholten Erklärungen eingeſchränkt, daß die Beſitzbefeſtigung die Haupt⸗ 
ſache bleiben müſſe. In den Provinzen Oſtpreußen, Pommern und Bran⸗ 
denburg find je eine große gemeinnützige Anſiedlungsgeſellſchaft tätig, 
von denen die Oſtpreußiſche bis Ende September 1912 1194 Anſiedler 
angeſetzt hat. Die rn che ee haft hat bis Ende des 
Geſchäftsjahres 1911: 1412 Rentengüter begründet und die Landgeſell⸗ 
ſchaft Eigene Scholle in Frankfurt a. O. in den erſten zwei Jahren ihres 
Beſtehens bis 1. Juli 1912 366 Stellen. Außerdem hat die Landbank bis 
Ende 1912 insgeſamt 3399 neue kleinere Stellen geſchaffen, dem treten 
die Gründungen einer Reihe kleinerer Siedlungsgeſellſchaften und von 
Privatunternehmungen hinzu. Gewiß ſind dies erfreuliche Leiſtungen, 
aber doch nur recht beſcheidene Anfänge, wenn wir uns die Größe der 
Aufgabe vor Augen halten. Innerhalb eines Menſchenalters etwa muß es 
ich entſcheiden, ob unſer Oſtland einſchließlich Poſen, Weſtpreußen und 
Oberſchleſien dauernd deutſch erhalten werden kann. Die Frage wird 
entſchieden auf dem Gebiete der Grundbeſitzverteilung. it das, was jetzt 
gerhicht, ‚genug, um in dieſer Friſt das Ziel zu erreichen? Der Reichs⸗ 
n Bethmann Hollweg hat in ſeiner bedeutungsvollen Rede vom 
25. Oktober 1912 im Abgeordnetenhauſe gejagt: „Die Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaften können und müſſen im Laufe der e dahin kommen, ihre Tätigkeit 
— ich will einmal ſagen — in jedem zu verdreifachen.“ Soll das 
geſchehen — auch für die Anſtedlungstommiſton— ſo muß ſich unſer ge⸗ 
ſamtes Vollsbewußtſein in ganz anderer Weiſe dieſer Fragen bemächtigen, 
als es ag DR geſchehen iſt. An Stelle der beſſerwiſſenden unſchöpferiſchen 
der ſich ein großer Teil in Preſſe und Parlament der inneren 
Klon iſation gegenüber gefällt, muß das Bewußtſein deſſen treten, was 
der Reichskanzler am Schluſſe ſeiner Rede fordert: „Wir ſtehen vor einer 
Aufgabe, an der der Staat mit allen ſeinen Beamten und an der alle Par⸗ 
teien freudig und tatkräftig mitarbeiten ſollen. Friedrich der Große ſagte: 
Menſchen erachte für den größten Reichtum! Und wie er dieſen Satz ver⸗ 
wirklicht wiſſen wollte, das hat er durch ſeine großartige boloniſatoriſche 
Tätigkeit gezeigt. Aus dem fridrizianiſchen Preußen mit ſeinen 6 Millionen 
Einwohnern iſt ein Staat von 40 Millionen Einwohnern geworden. Sorgen 
wir dafür, daß immer zahlreichere Exiſtenzen in dieſem Staat mit dem 
heimiſchen Boden feſt verankert werden. Damit werden wir unſern Staat 
geſund und ſtark erhalten.“ 


Friedrich von Schwerin 
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Zuſammenſtellung der ſeit 1892 


Bezeichnung 
der zum Fideikommiß gehörigen Güter 


4 
1892/93 ge den ben nn b. Bm 
Fee b. P., 15 5 


Joſefowo, Gronsko, Grudno, Ko⸗ 
morowo, Noſſe und dem 
eren 


— Mi. Nr. 


1 v. Korzbock⸗La ei⸗ 
R A See Dei Some 


Dec Wengielno 
2 von Schmidt⸗Wieruſz⸗Kowals⸗] 1893 Rittergut Moſchütz mit dem Vorwerke 
iſches ' Cũ land⸗ 

kiſches Fideikommiß 1 ée 1 . 
3 . . 1893 | a) ja mit 18945 
owo, Ritter wm 
un oe SE bäuerliche derre 


b) den Power Ronojad mit Doly und 
orwerken Grunowko und 


Dalekie 
c) Rittergut Sepienko mit Lagiewnik II. 


4 Landes dkonomierat Franz und | 1895 | Rittergut Markowo mit Vorwerk Ems 
Emma, geb. Mittelſtädt⸗ min D 
Kunkelſches Familienfidei⸗ Gut 
kommiß Markowo⸗Brunno bäuerliche Grunbſtücke Perkowo 2, 3, 
4 und 7 zugeſchrieben Markowo 
5 Boleslaw von Potockiſches 1897 | Rittergut Bendlewo 
ek „ Wronczyn 
o⸗MWronczyn 
6 | von Wilamowitz⸗Möllendorff⸗] 1898 Rittergut Kobelnik 
kr GE e Lagiewnik 
ajorat So Rozniaty 
„K aueaaſchitz 
7 don Potockiſches Familienfidei⸗ 1897 Rittergut Dakowy mokre 
kommiß Dakowy mokre und ëm se Woynowire 
Woynowice 


Edbnard Büttnerſches Familien 1 1898/99 Rittergut Echönfee 
fideikommiß 


Valerian Graf Kwileckiſches 1898 Rittergut Kobylnili nebft den Gütern 
Seege ? m Chrzan GE Ponin 8 den 


yn Bl. 2, 5 und 8 
c) Gd Pirate nebſt den Gütern 
An 5 


d) Rittergut Konin 
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in der Provinz Poſen errichteten Fideikommiſſe. 


Größe 


Name des Fideikommißbeſitzers 


7 


Neutomiſchel 


Hohenſalza 


Poſen Weſt 


Strelno 


| Koſten 


3 110, 45,19 


1517,79, 66 


2 693,46,74 


983,94,41 


2 823,91,19 


2 004, 69,85 


4 596,91,29 


615,80, 46 


3 826, 30,70 


22 173,29,49 


Graf Stephan don Korzbock⸗Lacki zu Neu⸗ 
ſtadt b. Pinne Schloß. 


Emanuel von Schmidt ⸗Wieruſz⸗ Kowalski 
in Cüſtrinchen. 


ürſt Adam Ludwig C ski au 
d Sieniawa (Galizien). f 


Emma von Kunkel in Markowo. 


Gräfin Helene Miaczynska geb. von Potocka 
i 8 N 


iedrich Wilhel v 
T'SI 


Frau Rittergutsbeſitzerin Felicia Gräfin 
Mielzynska geb. von Potocka zu 
Bendlewo. 


Ernſt Büttner auf Schönſee. 


Graf Dobislaw Kwilecki auf Kwiltſch, Kreis 
Birnbaum. 


3% 
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Bezeichnung 
des Fideikommiſſes 


2 


G Bninskiſches Fa⸗ 
WË eut sde 


Ernſt von Wentzelſches Fami⸗ 


lienfideikommiß Belencin 


Roſeſches Familienfideikommiß 
Bialokoſch 


von Schenckſches Familienfidei⸗ 
kommiß Kawentſchin⸗Alt⸗ 
Grabia 

Freiherrlich von Sternfeldtſches 
Familienfideikommiß Jak⸗ 
ſchitz 

Theodor von Bakeſches Fami⸗ 
lienfideikommiß Bakerode 

Nehringſches Familienfidei⸗ 
kommi Groß Kruſcha 

Beymeſches Familienfidei⸗ 
kommiß Rudnik. 

Beymeſches Familienfidei⸗ 
kommiß Sielinko 


Beymeſches Familienfidei⸗ 
kommiß Komorniki 


es ilienfidei⸗ 
ang fr 
Familienfidei⸗ 

kommiß witz 
Jouanneſches Familienfidei⸗ 
kommiß Schwarzwaldau 
rrlich von Maſſenbach⸗ 
WCS Gren 


inne 
von Mollard⸗Goraer Familien⸗ 
fideikommiß 


Jouanneſches 


von Goldſchmidt⸗Rothſchilb⸗ 
es Familienfideikommiß 
niawy 
Beckerſches Familienfideikommiß 


Stif⸗ 
tungs⸗ 
jahr 


Bezeichnung 
der zum Fideikommiß gehörigen Güter 


4 
Rittergut Dombke 


Rittergut Belencin 

= Karna 
Grundſtück Belencin Nr. 2 
Rittergut Bialokoſch 


1 Alt⸗Grabia mit Kawentſchin 
und Wygoda 


Rittergut Jalkſchitz 


e Bakerode mit Vorwerk Feld⸗ 

ſtedt 

Nittergüter Groß Kruſcha und Niemo⸗ 
jewko mit Lindental und Ludzisk 

Rittergut Rudnik 

Rittergut Sielinko 

Rittergut Komorniki 

Rittergut Malinie mit Baranowek und 
Salem 

Rittergut Lenartowig und Zawidowitz 

Gut Schwarzwaldau 


Rittergüter Pinne und Jakubowo und 
1 Grundſtücke Pinne Bd. X 


Rittergüter Herrſchaft Gora 
Rittergut Wroniawy 


Nittergüiter Kuczkow, Jankow und 
Birkenau. 
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Bomft 


dohenſalza 


Hohenſalza 


Samter 
Strelno 


Grätz 
Grätz 


Jarotſchin 
Bomſt 


Pleſchen 


Geitenbetrag . 


Größe 
ha 


6 


22 173,29,49 
1 436,79,17 


1 777,13,98 


942,26,93 


697,23,48 


193,75,87 


488,61,57 
914,08,83 
671,28,63 
872,38,13 
640,62,78 
1 069,83,54 
1 265,59,41 
613,26,54 
1 397,96,76 


4 073,67,11 


2 146,11,55 


1 377,17,68 


.. 121 067,71,96 


Name des Fideikommißbeſitzers 
7 


Graf Konſtantin Bninski auf Dombke in 
Samoſtrzel. 


Ernſt von Wentzel auf Belencin. 


e ee Dr. Karl von Rofe in 
Bromberg. 
Walter von Schenck auf Kawentſchin. 


Frei elm von Sternfeldt 
Jan Gig. on f auf 


Okonomierat Theodor von Bake in Neud 
bel Bean. S 
Dr. phil. Karl Cords in Groß Kruſcha. 
Heinrich von Beyme in Jaſtrzembnik, Kreis 
lee 
Guſtav von Beyme in Eichenhorſt, Kreis 
Neutomifchel. 9 
Ernſt Friedrich von Beyme in Komorniki. 
Jules Eugen von Jouanne auf Lenartowitz. 
desgl. 
desgl. 


Karl Freiherr von Maſſenbach auf Pinne. 


Frau Hauptmann Marie Fiſcher von Mollard 
geb. von Mollard auf Gora. 
K. K. e Generalkonſul 
Freiherr von n 
Rothschild in Frankfurt a. 


a. D. Hermann von së auf 
Kuſzkow. 


38 Friedrich von Schwerin 
& Bezeichnung e Vezeichmung 
e des Fideikommiſſes jahr der zum Fideikommiß gehörigen Güter 
1 2 3 4 
27 0 1907 | Rittergut Nitſche mit den Vorwerken 
fideikommiß Nitſche⸗Tar⸗ Eugenienhof und Konſtantinowo, 
nowo Rittergut Tarnowo 
28 ve? SE 1907/08 a sr Chran (Eichenried) und 
embno 
29 nass Familienfidei⸗ 1907/08| Rittergut Palanowitz mit Vorwerk 
kommiß Palanowitz Guſtafowo 
30 ng ee 1907/08 Rittergut Prittiſch mit Eichvorwerk 
kommiß 
31 Frankſches Familienfideikommiß 1908 | Rittergut Marſchew 
Marſchew 
32 Freiherrlich von Schlichtingſches 1906/08 un Dier Wierzbi und Oſtrowo 
Familienfideikommiß an mit Grundſtück Eigen» 
Wierzbiczany. 
33 von Wilamowitz⸗Möllendorff⸗ 1908/09 ee Markowitz mit dem Vorwerk 
ſches Sekundogeniturfidei⸗ Möllendorf 
kommiß Markowitz Rittergut Schönwerth 
34 | Familienfideikommiß Radenz 19089 Rittergut Radenz mit 
But Dembowitz 
„ Galons ki 
„ Kaczagorka 
Forſt Mittenwalde 
Rittergut Goreczki 
e Potarzyce 
35 | Wendorffſches Familienfidei⸗ 1909 | Nittergut Mühlburg 
kommiß Mühlburg Gut Eichhof 
Rittergut Modlin 
36 | von Hantelmannfches Familien- 1909 Rittergut Baborowko 
fideikommiß Baborowsko „ Baborowo 
37 von Buſſeſches Familienfidei⸗( 1909 Rittergut Latkowo 
kommiß Latlowo 
38 We Je ches Familienfideikommiß 1909 Rittergut Brody 
39 Shammeser-Rogelices Fami⸗ | 1910 Ritter = Senne mit Gut Nowen 
lienfideikommiß Jablonowo Vorwerk Kegelsau 
40 | Bepmeſches Familienfidei⸗ 1911 J Rittergut Orlowo 
kommiß Orlowo 
41 ̈ÿùI, Familien⸗ 1911 | Rittergut Chelmno 
fideikommiß Chelmno Gut Koſchanowo 
42 Familienfideikommiß Lehfelde 1911 


de 
nne 
Groß Nelke Bl. 20, 52, 55, 90. 
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Übertrag 


Schrimm 
Koſten 
Jarotſchin 
Strelno 


Schwerin a. W. 


Pleſchen 
Hohenſalza 


Strelno 
Koſchmin 


Jarotſchin 
Ineſen 


Samter 
Obornik 
Hohenſalza 


Neutomiſchel 


Kolmar i. P. 


Hohenſalza 
Samter 


Domp 


43 241,01,45 


1 499,52,81 


1 926,32,10 
1 003,55,84 
1 107,89,49 

690,77,71 
1 493,56,47 


1 819,86,83 


4 616,29,75 


8 484,39,04 


952,96,00 
48281, 
1488,01, 41 
1 964,16,81 
668,72,86 
840,49,88 
1 272,08,19 


23 590,37,10 


Name des Fideikommißbeſitzers 
7 
Eugen von Lehmann⸗Nitſche auf Nitſche. 


Paul Carſt in Eichenried. 

Walter von Gierke auf Polanowitz. 

Kgl. ae Auguſt von RNoſpatt in 
Alfred von Frank in Marſchew. 


Schl Kgl. Kam 
8 9 merhert 


a von Heydebreck auf 


{ Sto Wernigerode 
1 ie tern 


Eduard von Wendorff auf Mühlburg. 


Otto von Hantelmann in Baborowko. 

Hugo von Buſſe auf Latkowo. 

Paul Emil von Pflug auf Brody. 

Walter von Scharnweber⸗Kagel auf Jablo⸗ 
nowo. 

Fritz Deyme auf Orlowo. 

Erhard Lehmann⸗Nitſche auf Chelmne. 

Ernst Lehfeldt auf Lehfelde. 
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43 


& 


47 


49 


Bezeichnung 
des Fideikommiſſes 


2 


Gräflich Hochbergſches Fami⸗ 1910/11 
Krutſch 


lienfideikomm 


Mei t t 
ee 
Fideikommiß Heyersdorf 

i t „ Kreis 
a Schwuſen 
Familienfideikommiß Laski 


Familienfideikommiß Schweinert 


Fideikommiß Friedrichſtein 


Stif⸗ 
tungs⸗ 
jahr 
3 


1911 


1907 


Bezeichnung 
der zum Fideikommiß gehörigen Güter 


4 


a) Rittergut Krutſch mit Forſigut 
Wronke, 

b) Rittergut CTziſchkowo mit Goray, 

c) Die bäuerlichen Grundſtücke: 
dee dee Ke 

19, zysko Nr. 3, 

hauland Nr. 1 ek 7, 
Biala 5, 10, 20, 88, 131 
Retſchin 90, 112, 131, 147 
Waldheim 56, 108, 111, 123—126 
Neuwalden 37 


Runau 263 
d) Die Braunkohlenbergwerke: 
Mathilde IV —XII 
„ XII XXIVa 
„  XV-XxI 
m XXIII a und 
* XXVa bei Miala 
8 XXVI und XXVII 
„ XXVIOb 
„ NMIXa und XXXa 
S XXXla und XXXIIa 


Rittergut Meienfelde 

Rittergut Nieder Heyersdorf 
> 2 Kabel 

Rittergut Attendorf 


Rittergut Laski Bl. N 


R Bormert Riedhauſen) 
orwerk Strenze (jegt Hirſcheck) 


Rittergut Schweinert 


Ritt iedrichſtei 
Raf 
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ö 
Größe Name des Fideikommißbeſitzers 


7 


übertrag . . . 66 831,38, 55 
Czarnitau 11 549,71,48 Reichsgraf Wilhelm Bolko von Hochberg⸗ 


Krutſch in Springeſee, Kreis Tzarnikau. 


CTzarnikau 

Tzarnikau und Filehne 
Czarnikau 

Filehne 


Czarnilau 


* 


Czarnitau und Filehne 


Schroda 899,51,80 | Arthur von Meien⸗Meienfelde. 

Frauſtadt 765,83,18 | Gilla⸗Bötzow auf Nieder⸗Heyersdorf. 

Frauſtadt 450,09, 40 Gilka⸗Bötzow auf Schwuſen, Kr. Glogau. 

Kempen 2 672,41,00 | Geh. Reg.⸗Rat von Loeſch auf Langhelwigs⸗ 
dorf Kreis Bolkenhain (Säle ien). 

Schwerin a. W. 2 322,35,25 Arnold von Schlüter, Kgl. Landſtallmeiſter 
im Friedrich⸗Wilhelm⸗Geſtüt bei Neu⸗ 
ftabt a. d. Doſſe. 

Witkowo 729,00 Graf Waldemar von Schwerin auf Bohrau, 
Kreis Ols. 


Zuſammen 85 720, 30,66 


die Forderung des ſtädtiſchen Realkredits. 
Von Karl Viereck. 


Wenn der ganze ſtädtiſche Grundbeſitzerſtand der preußiſchen 
Monarchie durch den Mangel an Realkredit, namentlich für die über die 
Grenze der Mündelſicherheit hinausgehenden, ſogenannten „zweiten 
Hypotheken“ leidet, und die Sorge noch durch die derzeitige allgemeine 
Geldknappheit und den übertrieben hohen Zinsfuß geſteigert wird, ſo 
kommt noch in den gemiſchtſprachigen Provinzen Poſen und Weſtpreußen 
die beunruhigende Erſcheinung hinzu, daß der deutſche Grundbeſitz in den 
Städten allmählich, aber ſtändig zurückweicht, während der polniſche Grund⸗ 
beſitz ſich ausdehnt. Dieſe Erſcheinung e zwar noch nicht ſtatiſtiſch erfaßt 
und in ihren Urſachen noch nicht wiſſenſchaftlich geklärt, aber doch offen⸗ 
ſichtlich; man kann zugleich beobachten, daß es die wertvolleren, namentlich 
in den beſſeren Geſchäftsgegenden der Städte belegenen Grundſtücke ſind, 
welche in polniſche Hände übergehen. Ich habe beiſpielsweiſe nachgewieſen, 
daß in Oſtrowo im Jahre 1910 aus polniſcher Hand in deutſche 10 Grund- 
ſtücke im Werte von 126 925 K, umgekehrt aus deutſcher in polniſche Hand 
ebenſoviele Grundſtücke im Werte von 409 900 M übergegangen find, im 
Jahre 1911 an die Deutſchen 6 Grundſtücke im Werte von 185 000 K, 
an die Polen 8 Grundſtücke im Werte von 538 500 K. Es find beſonders 
die Geſchäftshäuſer, auf welche ſich die polniſche Erwerbsluſt richtet. Und 
darum iſt nicht zu leugnen, daß der Rückgang des deutſchen Grundbeſitzes 
im Zuſammenhange ſteht mit der Verringerung der Zahl der deutſchen 
ſelbſtändigen Gewerbetreibenden zugunſten der Polen. Daß der deutſche 
Gewerbeſtand durch den polniſchen numeriſch zurückgedrängt wird, iſt durch 
Dr. Swart !) ſtatiſtiſch bewieſen und wird von Cardinal v. Widdern für Weſt⸗ 
preußen durch eine Reihe von Berichten im einzelnen beleuchtet, übrigens 
auch von Prof. Mitſcherlich zugegeben. Die vom Abgeordnetenhauſe 
in der vorletzten Seſſion auf meinen Antrag geforderte „Denkſchrift“ über 
die Urſachen des Rückganges des ſtädtiſchen Grundbeſitzes und Gewerbe⸗ 
ſtandes iſt, wenngleich man von Ermittlungen hört, noch nicht vorgelegt 
worden. Es iſt eine dringende Aufgabe, dieſe Urſachen wiſſenſchaftlich 
auf ſtatiſtiſcher Grundlage zu erforſchen und ſie durch eine konzentriſche 
und ſtarke Aktion zu beſeitigen. Die Staatsregierung hat es bisher, indem 
ſie die innere Koloniſation und die Beſitzbefeſtigung auf dem Lande mit 
erfreulichem Erfolge gefördert hat, an einer gleichartigen zielbewußten 
Tätigkeit in den Städten fehlen laſſen. Es ſoll nicht verkannt werden, daß 
ſie für die wirtſchaftliche Verkehrserſchließung und Belebung und für die 
geiſtige Anregung mit reichen Mitteln geſorgt hat. Aber ſie hat es doch 
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nicht erzielt, daß der deutſche Gewerbeſtand dem polniſchen Vordringen 
Stand zu halten vermag. Die Städte können und dürfen nicht preisgegeben 
werden; wenn in ihnen das Deutſchtum nicht ſeßhaft und kräftig gehalten 
wird, ſo bleibt die ländliche Koloniſation und Beſitzbefeſtigung eine halbe 
Maßregel, die die von den Städten ausgehende polniſche Aktionskraft nicht 
ausgleicht. Es bedarf vollſter Klärung und einer alle Gebiete des wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens erfaſſenden einheitlichen Tätigkeit, um dem Übel die 
. — abzugraben und den deutſchen Grundbeſitz und Gewerbeſtand zu 
tärken. 

Der Gegner iſt im Kampfe erſtarkt. „Die Kraft erzieht ſich an der 
Gegenkraft.“ Die polniſche Bevölkerung hat an Intelligenz und Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit zugenommen, iſt ſparſam, genügſam und fleißig, hat einen 
gewerbetreibenden Mittelſtand erzeugt und ſich zu einem hochentwickelten 
Genoſſenſchaftsweſen 1 Dazu kommt die wirtſchaft⸗ 
liche Abſonderung, die zum nationalpolitiſchen Boykott der deutſchen 
Gewerbetreibenden ausgeartet iſt, den polniſchen Gewerbetreibenden 
aber eine feſte Kundſchaft ſichert. 

Dieſer rückſichtslos vorwärtsdrängenden Kraft gegenüber muß 
die Widerſtandskraft des deutfchen ſtädtiſchen Grundbeſitzer⸗ und Gewerbe⸗ 
ſtandes geſtärkt werden. Nicht als ob dieſer die Hände in den Schoß legen 
und ſich mer auf die preußiſche Staatsregierung verlaſſen dürfte; er 
ſelbſt muß die Schwächen, die ihm anhaften, zu überwinden fuchen. 
Die deutſche Allgemeinheit aber muß ihm nicht nur den Rücken ſtärken, 
ſondern auch das Rüſtzeug in die Hand geben, das ihn zur Verteidigung 
wehrhaft und kräftig macht. 

Die Richtlinien für dieſe Hilfe mögen in einem Beſchluſſe gegeben 
ſein, den das Abgeordnetenhaus auf meinen Antrag am 22. April 1913 
gefaßt hat, und der lautet: 

die Königliche Staatsregierung zu erſuchen, in den überwiegend 

polniſchen Teilen der öſtlichen Provinzen den deutſchen 

Handels⸗ und Gewerbeſtand, namentlich in den 

Kleinſtädten, wirtſchaftlich zu ſtärken, insbeſondere durch 

1. e Beſiedlung der Umgebung der Städte 

deutſchen Bauern und Arbeitern, 

2. Förderung des Realkredits Sé über die Grenze 
der Mündelſicherheit hinaus, 

3. beſſere Ausbildung der Gewerbetreibenden in den 
Fachkenntniſſen, in der Berechnung und in der Buchführung, 

4. Förderung des gewerblichen Genoſſenſchafts⸗ 
weſens unter Ermöglichung des Anſchluſſes vereinzelter 
Gewerbetreibenden, 

5. Förderung der Seßhaftmachung von Gewerbe⸗ 
treibenden in eigenen Wohnhäuſern. 

Ehe ich auf den zweiten Punkt, der den Hauptgegenſtand ec 
Aufſatzes bilden ſoll, ege möchte ich nur kurz zur Erläuterung des 
Beſchluſſes einige Bemerkungen machen: 
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Was Punkt 1 betrifft, ſo iſt es eine politiſche Streitfrage, ob die 
innere Koloniſation mit deutſchen Bauern auf die Städte nachteilig gewirkt 
hat. Die Gegner der Anſiedlungspolitik behaupten, daß durch dieſe die 
Polen in die Städte gedrängt würden, und daß ſie dort mit den reichlichen 
Kaufgeldern für ihre an die Anſiedlungskommiſſion verkauften Güter den 
polniſchen Gewerbeſtand ſtärken. Die letztere Behauptung iſt zweifellos 
nicht nachweisbar, in neuerer Zeit auch ſchon deshalb belanglos, weil leider 
recht wenig Güter aus polniſcher Hand erworben werden können. Aber auch 
die erſtere Behauptung hat nur ein Körnchen Wahrheit; denn an dem 
Beiſpiele der Stadt Gnesen hat Vosberg (Anſiedlungspolitif und Städte⸗ 
entwicklung) nachgewieſen, daß nur ein' geringer Bruchteil (in Gneſen 6 /) 
der 0 polniſchen Bevölkerung aus Anſiedlungsgütern ſtammt. 
Ich halte es mit der von der Staatsregierung vertretenen und vom bis 
herigen Präſidenten Gramſch in die Praxis übertragenen Auffaſſung, daß eine 
kaufkräftige deutſche Bauernſchaft den deutſchen Handels- und Gewerbe⸗ 
betrieb in den Städten belebt und kräftigt, und daß es deshalb für die Stär⸗ 
kung des deutſchen Handels und Gewerbes kein beſſeres und wirkſameres 
Mittel gibt als die Umkränzung der Städte mit Anſiedlern. Der Beſchluß 
zu 1 age Dé dieſer ll 

luß zu 5 will die Selbſündigkeit und Seßhaftigkeit der 
„ durch Anſäſſigmachung auf eigner Scholle fördern; 
hierzu wird es der Tätigkeit von Genoſſenſchaften bedürfen. 

Die Forderungen zu 3 und 4 wollen die beſſere Ausbildung und 
den genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluß der Gewerbetreibenden fördern; 
hier muß die Tätigkeit des Handelsminiſters einſetzen. Ich ſtreife dieſe 
ir führen. nur kurz, um das Geſamtbild der erſtrebten Aktion vor Augen 
zu führen 

Die wichtigſte und ſchwierigſte Aufgabe aber iſt die unter 2 an- 
gedeutete: Förderung des Realkredits auch über die Grenze der Mündel⸗ 
ſicherheit hinaus. 

Denn gerade am Mangel an Reallredit kranken die deutſchen ſtädtiſchen 
Grundbeſitzer. Eine geſetzlich geordnete Organiſation, wie ſie für e 
ländlichen Grundbeſitz in den „Landſchaften“ beſteht, fehlte bisher — 
geſehen von der Pfandbriefanſtalt in Danzig — in Poſen und Westpreußen 
für den ſtädtiſchen Realkredit. Die Hypothekenbanken arbeiten nur mit 
größeren Objekten und deshalb nur in Städten mit größeren Grundſtücks⸗ 
werten; ſie meiden aber auch die Kleinſtädte, weil ſie dorthin ohne unver⸗ 
hältnismäßigen Koſtenaufwand ihr Vertrauensmännerſyſtem nicht aus⸗ 
dehnen können, und weil dort die Nachfrage nach Grundſtücken geringer 
und deshalb die Ausſicht auf Herausbietung ihrer Hypotheken im Falle der 
Zwangsverſteigerung durch Kaufliebhaber ſchwächer iſt. Für die erſten 
Hypotheken mag ein Teil der kreditbedürftigen Grundbeſitzer aus den 
öffentlichen Sparkaſſen der Kreiſe und der Städte Kapitalien erlangen 
können, die bei pünktlicher Zinszahlung nicht gekündigt werden; aber bei 
der Unzulänglichkeit der Barmittel dieſer Kaſſen doch nur in beſchränktem 
Maße. Darum iſt es mit großer Freude zu begrüßen, daß die vor mehreren 
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Jahren in Poſen als gemeinnütziges Inſtitut für die Provinzen Poſen und 
Weſtpreußen mit einem Grundkapital von 1 Million Mark errichtete 
„Deutſche Pfandbriefanſtalt in Poſen“ ihre ſegens⸗ 
reiche Tätigkeit rührig entfaltet und durch den letzten Staatshaushaltsetat 
eine ſtaatliche Beihilfe von einer Million Mark mit der Ausſicht auf weitere 
4 Millionen erhalten hat. Die deutſche Pfandbriefanſtalt will laut Satzung 
unter Ausſchluß des Erwerbszwecks den Realkredit für ſtädtiſchen Grund⸗ 
beſitz in den Provinzen Poſen und Weſtpreußen vermitteln und erleichtern. 
Sie beleiht ſtädtiſche Grundſtücke bis zu 50 % des Taxwertes. Sie Det, 
ſchafft ſich die Betriebsmittel zu den weiteren Beleihungen durch die Ausgabe 
von Pfandbriefen, die aber ftatutengemäß den Geſamtbetrag der Hypotheken 
nicht und den zehnfachen Betrag des Grundkapitals ſowie die Reſervefonds 
nur mit Genehmigung des Miniſters überſteigen dürfen. Beleihungs⸗ 
fähig ſind ſolche Grundſtücke ſtädtiſchen Charakters, deren Eigentümer 
Deutſche ſind, auch wenn die Grundſtücke nicht in einem Orte liegen, der 
kommunalrechtlich als Stadt gilt, ſowie Erbbaurechte. Eine Beſitzbefeſtigung 
für das Deutſchtum, wie ſie bei den ländlichen Rentengütern durch Ein⸗ 
tragung eines Wiederkaufsrechts erfolgen kann, läßt ſich mit dieſen ſtädtiſchen 
Beleihungen nicht verbinden, da das Geſetz dies nicht zuläßt. Dagegen 
wird der Übergang eines beliehenen Grundſtückes in polniſche Hand durch 
die Vereinbarung erſchwert, daß in dieſem Falle das Kapital ſo fort kündbar 
wird, daß der Anteil am Reſervefonds verloren geht, und daß in den erſten 
20 Jahren ½ % für jedes abgelaufene Jahr nachgefordert werden kann. 
Nach einer Dotierung der Bank mit 6 Millionen Mark wird ſie dauernd 
ihren Zwecken gerecht werden können. Die Bank beleiht vorzugsweiſe 
Heine Objekte. — Man kann gern anerkennen, daß für die Beleihung bis 
zu 50 % des Taxwertes durch dieſes Inſtitut ausreichend geſorgt und zugleich 
der Beſitz in deutſcher Hand einigermaßen geſichert wird. 

Aber über dieſe Wertgrenze hinaus fehlt es an gleichartigen leiſtungs⸗ 
fähigen Einrichtungen. Gerade aber für dieſen Kredit, die ſogenannten 
„„ weiten Hypotheken“, in den Wertgrenzen von mehr als 50 
bis 75% iſt ein dringendes Bedürfnis vorhanden. Denn nur ein ganz 
geringer Teil von Grundſtückserwerbern iſt kapitalkräftig genug, um die 
Hälfte des Preiſes bar erlegen zu können. Klagt man ſchon in größeren 
Städten, wo doch ungleich mehr Kapitalien auf den Markt kommen, über 
die Schwierigkeit der Erlangung zweiter Hypotheken und noch mehr über 
die hohen Zinſen und Proviſionen, welche für ſie zu entrichten ſind, ſo iſt 
der Geldmarkt für zweite Hypotheken in den kleinen Städten, namentlich 
in den gemiſchtſprachigen Gegenden, noch viel knapper. In wiſſenſchaft⸗ 
lichen Erörterungen, in parlamentariſchen Verhandlungen und beſonders 
in Schriften und Verſammlungen der Haus- und Grundbeſitzervereine 
wird über die Möglichkeit der organiſierten Beſchaffung der Geldmittel 
und Beleihung mit zweiten Hypotheken ſeit Jahren gründlich beraten. 
Die Löſung des Problems iſt aber außerordentlich ſchwierig. Das große 
Kapital, das heute ſchon für erſtklaſſige Sicherheiten und gegen höhere 
Gewinnbeteiligungen begehrt iſt, wird zu den im Range nachſtehenden 
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und bei der Unſicherheit der Werte in kritiſchen Zeiten immerhin nicht 
ungefährdeten zweiten Sicherheiten nicht zuſtrömen, wenn nicht einwands⸗ 
freie Bürgſchaften geſchaffen werden. 


Die erſte Grundbedingung würde die zuverläſſige Feſtſtellung der 
Werte ſein, die heute, wenn ſie nach Feuertaxe und Nutzungen berechnet 
wird, eine leidliche Grundlage hat, bei Schätzungen aber, auch wenn ſie 
gerichtlich beurkundet werden, durchaus von der Sachkunde und der 
Gewiſſenhaftigkeit privater Sachverſtändiger abhängt, und die im ganzen 
im Publikum nicht dasjenige Vertrauen hat, das die landſchaftlichen Taxen 
ländlicher Grundſtücke nach jahrzehntelanger Erprobung unzweifelhaft 
beſitzen. Offentliche Taxämter, die nach feſten Grundſätzen 
und Richtlinien arbeiten und mit erprobten, eingearbeiteten und unab⸗ 
hängigen Sachverſtändigen beſetzt werden, müſſen die Grundlagen auch 
für den ſtädtiſchen Realkredit ſchaffen. Die Staatsregierung iſt dieſem 
Gedanken jetzt näher getreten und wird vorausſichtlich in der nächſten Land⸗ 
tagsſeſſion einen Geſetzentwurf über öffentliche Schätzungsämter einbringen. 

Sodann werden Organiſationen zu ſchaffen ſein, die den 
Realkredit vermitteln, das Kapital beſchaffen und ausleihen und für die 
Zinszahlung und Rückzahlung ſeitens der Darlehnsempfänger ſowie für 
die Befriedigung der Geldgeber Sorge tragen. Damit ihre Handhabung 
das öffentliche Vertrauen genieße, wird fie der behördlichen Auflicht zu 
unterſtellen ſein. 

Das ſind die ſormellen Vorausſetzungen für die Ordnung der Be⸗ 
leihung mit zweiten Hypotheken. Aber für die materielle Sicherheit wird 
den Kapitaliſten immer noch das Vertrauen ſehlen. Mit einem Schlage 
würde die Frage gelöſt werden, wenn allgemein der Staat für die 
Pfandbriefe die Bürgſchaft übernähme. Das würde natürlich voraus⸗ 
ſetzen, daß das Auffichtörecht des Staates jo umfaſſend geſtaltet und fo 
eingehend ausgeübt würde, daß dem Staate gegen jede ihm zweifelhaft 
erſcheinende Beleihung ein Vetorecht zuſtände — eine Ausdehnung, die 
in der Praxis Unzufriedenheit auslöſen und lähmend wirken würde. Aber 
auch bei dieſer Art des Aufſichtsrechts würde das Staatsvermögen durch die 
Haftung jo ſchwer belaſtet werden, daß ohne zwingende Gründe, die in 
beſonderen Verhältniſſen liegen müßten, weder die Staatsregierung noch 
das Parlament dieſe Belaſtung würden verantworten können. 

Anders liegt die Sache im allgemeinen bei den Kommunal⸗ 
verbänden, in denen die Verhältniſſe ſich leichter überſehen laſſen. 
In der Tat haben bereits einige Kommunalverbände es unternommen, 
Hypothekenbanken für zweite Hypotheken ins Leben zu rufen. In Katto⸗ 
witz und Tarnowitz haben die Kreiſe Kreisbaubanken begründet und fun⸗ 
diert, um Grundſtücke, die bebaut werden ſollen, über die Grenze der Möndel⸗ 
ſicherheit hinaus mit Hypotheken zu beleihen und dadurch die Seßhaft⸗ 
machung zu fördern. Für dieſen beſonderen Zweck werden die Mittel 
der Kreiſe erſprießlich wirken können, ohne daß ihre Finanzkraft übermäßig 
in Anſpruch genommen wird. Ferner haben einzelne Städte Mittel be 
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willigt, die zur Beleihung ſtädtiſcher Grundſtücke mit zweiten Hypotheken 
verwendet werden ſollen. Typiſch iſt hierfür das Verfahren der Stadt 
Neukölln, die zunächſt eine Hypothekenbank errichtet hat, aus der Darlehen 
bis zu 60 % der Taxe ausgegeben werden, ſodann aber aus beſtimmten 
ſtädtiſchen Sammelfonds zweite Hypotheken bis zu 75 oder 80 / gewährt. 
Letztere werden mit 5 % verzinſt; ½ % beier Zinſen und die Abſchluß⸗ 
proviſion von 1 % fließen in einen Sicherheisfonds. Die Bildung desſelben 
beruht auf der Erwägung, daß derjenige Zinsteil, der für die zweite Hypothek 
wegen des ſchlechteren Ranges mehr gezahlt wird als für die erſte, eigentlich 
eine Riſikoprämie für das Zurückrücken darſtelle. Die Richtigkeit dieſes 
Geſichtspunktes leuchtet ein. Der Reſervefonds wird die Verluſtgefahr 
der Stadt weſentlich abfangen. — Auf eine breitere Baſis ſuchen Beſtre⸗ 
bungen des Bürgermeiſters Heuſer in Myslowitz zu gelangen, der die Er⸗ 
richtung einer „Oberſchleſiſchen Kommunal⸗Hypotheken⸗ und Baubank“ 
durch einen Zweckverband der Städte Beuthen O.⸗S., Gleiwitz, Katto⸗ 
witz, Königshütte, Myslo witz, Ratibor, Tarnowitz und der Landgemeinde 
Zabrze in Vorſchlag bringt. Dieſe geplante Bank ſoll ſowohl erſtſtellige, 
ſeitens der Bank unkündbare Amortiſations⸗Darlehne bis zu 65 % des 
Wertes, wie weitere Hypotheken bis zu 75 / des Wertes gegen halbjährliche 
Kündigung und endlich auch Baudarlehne gewähren und die Überſchüſſe 
in erſter Reihe zur Bildung eines Sicherheitsvermögens und zur Tilgung 
der Schuldverſchreibungen oder auch zur Anſammlung eines Tilgungs⸗ 
ſtockes verwenden. Bei Verluſten ſollen zuerſt das Sicherheitsvermögen 
und im übrigen die Verbands mitglieder nach Verhältnis der Einwohner- 
zahl haften. Der Vorſchlag iſt wegen der Konſtruktion der Verwaltungs- 
organe — auf die ich hier nicht näher eingehen kann — bemängelt, ſtößt 
aber auch wegen der Unabſehbarkeit der Haftung der Kommunalverbände 
für zum Teil fremde Intereſſen auf Widerſpruch und dürfte kaum auf 
Realiſierung rechnen können. 

Mag nun aber eine Stadtgemeinde oder ein Zweckverband von 
Gemeinden oder ein Kreis oder gar die Provinz in anderen Gegenden 
als geeigneter Träger der Haftung und ſomit als geeignete Grundlage der 
Organiſation der Hypothekenbeleihung angeſehen werden. In den gemiſcht⸗ 
ſprachigen Provinzen Poſen und Weſtpreußen, namentlich in überwiegend 

olniſchen Städten, iſt die Kommunalhaftung für die Zwecke der Unter⸗ 
sung nur des deutſchen Grundbeſitzes nicht möglich. Denn man 
wird nicht den Kredit der Städte einſeitig nur für einen Teil der Grund⸗ 
beſitzer unter Ausſchluß anderer, gleichberechtigter anſpannen können; 
ſelbſt da, wo deutſche Stadtvertreter die Mehrheit bilden, würde eine ſolche 
Maßnahme auf Widerſpruch ſtoßen; ſie würde die ſchwerſten national⸗ 
politiſchen Kämpfe in die Städte tragen, die ohnehin durch den vorhandenen 
Gegenſatz ſchon genug zu leiden haben. Ebenſowenig iſt ſie bei größeren 
Kommunalverbänden möglich. Dieſer Weg iſt hier nicht gangbar. 

Dagegen wird man nicht davor zurückſcheuen dürfen, für den ge⸗ 
fährdeten deutſchen Grundbeſitz in den Städten der 
gemiſchtſprachigen Provinzen die Hilfe des Staates — wie bei der 
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er Beſitzbefeſtigung — in Anſpruch zu nehmen, da der zwingende 
Grund des Schutzes nationaler Intereſſen in einem beſchränkten Gebiete 
vorliegt. Doch nicht ſoweit, daß etwa der Staat allein und unmittelbar 
die Haftung übernähme. Ein ſolches volles Riſiko kann dem Staate ſelbſt 
bei dringenden nationalen Intereſſen nicht zugemutet werden. Vielmehr 
wird eine Einrichtung zu ſchaffen ſein, welche die Haftung in erſter Reihe 
den Beteiligten auferlegt und den Staat nur in zweiter Reihe heranzieht. 
Dieſe Einrichtung muß auf dem Grundſatze der Gegenſeitigkeit 
beruhen. Es läge nahe, das Verfahren nachzuahmen, welches von der 
Deutſchen Mittelſtandskaſſe in Poſen und der Deutſchen Bauernbank 
in Danzig bei der Beſitzbefeſtigung angewandt wird. Dieſe Banken ver⸗ 
mitteln, wie vorausgeſchickt fein mag, bei der Regulierung der Hypotheken 
in erſter Reihe vielfach ein Landſchaftsdarlehen, ſodann aber jedesmal 
ein aus ſtaatlichen Mitteln gewährtes Darlehen gegen Eintragung einer 
V. für die minderſicheren Jahresleiſtungen aber übernimmt 
die örtliche Spar- und Darlehnskaſſe die Bürgſchaft; die Höhe derſelben 
wird von der Kaſſe ſelbſt beſtimmt, da von ihr die Beleihungsgrenze mit 
feſtgeſtellt wird. Dieſe Bürgichaft Ki unter das Prinzip der Gegenſ eifige 
keit, weil man davon ausgehen darf, daß die Beliehenen im großen und 
Sen mit den Mitgliedern der Spar- und Darlehnskaſſen identiſch Kap 
ieſe Bürgſchaftsmethode hat bisher zu Mißſtänden nicht geführt und 
den Staat ſchadlos gehalten. Indeſſen wird ſich dieſe Methode auf die 
Städte kaum übertragen laſſen. In dieſen iſt ein großer Teil der Mit⸗ 
glieder der Spar- und Darlehnskaſſen oder ſonſtiger Kreditgenoſſenſchaften 
mit Grundbeſitz nicht angeſeſſen; andererſeits werden ſich die Grundbeſitzer 
kaum zu einer ſolchen Genoſſenſchaft vereinigen laſſen, weil ihre gewerb⸗ 
lichen und ſonſtigen perſönlichen Kreditbedürfniſſe allzu verſchieden ſind. 


Man wird vielmehr einen beſonderen Kredit derband der mit 
Hypotheken Beliehenen ſchaffen müſſen. Für die erſten Hypotheken biz 
zu 50 % des Wertes iſt die Analogie mit den landſchaftlichen Kreditverbänden 
bereits in der Deutſchen Pfandbriefanſtalt zutage re in welcher 
die Beliehenen auch Mitglieder fein müſſen und — wie bei den Landſchaften 
auch an der Haftung beteiligt ſind. Im Anſchluß hieran, vielleicht unter 
Perſonalunion mit dieſer Anſtalt, wird ein beſonderer Kredit⸗ 
verband der mit Hypotheken im Grundſtückswerte 
von mehr als 50 bis 75% Beliehenen zuerrichten ſein. Eine 
wertvolle Vorarbeit für die Organiſation dieſes Verbandes kann man in 
dem „Satzungsentwurf eines Pfandbriefinſtituts für zweite 2 7 
finden, den der preußiſche Landesverband der Haus- und Grundbeſitzer⸗ 
dereine im Jahre 1912 im Heft 72 ſeiner „Mitteilungen“ KEREN 
hat. Dieſer Vorſchlag macht ſich die Erfahrungen, die man bisher bei 
gleichartigen Inſtituten gemacht zu haben meint, zunutze. Die Sicherheit 
der SRfambbriefögläubiger — für unſern Zweck iſt dieſer Geſichtspunkt 
= Se. und hier allein zu erörtern — ſoll beftehen in der Haftung 

es e 
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1. mit ſeinem ganzen Vermoͤgen, insbeſondere mit den als Unterlage für die 
Schuldverſchreibungen dienenden Hypothekenforderungen und mit der 
Sicherheitsmaſſe, die aus Beiträgen der Beliehenen zu bilden iſt, 

2. mit den Forderungen an die Zeichner des Garantiefonds und ferner 
in der Haftung jedes Mitgliedes in Höhe von 10 ſeines urſprüng⸗ 
lichen Schuldkapitals mit ſeinem ganzen Vermögen. 

Die Schaffung einer Garantiemaſſe iſt noch nicht vorgeſehen; ſie 
wird aber für dieſes — für die Provinz Brandenburg beſtimmte — Inſtitut 
bis zur Höhe von 1 Million Mark durch Beteiligung der Stadt Berlin und 
der Provinz Brandenburg erſtrebt. Vielleicht liegt in der Haftung der 
Mitglieder bis zu 10%, des urſprünglichen Zinskapitals mit dem ganzen 
Vermögen eine Hemmung der künftigen Entwicklung; denn vor einer 
Haftung für andere mit dem eigenen Vermögen, wenn auch nur in begrenzter 
Höhe, wird mancher ſolvente Grundſtücksbeſitzer, der nur Hypothekenkredit 
ſucht, zurückſcheuen. Wenngleich nicht zu verkennen iſt, daß dieſe Haftung 
für das Vertrauen der Kapitaliſten und die Bewertung der Pfandbriefe 
nicht unerheblich ſein würde, würde doch durch die Scheu der Kreditſucher 
dor der Haftung die erwünſchte Ausdehnung der befruchtenden Tätigkeit 
des Inſtituts leiden. Vielleicht kommt man mit der Methode von Neukölln 
aus, welche durch die Zurücklegung von ½ J der Zinſen und die Abſchluß⸗ 
proviſion von 1% einen Sicherheitsfonds bildet. Wenn dieſer bis zu 
angemeſſener Höhe angeſammelt wird, kann er den Anſprüchen der Kapi⸗ 
taliſten an die Sicherheit genügen. Es iſt allerdings bei Beginn der Ge⸗ 
ſchäftstätigkeit noch kein Fonds vorhanden, welcher das Hergeben der erſten 
Kapitalien empfehlen könnte. Hier aber iſt der Punkt, bei dem die Staats⸗ 
hilfe in den gefährdeten Provinzen einſetzen könnte. Möge der Staat 
vorſchußweiſe Kapitalien hergeben, die den Sicherheitsfonds bilden. Wenn 
dieſer dann durch Zinsbeiträge der Beliehenen allmählich aufgefüllt wird, 
bis er das für erforderlich zu erachtende Höchſtmaß erreicht, ſo wird damit 
die Gefahr des Staates, mit dem Sicherheitsfonds für Verluſte eintreten 
zu müſſen, ſich in gleichem Schritte verringern, ſchließlich kaum noch Be⸗ 
deutung haben. Außer dieſem Vorſchuß zum Sicherheitsfonds wird der 
Staat auch das erſte Betriebskapital gewähren müſſen. 

Nun wird ſich in den Provinzen Poſen und Weſtpreußen die Organi⸗ 
ſation des Realkredits für zweite Hypotheken weſentlich erleichtern, wenn 
ſie an bereits beſtehende Einrichtungen angeknüpft wird. Die Deutſche 
Pfandbriefanſtalt in Poſen iſt für dieſen Zweck unmittelbar nicht geeignet, 
da ihre Tätigkeit, wenn nicht der Wert ihrer Pfandbriefe erſchüttert werden 
ſoll, in klarer Scheidung auf die Beleihung innerhalb der Beleihungsgrenze 
bis zu 50 % des Wertes beſchränkt bleiben muß. Ein Verſuch, die Grenze 
— 60% zu erweitern, iſt an der Schwierigkeit, die Pfandbriefe abzuſetzen, 
geſcheitert. Es kommen aber zwei Anſtalten in Frage: 

1. Die Oſtmärkiſche Grundſtückserwerbsgenoſſenſchaft, E. G. m. b. H. 
in Berlin, die ſich u. a. die Beleihung mit zweiten Hypotheken zur 
Aufgabe macht, aber bei ihren beſchränkten Mittel n nur in geringem 
Umfange hat helfen können, 
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2. Die Kreditanſtalt für ädtiſche Hausbeſitzer der Provinzen Poſen 
und Weſtpreußen in Poſen, die ſich aber zur Zeit auf die Erſchließung 
des Feſtungsgeländes um Poſen beſchränkt. 

Es it zu prüfen, ob und wie dieſe Anſtalten auszugeſtalten, vielleicht 
auch zu verſchmelzen und mit der Deutſchen Pfandbriefanſtalt, wenn 
auch nicht organiſch, ſo doch durch perſönliche Mitwirkung der Leiter 
dieſer Anſtalt, und durch das Nachrücken der zweiten Hypotheken in die 
amortiſierten Teile des erſten Pfandbrieſdarlehens in Verbindung zu 

im einzelnen muß natürlich 


ſind zur Zeit nicht ungünſtig. Als die Frage des Reallredits an der Hand 
meines obenerwähnten Antrages am 14. Ap il 1913 im Haushaltsausſchuſſe 
des Abgeordnetenhauſes behandelt wurde, gab der Landwirtſchaftsminiſter 
eine bemerkenswerte Erklärung ab, in der er ſich über die hupothekariſchen 
Kreditverhältniſſe im allgemeinen aussprach, beſonders amortiſierbare 
Hypotheken empfahl, und über die Pläne in den Provinzen Poſen und 
Weſtpreußen folgendes mitteilte: 

Augenblicklich ſchwebten Verhandlungen, ob ein weiterer Ausbau 
der Kreditanſtalt für ſtädtiſche Hauabeſitzer der Provinzen Poſen und 


des ehemaligen Poſener Feſtungsgeländes bis zu 75 % übernommen habe) 
den tatfächlich beſtehenden Bedürfniſſen nach Beſchaffung zweitſtelliger 
Hypotheken abzuhelfen geeignet ſei; er habe ſich in Gemeinſchaft mit dem 
Miniſter des Innern bereit erklärt, nach dieſer Richtung hin in weitere 
Verhandlungen einzutreten. über das Ergebnis der Verhandlungen 
ließen ſich Mitteilungen noch nicht machen. Wenn in Frage kommen | ollte, 
daß auch für dieſe Zwecke größere Staatsmittel zur Verfügung geitellt 


der beteiligten Geldbedürftigen ſelbſt zu bilden. 

Bei den Landſchaften ſei das leichter geweſen, weil man es da mit 
beſtimmten und größtenteils größeren Gutsbeſitzern zu tun habe. Schwie⸗ 
riger liege natürlich die Sache bei dem ſtädtiſchen Grundbeſitz, bei dem 


9 
Beleihungsgeſellſchaft zu vereinigen. Nach dieſer Richtung würden jeden⸗ 
falls noch eingehende und | chwierige Verhandlungen zu führen ſein. 
Der Vertreter des Finanzminiſteriums trat dieſen Ausführungen 
bei; der Finanzminiſter bringe der Entwicklung der Dinge ein lebhaftes 
Intereſſe entgegen; die Schaffung geeigneter Träger bilde den Gegenſtand 
kommiſſariſcher Verhandlungen. 
Möge eine glückliche Löſung bald gefunden werden! 


Die Aufgaben des Staates im 
zweitſtelligen Realkredit zu Gunſten des Deutſchtums 


der oſtmärkiſchen Städte. 
Von Oskar Stübben. 


A. Notwendigkeit der ſtaatlichen Aktion. 


Eine organiſierte ſtaatliche Aktion für das ſtädtiſche Deutſchtum 
der Provinzen Poſen und Weſtpreußen iſt bisher nur im mündelſicheren 
Realkredit vorhanden. Die Deutſche Pfandbriefanſtalt in Poſen gewährt 
ihn. Das ſtaatliche Grundkapital des Inſtituts beträgt heute 2 000 000 . 
Es iſt dankbar zu begrüßen, daß der Finanzminiſter die weitere Ver⸗ 
mehrung um 4 000 000 „ zugeſagt hat. Die Deutſche Pfandbriefanſtalt 
verſchafft ſich die Beleihungsmütel im Pfandbriefgeſchäft, das ſich auf 
Preußen ſowie die mittel⸗ und norddeutſchen Bundesſtaaten erſtreckt. Die 
Hypotheken werden auf ſtädtiſche Hausgrundſtücke in Poſen und Weſt⸗ 
preußen gewährt. Sie überſteigen nach zweieinhalbjähriger Tätigkeit 
15 000 000 „. Abgeſehen von der nationalen Sicherung liegt ein Haupt⸗ 
vorzug der Tätigkeit der Deutſchen Pfandbriefanſtalt darin, daß ſie die 
Mittel, die ſie im Pfandbriefgeſchäft vom Privatkapital hereinzieht, in eine 
große Zahl kleiner Kanäle im Beleihungsgeſchäft zugunſten des ſtädtiſchen 
Deutſchtums im unkündbaren Amortiſationskredit ableitet. Die Be⸗ 
leihungen verteilen ſich heute ſchon auf 125 Städte der beiden Provinzen. 
Es erhellt, daß die mit der Deutſchen Pfandbriefanſtalt geſchaffene neue 
Kreditquelle, die in ſteigendem Maße Privatgeld den beiden Provinzen 
zuführt, nicht unerheblich zur Hebung des ſtädtiſchen Deutſchtums beitragen 
muß. Die Beleihungen entfallen in der großen Mehrzahl auf Handwerker, 
Gewerbetreibende und Kaufleute. 

Es liegt aber auf der flachen Hand, daß die nationalpolitiſchen 
Aufgaben des Staates für das ſtädtiſche Deutſchtum nicht mit der Förderung 
dieſes ee E Kredits erſchöpft ſind. 

Die Aufwendungen des Staates für organiſierte ländliche Deutſch⸗ 
tumszwecke (Anſiedlung und Beſitzfeſtigung) belaufen ſich einſchließlich 
der diesjährigen Geſetzesbewilligung auf rund eine Milliarde ohne Ein⸗ 
rechnung der dem Staat ſeit 1886 erwachſenen Zinsverluſte. Auf das 
ländliche Deutſchtum der Provinzen Poſen und Weſtpreußen entfielen 1910 
1 415 000 Köpfe, auf das ſtädtiſche Deutſchtum 790 000 Köpfe. Während 
die Einwohnerzahl der Deutſchen in Stadt und Land ſich wie 1:2 verhält, be⸗ 
tragen die organiſierten nationalwirtſchaftlichen Aufwendungen des Staates 
für den ländlichen Boden das hundertſechzigfache der Aufwendungen für 
den ſtädtiſchen Boden der Oſtmark. 
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Der Kenner der Verhältniſſe kann keinen Zweifel darüber hegen, 
daß der Schwerpunkt der ſtaatlichen Oſtmarkenpolitik in der Anſiedlungs⸗ 
tätigkeit ruhen muß, wenn anders die nationale Frage einer befriedigenden 
Löſung entgegengeführt werden ſoll. 

Es dürfte aber ebenſowenig zweifelhaft ſein, daß die Beſitzfeſtigung 
des ſoliden deutſchen Handwerkers und Gewerbetreibenden, der über einen 
genügenden Kundenkreis verfügt, in den Städten, insbeſondere in den Mittel⸗ 
und Kleinſtädten, ebenſo wichtig iſt, wie die Beſitzfeſtigung des Bauern. 
Der Einfluß der Anſiedlungspolitik auf die Städte in wirtſchaftlicher Hinſicht 
iſt unbeſtreitbar. Dies zeigt ſich unter anderem im Bevölkerungszuwachs. 
Jedoch iſt nicht zu verkennen, daß an ihm in den Anſiedlungsſtädten das 
polniſche Element nach den letzten Zählungsergebniſſen in größerem Maße 
als das deutſche beteiligt iſt. Als typiſche Anſiedlungsſtädte werden in der 
Denkſchrift „Zwanzig Jahre deutſcher Kulturarbeit“ (1886 —1906) die 
Orte Schönſee, Brieſen, Gneſen, Janowitz, Mogilno, Wreſchen, Wongro witz 
aufgeführt. An der Hand der Statiſtik von 1885 bis 1905 werden in der 
genannten Denkſchrift die Vorteile für das Deutſchtum der genannten 
Städte dargeſtellt. Es iſt intereſſant, die weitere Entwicklung der Be⸗ 
völkerungsziffer dieſer Städte für die Jahre 1905 bis 1910 zu verfolgen. 


Es betrug die Zahl: 


der Einwohner der Polen 
LOD 1910 1905 1910 
52 822 57 936 32 032 35 374 


Der polniſche Bevölkerungsteil nahm um 10,43 Prozent, der 
deutſche um 8,5 Prozent zu. Nach den abſoluten Zahlen berechnet ent⸗ 
fallen von dem Bevölkerungszuwachs auf das Polentum 65,3 Prozent, 
auf das Deutſchtums 34,7 Prozent. 


Die in der Denkſchrift genannten acht Beiſpiele von Nichtanſiedlungs⸗ 
ſtädten zeigen nach der Statiſtik der Jahre 1905 bis 1910 in der Geſamt⸗ 
ziffer des Bevölkerungszuwachſes lediglich eine Zunahme des Polentums, 
während das Deutſchtum zurückgegangen iſt. Es ſoll hier nicht darauf 
eingegangen werden, daß verſchiedene Städte, die in den Jahren 1905 
bis 1910 Nichtanſiedlungsſtädte waren, ſo Adelnau, Schubin und Schwetz, 
beſſere Ergebniſſe in dem Bevölkerungszuwachs für das Deutſchtum auf⸗ 
weiſen als die Anſiedlungsſtädte. Es würde unrichtig fein, daraus eine 
Folge gegen den günſtigen Einfluß der Anſiedlungstätigkeit auf das 
ſtädtiſche Deutſchtum herzuleiten. 

Aber in dem hier ausſchlaggebenden Punkte reden die Bevölkerungs⸗ 
ziffern der in der Denkſchrift genannten Anſiedlungs⸗ und Nichtanſiedlungs⸗ 
ſtädte für die Jahre 1905 bis 1910 eine klare Sprache. Die Poloniſierung 
ift faft auf der ganzen Linie fortgeſchritten. Wenn anders der Staat dieſer 
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wachſenden Gefahr genügend begegnen will, muß die ſtaatliche national. 
wirtſchaftliche Arbeit in den Städten ſelbſt tatkräftig einſetzen. Die Er⸗ 
gänzung der ſtaatlichen Wirtſchaftsfürſorge auf dem Lande durch ſtaatliche 
Wirtſchaftsfürſorge in den Städten tut dringend not. Sie iſt um ſo mehr 
erforderlich, als ein Vierteljahrhundert hindurch, abgeſehen von dem erſt⸗ 
ſtelligen Realkredit an unmittelbaren ſtaatlichen Maßnahmen faſt nichts 
geſchehen iſt. 

Der Schwerpunkt ſtaatlicher Wirtſchaftsfürſorge in den Städten 
muß in der Erhaltung des ſeßhaften Deutſchtums und in der Seßhaft⸗ 
machung vorhandener Deutſcher liegen, die keine eigene Scholle haben. 
Der deutſche Gewerbetreibende, der im eigenen Hauſe ſeinem Gewerbe 
nachgeht, iſt heute in Gefahr, dieſes zu verlieren, wenn ihm die zweite 
Stelle gekündigt wird. Während die polniſchen Volksbanken in den Städten 
überall als Geldgeber zur zweiten Stelle auftauchen, fehlt es an deutſchen 
geldgebenden Stellen für dieſen Zweck durchaus. Wandert die zweite 
Hypothek in polniſche Hand, ſo iſt der Deutſche dem Polentum preisgegeben. 
Soweit der Gewerbetreibende innerhalb der zweiten Stelle eigenes Geld 
im Hauſe inveſtiert hat, werden bei Organiſierung des zweitſtelligen Kredits 
die eigenen Mittel in entſprechendem Maße frei. Die wirtſchaftliche 
Leiſtungsfähigkeit wird geſtärkt. 

Traurig iſt es mit der Seßhaftmachung vorhandener Deutſcher in 
den Städten beſtellt. Dem Anſiedlerſohn, der im Handwerk oder Gewerbe 
ſich eine Brotſtelle in der nahen Stadt ſchaffen will, hilft, abgeſehen von der 
Beleihung zur erſten Werthälfte, keine Organiſation, um ihm den Erwerb 
eines Grundſtücks und den Aufbau eines Hauſes zu erleichtern ). 


Der deutſche Handwerker, der in gemieteten Räumen ſein Handwerk 
betreibt, hängt in ſeiner Exiſtenz vielfach vom Willen des Hausbeſitzers 
dahin ab, ob ihm geeignete Räume in geeigneter Lage verbleiben. Bei 
Übergang des Grundſtücks in polniſche Hand wird Wohnung und Werkſtatt 
gekündigt. 

Der Erwerb eines Grundſtücks aus polniſcher Hand wird in der 
kleinen Stadt, jo wie die Dinge heute liegen, faſt zur Unmöglichkeit. Während 
dem Polen, der ein deutſches Grundſtück erwerben will, die polniſchen 
Banken weitgehend helfen, findet der Deutſche, der ein polniſches Grundſtück era 
werben möchte, keine Unterſtützung. Die polniſche Bank zieht ihr letztſtelliges 
Geld von ſolchem Grundſtücke zurück, falls es in deutſche Hand übergeht, 
bringt, wenn möglich, das Haus zur Subhaſtation und den Erwerber 
zum Ruin. Dieſe Dinge pfeifen in den kleinen Städten die Spatzen von 
den Dächern. Und während vor den Toren ſolcher Landſtädte der Staat 
mit allen Mitteln und mit feinem Gelde Stelle um Stelle dafür 


1) Der Oſtmarkenverein, die oſtmärkiſche Grundſtückserwerbsgenoſſenſchaft und 

und einzelne Kleinfiedlungsgenoſſenſchaften gehen ſegens reich im Einzelfall vor. Aber 

ir n zweitſtelligen Realkredit gleicht die Arbeit dem Tropfen auf einen 
ißen Steine. 
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kämpft und eintritt und ſich einſetzt, daß deutſcher Beſitz erhalten bleibt 
und daß, wenn irgend möglich, polniſcher in deutſche Hand übergehe, 
Ce 1000 Meter Weges davon entfernt nichts, um durch zweitſtelligen 

ealkredit den deutſchen Beſitz zu erhalten, nichts, um ihn zu mehren. Dabei 
tragen die Städte faſt ausſchließlich die Schäden des wirtſchaftlichen Boykotts, 
insbeſondere die Mittel- und Kleinſtädte und hier wiederum vor allem die 
Handwerker und Gewerbetreibenden. Dieſe Zuſtände ſind nicht haltbar. 
Bei aller Präponderanz der ländlichen Bodenfrage, bei allem Übergewicht, 
das der Anſiedlungstätigkeit zukommt, würde es einen nationalpolitiſchen 
Fehler bedeuten, wenn man die Dinge in den Städten ſo weiter treiben laſſen 
wollte. Das laisser-faire, laisser-aller im nationalwirtſchaftlichen Kampfe 
rächt ſich nicht nur auf dem Lande, ſondern auch in der Stadt. Gewiß ſind 
Nationalitätsfragen Macht⸗ und Kraftfragen, bei denen das Schickſal des 
einzelnen bedauernswert, aber unvermeidlich ſein kann. Aber dieſe Macht⸗ 
und Kraftfragen ſind zum guten Teil auch auf ſtädtiſchem Boden auszutragen. 
Und es iſt ein Irrtum, wenn man die Nationalitätenrechnung nur in Hektaren 
auflöſen will. 

Es könnte hier und da die Meinung beſtehen, als ob die ſtaatliche 
Förderung ſolcher ſtädtiſchen Politik etwa wirtſchaftlichen Bedenken begegne, 
wie ſie gegen das ſtarke Anwachſen der Städte beſtehen. Wer eigenen 
Auges die oſtmärkiſchen Städte kennt, weiß, daß es ſich hier durchweg 
um Orte handelt, in denen der Mittelſtand den Ausſchlag gibt. So 
iſt denn die oſtmärkiſche Städtefrage im beſten Sinne des Wortes auch eine 
nationale Mittelſtandsfrage. Wie klein hie und da die Orte ſind, die in Frage 
ſtehen, ergibt ſich aus dem Einwand, daß zum Teil keine Städtefra ge 
beſtehe, weil eine Reihe der oſtmärkiſchen Städte keine Städte ſeien. Mit 
ſolchem Einwand iſt die Schwierigkeit der hier zur Rede ſtehenden Fragen 
für die betroffenen Städte in keiner Weiſe gelöſt. Gewiß gibt es genug 
kleine Orte unter unſeren Städten. Sie verdienen in nationalen Dingen 
natürlich die gleiche Unterſtützung wie die größeren Orte. Um ländliche 
Stellen handelt es ſich bei den Grundſtücken dieſer Zwergſtädte nicht. 

Der Zweck der Grundſtücke, an Wert und Größe gemeſſen, liegt in 
dem Hauſe. Bei der Wertbemeſſung iſt im weſentlichen vom Wert als 
Hausgrundſtück auszugehen. Die ſtaatliche Aktion hat ſich hier der Stelle 
anzugliedern, deren Tätigkeit die Hausgrundſtücke umfaßt, nicht etwa 
den Stellen, deren Beleihungskreis ländliche Werte umfaßt. 

Gegen den zweitſtelligen Realkredit in den oſtmärkiſchen Städten 
iſt eingewendet worden, der Staat laufe hier ein viel größeres Riſiko als auf 
dem Lande, da ein Teil des ſtädtiſchen Beſitzes mangels genügender Kunden 
im Geſchäft und Handwerk, mangels Konkurrenzfähigkeit des Beſitzers 
nicht zu halten ſei. Es liegt klar, daß es ſich hier mir um einen Bruchteil 
handeln kann. In ſolcher Begrenzung iſt der Einwand anzuerkennen. 
Er iſt ſelbſtredend nicht geeignet, gegen eine ſtaatliche Aktion als ſolche 
ſich durchzuſetzen. Es kann ſich vielmehr nur darum handeln, ſeiner Be⸗ 
rechtigung die ſtaatliche Aktion anzupaſſen. Daraus ergibt ſich, daß es 
Haupterfordernis der Leitung des zweitſtelligen Inſtituts ſein muß, daß es 
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nach kaufmänniſchen Grundſätzen 1 ob die Vorausſetzungen des 
Einwands im Einzelfalle beſtehen. Eine Rettungsſtation für Exiſtenzen, 
deren Schifflein, ſei es im Wettbewerbskampfe, auch im nationalen Wett⸗ 
bewerbskampfe, ſei es mangels geeigneter Führung nach beſtem geſchäft⸗ 
lichen Ermeſſen dem Untergang geweiht iſt, kann und darf das zweitſtellige 
N nicht werden. 

Die ſtaatliche Aktion für den zweitſtelligen Realkredit hat noch 
in anderer Richtung eine Einſchränkung zu erfahren. Einmal ſind von ihr 
auszunehmen die Städte Danzig, Elbing, Marienburg. Hier kann ein 
. ſtaatliches Intereſſe für den zweitſtelligen Realkredit nicht an⸗ 
erkannt werden. Im übrigen hat die ſtaatliche Aktion ſämtliche Mittel⸗ 
und Kleinſtädte beider Provinzen zu umfaſſen. Insbeſondere nn die 
heute noch vorwiegend deutſchen Mittel- und Kleinſtädte. Daß dies erforder- 
lich iſt, beweiſen die folgenden Ziffern. In den Jahren 1905 bis 1910, 
alſo in fünf Jahren, iſt der Prozentſatz der polniſchen Bevölkerung geſtiegen 
in den vorwiegend deutſchen Städten 
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Dieſes Wachstum des polniſchen Bevölkerungsanteils ift erfolgt 
in einem Zeitraum don fünf Jahren! Dabei find in den vorliegenden Auf⸗ 
ſtellungen für 1905 ſämtliche Katholiken als Polen gerechnet, da in dem 
zur Verfügung ſtehenden Material des ſtatiſtiſchen Landesamts die Natio⸗ 
nalitäten 1905 noch nicht getrennt aufgeführt ſind. Tatſächlich liegen alſo 
die Verhältniſſe für die deutſche Bevölkerung überall noch ungünſtiger. 
Die Zahlen reden eine Sprache, die nicht aus der Welt zu ſchaffen iſt. 

Einer beſonderen Erörterung bedürfen die großen Städte beider 
Provinzen, ſoweit We nicht als rein deutſch bereits ausgeſchieden find. Es 
verbleiben die großen Städte Poſen, Bromberg, Thorn, Graudenz. In 
Poſen, Thorn und Graudenz iſt in den Jahren 1905 bis 1910 das Polentum 
in gleicher Weiſe wie das Deutſchtum geſtiegen, in Bromberg haben die 
Polen in ſtärkerem Maße zugenommen als die Deutſchen. Politiſch dürfte 
es nicht richtig fein, dieſe großen Städte von der ſtaatlichen Aktion aus- 
zunehmen. Der Kenner der Verhältniſſe weiß, daß in den großen Städten 
das Polentum die Eckhäuſer, die in den Verkehrszentren gelegenen Grund⸗ 
ſtücke ſyſtematiſch in polniſche Hand bringt, ſelbſt auf die Gefahr großer 
Riſiken hin. In Poſen hat ſich noch in der letzten Zeit ein Fall dieſer Art 
ereignet, der ohne die nationalpolitiſche Seite nicht erklärlich ſein würde. 
Das nationalwirtſchaftliche Intereſſe des Staates tritt aber bei dem ſpeku⸗ 
latiwen Hausbeſitz, bei den Rentenhäuſern der großen Städte, zurück. Dieſe 
Erwägungen dürften zutreffend erfaßt werden, wenn die zweitſtellige 
Beleihung im allgemeinen innerhalb des Betrages von 20 000. ſich hält, 
und wenn Ausnahmen hiervon nur unter beſonderen Vorausſetzungen 
zuläſſig ſind. 

B. Ausführung der ſtaatlichen Aktion. 


Die Notwendigkeit der ſtaatlichen Aktion fur den zweitſtelligen 
Realkredit zugunſten des ſtädtiſchen Deutſchtums beſteht nach den voran⸗ 
gegangenen Ausführungen in dringendſter Weiſe bei Innehaltung der 
gegebenen Einſchränkungen. Es bleibt zu unterſuchen, wie die ſtaatliche 
Aktion zu organiſieren iſt. Die Organiſierung des zweitſtelligen Realkredits 
ks Fr Hausgrundſtücke ift allgemein von folgenden Bedingungen 
abhängig. 
1. Das zmeitftellige Inſtitut hat ſich an ein erſtſtelliges Inſtitut 
anzulehnen, das ausſchließlich Amortiſationsdarlehen gewährt. Die zweite 
Hypothek hat in die getilgten Teile der erſten Hypothek vorzurücken. 

2. Die Beleihung muß mit dem dritten Wertviertel abſchließen. 


Die Aufgaben des Staates im zweitſtelligen Realkredit 57 


3. Der Tilgungsbeitrag ſoll 1 Prozent betragen. 

Dieſe Bedingungen ſind in der Kreditanſtalt für ſtädtiſche Hausbeſitzer 
der Provinzen Poſen und Weſtpreußen erfüllt. Die Kreditanſtalt gewährt 
nach ihrer Satzung zweitſtellige Darlehen innerhalb des dritten Wertviertels. 
Sie lehnt ſich an die Deutſche ru. an, die zur erſten Stelle 
nd V gewährt. Die Kreditanſtaltsdarlehen 

Satzung in die getilgten Beträge der Pfandbriefanſtaltshypothek 
Comp — Tilgungsbeitrag der Kreditanſtaltsdarlehen beträgt 1 Prozent. 

Zur weiteren Klarlegung ſei kurz auf die Geſchichte der Kredit⸗ 
anſtalt eingegangen. 

Die Kreditanſtalt iſt auf ſtaatliche Veranlaſſung als juriſtiſche Perſon 
kraft ſtaatlicher Verleihung im Jahre 1907 ins Leben gerufen worden. 
Sie iſt ein Verein der beliehenen Hauseigentimer. Der Kreditanſtalt 
war bei ihrer Gründung die Aufgabe der Gewährung erſtſtelliger und 
zweitſtelliger Hypotheken innerhalb 75 Prozent des Beleihungswertes 
in den Städten beider Provinzen zugedacht. Die Mittel für die erſtſtelligen 
Hypotheken ſollte ſie ſich im e e die zweit⸗ 
telligen Mittel ihrem Grundkapital entnehmen. Es iſt alſo vom Staate 
bereits der Verſuch der Gewährung zweitſtelliger Darlehen in den oſt⸗ 
märkiſchen Städten gemacht worden. Der Weg erwies ſich als nicht gangbar. 
Die Gewährung zweitſtelliger Darlehen hinderte die Abſatzfähigkeit der 
Pfandbriefe. Zudem wäre das Inſtitut, falls es ſein Grundkapital in 
e Hypotheken feſtlegte, in abſehbarer Zeit illiquid geworden. 

dieſen Erwägungenheraus wurde nach langen Verhandlungen durch Tei⸗ 
lung klare Bahn geſchaffen und Ende 1910 für den erſtſtelligen Amortiſations⸗ 
kredit die Deutſche Pfandbriefanſtalt gegründet, deren Pfandbriefe Mündel⸗ 
SR genießen. Die Kreditanſtalt ſtädtiſche Hausbeſitzer, die der 
fandbrie fanſtalt bei völliger finanzieller Scheidung angegliedert 
SE ch ſich auf die Hergabe ee Darlehen, erhielt aber vom 
taate Beleihungsmittel nur für das ſtaatliche Stadterweiterungsgelände 
ët Stadt Poſen und für den Villenvorort Solatſch. Die . 
des bei der Gründung der Kreditanſtalt vorhandenen Gedankens und 
bewährten Grundſatzes, auf Vorhandenem aufzubauen, ergibt die Forderung, 
der Kreditanſtalt ſtaatliche Mittel für die zweitſtellige Beleihung in den 
Städten beider Provinzen zur Verfügung zu ſtellen. Auf ihrem durch die 
fg EN der ſtaatlichen Fonds feitgelegten Gebiete hat ſich 
die Kr It für ſtädtiſche Hausbeſitzer, die als zweitſtelliges Inſtitut 
ſeit Ende 1910 arbeitet, befriedigend entwickelt. Ihr Grundkapital betrug 
nach der Bilanz per 31. Dezember 1911 160 000 A 
ihre Reſerven runn·bᷣᷣwxD 44 100 000 A 
die eigenen Mittel des Inſtituts mithin 260 000 4 

Der Reingewinn Weg ſich im Jahre 1912 auf 18 Prozent des 
Grundkapitals. Nach dem bisherigen Verlaufe des Geſchäftsjahres 1913 
zu urteilen, werden die Reſerven am Schluſſe des laufenden Geſchäfts⸗ 
jahres auf 100 Prozent des Grundkapitals bei erhöhtem Gewinne ſteigen. 
Die Beleihungen betrugen Ende 1912 1225000 &; fie dürften im 
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laufenden Jahre auf 1 800 000 A anwachſen. Die ſtaatlichen Beleihungs⸗ 
fonds betragen zur Zeit 2 000 000 A Das Inſtitut hat bisher 
keinerlei Verluſte gehabt; es hat zur Verhütung von Verluſten kein Objekt 
in der Zwangsverſteigerung erſtehen müſſen. Zinsrückſtände ſind nicht 
vorhanden. Bei den von der Kreditanſtalt betriebenen Baugeldgeſchäften 
iſt kein Handwerker um ſein Geld gekommen. So birgt die bisherige Ent⸗ 
wicklung des Inſtituts eine gewiſſe Gewähr für gutes Weiterarbeiten bei 
Ausdehnung der Beleihungstätigkeit auf die Städte beider Provinzen in 
ſich. Im Verwaltungsrat der Kreditanſtalt hat der preußiſche Fiskus, 
vertreten durch den Finanzminiſter, Sitz und Stimme. 

Es iſt hier und da erwogen worden, ob das zweitſtellige Inſtitut, 
alſo die Kreditanſtalt, ſich nicht die Beleihungsmittel bei Gewährung eines 
genügenden ſtaatlichen Grundkapitals im Pfandbriefgeſchäft verſchaffen 
könne. Ein Markt für Pfandbriefe, denen als Deckung lediglich zweit⸗ 
ſtellige Hypotheken dienen, iſt entgegen vereinzelt auftauchenden Anſichten 
nicht zu ſchaffen. Darüber gibt es unter den Bankfachleuten nur eine 
Stimme. Zur Erzielung der Marktfähigkeit iſt daran gedacht worden, 
die Städte und Kreiſe als Garanten heranzuziehen. Das iſt auf pari⸗ 
tätiſchem Gebiet nicht ohne Vorgang. Die Dinge gewinnen aber ein 
anderes Geſicht für die Oſtmark, in der es ſich um das nationalpolitiſche 
Biel der Beleihung und Feſtigung des deutſchen Hausbeſitzes handelt. 
Es iſt von vornherein anzunehmen, daß die Entwicklung des zweitſtelligen 
Inſtitu ts daran ſcheitern würde, daß die große Mehrzahl der Städte oder 
Kreiſe auf die Garantieübernahme nicht eingehen. Bei den ſchwierigen 
Verhältniſſen, die manche Kommunalverwaltungen auf nationalem Gebiete 
ohnehin haben, kann ihnen dies nicht ohne weiteres verdacht werden. Im 
übrigen Liegt die Organiſation des zweitſtelligen Realkredits für das ſtädtiſche 
Deutſchtum im ſtaatlichen Intereſſe, und ſie iſt zu wertvoll, als daß ſie von 
der Kirchturmspolitik der einzelnen Stadtgemeinde abhängig gemacht 
werden dürfte. Es bleibt demnach übrig, der Kreditanſtalt ſtaatliche Fonds 

die Beleihung in den Städten der Oſtmark zur Verfügung zu ſtellen. 

s iſt für das Land bereits bei den Regulierungsbanken geſchehen, die 
umfangreiche ſtaatliche Mittel für die zweitſtellige Beleihung von Bauern⸗ 
gütern und großen Gütern an der Hand haben. Es iſt darauf hingewieſen 
worden, daß die ländlichen Regulierungsbanken örtliche Riſikoträger in den 
Genoſſenſchaften beſitzen. Das trifft zunächſt für die gro ßen Gitter nicht 
zu. Für die Städte fehlt es im übrigen an genügender deutſchgenoſſenſchaft⸗ 
licher Organisation bei zweitſtelligem Realkredit. Die vorhandenen 
deutſchen Genoſſenſchaften ſind im ländlichen zweitſtelligen Realkredit 
hinlänglich engagiert. Da die Städte und Kreiſe aus bereits beſprochenen 
Gründen als Riſikoträger im erforderlichen Umfange nicht in Betracht 
kommen dürften, ſo drängt die Löſung dahin, in dem zweitſtelligen Inſtitut, 
der Kreditanſtalt, ſelbſt genügende Sicherheitsmomente für die aus ſtaat⸗ 
lichen Mitteln entnommenen Darlehen zu ſchaffen. 

Nach der Satzung der Kreditanſtalt werden zunächſt 3% Prozent 
jed es Darlehns als Hypothekenreſerve aufgeſammelt, und zwar ke Prozent, 
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das bei Darlehnsentnahme zu zahlen iſt, ferner die Hälfte des Tilgungs⸗ 
beitrages von 1 Prozent während der erſten ſechs Jahre. Außerdem fließt 
der geſamte Reingewinn des Inſtituts ſatzungsgemäß bis zum Jahre 1917 
in die Reſerve. Daraus iſt es zu erklären, daß die Anſtalt Ende 1913 voraus- 
ſichtlich 100 Prozent ihres Grundkapitals an Reſerven aufgeſammelt haben 
wird. Vom Jahre 1917 ab fließen weiterhin 50 Prozent des Reingewinns 
zur Reſerve, während mit den reſtlichen 50 Prozent die Tilgung verſtärkt 
wird. In letzterer Beſtimmung iſt das beſondere Sicherungsmoment, 
beſtehend in der beſchleunigten Abtragung der zweitſtelligen Darlehen, 
nicht zu überſehen. Zudem rücken, wie ſchon angeführt wurde, die Kredit⸗ 
anſtaltsdarlehen in die getilgten Beträge der Pfandbriefanſtaltshypotheken 
ein, verbeſſern ſich alſo gleichzeitig oben und unten in Rang und Qualität. 
Zur Verbürgung finanziell geſicherter Arbeit dürfte es aber darüber hinaus 
empfehlenswert ſein, zu beſtimmen, daß jeder Schuldner bei der Darlehns⸗ 
gewährung 5 Prozent des Darlehns als Geſchäftsanteil bar einzuzahlen hat. 
Das geſchieht in der Weiſe, daß der Betrag von 5 Prozent von der Darlehns⸗ 
baluta abgezogen wird. Iſt demnach ein Darlehen von 20 000 M bewilligt, 
jo dt daraus der Geſchäftsanteil von 1000 M abzuzweigen. Es iſt kein 
Zweifel, daß bei den auf deutſcher Seite zerrütteten Verhältniſſen des zweit⸗ 
ſtelligen Realkredits in den Städten der Oſtmark dieſe Bedingung wirtſchaft⸗ 
lich durchſetzbar iſt. Der Geſchäftsanteil haftet am Grundſtück. Er iſt zu 
verzinſen. Die Zinſen werden zur vermehrten Hypothekentilgung ver⸗ 
wendet. Nach Abtragung des Darlehns bilden fie eine Grundſtücksrente. 
Der Geſchäftsanteil Si die daraus fließende Rente verfallen bei Übergang 
des Grundſtücks in polniſche Hand. Verluſte bei einer Hypothek ſind zunächſt 
auf den Geſchäftsanteil abzuſchreiben. Für darüber hinausgehende Verluſte 
haften die Geſamtheit der Geſchäftsanteile, die ſonſtigen Reſerven und das 
Grundkapital des Inſtituts. Zur Erzielung eines Gewinns, der dem 
Riſiko der zweitſtelligen RSC entſpricht, iſt eine Zinsſpannung zu 
nehmen, die entſprechenden Überſchuß verbürgt. Die Höhe der Zinsſpannung 
iſt in das kaufmänniſche Ermeſſen der Leitung zu ſtellen. Bis auf 
weiteres dürfte der Zinsfuß der Hypotheken um 1 Prozent höher zu 
bemeſſen en als der Zinsfuß, den die Anſtalt für die ſtaatlichen Fonds 
. 


zu zahlen 

Mit kaufmänniſchen Grundſätzen iſt es ſchlecht vereinbar, Zukunfts⸗ 
rechnungen aufzuſtellen. Aber die Veranſchaulichung des hier entwickelten 
Planes dürfte es entſchuldigen, wenn die Entwicklung des zweitſtelligen 
Inſtituts an Hand ſolcher Ziffern geſchildert wird. 

Es wird davon ausgegangen, daß der 5 der zweitſtelligen 
Beleihungen ſich beiſpielsweiſe auf 3 000 000 & beläuft. 

Bei drei Millionen 8 im Jahre vermehren ſich 
die Geſchäftsanteile der Schuldner jährlich um 150 000 . In zehn 
Jahren betragen ſie 1 500 000 A. Zu ben Reſerven fließen jährlich an 
goe Beiträgen der Schuldner: Im erſten Jahre 30000 & (1 Prozent 

der Darlehen, und zwar Lé Prozent einmaliger Beitrag zur Reſerve, 
LW Prozent aus dem Tilgungsbeitrag). 
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Im zweiten bis zum ſechſten Jahre 15 000 M (je Lé Prozent des 


Tilgungsbeitrags). 
Bei einem Zuwachs von jährlich 3 000 000 M Hypotheken ſtellt ſich 


das Anwachſen der Reſerven auf zehn Jahre wie folgt: 
1% erſte Jahres⸗ ½ % des Tilgungsbei⸗ 


zahlung trages vom 2.—6. Jahre 

... 30 000 K 

FC 30000 „ 15 000 44 
ITT 30000 „ 30 000 „ 
FFF 30 000 „ 45 000 „ 
SSS ee 30000 „ 60 000 „ 
CTC ͤ 30 000 „ 75 000 „ 
2. VE REINE 30000 „ 75 000 „ 
f ²˙ AA 30 000 „ 75 000 „ 
1997 30 000 „ 75 000 „ 
19232 30000 „ 75 000 „ 


300 000 4 525 000 A 


Ge Jahre 1919 ift der Beharrungszuſtand für Kolonne 2 erreicht 
mit 75 000 K. Die 3 000 000 & Hypotheken des erſten Jahres ſcheiden 
dann aus, nachdem ſie insgeſamt 3%, Prozent gezahlt haben (30 000 K im 
erſten Jahre und 5 x % Prozent in zweiten bis ſechſten Jahre = 75 000 ). 
Es bleibt am Zuwachs der Kolonne 2 jeder Jahreshypothekenzuwachs 
fünf Jahre beteiligt. 

Nach zehn Jahren ſind n 


e dee 30 000 000 A 
„. 
Geſchäftsanteilllll lala 1 500 000 A 
Reſerven aus Zahlungen der Schuldner 825 000 „ 
Das heutige Grundkapital ............... 160 000 „ 
Die heutigen Reſer ven 100 000 „ 
Das eigene Vermögen der Anſtalt beträgt nach 
zehn Jahren mithin ............... 2 585 000 K. 


Bei dieſer Berechnung wird davon ausgegangen, daß der ganze 
rer A durch Jahresverluſte aufgezehrt wird. Nach der bisherigen 
Entwickelung der Kreditanſtalt iſt das ein durchaus unwahrſcheinlicher 
Fall. Sie arbeitet mit erheblichem Gewinn. Mit dem Gewinne erhöht 
ſich die Reſervebildung und dementſprechend das eigene Anſtaltsvermögen. 
Zum Gedeihen der Anſtalt iſt es erforderlich, daß ihre Entwicklung 

in den Provinzſtädten auf mehrere Jahre ſicher geſtellt wird. Es iſt ihr 
daher durch geſetzliche Bewilligung zunächſt ein Darlehen von 10 000 000K 
zur Verfügung zu ſtellen. Das genügt vorausſichtlich für eine Tätigkeit 
von drei Jahren. In dieſer Zeit gewinnt der Staat gleichzeitig weiteren 
Uberblick darüber, wohin das Schiff fährt und ob es ſicheren Kurs behält. 
Zum guten Arbeiten des zweitſtelligen Inſtituts iſt es weiterhin erforderlich, 
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daß ſein Grundkapital von 160 000 & durch eine ſtaatliche Beteiligung 
von 840000 & auf 1 000 000 & erhöht wird. Es ſei wiederholt 
darauf hingewieſen, daß die Kreditanſtalt Ende 1913 100 Prozent ihres 
derzeitigen Grundkapitals an Reſerven beſitzen dürfte. 

Auf Grund des in vorſtehendem entwickelten Planes ſind eine 
vorſichtige ſtaatliche Finanzverwaltung und ein vorſichtiges Parlament 
durchaus in der Lage, der Kreditanſtalt ein ſtaatliches verzinsliches und 
tilgbares Darlehen von vorab 10 000 000 „ zur Verfügung zu ſtellen. 

Die beſtehende Anlehnung der Kreditanſtalt an die Deutſche Pfand⸗ 
briefanſtalt bringt es mit ſich, daß die Kreditanſtalt ſich auf die Organiſation 
der Pfandbriefanſtalt, die heute bereits in 125 Städten beider Provinzen 
vertreten iſt, und auf die Taxeinrichtungen der Pfandbriefanſtalt in dieſen 
Städten ſtützen kann. 

Die Anlehnung der Kreditanſtalt an die Deutſche Pfandbriefanſtalt 
hat ihren beſonderen Vorteil nach der nationalen Seite. Die Beleihungen 
der Deutſchen Pfandbriefanſtalt bergen die Sicherung der deutſchen Hand 
in ſich, ſoweit dies im Rahmen der erſtſtelligen Beleihung möglich iſt. 
Tritt zu dieſen Maßregeln die Kündigung der Kreditanſtaltshypothek und 
der Verfall des Geſchäftsanteils bei ihr im Falle des Übergangs des Grund⸗ 
ſtücks in polniſche Hand, ſo ſind die Grundſtücke für den deutſchen Beſitz 
gefeſtigt, ſoweit dies bei den ſtädtiſchen Wertverhältniſſen ohne übergroßes 
wirtſchaftliches Riſiko möglich iſt. Einem ſtaatlichen Wiederkaufsrechte, 
auszuüben durch das zweitſtellige Inſtitut, kann nicht dringend genug 
widerraten werden. Eine ſolche Maßregel würde den Keim des Verderbens 
in das zweitſtellige Inſtitut bringen. Die Verwertungsverhältniſſe der 
Grundſtücke, insbeſondere in den Mittel- und Kleinſtädten, können eine 
derartige Belaſtung nicht tragen. Auf dem Lande iſt das Wiederkaufsrecht 
dank des Landhungers und dank der dauernden Wertſteigerung angängig. 

Bei den Beratungen der zweitſtelligen Realkrediifrage für die 
Städte der Oſtmark im Abgeordnetenhauſe iſt vereinzelt die Meinung auf⸗ 
getaucht, daß es ſich empfehle, die Erledigung dieſer Frage bis zur Schaffung 
der öffentlichen Taxämter zu vertagen. Der Geſetzentwurf über die öffent⸗ 
lichen Taxämter iſt noch nicht bekannt. Was aus ihm im Parlament wird, 
ſteht dahin. Sollte er Geſetz werden, ſo wird bis dahin und vor allem 
bis zur Umſetzung des Geſetzesgedankens in die Praxis, bis zur Schaffung 
und bis zu gutem Funktionieren der Taxämter ein Zeitraum verſtreichen, 
deſſen Ausdehnung noch nicht abzuſehen iſt. Daß die Mühlen während 
ſolchen Werdegangs langſam arbeiten werden, iſt ſicher. Es würde 
ſehr unrichtig ſein, mit der Erledigung der zweitſtelligen Realkreditfrage 
für das ſtädtiſche Deutſchtum bis zur etwaigen Errichtung der öffentlichen 
Taxämter zu warten. Die Löſung dieſer wichtigen nationalwirtſchaftl:chen 
Frage iſt ohnehin faſt zulange vertagt worden. Zudem ſtlützt ſich die 

che Pfandbriefanſtalt, deren Taxeinrichtungen der Kreditanſtalt 
zur Verfügung ſtehen, in ihrem Wertermittelungsverfahren gerade für die 
Mittel- und Kleinſtädte auf dieſelben Stellen, die für öffentliche Taxämter 
in Betracht kommen, behördlich empfohlene Sachverſtändige, Kataſter⸗ 
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ämter und behördliche Auskünfte. Wer demgegenüber auf öffentliche 
Taxämter warten will, läßt nicht nur die außerordentliche Dringlichkeit 
der Aktion außer acht, ſondern würde nach Kenntnis der beſonderen Verhält- 
niſſe dem Reiter gleichen, der auf grüner Wieſe der Wolkenwieſe nach⸗ 


jagt. 

Im übrigen haben die Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes 
in dieſem Frühjahr eine bemerkenswerte Einigkeit und Entſchloſſenheit 
der deutſchen Parteien gezeigt, in der zweitſtelligen Realkreditfrage zur 
Tat überzugehen. Der Antrag, der eine baldige umfaſſende ſtaatliche 
Aktion verlangt, geht bekanntlich von freikonſervativer Seite aus (Antrag 
Viereck); er wird von der konſervativen und der nationalliberalen Partei 
ent ſchieden unterſtützt und auch auf linksliberaler Seite iſt der Willen aus⸗ 
geſprochen worden, dem ſtädtiſchen Deutſchtum der Oſtmark in ſeinem 
ſchweren nationalen Kampfe zu helfen. Im Herrenhauſe hat insbeſondere 
das rührige Oberhaupt der Stadt Bromberg die Organiſation des zweit⸗ 
ſtelligen Realkredits für die Deutſchen der oſtmärkiſchen Städte befür⸗ 
wortet. Zu begrüßen ſind die auf den Antrag erfolgten Erklärungen vom 
Miniſtertiſche, in denen die Staatsregierung die Bereitwilligkeit erklärt hat, 
für die Förderung des ſtädtiſchen Deutſchtums alsbald durch die Tat einzu⸗ 
treten. 

Die Oſtmarkenpolitik iſt reich an verpaßten Gelegenheiten. Nur 
ein Beiſpiel. Wären ſeiner Zeit die Dinge nach dem Willen des 
jetzigen Generaldirektors der Kruppſchen Werke Dr. Hugenberg gegangen, 
deſſen Name aus ſeiner Wirkſamkeit in und für die Oſtmark dauernden 
Klang behalten wird, ſo war die Anſiedlungskommiſſion in früheren Jahren 
in der Lage, in beträchtlichem Umfange polniſche Güter zur Hälfte des 
heutigen Preiſes zu kaufen. Heute ſind ſie für das Deutſchtum ſelbſt zu 
dieſem Preiſe nicht mehr zu haben. 

Die Gelegenheit zur Schaffung des zweitſtelligen Realkredits für 
das Deutſchtum der oſtmärkiſchen Städte iſt heute nach jeder Richtung 
vorhanden. Möge ſie nicht verpaßt werden. Der erſte Schritt zu ihrer 
Verſäumung geſchieht, wenn man die Aktion etwa von den öffentlichen 
Taxämtern abhängig machen würde. Das Eiſen iſt warm. Der Schmied, 
der den Hammer ſchwingt, wird ſich dauerndes Verdienſt um die nationale 
Sache der Oſtmark erwerben. Die ideale Seite der ſtaatlichen Aktion für 
das ſtädtiſche Deutſchtum iſt nicht zu unterſchätzen. Heute fühlt ſich in mancher 
Kleinſtadt der deutſche Handwerker und Gewerbetreibende als der ſchwächere 
Teil im nationalwirtſchaftlichen Kampfe. Ihm fehlt die Kreditunterſtützung, 
die auf polniſcher Seite die Volksbanken weitgehend gewähren. Greift 
hier die ſtarke Hand des Staates ein und ſieht der deutſche Handwerker, 
der deutſche Gewerbetreibende den großen Bundesgenoſſen ſich zur Seite, 
ſo wird er aufgerüttelt, friſcher Mut wird erwachen und an des Staates 
Tatkraft wird die Tatkraft des ſtädtiſchen Deutſchtums ſich entzünden dem 
Ganzen zum Wohle. 
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Die Mittel und Uleinſtädte der Provinz Poſen. 
Von Zritz Vosberg. 


Die Provinz Poſen zählt bei einem Flächeninhalt von 28 970 qkm 
heute 129 Städte. Davon waren nach der Volkszählung von 1910: 
2 größere Städte: Poſen mit 156 600 Einwohnern und Brom⸗ 
berg mit 57 000 bzw. mit Vororten über 80 000 Einwohnern, 
3 Städte von 25—27 000 Einwohnern, 
29 „ „ 5000-20 000 Einwohnern, 
46 „ „ 2 000— 5 000 Einwohnern, 
42 „ „ 1 000— 2 000 Einwohnern, 
7 „ unter 1000 Einwohner, 


129 Städte mit insgeſamt 722 076 Einwohnern). 


88 Mehr als 1/, der Bevölkerung der Provinz Poſen wohnt in den 
tädten. 

Während in Preußen auf 274 qkm und 16 600 Seelen der Land⸗ 
bevölkerung eine Stadt kommt, in Oſtelbien auf 333 qkm und in der 
Schweſterprovinz Weſtpreußen auf 448 qkm und 19 400 Seelen der 
Landbevölkerung auf eine Stadt kommen, ſo kommt in Poſen bereits 
auf 224 qkm und 10 600 Seelen der Landbevölkerung eine Stadt bei einer 
Bevölkerungsdichtigkeit von nur 72 auf 1 qkm. 

Während in Weſtpreußen die Städtegründungen durch den Deutſchen 
Orden planmäßig erfolgten, daß jeder Stadt ein beſtimmter Umkreis zu⸗ 
gewieſen wurde, erfolgten in Poſen die Gründungen durch den polniſchen 
Adel auf das Geratewohl. Er erblickte in ihnen nur eine neue Einnahme⸗ 
quelle; die Bürgerſchaft hatte ihm regelmäßige Abgaben zu zahlen. So 
iſt es gekommen, daß die Zahl der Städte eine ſo große geworden iſt, und 
die Städte oft nur wenige Kilometer von einander entfernt liegen. Auch 
die Städte der Provinz Poſen ſind deutſche Gründungen von Deutſchen 
nach Magdeburgiſchem Rechte angelegt, in ihrer Mehrzahl aus dem 11. bis 
14. Jahrhundert ſtammend. Heute ſind von den kleinen Städten nur noch 
die Städte an der Weſtgrenze der Provinz deutſch: Schneidemühl, Schön⸗ 
lanke, Schwerin, Bleſen, Meſeritz, Brätz, Tirſchtiegel, Frauſtadt und 
Schlichtingsheim, während alle übrigen mehr oder weniger poloniſiert 
ſind. Ein Blick auf die Nationalitätenkarte zeigt, daß die Umgebung dieſer 


1) Zum Vergleich ſeien die Städte Weſtpreußens angeführt: 1 Großſtadt über 
100 000 (Danzig), 3 Städte mit 40 000 —60000 Einwohnern, 19 Städte von 
5000— 20000 Einwohnern, 28 Städte mit 2 000 —5 000 Einwohnern, 4 Städte mit 
1000—2 000 Einwohnern und 2 Städte unter 1000 Einwohner, zuſammen 57 Städte 
mit 599 600 Einwohnern. 
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weſtlichen Städte Deutſche bewohnen und die Landbevölkerung über⸗ 
wiegend bäuerlich iſt. Die Bevölkerung in den weſtlichen Grenzkreiſen 
iſt im Verhältnis der Nationalitäten zueinander, Deutſche zu Polen, wie 
3: 1. In den übrigen Kreiſen der Provinz iſt das Verhältnis umgekehrt 
1: 3,5 und ſteigt bis 1: 8. 

Die ſtädtiſche Bevölkerung ergänzt ſich durch den Zuzug vom Land 
nach der Stadt, von der Kleinſtadt nach der Großſtadt. In Preußen ſind 
nur noch 44 Prozent der ſtädtiſchen Bevölkerung am Orte geboren. Bilden 
die Umgebung der einzelnen Stadt in der Mehrzahl große Güter, ſo 
findet ein Zuzug überhaupt nicht ſtatt, und die Stadt geht in ihrer Ein⸗ 
wohnerzahl zurück. So ſind z. B. Neuſtadt a. W. und Tions eingeſchloſſen 
von den Gütern nur eines Beſitzers; die Einwohnerzahl iſt ſeit 1895 um 
7,7 % bzw. 9,6% zurückgegangen. Iſt das Land polniſch bewohnt, fo iſt 
der Zuzug von dem Land nach der Stadt polniſch, und ſo müſſen die Städte 
einer allmählichen Poloniſierung verfallen. Bis zur Mitte des vorigen 
Jahrhunderts hatten die Poſener Städte ihren deutſchen Charakter ſo 
ziemlich bewahrt. Von da ab beginnt die Zunahme des Polentums in ihnen. 
Die Freizügigkeit und Gewerbefreiheit ſind die beiden Hauptfaktoren, die 
die Bildung des polniſchen Mittelſtandes in den Städten ermöglichten. 
Gerade der Zunftzwang hatte wie eine Mauer um die Städte gewirkt und 
einen polniſchen Gewerbeſtand nicht aufkommen laſſen. Mit ſeinem Fall 
und der Einführung der Freizügigkeit wurde es dem vom Lande zu⸗ 
ziehenden Polen möglich, ein Gewerbe zu ergreifen und aufzuſteigen. Der 
deutſche Meiſter nahm den billiger arbeitenden polniſchen Lehrling und 
Geſellen bei ſich auf und zog ſich damit die Konkurrenz ſelbſt groß, die ihn 
ſpäter mit Hilfe des polniſchen Boykotts verdrängen ſollte. Bereits 1885 
waren in den Städten der Provinz Poſen, wenn man von den weſtlichen 
deutſch gebliebenen Städten und den beiden Hauptſtädten Poſen und 
Bromberg abſieht, von je 1000 Einwohner 506 Polen und 494 Deutſche. 
D. h. bereits vor Gründung der Anſiedlungs⸗ 
Kommiſſion war die Majorität der Bevölkerung 
der typiſchen Poſener Städte polniſch. 

Der Aufſchwung der Großinduſtrie des Weſtens in den 70 er Jahren 
zog die beſten Kräfte, d. h. zunächſt die Deutſchen, aus der Provinz und 
ihren Städten ab. Der Übergang vom Kleinbetrieb zum Großbetrieb, 
zur kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsart ließ in den 80 er Jahren eine große Zahl 
von Gewerben, wie überall ſo auch in Poſen, verſchwinden. Dieſe Gewerbe 
gingen in den Fabriken auf und ihre Träger verſchwanden aus Poſen, jo 

ie Feilenhauer, Färber, Hornſchnitzer uſw i). All das trug mit zu dem 
Rückgang des Deutſchtums in den Städten bei. Die Provinz aber beſaß 
nicht die Kraft, an Stelle der ſchwindenden Gewerbe eine Großinduſtrie 
wie im Weſten zu ſetzen. Die Kapitalarmut, der ſchlechte Ruf und die Kredit⸗ 


1) Näheres darüber vgl. ener „Anderungen des deutſchen Mittelſtandes 
N 1 Städten“, in „Die Oſtmark“, Band 351 „Aus Natur und Geiſtes⸗ 
welt“, ©. 57. 
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unfähigkeit verhinderten neben dem Mangel an Bodenſchätzen 
das Entſtehen einer Großinduſtrie. Somit fiel zugleich der 
hauptſächlichſte ſtädtebildende Faktor, der in raſcher Entwicklung 
lebhafte wirtſchaftliche Zentren ſchafft, in der Provinz fort. Bei der ge⸗ 
ringen Bevölkerungsdichtigkeit konnten aber auch andere ſtädtebildende 
Faktoren, insbeſondere die ae eine raſchere Entwickelung nicht 
herbeiführen. Es fehlten die Menſchen. Die Städte find bis auf die 
wenigen größeren Orte Landſtädte, d. h. in ihrer Exiſtenz von der Kauf⸗ 
kraft des Landes abhängig. Erſt mit der Steigerung der Bevölkerungs⸗ 
dichtigkeit, d. h. der Beſiedlung des Landes mit Bauern, und der ihr fol⸗ 
genden Steigerung der landwirtſchaftlichen Produktion und des Abſatzes, 
konnte ſich auch ein regerer Verkehr entwickeln, und wurde dem Handel und 
dem Gewerbe ein neuer kapitalkräftiger Konſument zugeführt. So iſt die 
Tätigkeit der Anſiedlungskommiſſion ganz zweifellos ein ſtädtebildender 
Faktor für die kleinen Landſtädte der Anſiedlungsprovinzen geworden!). 
Dabei hat aber die Erfahrung gelehrt, daß der neue Bauer etwa fünf Jahre 
Zeit braucht, ehe er als guter Konſument für die Stadt in Frage kommt, 
und daß ſich Wirkungen erſt dann zeigen können, wenn durch die neuen 
Landgemeinden auch ein erheblicher Zuwachs der Bevölkerung der Um⸗ 
gebung der Städte herbeigeführt worden iſt. Eine ſolche Entwicklung voll⸗ 
zieht ſich aber erſt im Laufe einer Reihe von Jahren, und Einflüſſe auf die 
Entwicklung der Städte können ſich namentlich anfangs nur allmählich 
bemerkbar machen. Eine Unterſuchung über die Entwicklung der Städte 
der Anſiedlungs⸗ Provinzen muß ſich daher ſtets über einen längeren Zeit⸗ 
traum erſtrecken, mindeſtens bis 1895 zurückgehen. Die Betrachtung eines 
Zeitraumes von etwa der letzten fünf Jahre (1905—1910) muß aus den 
angeführten Gründen zu einem unrichtigen, mindeſtens unvollſtändigen 
Ergebnis führen. 


J. Die Städte nach ihrer Größe geordnet. 


Den folgenden Berechnungen liegen die Angaben des Gemeinde⸗ 
lexikons der Provinz Poſen nach der Volkszählung von 1885, 1895, 1905 
und 1910 und der „Statiſtiſchen Korreſpondenz“ von 1900 zugrunde. 
Um die Nationalitätenzahlen der Jahre 1895 und 1900) zu ermitteln, iſt 
das gleiche Verhältnis der deutſchen Katholiken zur Zahl der geſamten 
Katholiken aus dem Jahre 1905 von der Zahl der geſamten Katholiken der 
Jahre 1895 und 1900 in Abzug gebracht und dieſe mit der jüdiſchen und 
evangeliſchen Bevölkerung als Deutſche gezählt worden. Dadurch iſt die 
Ungenauigkeit anderer Statiſtiken, die die Katholiken gleich Polen ſetzen, und 
damit von der ſtädtiſchen katholiſchen Bevölkerung 18,5 Prozent deutſche 


1) über die Wirkungen der Tätigkeit der Anſiedlungs⸗Kommiſſion auf die 
Entwicklung der Städte vgl. die Denkſchrift des Staatsminiſteriums „20 Jahre 
deutſcher Kulturarbeit 1906. S. 121 flg. und Vosberg „Anſiedlungspolitik und Städte⸗ 
entwi „Berlin 1910. 

2) Eine Zählung nach Nationalitäten iſt nur 1905 und 1910 erfolgt. 
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Katholiken = 79 000 Seelen den Polen zurechnen, dermieden!). Gewiß 
iſt dieſe Berechnung der deutſchen Katholiken nicht ganz genau, der Prozent⸗ 
ſatz von 1895 iſt höchſtwahrſcheinlich um etwa 1, Prozent geringer geweſen, 
da ſeitdem eine größere Zahl katholiſcher Beamte in die Provinz verſetzt 
worden iſt. Die ſo berechneten Nationalitätenzahlen von 1895 und 1900 
ſind ſomit für die Zunahme des Deutſchtums von 1895 bis 1910 vorſichtiger 
d. h. ungünſtiger als dieſe den tatſächlichen Verhältniſſen entſpricht. Sie 
ſind aber auch zweifellos richtiger als die Gleichſtellung der Konfeſſionen 
mit den Nationalitäten. Die Zweiſprachigen ſind je zur Hälfte den 
Deutſchen und den Polen zugerechnet. Andersſprachige ſind fortgelaſſen 
und „andere Chriſten“ den Deutſchen bzw. den Evangeliſchen zugezählt, 
da es unter den Polen Sekten nicht gibt. Die wenigen evangeliſchen Polen 
ſind den Deutſchen zugerechnet, da ſie mit dem Nationalpolentum nichts 
gemein haben, ſondern ſich als treue Preußen N und allmählich 
im Deutſchtum aufgehen. 


Die geſamte ſtädtiſche Bevölkerung der Provinz betrug nach Kon⸗ 
feſſionen und Nationalitäten: 


Deutſch 


Katholiſch] Juüdiſch Polniſch Insgeſamt 


488 925 
541 000 
615 268 
666 953 
722 076 


255 212 
293 047 
348 502 
387 193 
427 580 


186 087 
210 158 
233 168 
250 702 
268 959 


300 600 
329 400 
348 155 
369 556 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert der 
ſtädtiſchen Bevölkerung beträgt: 


Evangeliſch 


Katholiſch 


Jüdiſch | Deutſch | Polniſch 


1885 = 
1895 4,5 
1900 46,5 
1905 47,5 
1910 48,6 


9 Die deutſchen Katholiken ſitzen zum größeren Teil in den Städten, während 
ſie auf dem Lande in der polniſchen Umgebung ihre Nationalität raſcher aufgeben 
und poloniſiert werden. Von der geſamten katholiſchen Bevölkerung der Provinz iſt 
nur 9,6% deutſch; die Zweiſprachigen ſind dabei zur Hälfte den Polen zugezählt. 
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Die Zunahme in %: 
Evangel. Katholiſch! Jüdiſch I Deutiche Polen | Insgefamt 


1885—18% |+ 129 414,8 |— 205 = 
1895—1900 L 10,9 |+189 |— 11 
19001905 . 7,5 11,1 — 135 


— 710% 
96 7189 |+137 
57 411,2 |+ 84 
6,1 


* 

+ 
1905—1910 + 7,3 104 — 129 |+ 61 | +104 |+ 83 
1885—1910 Lt 45 67 — 46,5 Se 1 
1895—1910 (28 Aë — 33 [723 446 433,5 


Eine ſtatiſtiſche Betrachtung der eingangs aufgeführten einzelnen 
Städtegruppen, abgeſehen von den beiden größeren Städten Poſen und 
Bromberg, zeigt folgende Entwickelung: 


I. Gruppe: Städte von 25 000 bis 27 000 Einwohnern. 


In Frage kommen die drei faſt gleich großen Städte Gneſen (25 339) 
Hohenſalza (25 604) und Schneidemühl (26 126). 


Evangel. Katholiſch Deulſch | Polniſch | Insgeſamt 


41 711 
58 228 
67 489 
69 821 
77 069 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert der 
Geſamtbevölkerung beträgt: 


Katholiſch Polniſch 
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Die Zunahme in %: 


Evangel. 


Bao Jüdiſch Ge Deutfh | Polnifch 


1885 1910: [ 98%) 


1895 —1910: — 32,3 4 32,3] + 29 J 38,3 


II. Gruppe: 29 Städte von 5 000 —20 000 Einwohnern. 


Evangel. | Katholiih | Jlüdiſch Insgeſamt 


74 678 161 096 
92 435 172 676 
101 048 182 650 
116 448 204 493 
127 771 218 596 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert der 
Geſamtbevölkerung dieſer Städtegruppe iſt: 


Die Zunahme in „%: 


Evangeliſch] Katholiſch Judiſch Insgeſamt] Deutſch Polniſch 


1885 —1910:] + 32,9 


1895—1910:] + 24,7 +16 |+ 42,2 


1) Die ſtarke Zunahme ift auf Schneidemühl zurückzuführen, wo die evangeliſche 
Bevölkerung ſich von 1 1910 um 110 % vermehrte 
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III. Gruppe: 46 Städte von 2 000 —5 000 Einwohnern: 


Evangeliſch] Katholiſch Polniſch 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert der 
Geſamtbevölkerung dieſer Städtegruppe iſt: 


Die Zunahme in %: 


Evangeliſch Katholiſch Jüdiſch Insgeſamt Deutſch Polniſch 


1885 —1910:| + 21 
1895 —1910][ + 8,7 


15,9 + 48 |+ 26,7 
IV. Gruppe: 42 Städte von 1 000 —2 000 Einwohnern: 


Katholisch 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert der 
Geſamtbevölkerung dieſer Städtegruppe iſt: 
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Evangeliſch Katholiſch Jüdisch Polniſch 


28 


1895 27,9 65,5 6,3 56 
1900: 27,3 67,9 4,5 56 
1905: 26,5 70 3,5 57 
1910: 27 70,2 2,7 58 


Die Zunahme in %: 


1885—1910:] — 74 
18951910: + 11 


+14 
+12,7 


— 61 
— 53 


+42 
+ 52 


-5| +10 


Insgeſamt 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert 
der Geſamtbevölkerung dieſer Städtegruppe beträgt: 


Polniſch 


1885: 36,5 54,5 9 — — 
1895: 36 57 7 51,5 48,5 
1900: 34 61 5 48,5 51,5 
1905: 32 64 4 45,5 54,5 
1910: 32,1 2 42 58 
Die Zunahme in %: 
1885 1910] — 111 F 21 — 71 [41 — — 
18951910] — 11,2 | + 13,6 — 64,4 — 1 — 18 7 20 


Eine Zuſammenſtellung der Zunahme oder Abnahme der Konfeſſionen, 
Nationalitäten und der Geſamtbevölkerung in den einzelnen Städte⸗ 
gruppen gibt folgendes Bild: 
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S e 1885 —1910: 
Die Zunahme in %: 


Städte von Evangel. Katholiſch | Jüdiſch | Insgeſamt 


25 —27 000 Einw. — 40,7 88 
5 000 —20 000 „ — 54 + 355 
2 000— 5 000 „ — 52 7 + 288 
1000— 2 000 „ — 61 + 4,2 
unter 1000 „ — 71 ＋ 1 


1895 —1910. 
Die Zunahme in %: 


Insgeſamt 


—32 ( 29 7 38,3 J＋ 32,3 
+ 24,7 ＋ 38 —38 4 16 4 42,2 J 26,6 
+ 87 ＋ 28 —43 + 48-+ 26,7 1 15,9 
+ 11 12,7 53 — 5 ＋ 10 | + 52 
— 11,2 J 13,7 — 64,4 18 +20 — 1 


5000 — 20000 „ 
2000 — 5000 „ 
1000 — 2000 „ 
unter 1000 „ 


Die aufgeführten ſtatiſtiſchen Überfichten zeigen folgendes Ergebnis: 

1. Die geſamte ſtädtiſche Bevölkerung iſt von 1885 bis 1910 von 
488 900 auf 722 000 Seelen d. i. 47,5 % gewachſen. Der evangeliſche 
Teil ſtieg um 45 „, der katholiſche um 67 %, während der jüdiſche Teil um 
46,5 %, zurückging. Die deutſche Bevölkerung nahm von 1895-1910 um 
faſt 23 , die polniſche um 46,2 % zu. Die Abnahme der jüdiichen Be⸗ 
völkerung um 12 400 Seelen in der gleichen Zeit hat den Zunahme⸗Quo⸗ 
tienten der deutſchen Bevölkerung herabgedrückt. Die Mehrheit der ge⸗ 
ſamten ſtädtiſchen Bevölkerung einſchließlich der deutſchen Städte 
des Weſtens der Provinz iſt heute noch deutſch (51,2: 48,6); aber der Anteil 
der Deutſchen vom Hundert der Geſamtbevölkerung iſt zurückgegangen 
von 1895-1910 von 55,4 auf 51,2, während der polniſche Teil entſprechend 
geſtiegen iſt. Die prozentuale Zunahme von Jahrfünft zu Jahrfünft 
läßt aber deutlich erkennen, daß der Zunahme⸗Quotient des polniſchen 
und des katholiſchen Anteiles ſtetig zurückgeht (18,9 — 11,2 — 10,4) während 
der deutſchen Anteil zuletzt wieder ſteigt (9,6 — 5,7 — 6, 1). Auch der 
Rückgang des Zunahme⸗Quotienten der evangeliſchen und der jüdiſchen 
Bevölkerung wird im letzten Jahrfünft geringer. 

Es iſt alſo im allgemeinen eine Verſchiebung in der ſtädtiſchen Be⸗ 
völkerung zugunſten des Polentums eingetreten, und zwar ſeit 1895 um 
8,2 Prozent. Eine ſolche Poloniſierung der Städte mußte — wie eingangs 
bemerkt — eintreten, da die Landbevölkerung zu 68 % und mehr polniſch 
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doppelt fo ſtark !) iſt als die der Deutſchen. 

2. Ein Vergleich der einzelnen Städtegruppen mit einander läßt 
die Tatſache erkennen: je kleiner die Stadt iſt, deſto raſcher ſinkt der Zunahme⸗ 
Quotient der geſamten Bevölkerung, um ſchließlich negativ zu werden. 
Von 1885 —1910 ſinkt der Zunahme⸗Quotient der einzelnen Gruppen von 
88 auf 1 und — 1. 

Ganz deutlich grenzen ſich die 49 Städte unter 2000 Einwohnern 
in beiden Überſichten von 1885 —1910 und 1895—1910 von den übrigen 
ab. Der Zunahmequotient iſt hier auffallend niedriger als bei den Städten 
über 2000 Einwohnern, nämlich um 24,6; bei der evangeliſchen Konfeſſion 
tritt ein plötzliches Sinken um 28,4 ein und der Quotient wird ſchließlich 
negativ, bei der jüdiſchen um 9, bei der katholiſchen ſogar um 34, d. h. 
die Städte unter 2000 Einwohner entwickeln ſich nicht mehr, ſondern ſterben 
in ihrer Mehrzahl ab. Nur einzelne von ihnen zeigen — wie unten er⸗ 
ſichtlich — Anſätze zu neuem Leben. 

Was den Anteil der Konfeſſionen betrifft, ſo tritt der allgemeine 
Rückgang am deutlichſten bei der jüdiſchen Bevölkerung hervor: von — 40 
fallend auf — 71. Nur in den Städten von 2000 bis 5000 Einwohner iſt 
die Abnahme etwas geringer. Das findet ſeine Erklärung darin, daß jener 
Gruppe eine Anzahl ſogenannter Anſiedlerſtädte angehören, in denen 
die Abwanderung der Juden nachläßt. Während bei der evangeliſchen 
Bevölkerung der Zunahmequotient je kleiner die Städte, auch deſto niedriger 
und ſchließlich negativ wird, tritt bei der katholiſchen Bevölkerung in den 
kleinſten Städten wieder eine Steigerung ein: von 14 auf 21 bzw. 12,7 
auf 13,7. Im Verhältnis der deutſchen zur polniſchen Bevölkerung gilt 
das gleiche wie bei den Konfeſſionen. Der Zunahmequotient ſinkt je kleiner 
die Stadt wird und wird auf deutſcher Seite ſchließlich negativ, ſteigt aber 
unerwartet bei den kleinſten Städten auf polniſcher Seite von 10 auf 20. 
Daraus erhellt der Schluß: Je kleiner die Stadt, deſto raſcher verfällt ſie 
der Poloniſierung, deſto ungünſtiger müſſen die Verhältniſſe für die deutſche 
und natürlich auch für die geſamte Bevölkerung der Stadt werden. 

3. Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten in den einzelnen 
Städtegruppen vom Hundert der Eiwohnerzahl iſt nach dem Stande von 
1910 folgender: 


iſt und u die natürliche Vermehrung der polniſchen Bevölkerung faft 
t 


Städte von Evangel. Katholiſch Jüdiſch | Deutih | Polniſch 
25—27 000 Einw.: 40,2 
5—20 000 „ 45,7 
2 5000 „ 55,5 
1 2000 „ 58 
unter 1000 „ 58 


S 1 dgl. Zeitſchrift d. Kgl. Stat. Landesamts 52. Jahrgang 1912 IV. Abteilung 
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Die Überficht zeigt am deutlichſten: Je größer die Stadt, je ſtärker 
iſt das Deutſchtum, je kleiner die Stadt deſto größer iſt der Anteil des Polen⸗ 
tums. — 


II. Die Entwickelung der Städte. 

Während die Städte in ihrer Geſamtheit wie die einzelnen 
Städtegruppen einen Rückgang des Deutſchtums und mehr oder 
weniger einen allgemeinen Stillſtand nachweiſen, ſo ändert ſich doch das 
Bild zum Beſſeren, wenn man aus allen Gruppen diejenigen Städte 
herausgreift, die überhaupt eine Entwicklungsfähigkeit in den letzten 
15 Jahren, 1895—1910 zeigen. 

Von den 129 Städten nahmen an Einwohnerzahl in dieſer Zeit zu: 

1 Stadt um 112 % (Poſen), 

9 Städte von 50—100 %) 
3⁰ n n 25— 50 700, 

29 n n 10— 25 700, 

29 11 n 1— 10 %*) und 
31 „ nahmen an Einwohnerzahl ab )). 

Von den abnehmenden Städten, haben 19 unter 2000 Ein- 
wohner, 9 Städte 2000 — 5000 Einwohner, die übrigen drei find 


1) Jarotſchin 77 %, Schönlanke 75 9%, Koſten 69 %, Kolmar 68 , Goſtyn 
63 %, Birnbaum 62 d Janowitz 61 % (jeit 1885 182 %), Sandberg 55 %, 
Schneidemühl 53 % (ert 1885 110 ). 

2) Pakoſch 49 , Kruſchwitz 47 %, Grätz 45 %, Oſtrowo 42 , Bartſchin 
42 0%, och 42 %, Wreſchen 41 %. Mogilno 419 Wollſtein 40 %, Obornik 
40 70, Samter 40 %, Crone a. d. B. 39 , Wiſſek 38 9, Schroda 38 %, Punitz 
38 , Znin 36 9%, Görchen 36 %, Moſchin 36 9, Opalenitza 35 , Pleſchen 
33 9%, Bentſchen 32 , Gembitz 32 %, Strelno 30 9%, Wongrowitz 30 6, Ritſchen⸗ 
walde 30 . Pudewitz 30 9, Scharfenort 29 %, Schildberg 28 %, Liſſa 26 % 
(ſeit 1885 45 %) Mietſchisko 25 %. 


9 Neutomiſchel 9 , Rogowo 9 , Friedheim 9 „0, Zirke 9 %, Raſchkow 
9 % chulitz 8 , Borel 8 2 ‚ Koſchmin 8 %, Bnin 8 , Gonſawa 7 , Dolzig 
7 dg Wirſitz 7 , Budſin 6 55 Adelnau 6 %, Bojanowo 5 , Schwerſenz 5 %, 
Wielichowo 5 %, Lobſenz 4 %, Mur.⸗Goslin 4 , Schokken 4 %, Mixſtadt A o, 
Santomiſchel 4 , Kobylin 3 %, Schmiegel 3 %, Filehne 3 %, Schwarzenau 3 , 

Czarnikau 2 0%, Neuſtadt b. Pinne 2 0%, Storchneſt 0,1 %. 
5) Kurnik 0 %, Schwetzkau 0 %, Frauſtadt 0,5 %, Czempin 1,4 %, 
Rakwitz 1,5 , Uſch 1,5 , Reifen 1,5 , Schubin 2 %, Rothenburg a. O. 3 %, 
uny 3 9%, Unruhſtadt 3,4 %, Tirſchtigel 3,5 9%, Powidz 4,3 %, Sutrofein 46 4 
amotſchin 5 %, Kopnitz 5 %. Rawitſch 7 , Schwerin 7%, Neuſtadt a. W. 7,7 %, 
Labiſ SE te 8 Ki eeh %, Bomft / 8 Lab 1 
H 7 0 tings eim 7 Da retz 11 Ve en Dy 

1 14,8 und Sarne 27,5 9 
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Frauſtadt (7500), Rawitſch (11 500), Schwerin (6700). Ihre Abnahme 
iſt auf ihre ungünſtige Lage in der Nähe größerer Städte (Breslau, 
Liſſa, Glogau, Landsberg a. W.) zurückzuführen, die allen Verkehr 
naturgemäß an ſich ziehen. 

Bei einer Betrachtung der zunehmenden Städte wird man ſich 
darüber klar ſein, daß aus der Zunahme nicht ohne weiteres auf eine wirt⸗ 
ſchaftliche Entwicklung geſchloſſen werden kann. Die Zunahme kann eine 
rein zufällige und vorübergehende ſein, z. B. während der Bauperiode 
einer Eiſenbahn in den kleinen Städten (Adelnau ſeit 1905 6 %), ſodaß 
ſpäter wieder ein Rückgang der Bevölkerungsziffer zu erwarten iſt, wie es 
deutlich in Schubin eintrat, wo die Bevölkerung 1900 — 1905 zunahm und 
1910 wieder auf den Stand von 1900 zurückgegangen iſt. So wird auch 
der Zeitpunkt zu beachten ſein, in dem die Periode der Zunahme bzw. 
ſtärkeren Zunahme eintritt, weil daraus auf den Faktor geſchloſſen werden 
kann, der den Zuwachs der Bevölkerung veranlaßt hat, und auf die Schnellig⸗ 
keit der Zunahme, die für die Beurteilung der Frage mit maßgebend iſt. 
Wenn Krotoſchin in 15 Jahren nur 13 % zunimmt, ſo deutet das auf eine 
Entwicklung nicht hin. Man wird vielmehr auf eine beginnende Entwicklung 
der einzelnen Stadt erſt dann ſchließen können, wenn neue und 
dauernde Erwerbsgelegenheiten in größerer Zahl 
entſtanden ſind. Aus den in obiger Anmerkung 
aufgeführten Zunahmeprozenten ſeit 1895 iſt 
alſo auf eine wirtſchaftliche Entwicklung der betr. 
Stadt nicht ohne weiteres zu ſchließen. 

Das Wachstum der Bevölkerung der Städte tritt ein, wenn man 
bon geringem Zuwachs als natürliche Zunahme!) abſieht, und 
von 1895 ab mindeſtens 10 Prozent Zunahme in je 5 Jahren zu Grunde 
legt bei 6 Städten?) in der Periode von 1885—1895, bei 15 Städten) 
zwiſchen 1895 und 1900, bei 20 Städten), in der Zeit von 1900 bis 1905 
und bei 12 Städten ®) in der Zeit nach 1905. Danach würden von den 
129 Städten der Provinz 53 eine Zunahme aufweiſen, die auf eine Ent- 
wicklung, wenn auch zum Teil eine geringe, ſchließen laſſen. 

Bei 47 von den 53 Städten fällt der Beginn der Entwicklung in 
die Zeit ſeit 1895. 


1) In der Provinz Poſen beträgt auf 1000 Lebende der Geburtenüberſchuß 
durchſchnittlich 1906—10 jährlich rund 18. Die natürliche Vermehrung beträgt 
danach für den Zeitraum von 5 Jahren 9 . Vgl. Stat. Jahrbuch 1912, S. 32, 37, 50. 

2) Janowitz, Schneidemühl, Hohenſalza, Gneſen, Liſſa. Natel. 

3) Koften, Goſtyn, Kolmar, Sandberg, Pakoſch, Kruſchwitz, Obornik, Schroda, 
Görchen, Opalenitza, Znin, Gembitz, Strelno, Wongrowitz, Pudewitz. 

4) Jarotſchin, Schönlanke, Birnbaum, Grätz, Oſtrowo, Mogilno, Koſtſchin, 
Bartſchin, Wreſchen, Samter, Crone a. d. Br., Wille, Punitz, Pleſchen⸗ Bentſchen, 
Ritſchenwalde, Mietſchisko, Exin, Fordon, Schrimm. 

GO Wollſtein, Moſchin, Scharfenort, Argenau, Gollantſch, Kriewen, Margonin, 
Pinne, Raſchkow, Oberſitzko, Grabow und Kempen. 
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Die geſamte ſtädtiſche Bevölkerung in den beiden Anſiedlungs⸗ 
e Poſen und Weſtpreußen nahm zu: 
n Poſen: in Weſtpreußen: 
1871-1885: 64000 = 15%, 72 800 = 21%, 
1885—1895: 52 000 = 10,7%, 55 400 = 132%, 
1895—1905: 126 000 = 232 9%, 89 900 = 192%, 
1900-1910: 108 000 = 18 0. 82 400 = 15%. 
In der unter den gleichen wirtſchaſtlichen Verhältniſſen ſtehenden 
Provinz un 2 u die ſtädtiſche Bevölkerung zu: 
76 000 = 19 %, 
18881685 63 000 = 13,4 9 ? 
1895—1905: 84.000 = 15, 8%, 
1900—1910: 78800 = 13, 4%. 


Vergleicht man die beiden Anſiedlungsprovinzen zuſammen mit 


Oſtpreußen, ſo ergibt ſich folgende Zunahme: 


Poſen und Weſtpreußen: in Dftpreußen: 
18711885: 18 %, 19 % 
18851895: 11,8 % 13,4%, 
1895—1905: 21, A % 15,8 , 
1900—1910: 16, 8 9% 13,4 . 


Während in Poſen und Weſtpreußen mit dem Jahre 1895 eine 
Zunahme der ſtädtiſchen Bevölkerung von 11,8 auf 21,3 — um 9,5 — ſtatt⸗ 
findet, tritt in Ostpreußen nur eine Steigerung von 13, 4 auf 15, 8 — um 
2,4 — ein, und die weitere Entwickelung in Oſtpreußen bleibt hinter der in 
Poſen und Weſtpreußen zurück. Daraus folgt, daß in dieſen beiden Pro⸗ 
vinzen ein Faktor wirken muß, der in Oſtpreußen nicht vorhanden iſt. Das 
iſt die Tätigkeit der Anſiedlungs⸗Kommiſſion, der Goldregen, der über die 
Provinzen ergangen iſt und naturgemäß die Städte ſowohl wie beide 
Nationalitäten berühren mußte, der Menſchenſtrom, die neuen Arbeitskräfte, 
die Steigerung des Verkehrs, von Produktion und Konſum, die Entſtehung 
neuer Abſatzgebiete für das ſtädtiſche Gewerbe — es ſei nur des Baugewerbes, 
des geſteigerten Konſums von Düngemitteln, landwirtſchaftlichen Maſchinen, 
Konfeltion und dergl. gedacht — die auch die Bildung von induſtriellen Unter⸗ 
nehmen be günſtigt hat. Damit iſt auch erwieſen, daß es nicht die Zollpolitik ift, 
die die Entwickelung der Provinzen Poſen und Weſtpreußen allein herbei⸗ 
geführt hat, wenn d auch ganz gewiß mitgewirkt hat. Wäre aber die Oſt⸗ 
markenpolitik — wie von anderer Seite behauptet wird — wirkungslos, 
ſo müßte Oſtpreußen die gleiche Entwickelung zeigen wie das ärmere Poſen 
und Weſtpreußen. Das iſt aber nicht der Fall. So iſt die innere 
Koloniſation zugleich die beſte Städtepolitik für die 
Oſtmarken. Denn ſie ſchafft neuen Abſatz und neue Erwerbs⸗ 
gelegenheiten. Das iſt das allein Richtige. Nur ſolche 


D Schleſien oder Brandenburg zum Vergleich eg iſt deshalb nicht 
SI 294 weil dort grobe Induſtriezentren EE find, und auch in Pommern 
infolge der Lage Provinz die Verhältniſſe andere. 
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Momente zu fördern, die neue Exiſtenzmög⸗ 
lichkeiten ſchaffen, und dieſe mit Deutſchen 
zu beſetzen, kann das Ziel einer oſtmärkiſchen 
Städte politik ſein, die auf Erfolg rechnet. 

Es iſt oben bereits geſagt worden, daß die Faktoren, die im einzelnen 
Falle die Entwicklung der Stadt herbeigeführt haben, zu erkennen ſind. 
Als ſolche kommen in Frage: Induſtrie, Eiſenbahn (Eiſenbahnknotenpunkte 
und Verkürzung der Entfernungen) Garniſonen, Errichtung von Schulen, 
Internaten und ähnlichen Anſtalten, Eingemeindungen, Momente, die 
eine Zunahme der Stadt direkt herbeiführen, ferner der Handelsverkehr 
Ge 1 Grenzſtädten und die Bauernanſiedlung, als indirekt wirkende 

ittel. — 

Die Kleinſiedlung d. h. die Anſiedlung von gewerb⸗ 
lichen und induſtriellen Arbeitern, kleinen Beamten und Handwerkern 
im Stadtgebiet kommt als ſtädtebildender Faktor in dem Sinne nicht in 
Betracht !). Sie ſchafft keine neue Erwerbsmöglichkeiten, fie unterſtützt 
vielmehr nur den ſtädtebildenden Faktor inſofern, als ſie die durch ihn 
herangezogenen Exiſtenzen wirtſchaftlich günſtiger ſtellt, ihnen beſſere 
Wohnungen ſchafft. Die Kleinſiedlung vermehrt die Erwerbsmöglichkeiten 
für dritte nur durch den Bau der Häuſer ſelbſt und durch eventl. Feſthalten 
penſionierter Beamter am Orte. Beide Fälle ſind aber zu gering, um 
überhaupt ins Gewicht fallen zu können. Wenn z. B. in Raſchkow 34 Stellen 
geichaffen worden find, deren Inhaber ſich durch Landarbeit bei den um⸗ 
wohnenden Anſiedlern ernähren!), ſo iſt der ſtädtebildende Faktor der 
Arbeitgeber, ohne den die Exiſtenz des Kleinſiedlers unmöglich iſt. Der 
Wert der Kleinſiedlung liegt aber darin, daß der Anſiedler einen deutſchen 
Arbeiter beſchäftigt und die Zahl der Deutſchen dadurch in Raſchkow 
geſtiegen iſt. Für das wirtſchaftliche Leben von Raſchkow bedeutet der 
Kleinſiedler ſehr wenig, er würde das gleiche bedeuten, auch wenn 
er bei dem Anſiedler im Dorfe wohnte. Aus dieſem Grunde zeigen 
auch diejenigen Städte, in denen Kleinſiedler ſelbſt in größerer 
Zahl angeſiedelt ſind, keine Zunahme, über die natürliche Vermehrung 
hinaus. Eine ſolche tritt nur dann ein, wenn gleichzeitig ein Faktor vorhanden 
iſt, der neue Erwerbsmöglichkeiten ſchafft. Das beweiſt ſchon Raſchkow 
(1770 Einw.). Die Stadt nahm 1905—1910 (Zeit der Beſiedlung 
1906—10) nur um 6,2 % zu, trotz 34 Kleinſiedlerfamilien, die auf ca. 
200 Seelen zu veranſchlagen ſind. Der Anſiedler geht nicht nach Raſchkow, 
ſondern nach Oſtrowo zum Markt, weil Raſchkow zu klein iſt, ſeine Produkte 
ihm abzunehmen, wie ſeine Anſprüche zu befriedigen. In Rogaſen ſind 
32 Kleinſiedlerſtellen geſchaffen worden, die Geſamtbevölkerung der Stadt 
vermehrte ſich ſeitdem nur um 6%, und blieb damit ebenfalls hinter der 


1) Nach einer Auſſtellung der Spezial⸗Kommiſſion in Poſen ſind bis Ende 1912 
430 Kleinſiedlerſtellen in 27 Städten begründet worden. Davon waren etwa 160 ge⸗ 
werbliche Arbeiter. 

2) Vol, Riechert, Die Kleinſiedelungen der Königl. Generalkommiſſion zu 
Bromberg, Seite 46, Berlin 1908. 
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natürlichen Vermehrung zurück. In Schwerſenz wurden 1907 —1910 31 Stellen 
geſchaffen. Die Bevölkerung der Stadt nahm 1905 bis 1910 nur um 
8,7% zu, nicht über die natürliche Vermehrung hinaus, und dabei 
entwickelte die Stadt eine Reihe gewerblicher Unternehmungen. Tritt 
eine über die natürliche Vermehrung der Bevölkerung hinausgehende 
Zunahme in Städten ein, in denen Kleinſiedlungen geſchaffen ſind, wie z. B. 
in Kolmar (37 Kleinſiedlerſtellen), ſo iſt nicht die Kleinſiedlung, ſondern 
die Induſtrie, deren Angeſtellte und Arbeiter ſeßhaft gemacht wurden, 
der ſtädtebildende Faktor. 

Es wird für die Frage der oſtmärkiſchen Städtepolitik von Intereſſe 
ſein feſtzuſtellen, in welcher Weiſe die einzelnen Faktoren auf die Ent⸗ 
wicklung der Stadt und die Nationalitäten ihrer Einwohner gewirkt haben. 
Treffen mehrere ſolcher Faktoren bei einer Stadt gleichzeitig zuſammen, 
ſo iſt anzunehmen, daß die Zunahme der Bevölkerung und die wirtſchaft⸗ 
liche Entwicklung nach der einen oder anderen Richtung raſcher ſein wird. 
Dieſe Fragen zu unterſuchen ſoll in Folgendem verſucht werden. 

Bei der Einteilung der Städte iſt zunächſt darauf Bedacht genommen 
worden, daß jede Stadt ein gewiſſes gewerbliches Leben, auch kleinere 
induſtrielle Unternehmungen hat — dadurch unterſcheidet ſie ſich wirt⸗ 
ſchaftlich vom Dorfe — und daß ſie ein gewiſſes Verkehrszentrum bildet. 
Um ein Bild von der Wirkung des einen oder anderen Faktors zu gewinnen, 
mußte das charakteriſtiſche Merkmal der Stadt maßgebend ſein, und Städte, 
die zwar über die natürliche Vermehrung hinaus zugenommen haben, 
aber ein Charakteriſtikum nicht deutlich erkennen ließen, weil mehrere 
Faktoren gleichzeitig, aber alle nur in erſten Anfängen vorhanden waren, 
mußten aus der Betrachtung ausſcheiden. Es mußten weiterhin die 
deutſchen Städte, die an der Weſtgrenze der Provinz im deutſchen Sprach⸗ 
gebiet liegen, fortbleiben, weil durch ihre Einbeziehung das gewonnene 
Bild zugunſten des Deutſchtums verſchoben und damit das Nationalitäten⸗ 
verhältnis nicht richtig zum Ausdruck gekommen worden wäre. 

Es iſt ferner zu berückſichtigen: Der Eiſenbahnverkehr im Anſiedlungs⸗ 
gebiete und auch induſtrielle und gewerbliche Anlagen in den Städten 
dieſes Gebietes ſind der Bauernanſiedlung nachgefolgt. Sie hat durch 
die erhöhte Steigerung von landwirtſchaftlicher Produktion!) und Konſum 
auch den erhöhten Eiſenbahn⸗ insbeſondere Frachtverkehr herbeigeführt“) 
und iſt für Handel und Induſtrie ein neues Abſatzgebiet geworden, das 
ihre Ertwicklung ermöglicht und gefördert hat. 

Die Induſtrie iſt ein allgemein anerkannter ſtädtebildender Faktor. 
Auch wenn ſie ihre Entſtehung oder Förderung der Bauernanſiedlung ver⸗ 
dankt, erſcheint es zweckmäßig, die Anſiedlungsſtädte mit Induſtriebildung 
in der Gruppe der Anſiedlungsſtädte neben den reinen Anſiedlungsſtädten 
zu betrachten. Neben den großen Eiſenbahnknotenpunkten ſind einige 


I) Vgl. Keup u. Mührer „Die volkswirtſchaftliche Bedeutung von Groß⸗ und 
Kleinbetrieb in der Landwirtſchaft“ Berlin 1913. 

2) Vgl. Vosberg a. a. O. S. 15 und 17 flg. und „Statiſtiſche Darſtellungen 
aus dem Kreiſe Gneſen“ herausgegeben vom Kreisausſchuß Gneſen 1911 S. 20 fig. 
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Städte vorhanden, die Eiſenbahnkreuzungspunkte ſind, die aber nicht 
Sitz einer Verwaltung geworden, ſondern nur ein Verkehrszentrum ſind. 
Auch dieſe Städte ſind zu einer beſonderen Gruppe zuſammengeſtellt 
worden. Es mußten aber hierbei zwei Eiſenbahnverkehrspunkte geſondert 
berückſichtigt werden, die ſich durch Induſtrie und Gründung von neuen 
ſtaatlichen Anſtalten vor den anderen auszeichnen. Um das Bild der 
Poſenſchen Städte zu vervollſtändigen, mußte ſchließlich dieſen Städte⸗ 
gruppen eine Gruppe von Städten gegenüber geſtellt werden, die zu den 
Typen der Poſenſchen Städte gehören, ſolche, die von Latifundien und 
befeſtigtem Großgrundbeſitz eingeſchloſſen ſind. 


Es wären danach zu unterſcheiden: 


1 

2 

3. 

4. Eiſenbahnverkehrsſtädte, 
5. Grenzverkehrsſtädte, 
6. Gi erc f g 5 
7. Städte mit Anſiedlerumgebung, Eiſenbahnverkehr, uſtrie 

und ſtaatlichen Anſtalten, 
8. Städte im befeſtigten Großgrundbeſitz. 


1. Die Induſtrie⸗Städte. 


Hohenſalza, Nakel, Koſten, Samter, Schroda, Goſtyn, Kolmar, 
Opalenitza, Kruſchwitz, Pakoſch, Crone a. Br. und Görchen. 


Daß dieſe 12 Städte, deren Größe zwiſchen 26000 und 2600 Einwohnern 
ſchwankt, nicht Induſtrieſtädte im Sinne des ſchleſiſchen oder weſtfäliſchen 
oder auch nur des Induſtriebezirks in der Lauſitz ſind, braucht wohl nicht 
beſonders betont werden. Es handelt ſich in einzelnen Fällen oft nur um 
ein größeres Unternehmen, eine Zuckerfabrik, die aber bei der Kleinheit 
der Stadt ſchon genügt, um dem Orte ein induſtrielles Gepräge aufzu⸗ 
drücken. Die Zuckerfabriken Poſens gehören zu den bedeutenderen Be⸗ 
trieben ihrer Art. Sie beſchäftigen gerade zur Zeit der Volkszählung 
(1. Dezember) eine größere Zahl Arbeiter, und ſchon daraus geht hervor, 
daß fie für die zahlenmäßige Zu⸗ und Abnahme der Stadt und der Natio- 
nalität ihrer Einwohner von Wichtigkeit ſind. Die Stadt Schönlanke im 
Kreiſe Czarnikau iſt als rein deutſche Stadt außer Betracht geblieben. Die 
Stadt Goſtyn iſt zwar zugleich ein Eiſenbahnverkehrszentrum, doch hat 
die dortige Induſtrie (Zuckerfabrik) erſt den Eiſenbahnverkehr nach ſich 
gezogen. In der Nähe einiger der genannten Städte liegen zwar An⸗ 
ſiedlergemeinden, doch ſind ſie infolge ihrer geringen Zahl und zum Teil 
auch der kurzen Zeit ihres Beſtehens wegen für die Stadt ohne weſentliche 
Bedeutung. 


Dieſe Städte haben nun folgende Entwicklung genommen: 
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Polniſch Insgeſamt 


Evangeliſch Katholiſch Jjdiſch 


1895: | 19 666 39551 4 199 27 030 63 418 
1905: | 24 059 54 378 | 3269 32 177 | 49528 81 705 
1910: | 24 801 60703 2 734 33 056 | 55176 | 88280 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten beträgt vom Hundert 
der Geſamtbevölkerung: 


1895: 31 62 6,5 25 | 67 
1905: 29 66 4 39 61 
1910: 28 68 3 3,5 62,5 
Zunahme 1895—1910 in 9%: 
I 726 753] —35 | +2 | +515| 4 39 


Zunahme 1905 —1910 in %: 
17357 10,8 — 16,5 +27 | +114| +8 
Die Polen nahmen 1895—1910 um faſt 2½ mal ſo ſtark zu als die 
Deutſchen. D. h. die Induſtrie wirkt poloniſierend. 


2. Die Anſiedlungsſtädte. 


Gneſen, Mogilno, Wongrowitz, Znin, Janowitz, Pudewitz, Koſtſchin 
und Pleſchen. b 

Als Anſiedlungsſtädte find diejenigen Städte aufzufaſſen, um die 
ein dichter Kranz neuer deutſcher Bauerngemeinden entſtanden iſt, und 
dadurch die Erwerbsmöglichkeiten vermehrt wurden. Die Beſiedlung der 
Gemeinden muß im allgemeinen wenigſtens fünf Jahre vor der letzten 
Volkszählung, deren Ergebnis hier in Betracht kommt, d. h. vor 1905 
beendet geweſen ſein, da andernfalls die Anſiedler aus den oben bereits 
angeführten Gründen als ſtädtebildender Faktor noch nicht in Frage 
kommen können. Eine beſtimmte Zahl von Gemeinden anzuſetzen, A 
nicht möglich, da die Größe der eingefchloffenen Stadt, die Lage der 
Anſiedlungsgemeinden, die Nähe anderer Marktplätze und andere lokale 
Verhältniſſe mitbeſtimmend ſind. 

Die von Anſiedlungsgütern und Gemeinden umgebene Stadt 
Schmiegel kommt als Anſiedlungszentrum noch nicht in Betracht. Keine 
der bereits beſtehenden neuen Landgemeinden iſt vor 1905 geſchaffen. 
Die Stadt Wreſchen, die in der Denkſchrift des Staatsminiſteriums „20 Jahre 
deutſcher Kulturarbeit 1886—1906“ unter den Anſiedlungsſtädten genannt 
iſt, iſt unten als Garniſonſtadt behandelt worden, weil der ſtärkere Bevöl⸗ 
kerungszuwachs auf die Belegung der Stadt mit Garniſon im Jahre 1904 
zurückzuführen iſt. Es iſt aber bei Beſprechung der Garniſonſtädte des 
goe der Stadt zugleich als Anſiedlungsſtadt Rechnung getragen 
wo 8 
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Bei Janowitz iſt die aus dem Rittergut gleichen Namens entſtandene 
Landgemeinde Janowitz⸗Oſt mitgezählt worden, da ſie mit der Stadt 
unmittelbar zuſammenhängt und eine wirtſchaftliche Einheit mit ihr bildet. 
Behörden, die ihren amtlichen Wohnſitz in der Stadt haben, ſitzen heut 
in Janowitz⸗Oſt, wo ſich z. B. auch die evangeliſche Schule der Stadt be⸗ 
findet. Eine Scheidung zwiſchen Stadt Janowitz und Janowitz⸗Oſt ſteht 
nur noch auf dem Papier. 

Von den oben genannten Städten haben Gneſen und Znin In⸗ 
duſtrie. Um ein klares Bild von der Wirkung der Bauernanſiedlung zu 
erhalten, ſind zunächſt dieſe beiden Induſtrieorte aus der Betrachtung 
ausgeſchieden. Ohne dieſe beiden Städte zeigen die Anſiedlungsſtädte 
folgendes Bild: 


Evangeliſch Polniſch Insgeſamt 


el Jüdiſch | Deutſch 


1895: 4 776 14 600 1719 | 7100 | 13990 21 095 
1905: 6 158 18 668 1213 | 8183 1787126057 
1910: 7326 | 20660 1015 | 9332 | 19721 | 29065 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert der 
Geſamtbevölkerung iſt: 


1895: 22,5 69 8 335 | 66 
1905: | 28,5 715 4,6 314 685 
1910: | 25 71 8,5 32,1 | 678 


Zunahme 1895—1910 in %: 
1754 | 41 — 41 +31] +4 | 38 
Zunahme 1905—1910 in : 
I+19 |]+107| — 16] +14 | + 10,3 11,5 
Die Polen nahmen 1895—1910 um 10 ſtärker zu als die Deutſchen, 
1905—10 iſt aber eine um 3,7 ſtärkere Vermehrung der Deutſchen 


eingetreten. Auch der Anteil der Nationalitäten verſchiebt ſich ſeit 1905 
zu Gunſten des Deutſchtums. 


Mit Einbeziehung von Gneſen und Znin verſchiebt ſich das Bild 
folgendermaßen: 


Evangeliſch] Katholiih | Jüdiſch Polniſch Insgeſamt 


12 65329 005 
1905: | 14550 36 864 53 871 


1910: | 16264 | 40 582 68 941 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten dom Hundert der 
Geſamtbevölkerung iſt: 
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Evangeliſch Katholiſch Jüdiſch Polniſch Insgeſamt 


38,5 
35,4 
35,2 


Zunahme 1895—1910 in : 
7285 [J 39,5] — 38] +19 | 36,5 31,5 


Zunahme 1905—1910 in %: 
17118 +ı [ — 17 [ 9,1 | +96 | +94 


Das Verhältnis der Deutſchen zu den Polen iſt alſo hier ungünſtiger 
fer die Deutſchen als in den reinen Anſiedlungszentren. Der poloni⸗ 
ierende Einfluß der Induſtrie überholt die Zunahme der Deutſchen um 
faſt das Doppelte. 

Die genannte Denkſchrift des Staatsminiſteriums veröffentlicht 
S. 262 flg. eine Gegenüberſtellung der Bevölkerungsbewegung in folgenden 
ſieben Anſiedlungs- und acht vorwiegend von Großgrundbeſitz einge⸗ 
ſchloſſenen, ſogenannten Nichtanſiedlungsſtädten: 

Schönſee, Brieſen in Weſtpreußen und Gneſen, Janowitz, Mogilno, 
Wreſchen, Wongrowitz in Poſen, als Anſiedlungsſtädte, 

Chriſtburg und Stuhm in Weſtpreußen und Santomiſchel, Grätz, 
Rawitſch, Krotoſchn, Koſten, Zerkow in Poſen, als Nichtanſiedlungsſtädte. 


Das Ergebnis der Unterſuchung iſt: 


Zunahme von 1885—1905 


Die Fortſetzung dieſer Überſicht 1905—1910 bezüglich der Natio⸗ 
nalitäten führt zu folgendem Ergebnis: 
6 


af „ 2 „ „% 


Dun — 


— E _ 


82 Fritz Vosberg 


1905—1910 
A.⸗St. N.⸗St. A. ⸗St. N.⸗St. 
% % % % 


47 262, ＋ 10,9 ＋ 4,9 7634 7138 
25 244 14,8 +6,9|+51,8|+ 0,8 
219860 7 8,5 75,4 770,1 743 


1885—1910 


1905 
A.⸗St. ml N.-St. 


Seelenzahlſ 52 247 
Deutſche .| 19 322 
Polen. 32 901 


45 031 57 936 
23 617] 22 190 
208538 35 725 


Hierzu iſt zu bemerken: 


1885—1910: 

In den A.⸗Städten nimmt das Deutſchtum um 51,8 %, das 
Polentum um 70,1 % zu, Differenz 18,3. Von 1885—1905 betrug tele 
Differenz noch 24,5. Es iſt alſo ein Rückgang in der Zunahme des Polen⸗ 
tums feſtzuſtellen. 

In den N.⸗Städten nimmt das Deutſchtum um 0,8%, das 
Polentum um 43,0 % zu, Differenz 42,2. Von 1885 bis 1905 betrug 
dieſe Differenz nur 41,3. Die ſtärkere Vermehrung des Polentums iſt 
alſo hier im Fortschreiten begriffen. 

Das Deutſchtum nimmt in den A.⸗Städten um 51,8 %, 
in den N.⸗Städten 0.8 % zu, Differenz 51. Von 1885 bis 1905 betrug 
die Differenz nur 37,9. Das Deutſchtum ſchreitet alſo in der Entwicklung 
vorwärts. 

Das Polentum nimmt in den A.⸗Städten um 70,1%, in den 
N.⸗Städten um 43 % zu, Differenz 27. Von 1885 bis 1905 betrug 
dieſe Differenz nur 21. Die Poloniſierung nimmt alſo nicht ſo raſch zu, 
wie das Deutſchtum. 


1905—1910. 

In den A.⸗Städten nimmt das Deutſchtum um 14,8 %, das 
Polentum nur um 8,5 % zu, d. h. die Zunahme des Deutſchtums in den 
A.⸗Städten iſt im letzten Jahrfünft eine ſtärkere geworden als die des Polen⸗ 
tums. Die Differenz zu Gunſten des Deutſchtums beträgt bereits 6,3, 

während von 1900—1905 dieſe Differenz nur 4,3%) beträgt. Die Ver⸗ 
hältniſſe für das Deutſchtum geſtalten ſich alſo günſtiger. 

In den N.⸗Städten nimmt das Deutſchtum um 6,9 %, das 
Polentum um 5,4% zu, d. h. die deutſche Bevölkerung hat um 1,5 ſtärker 
zugenommen als die polniſche. Von 1900 —1905 nahm das Polentum in 
dieſer Städtegruppe um 13,1 ſtärker zu als das Deutſchtum. 

Das Deutſchtum nimmt in den A.⸗Städten um 7,9 ſtärker 
zu als in den N.⸗Städten. 

Das Polentum nimmt in den A.⸗Städten nur um 5, 2 ſtärker 
zu als in den N.⸗Städten. 


) A. St. = Anſiedlungsſtädte, N. St. Nichtanſiedlungsſtädte. 
2) 1900—1905: Zunahme in den A.⸗Städten der Deutſchen + 11,28 %, der 
Polen + 15,64 %, 
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3. Die Eiſenbahnknotenpunkte. 


Bentſchen und Jarotſchin. 

Schneidemühl iſt als rein deutſche Stadt fortgelaſſen. 

Als Eiſenbahnknotenpunkte ſind diejenigen Orte verſtanden, in denen 
die Eiſenbahn für die Stadt nicht bloß den Verkehr erſchließt, ſondern 
eine Zentrale der Betriebs⸗ und Verkehrsverwaltung geſchaffen hat und 
durch Anhäufung von Beamten, Angeſtellten und Arbeitern den Bürgern 
der Stadt Erwerbsmöglichkeiten erweitert bzw. neu geſchaffen hat. 


Evangelifh | Katholiſch] Jüdiſch | Deutſch Polniſch | Insgeſamt 


1895: | 2551 3900 442 3807 3086 6893 
1905: | 3870 4931 334 6151 3984 9135 
1910: | 4543 6867 312 5982 4740 10725 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert der 
Geſamtbevölkerung iſt: 


1895: | 37 56 64 5¹ 44,5 
1905: | 42,5 54 3,5 66,5 43,5 
1910: | 42 545 2,9 55,5 44,1 


Zunahme 1895—1910 in : 
| +78 ＋ 505 — 29,5 +57 | +53 [ 5555 
Zunahme von 1905—1910 in %: 
17 +9] —-65| 16 [ 19 |+ 175 
Die Zunahme der Deutſchen iſt alſo um 4 ſeit 1895 ſtärker als 
die der Polen, doch ſcheint dieſe ſtärkere Vermehrung ſeit 1905 bereits 
wieder zurückzugehen. 


4. Die Eiſenbahnverkehrsſtädte. 

Obornik, Rogaſen, Erin, Schubin, Kröben — Birnbaum und Grätz. 

Im Gegenſatz zu den Eiſenbahnknotenpunkten handelt es ſich hier 
um Städte, die Kreuzungspunkte von Bahnſtrecken geworden ſind, in denen 
durch Verkürzung der Entfernung die Umgebung der Stadt nähergebracht, 
der Verkehr nach der Stadt erleichtert und gehoben wird, ohne daß 
eine beſonders ſtarke Vermehrung der Beamtenſchaft eingetreten iſt. 
Rogaſen gehört zwar nicht zu den Städten, die ſich entwickeln, da es ſeit 
1895 nur um 12% zugenommen hat, und ſollte darum aus der Betrachtung 
ganz ausgeſchieden werden. Es erſchien aber wegen der Gleichartigkeit 
ſeiner Lage mit Obornik doch notwendig es hier mit einzufügen. Die 
Städte Grätz und Birnbaum, die ebenfalls Eiſenbahnverkehrsſtädte ſind, 
ſind beſonders betrachtet worden, da ihre Zunahme zum größten Teil 
auf Eingemeindungen anſtoßender Dörfer zurückzuführen iſt. 

Die Städte Obornik, Rogaſen, Exin, Schubin und Kröben ſind in 
ihrer Lage inſofern ähnlich, als ſie weniger bäuerliche und zum Teil 
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(Kröben, Exin, Schubin) ſtark polniſche Umgebung haben. Die in der 
Nähe liegenden Anſiedlungsgemeinden ſind noch nicht alt und an Zahl 
gering, ſodaß ſie nur einen unweſentlichen Einfluß ausüben können. In 
den fünf Städten verkehren täglich je 20 und 22 Lokalzüge, die dieſe Orte 
mit der Nachbarſchaft verbinden, dadurch aber auch den Verkehr nach dem 
größeren Nachbarorte zu ihren Ungunſten ablenken. 

Exin liegt vor den Toren von Nakel, Schubin neigt nach Bromberg, 
Obornik liegt 24 Bahnſtunden von Poſen, Rogaſen zwiſchen Obornik und 
dem größeren Wongrowitz und auch nur eine Bahnſtunde von Poſen ent⸗ 
fernt und Kröben iſt nur 20 Kilometer von Goftyn. 

Wie die nachſtehende Überſicht ergibt, ſtehen die Städte ziemlich 
ſtill, We haben in 15 Jahren nur 17,5 % zugenommen, dabei haben die 

chen ſich nur um 6 %, die Polen um 28,5 % vermehrt. Die pol- 
niſche Umgebung iſt anſcheinend durch den Bahnverkehr herangezogen 
worden. Der kulturell höherſtehende Deutſche benutzt die Verkehrsgelegen⸗ 
heit ſeine Bedürfniſſe beſſer in der größeren Nachbarſtadt zu decken. 


pg! Katholiſch] Jüdiſch 


Deutſch | Polniſch Deeg 


1895: 16 181 
1905: 18128 
1910: 19011 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert der 
Geſamtbevölkerung iſt: 


1895: 29 60 107 46 635 
1905: | 274 65 68 405 59 
1910: | 28 66 66 415 58 


Zunahme 1895—1910 in %: 

[+ 165 ＋ 29 |— 375 +6 ＋ 285 ＋ 175 
Zunahme 1905—1910 in %: 

I+ 75 ＋ 55 — 128 +69| + 34|+ 48 

Die Zunahme der Einwohnerſchaft iſt gering. Die Polen haben 
1895—1910 um 22 ſtärker zugenommen als die Deutſchen. In dem 
letzten Jahrfünft 1905 bis 1910 nimmt die deutſche Bevölkerung wieder 
ſtärker zu als die polniſche und die Geſamtbevölkerung. Das findet ſeine 
Erklärung wohl darin, daß in dem letzten Zeitraum neue Bahnlinien gebaut 
wurden, die deutſche Kräfte heranzogen. Erſt die nächſte Volkszählung 
wird zeigen, ob dieſe Wirkung eine dauernde oder nur eine vorüber⸗ 
gehende ift. 

Auch in Grätz und Birnbaum iſt ein täglicher Lokalzugverkehr 
von 20 bzw. 26 Zügen und die Städte ſind erſt nach 1905 durch den Bau 
neuer Bahnlinien Verkehrszentren geworden. Die Zunahme der Be⸗ 
völkerung, die von 1895—1910 in Grätz 36 %, in Birnbaum 64 %, beträgt, 
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iſt in der Hauptſache, wie bereits bemerkt, auf Eingemeindungen zurück⸗ 
zuführen. In Birnbaum wurde das anſtoßende Dorf Lindenſtädt Anfang 
des Jahrhunderts eingemeindet; in Grätz um die gleiche Zeit die Land⸗ 
gemeinde Doktorowo. Grätz ſah ſich zu dieſem Schritt gezwungen, weil 
es durch befeſtigten Grundbeſitz begrenzt nur durch Eingemeindung der 
genannten Landgemeinde eine Ausdehnungsmöglichkeit gewinnen konnte. 
Beide Städte zeigten nach der Eingemeindung, d. h. ſeit 1905 keine weſent⸗ 
liche Zunahme mehr. Grätz nimmt in den letzten fünf Jahren nur noch 
um etwa 6 , Birnbaum um 3 % zu. Die Induſtrie in Grätz, die bekannten 
Grätzer Bierbrauereien, mit ſtarkem Export hat die Entwicklung der Stadt 
in den letzten Jahrzehnten nicht beeinflußt. 
Birnbaum nahm die Bevölkerung von 1895—1910 zu: 


Evangel. Katholiſch Jüdiſch | DeutſchPolniſch Insgeſamt 


+ 57%, + 102%, + 58%, 12% 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert der 
Geſamtbevölkerung war im Jahre 1910: 
60 ] 36 ⁶ 2 [85 ] 14 
In Grätz nahm die Bevölkerung zu in %: 
von 
1885— 1905: E 29 |+ 46,7 — 31,5 ＋ 17 |+ 48 |+ 36 
1905—1910:(— 4,6 ＋ 11,5 — 30,5 — 93 ＋T 12,3 T 59 
Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten dom Hundert 
der Geſamtbevölkerung im Jahre 1910 iſt: 
1 19 1 77 38 J 26 74 
Hier hat durch die Eingemeindung das Polentum eine ſtarke Zunahme 
Stee und die deutſche Bevölkerung nimmt im letzten Jahrfünft über 


Eiſenbahnverkehrszentren, die ſich gut entwickeln, ſind noch die 
Städte Liſſa und Wollſtein. Ihre Einreihung in dieſe 1 erſcheim 
aber deshalb nicht gerechtfertigt, weil neben dem Eiſenbahnverkehr noch 
andere Faktoren ſich geltend machen. Ihre Behandlung erfolgt an letzter 
Stelle beſonders. 


5. Die Grenzverkehrsſtädte. 

Fordon, Kempen, Oſtrowo, Schildberg. 
Es handelt ſich hier um Städte, die folge ihrer Lage an der 
ruſſiſchen Grenze einen Handelsderkehr mit Rußland entwickelt "haben. 
Der Verkehr ift in Oſtrowo am ſtärkſten. In der Grenzſtation Neu⸗Skal⸗ 
mierſchütz iſt der größte Güterbahnhof der Provinz entſtanden, und von 
dort über le owo vollzieht ſich die Haupt-Ein- und Ausfuhr von und 
nach Ruß Ahnlich, wenn auch nicht annähernd ſo ſtark, liegen die 
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Verhältniſſe in Kempen und Schildberg, wo der Verkehr über Wilhelms⸗ 
brück bzw. Grabow ſtattfindet. In Fordon iſt es der Flößer⸗ und Schiffs⸗ 
verkehr aus Rußland auf der Weichſel; Bromberger und andere Firmen 
haben hier Vertretungen. 

Die Städte haben ſich, wie folgt, entwickelt: 


Deutſch Polniſch Insgeſamt 


Evangeliich | Katholiſch] Jüdiſch 


1895: | 6943 12 908 2812 | 11400 | 11260 22 660 
1905: | 8671 | 16000 2053 | 12868 | 13854 | 26725 
1910: | 9343 | 18228 1884 | 13735 | 15761 | 29491 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert der 


Geſamtbevölkerung beträgt: 


1895: 30,5 57 12 50,5 49,5 
1905: | 32 60 7,7 48 61,6 
1910: 31,5 62 6,4 46,5 53 
Die Zunahme 1895—1910 beträgt in %: 
＋734,5% 41% | — 29 | +203 | +40 | +30 


Die Zunahme 1905—1910 beträgt in %: 
77,7 713,8] —85 | +67 | 13,6] +103 


6. Die Garniſonſtädte. 

Schrimm und Vreſchen. 

Seit 1895 haben in der Provinz Poſen nur zwei Städte Garniſon 
erhalten: Schrimm und WVreſchen je ein Bataillon Infanterie im Jahre 
1904. Beide Städte laſſen ſich aber nicht ſozuſagen in einen Topf werfen. 
Die Umgebung von Wreſchen iſt zum Teil beſiedelt worden, und wenn 
auch ein Teil der Anſiedlungsgemeinden näher an Miloslaw liegt, ſo macht 
ſich doch in Wreſchen der Einfluß der Bauernanſiedlung bemerkbar. 
Wreſchen iſt auch aus dieſem Grunde in der bekannten Denkſchrift des 
Staatsminiſteriums „20 Jahre deutſcher Kulturarbeit“ zu den Anſiedlungs⸗ 
ſtädten gezählt worden. Da beide Städte, Schrimm und Wreſchen, zum 
gleichen Termin eine gleich ſtarke Garniſon erhielten, auch ſonſt in ihren 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen 1895 ziemlich gleichartig waren, wenn auch 

rimm durch Gymnaſium und Landarmenhaus wohl in Vorteil war, 
ſo iſt es intereſſant die Entwicklung der Städte zu vergleichen. 
Schrimm (ohne Anſiedlerumgebung). 


Insgeſamt 


Deutſch Polniſch 


975 4217 
1560 4 669 
1608 5 065 


6 625 
6 993 


1905: 
1910: 
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Das Verhältnis der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert 
der Geſamibevölkerung iſt: 


1 : 16,5 72,5 
1905: | 23,5 70,5 65 
1910: | 24 72 67,3 
Die Zunahme 1895—1910 beträgt in %: 
I +65 | +20 | —48 419,5 +21 | +205 
Die Zunahme 1905—1910 beträgt in %: 
| +35 | +85 — 19,5 —i | +9 | +55 
Wreſchen (mit Anſiedlerumgebung). 
1895: 852 3 753 543 1630 3 519 5 148 
1905: 1722 4899 386 2429 4678 7 007 
1910: | 1744 5 196 320 2432 4828 7267 


Das Verhältnis der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert 
der Geſamtbevölkerung iſt: 


1895: | 165 73 10 81,5 68 
1905: | 24,5 69,8 6,5 34,5 65 
1910: | 24 71,5 44 33,4 66 
Die Zunahme 1895—1910 beträgt in %: 
| +102 | +38 | —41 | +495 | +37 | +40,8 
Die Zunahme 1905—1910 beträgt in %: 
111 | + | -W| +1 | +5 | +35 


Der Vergleich der beiden Städte zeigt: 

1. Schrimm zählte 1895 651 Einwohner mehr als Wreſchen. 1910 ift 
Wreſchen um 274 Einwohner größer als Schrimm. Schrimm 
nahm um 20 , Wreſchen um 40 % zu. 

2. Der Anteil der deutſchen Bevölkerung ir 1895 in Schrimm 33 %, 
in Wreſchen nur 31,5 %. 1910 ift das Verhältnis faſt umgekehrt. 
Der Anteil der deutſchen Bevölkerung iſt in Schrimm auf 32,5 % 
geſunken, in Wreſchen auf 33,4 % geſtiegen. 

3. Der Anteil der polniſchen Bevölkerung iſt im Jahre 1910 in Schrimm 
höher als im Jahre 1895, in Wreſchen iſt er geſunken. 

4. Die Zunahme der deutſ chen Bevölkerung 1895-1910 beträgt in 
Wreſchen 49,5 %, in Schrimm nur 19,5 %. 

5. Die Zunahme der polniſchen Bevölkerung 1895—1910 iſt in 
Wreſchen ſtärker als in Schrimm, aber die Differenz des deutſchen 
und polniſchen Zunahme⸗Quotienten iſt für das Deutſchtum gün⸗ 
ſtiger (30 : 16). 
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6. Die Abwanderung der jüdiſchen Bevölkerung iſt in Schrimm (— 48) 
ſtärker als in Wreſchen (— 41). 

Wreſchen hat alſo wohl die günſtigere Entwicklung genommen; 
ſie iſt zweifellos auf die Tätigkeit der Anſiedlungskommiſſion 
zurückzuführen. 

7. Auch die weitere Entwicklung 1905—1910 ſpricht zu Gunſten der 
Anſiedlungsſtadt. 


7. Städte mit Anſiedlerumgebung, Induſtrie, 
Eiſenbahnverkehr und ſtaatlichen Anſtalten. 

Liſſa und Wollſtein. 

Beide Städte ſind Kreuzungspunkte mehrerer Bahnlinien mit 
Lokal- und Fernverkehr. In der Umgebung beider Orte beſtehen einige 
ältere Anſiedlungsgemeinden, doch nicht in ſolcher Zahl, daß man die 
Städte zu den Anſiedlungsſtädten rechnen könnte. Beide grenzen an be⸗ 
feſtigten Großgrundbeſitz. Wollſtein wird im Oſten von polniſchem Fidei⸗ 
kommiß begrenzt, während Liſſa von deutſchem Fideikommißbeſitz faſt 
ganz umſchloſſen iſt, und in abſehbarer Zeit an der Grenze der Ausdehnungs⸗ 
möglichkeit angekommen iſt. Beide Städte haben ferner Induſtrie ent⸗ 
wickelt. Das größere und bedeutendere Liſſa naturgemäß mehr. Seitens 
des Staates ſind beide Städte durch die Errichtung von Schullehrer und 
Lehrerinnenſeminaren, Präparandenanſtalten und Internaten gefördert 
worden, wodurch nicht bloß die deutſche evangeliſche und katholiſche Be⸗ 
dölkerung ſich vermehrte, ſondern auch die Erwerbsmöglichkeiten der 
Bürgerſchaft erweitert wurden. Beide Städte haben ihren deutſchen 
Charakter noch bewahrt, wie aus der folgenden Überſicht der Bevöllerungs⸗ 
bewegung der Städte hervorgeht. 


Polniſch Insgeſamt 


13804 | 3015 
16046 | 3667 19713 


17366 | 4279 21 665 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert 
der Geſamtbevölkerung beträgt: 


1895: | 51 89 9 82 178 
1906: | 51 43 6 81 18,6 
1910: | 505 45 45 80 198 


Die Zunahme 1895—1910 beträgt in %: 

1+255 | +475 | —355 | +255 | +42 | +29 
Die Zunahme 1905—1910 beträgt in : 

I +85 [＋155 | — 195 +8 165 +10 
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8. Städte im Gebiete des befeſtigten 
Großgrundbeſitzes. 

Krotoſchin, Adelnau, Neuſtadt b. Pinne, Oberſitzko, Kurnik, Kobylin, 
Miloslaw, Labiſchin, Schwarzenau und Reiſen. 

Es ſind oben Fälle erwähnt worden, in denen Städte durch An⸗ bzw. 
Umgrenzung von Fideikommißbeſitz in ihrer Ausdehnungsmöglichkeit 
beſchränkt zu werden drohen. Es legt dies die Frage nahe, wie die vom 
befeſtigten Großgrundbeſitz umgebenen Städte ſich entwickelt haben. Es 
handelt ſich dabei nicht um derartige räumliche Begrenzung wie im Falle 
Liſſa, ſondern um die Lage der Stadt im Gebiete dieſes Großgrundbeſitzes. 

Es ſind dies Fideikommiſſe und Latifundien, wo die ländliche Bevölkerung 
abgeſehen von der Familie des Beſitzers, falls er dort wohnhaft iſt, und ſeine 
landwirtſchaftlichen Angeſtellten meiſt Arbeiter ſind, und der Bauer fehlt. Der 
Großgrundbeſitzer iſt nicht in der Lage ſeine Bedürfniſſe ſämtlich am Orte 

decken. Er muß auswärts in größeren Orten einkaufen. Seine Wirt⸗ 
ſchaftsbedarſsartikel werden beim Großhändler billiger und wohl auch beſſer 
eingekauft. So bleibt als Käufer und als Konſument nur der landwirt⸗ 
ſchaftliche Arbeiter übrig, meiſt polniſche Saiſonarbeiter, die bedürfnislos 
ihren Lohn nach Möglichkeit ſparen und das wenige, was ſie am Orte ein⸗ 
kaufen, in polniſchen Geſchäften erwerben. Die notwendige Folge iſt die, 
daß die Einwohner der Stadt aus Mangel an Erwerbsmöglichkeiten ab- 
wandern, und die Stadt don Jahr zu Jahr zurückgeht. Je kleiner dieſe 
Orte ſind, deſto raſcher werden ſie, wie die Statiſtik im erſten Teile nach⸗ 
gewieſen hat, polniſch. Der Deutſche, der auf die Kundſchaft des pol- 
niſchen Arbeiters nicht ſicher rechnen kann, wandert zuerſt ab; an ſeine 
Stelle tritt der Pole. Fand doch z. B. in Santomiſchel nach der zitierten 
Denkſchrift des Staatsminiſteriums S. 126 von 1885—1905 eine 
der deutſchen Handwerksmeiſter von 55 auf 13 und demgegenüber eine 
Zunahme der polniſchen von 22 auf 55 ſtatt. Sogar eine Stadt wie 
Krotoſchin von heute 13 000 Einwohnern mit ſtarkem Eiſenbahnverkehr 
wird durch den Latifundienbeſitz der Fürſten Thurn und Taxis in ſeiner 
wirtſchaftlichen Entwicklung niedergehalten. 

Die Herrſchaft Reiſen, die die gleichnamige Stadt umſchließt, iſt 

war heute nicht mehr fideikommiſſariſch 17 doch iſt dieſe Eigen⸗ 
` aft erſt vor etwa zwei Jahren mit dem Übergang der Herrſchaft an den 
Fiskus aufgehoben worden. 

Krotoſchin wird von dem preußiſchen Thronlehn der Fürſten von 
Thurn und Taxis, rund 14 000 Hektar, umſchloſſen. 20 000 Hektar von 
49 800 Hektar Kreisfläche ſind fideikommiſſariſch gebunden. Adelnau wird 
don Anteilen der Herrſchaft Krotoſchin und der Fürſtl. Radziwill ſchen 
Herrſchaft Przygodzice mit zuſammen 20 000 Hektar umſchloſſen. Außer 
dieſen beiden Beſitzern iſt kein Großgrundbeſitzer im gleichnamigen Kreiſe; 
faſt die Hälfte der Kreisfläche befindet ſich in fürſtlichem Eigentum. Die 
Herrſchaft Kurnik, deren polniſcher Beſitzer im Auslande lebt, umfaßt 9 600 
Hektar in der Umgebung der Stadt. Das polniſche Majorat Miloslaw 
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umſchließt die gleichnamige Stadt mit 5 200 Hektar. Oberſitzko wird von 
einer 10 000 Hektar großen Herrſchaft umgeben, deren Beſitzer ſeit einigen 
Jahren ein Deutſcher iſt. Labiſchin wird von der polniſchen Majorats⸗ 
herrſchaft Luboſtron von 12 000 Hektar, Schwarzenau von dem 6 400 
Hektar großen polniſchen Majorat Czerniejewo eingeſchloſſen. Kobylin 
wird von zwei deutſchen Fideikommißbeſitzern mit zuſammen 10 400 
Hektar begrenzt und Neuſtadt b. Pinne von zwei polniſchen Majoraten 
mit zuſammen 4000 Hektar. Die Herrſchaft Reifen umfaßte in ihrem 
bei der Stadt Reiſen gelegenen Anteile 5 500 Hektar. 

Die gleichfalls von Majoraten begrenzten Städte Tirſchtiegel 
(3 000 Hektar) und Schlichtingsheim (281 Hektar) liegen im rein deutſchen 
Sprachgebiete und ſind deshalb in der folgenden Aufſtellung fortgelaſſen 
worden. Liſſa kann in den Kreis dieſer Betrachtung nicht einbezogen 
werden, weil hier andre Faktoren gleichzeitig wirken. 


Evangeliich | Katholiſch Deutſch Polniſch | Insgeſamt 


1895: 9612 | 17704 2565 | 13680 | 16200 29 890 
1905: | 9205 | 20278 1706 12 906 | 18271 | 31193 
1910: | 9623 | 21116 1353 | 12974 | 19088 | 32078 


Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert der 
Geſamtbevölkerung iſt: 


1895: 32 59 8,6 45,5 54 
1905: 29,5 65 5 41,5 58 
1910: 30 65,5 4 40 59,5 
Die Zunahme 1895—1910 beträgt in %: 
„1 19 J 47 — 5 [ 18 75 


Die Zunahme 1905 bis 1910 beträgt in %: 
＋ 4,5 + 4 — 205 ＋ 05 +45 | +28 

Dieſe Städtegruppe zeigt keine Entwicklung. Die Zunahme des 
Polentums iſt um 23 ſtärker als die des Deutſchtums, ſie wird zwar 
zahlenmäßig von den Induſtrieſtädten übertroffen, doch findet hier ein 
direkter Rückgang des Deutſchtums um 5% ſtatt, während in den In⸗ 
duſtrieſtädten die deutſche Bevölkerung um 22 % zunahm. 

Man könnte einwenden, daß dieſe Städte infolge ihrer geringen 
Größe keine Anziehungskraft ausüben, und deshalb auch weiter zurück⸗ 
gehen. Doch in ähnlich kleinen Städten wie Mietſchisko (1317 Einwohner), 
Pogorzela (1787 Einwohner), Rogowo (803 Einwohner), Bartſchin (1586 
Einwohner), Kletzko (1838 Einwohner), Kriewen (1860 Einwohner), in 
deren Umgebung von der Anſiedlungs⸗Kommiſſion Güter aufgeteilt und 
beſiedelt worden ſind, beginnt ſich neues Leben bemerkbar zu machen. 
Seit 1895 nahm Mietſchisko um 25,5 %, Pogorzela um 10 %, Rogowo 
um 9 %, Bartſchin um 42%, Kletzko um 10 %, Kriewen um 18% zu. 
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Um ein vollſtändiges Bild der vorſtehenden ſtatiſtiſchen Unter⸗ 
ſuchungen zu erhalten, muß ſowohl die Zunahme der Bevölkerung, wie 
der Anteil der einzelnen Konfeſſionen und Nationalitäten vom Hundert 
der Geſamtbevölkerung der einzelnen Gruppen mit der Zunahme und 
dem Anteil an der geſamten ſtädtiſchen Bevölkerung der Provinz als 
Maßſtab verglichen werden. 


III. Ergebniſſe. 

Die ſtädtebildenden Faktoren waren oben als direkt wirkende und 
indirekt wirkende bezeichnet worden. Erhält eine Stadt Garniſon, ent⸗ 
ſtehen Induſtrieen, werden Behörden in dieſelbe verlegt, ſo wird die ſtädtiſche 
Bevölkerung ohne weiteres dadurch zahlenmäßig anwachſen. Durch den 
nunmehr eintretenden ſtärkeren Konſum werden neue Erwerbsmöglichkeiten 
entſtehen, und jo wird die direkte Bevölkerungszunahme eine wirtſchaftliche 
Entwicklung herbeiführen und ſolange fortſetzen, bis die durch den ge⸗ 
ſteigerten Konſum entſtandene Nachfrage gedeckt iſt. Dann wird der Grad 
der Schnelligkeit der Entwicklung abnehmen und auf die natürliche Ver⸗ 
mehrung zurückgehen. Iſt der ſtädtebildende Faktor ein indirekt wirkender 
— Handelsverkehr (hier Grenz⸗ und Eiſenbahnverkehr) und die Bauern⸗ 
anſiedelung — ſo kann eine plötzliche, ſtarke Zunahme der Bevölkerung der 
Stadt nicht eintreten. Es tritt hier vielmehr erſt die Wirkung ein, die bei 
direkt wirkenden Faktoren erſt mit der Steigerung des Konſums, alſo der 
Folgewirkung eintritt. 

Direkt wirkende Faktoren werden ſtets eine, unter Umſtänden 
ſprunghafte Zunahme der Bevölkerung hervorrufen. Geht dieſer Faktor 
vom Staat aus, Eiſenbahnverwaltung, Garniſon, Schulen, ſo wird die 
deutſche Bevölkerung der betreffenden Stadt zunehmen. Geht der Faktor 
von privater Seite aus, Induſtrie, ſo wird den größeren Vorteil die pol⸗ 
niſche Seite haben. Die Induſtrie zieht Arbeiter heran und dieſe ſind faſt 
ausſchließlich Polen. Liegt das induſtrielle Unternehmen in polniſcher 
Hand, werden auch die Angeſtellten — nicht bloß die Arbeiter — Polen ſein, 
und ſo wird es zur Poloniſierung der Stadt raſcher beitragen. Die neu ent⸗ 
ſtehenden Erwerbsmöglichkeiten werden von Polen beſetzt werden, da 
infolge des ſtreng durchgeführten Boykotts der Deutſche auf Abſatz wenig 
oder garnicht zu rechnen hat. Durch Induſtriebildung wird alſo eine Ver⸗ 
mehrung des Polentums in der Stadt eintreten. Deckt der vom Staat 
ausgehende Faktor ſeinen Bedarf nicht ausſchließlich beim Deutſchen, 
wenn z. B. dieſer nicht vorhanden oder nicht leiſtungsfähig iſt, ſo muß auch 
dieſer Faktor — wenigſtens teilweiſe — poloniſierend wirken. 

Bei indirekt wirkenden Faktoren iſt der Verkehr, Handels⸗ wie 
Eiſenbahnverkehr, von der Bauernanſiedlung zu unterſcheiden. Erſtere 
können nur der ganzen Bevölkerung dienen, letztere ſoll ausſchließlich den 
Deutſchen zu Gute kommen. Ferner kann der Handelsverkehr durch Ein⸗ 
flüſſe irgendwelcher Art von der betreffenden Stadt abgelenkt werden 
oder ſonſtwie zu Grunde gehen. Der Bauer aber ſitzt feſt, verkauft er, ſo 
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tritt ein anderer an ſeine Stelle. Der Anſiedlerbeſitz unterſcheidet ſich vom 
alten Bauernbeſitz noch vorteilhaft dadurch, daß er vom größeren Beſitzer 
nicht aufgezogen werden kann. So wird vom Lande aus eine dauernde 
Nachfrage in der Stadt ſtattfinden und neue Erwerbsmöglichkeiten werden 
entſtehen. Da aber der einzelne Bauer an ſich kein großer Konſument für 
die Stadt iſt, ſo kann nur die Maſſe wirken. Je dichter und älter die deutſche 
bäuerliche Bevölkerung iſt, deſto größer iſt der wirtſchaftliche Vorteil für die 
Stadt, deſto eher wird auch eine Abwanderung vom Land nach der Stadt 
ſtattfinden. Deckt der Anſiedler ſeinen Bedarf beim Polen, ſo wird auch er 
poloniſierend wirken, andernfalls germaniſierend. Außer dieſer Wirkung 
tritt die Abwanderung des Anſiedlernachwuchſes nach der Stadt ein, und 
vermehrt fo die deutſche Bevölkerung zahlenmäßig in ihr. 18 % des An- 
ſiedlernachwuchſes durchſchnittlich geht bisher in die oſtmärkiſchen Städte. 
Die ſtädtiſche Bevölkerung vermehrt ſich im allgemeinen durch den Zuzug 
vom Land. Es iſt oben bereits erwähnt worden, daß 44 % der ſtädtiſchen 
Bevölkerung in Preußen nicht am Orte geboren ſind. Faſt die Hälfte der 
Einwohner der Städte iſt alſo vom Lande oder von der Kleinſtadt und in 
dieſe vom Lande zugewandert. Iſt das Land dünn bevölkert — Latifundien, 
Großgrundbeſitz — ſo wird die Zuwanderung nach der Stadt gering ſein, 
d. h. der Großgrundbeſitz wirkt hemmend auf die Entwicklung der Städte. 
Er tut es aber auch wirtſchaftlich, weil er, wie oben bereits ausgeführt, 
Erwerbsmöglichkeiten für die Kleinſtadt nicht ſchaffen kann. 

Der Eiſenbahnverkehr verkürzt die Entfernungen. Er kann der 
Stadt nutzen dadurch, daß er den Konſumenten ſchneller und öfter heran⸗ 
zieht. Er kann aber auch ſchaden, dadurch, daß er den in der kleinen Stadt 
und ihrer Umgebung wohnenden Konſumenten nach dem größeren Nach⸗ 
barorte mit ſeinem größeren und beſſeren Angebot abzieht. Iſt die Umgebung 
der Städte der Provinz überwiegend polniſch (deutſch zu polniſch wie 
1: 3, ſteigend bis 1: 8), jo wird die Eiſenbahn, die geſchloſſene polniſche 
Sprachgebiete durchquert, den polniſchen Konſumenten vom Lande öfter 
in die Stadt bringen als früher und poloniſierend wirken, da der polniſche 
Bauer der ſicherſte Kunde des polniſchen Gewerbetreibenden iſt. Erſchließt 
die Eiſenbahn 3 Sprachgebiete, ſo wird ſie germaniſierend wirken. 

Durch den Handels- und Eiſenbahnverteht und die Bauernan⸗ 
ſiedlungen werden alſo Erwerbsmöglichkeiten geſchaffen. Dieſe werden 
durch Zuzug beſetzt, und ſo gewinnt die Stadt. Der Zuziehende vermehrt 
wiederum den Kreis der Konſumenten in der Stadt. Die zahlenmäßi 
Zunahme der Einwohner der Stadt wird langſamer ſein. Es wirken ao 
die indirekten Faktoren umgekehrt als die direkten. Sie ſchaffen erſt 
Erwerbsmöglichkeiten und verurſachen durch deren Beſetzung eine Ver⸗ 
mehrung der Bevölkerung. Der letztere Weg iſt der wirtſchaftlich vorteil⸗ 
haftere, denn er ſchafft erſt die Werte, de denen aufgebaut werden kann, 
während die direkt wirkenden Faktoren erſt aufbauen und dann die wirt⸗ 
ſchaftliche Baſis für den Aufbau ſchaffen. Dies dürfte ſich äußerlich durch 
Steigen der Preiſe bemerkbar machen. Treffen mehrere Faktoren bei 
einer Stadt gleichzeitig zuſammen, ſo wird die Wirkung intenſiver ſein. 
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Es iſt aber auch möglich, daß der eine oder andere der Faktoren gleichzeitig 
poloniſierend wirkt und ſo eine germaniſierende Wirkung wieder aufhebt. 

Wie ſtellen ſich nun die oben gegebenen ſtatiſtiſchen Überfichten zu 
dieſen Ausführungen? 

Die ſtärkſte Bevölkerungszunahme zeigen die Eiſenbahnknotenpunkte 
mit 55 , eine direkte Wirkung. Dann die Garniſonſtädte mit Anſiedler⸗ 
umgebung 48,98%, direkte und indirekte Wirkung gleichzeitig. An dritter 
Stelle ſtehen die Induſtrieſtädte mit 39 /, direkte Wirkung. Dann 
folgen die Anſiedlungsſtädte im Durchſchnitt mit 35 „, indirekte Wirkung. 
Die Zunahme der übrigen Städtegruppen bleibt hinter der durchſchnitt⸗ 
lichen Zunahme der geſamten ſtädtiſchen Bevölkerung der Provinz zurück. 
An fünfter Stelle kommen nun die Garniſonſtädte im Durchſchnitt mit 
30%, direkte Wirkung, und die Grenzverkehrsſtädte ebenfalls mit 30 % 
indirekte Wirkung. An ſechſter Stelle ſtehen die Eiſenbahnverkehrsſtädte 
mit Anſiedlerumgebung und ſtaatlichen Anſtalten mit 28,5 direkte und 
indirekte Wirkung gleichzeitig. Es folgen ſchließlich die Eiſenbahnverkehrs⸗ 
ſtädte mit 17,5 , indirekte Wirkung. Die im befeſtigten Großgrundbeſitz 
liegenden Städte zeigen überhaupt keine Entwicklung. 

Unterſuchen wir die einzelnen Gruppen näher. 


1. Die Eiſenbahnknotenpunkte. 


Die Verlegung von Eiſenbahnbehörden in die Stadt hat ein ſprung⸗ 
haftes Anwachſen der Bevölkerung der Städte um 55,5 % (21,5 über die 
durchſchnittliche Zunahme aller Städte der Provinz exkl. der deutſchen Städte 
an der Weſtgrenze ) herbeigeführt. Es ſind dies Beamte, Angeſtellte und 
Eiſenbahnarbeiter, d. h. in der Mehrzahl Deutſche. So nimmt das 
Deutſchtum um 57% (34 über dem Durchſchnitt aller Städte) zu. Von 
den Eiſenbahnarbeitern ( zweifellos ein Teil polniſch; jo nimmt auch das 
Polentum zu: + 53% (7 über dem Durchſchnitt) (Tabelle 1). Es ent, 
ſtehen neue Erwerbs möglichkeiten. Tabelle 2 zeigt, daß dieſe vom Polentum 
beſetzt werden: Die Polen nehmen von 1905—1910 um 19 , die Deutſchen 
um 16 % zu, trotzdem der Anteil der deutſchen Bevölkerung 1910 noch um 
11 höher iſt als der der Polen (Tabelle 3), aber auch hier ſteigt der pol- 
niſche Anteil von 1905—1910 von 43,5 auf 44,1. Der Eiſenbahnlokal⸗ 
verkehr durchſchneidet polniſches Sprachgebiet (Jarotſchin). Die wirtſchaft⸗ 
liche Entwicklung ſcheint noch im Fortſchreiten; denn die Zunahme von 
1905—1910 (Tabelle 2) iſt mit 17,5 % höher als die durchſchnittliche Zu⸗ 
nahme aller Städte (8 /). Hier find anſcheinend noch 5 
keiten vorhanden, die von Deutſchen beſetzt werden könnten, zumal der 
ſtädtebildende Faktor der Staat iſt. Geſchieht dies nicht, ſo werden dieſe 
Stellen vom Polentum beſetzt werden, weil es in der nahen und weiten 
Umgebung der Städte ſtark überwiegt. Welche Erwerbsmöglichkeiten vor⸗ 
liegen, dies feſtzuſtellen, geht über den Rahmen dieſer Unterſuchung hinaus. 


1) Es ſind hier die len Bergl „ da Schneidemühl 
in der eeh nee le Lee = 9 


94 Fritz Vos berg 
Tabelle 1. 
Die Zunahme der Bevölkerung nach Konfeſſionen und Nationalitäten 


verglichen mit der Zunahme der geſamten ſtädtiſchen Bevölkerung der Provinz 
von 1895 — 1910. 


Kath. Jüdiſch 


Evang. 


Deutſch Boln. | Insgeſ. 
| 


Geſamte ſtädtiſche Bevölkerung 


der Provinz + 38 |+46 — 33 |+ 23 33,5 


+46 


Geſamte ſtädtiſche Bevölkerung 
ausſchl. der neun weſtlichen 


deutſchen Städte 1). . Lt 28 |+47 — 3,5 22,5 L 46 [ 34 
Städtegruppen: 
1. Induſtrie⸗Städte + 26 (4153 — 35 ＋ 22 4 51,ö|+ 39 


2. Anſiedlungs⸗Städte 
a) ohne die Induſtrie⸗Städte 


Gneſen und Znin . H MEA — 41 +31 [(＋ 41 LE 38 Durch⸗ 
b) mit Gneſen und Znin. LL 28,54 39,5 — 38 19 |+ 36,5i+ 31.5 E ge 
3. Eiſenbahnknotenpunkte . Lt 78 LE 50,55 — 29,5 +57 |+53 [KT 55,5 na 
4. Eiſenbahnverkehrs⸗Städte . 13,5 +29 I-37,5+ 6 [ 28,57 17,5] 3 70 
5. Grenzverkehrs⸗Städte . .I+ 34,5 ＋ 41 — 29 20 LE 40,5ʃ＋ 30 
6. Garniſon⸗Städte 
a) mit Anſiedler⸗ Umgebung.. [+ 102 |+38 — 41 49,5 ＋7 37 LE 40,8 Durch⸗ 
d) ohne e Lt 65 |+20 |—48 CJ 19,5 ½ 21 |4 20,5 Es ber 
7. Eiſenbahnverkehrs⸗ Städte mit Stee 
Anſiedler⸗Umgebung, In⸗ 30%. 
duſtrie und ſtaatlichen An⸗ 
ſtalteernn + 25,5 47,5 — 35,5 f 25,5 ＋ 42 LE 29 
8. Städte im befeſtigten Groß⸗ 
grundbeſit zz.. + 01+19 —47 5 +18 zap 


) Schneidemühl, Schönlanke, Schwerin. Bleſen, Brätz, Meſeritz, Tirſchtiegel, Frau⸗ 
ſtadt und Schlichtingsheim. In ihnen iſt der Anteil der polniſchen Bevölkerung nur 3,7 9. 
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Tabelle 2. 
Die Zunahme der Bevölkerung nach Konfeſſionen und Nationalitäten 


verglichen mit der Zunahme der geſamten ſtädtiſchen Bevölkerung der Provinz 
| von 1905—1910. 


Evang. Kath. "pn. || Deutih | Poln. | Insgef. 
Geſamte ſtädtiſche Bevölkerung der 
Provinz + 73 710,4 — 129 ＋ 6.1 J 10,4 ＋ 88 
Geſamte ſtädtiſche Bevölkerung aus⸗ 
ſchließlich der neun weſtlichen 
Städte +10 E" 
Städtegruppen: b 
1. SnöuftriesStäbte. . . .. . . + 3,5 J 10,8 — 16,5 ＋ 27!+114]+ 8 
2. Anſiedlungs⸗Städte 
a) ohne die Induſtrie⸗Städte 
Gneſen und nin +19 10,7 — 16 AT WE 10,3 ＋ 11,5 
b) mit Gneſen und Znin . . 11,8 +11 — 17 [ 9,1 L 9,6 ＋ 94 
3. Eiſenbahnknotenpunkte +17 [1419 — 6,5 +16 |+19 |+175 
4. Eiſenbahnverkehrs⸗Städte . .|+ 7,5 + 5,5 — 12,8 ＋ 6,9 ＋ 341-+ 48 
5. Grenzverkehrs⸗ Städte + 7,7 ＋＋ 13,8 — 8,5 + 6,7 ＋ 13,6 + 103 
6. Jarniſon⸗Städte 
a) mit Anſiedler⸗ Umgebung. .|+ 1 [＋ 6 —17 [(＋ 1 [T 5 |+ 35 
b) ohne. S WE 3,5 F 8,5 — 19,5 — 1 | +9 [ 55 
7. Eiſenbahnverkehrs⸗ Städte mit 
Anſiedler⸗ Umgebung, Induſtrie 
und ſtaatlichen Anſtalten .I+ 8,5 J 15,5 — 19,5 ＋ 8 [16,5 +10 
8. Städte im befeſtigten Groß⸗ 
grundbeſ itte ＋ 4,5 ＋ A — 20,5 E 0,5 ＋ 4,5 ＋ 238 
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Tabelle 3. 
Der Anteil der Konfeſſionen und Nationalitäten vom 
verglichen mit dem Anteil an 
Jahr: 1895 
re 
Geſamte ſtädtiſche Bevölkerung der Provinz weng 2 55,4 
Geſamte ſtädtiſche Bevölkerung mit Aus⸗ 
nahme der neun weftlichen deutſchen 
Stidtee 36,5 | 555 | 72 515 | 48 
Städtegruppen: 
1. Induſtrie⸗ Städte 31 62 65 || 425 57 


2. Anſiedlungs⸗Städte 
a) ohne die Induſtrie⸗Städte Gneſen und 


%% EE EE 22,5 69 8 33,5 | 66 
b) mit Gneſen und Zunin 28,5 64 7,2 || 385 | 61 
3. Eiſenbahnknotenpunkte 37 56 6,4 || 61 44,5 
4. Eifenbahnverfeirs-Städte. . . . . . . 29 60 10,7 || 46 68,5 
5. Grengverlehrb:Stäbte . . . . ... . 30,5 | 57 12 605 | 49,5 
6. Garniſon⸗Städte 
a) mit Anfiebler-limgebung. . . . . . 16,5 | 73 10 315 | 68 
b) ohne E 165 72,511 33 67 


7. Eiſenbahnverkehrs⸗Studte mit Anſiedler⸗ 
Umgebung, Induſtrie und ſtaatlichen 
Anſt alten 51 39 9 82 178 


8. Städte im befeſtigten Großgrundbeſitz .| 32 59 8,6 || 45,5 54 


1) Schneidemühl, Schönlanke, Schwerin, Bleſen, Brätz, Meferig, Tirſchtiegel, 
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Hundert der Bevölkerung der einzelnen Städtegruppen 
der geſamten ſtädtiſchen Bevölkerung der Provinz. 


1905 19.0 
nd Kath. Dun. ane Soa Evang. | Kath. Süd. dag Yo 


37.6 58 | 4.3 52.1 


64,6 27,569 3,5 [ 352 | 64,7 


51,6 | 31,5 | 62 6,4 || 46,5 | 53 


65 24 715 4,4 || 33,4 | 66 


186 | 50,5 | 45 4,5 | 80 19,8 
58 30 65,5 4 40 59,5 


Frauſtadt und Schlichtingsheim. 
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2. Die Induſtrieſtädte. 


Die Bildung der Induſtrie hat die Einwohnerzahl der Städte um 
39 % vermehrt (5 % über die durchſchnittliche Zunahme aller Städte der 
Provinz ausſchließlich der deutſchen Städte des weſtlichen deutſchen 
Sprachgebietes ) (Tabelle 1). Die Induſtrie zieht — wie geſagt — pol⸗ 
niſche Arbeiter in großer Zahl heran: Es wächſt in der Tat das Polentum 
hier ſprungartig um 51,5 % (5 ſtärker als die Geſamtbevölkerung dieſer 
Städtegruppe und aller Städte). Die Zunahme des Polentums iſt 
ſtärker als in allen anderen Gruppen und übertrifft die Zunahme des 
Deutſchtums (22%) um faſt das 2½½ fache, ebenfalls ſtärker als 
in allen anderen Gruppen. Die neuen Erwerbsmöglichkeiten werden 
durch Polen beſetzt: Tabelle 2 zeigt eine um 9 ftärfere Zunahme der 
Polen als der Deutſchen und der Anteil der Deutſchen (Tabelle 3) ſinkt 
von 1895—1905—1910 von 42,5 auf 39 bzw. 37,5 während der Anteil 
des Polentums von 57 auf 61 bzw. 62,5 ſteigt. Das langſamere Steigen 
dieſes Anteils in den letzten fünf Jahren und die geringere Zunahme der 
Geſamtbevölkerung (Tabelle 2), die bis auf die durchſchnittliche Zunahme 
aller Städte geſunken iſt (8 /), ſcheinen darauf hinzudeuten, daß die neu 
entſtandenen Erwerbsmöglichkeiten von Polen bereits beſetzt worden ſind, 
d. h. daß die Städte am Ende einer Entwicklungsperiode zu ſtehen ſcheinen. 
Die deutſche Bevölkerung iſt im letzten Jahrfünft mit 2,7 % Zunahme 
(Tabelle 2) hinter der natürlichen Vermehrung zurückgeblieben, iſt alſo 
e wie das Sinken des deutſchen Bevölkerungsanteils (Tabelle 3) 

eweiſt. 

GT ist noch deutſch. Dankenswerte Aufgabe wäre es, der 
dortigen deutſchen Induſtrie deutſche Arbeiter in größerer Zahl zuzu führen 
und zu erhalten, d. h. durch Kleinſiedlung ſeßhaft zu machen, wie es in 
Kolmar geſchehen iſt. 


3. Die Anſiedlungsſtädte. 


Durch die Beſiedlung der Umgebung der Stadt ſind in dieſer neue 
Erwerbsmöglichkeiten entſtanden. Die Bevölkerung der Städte iſt um 
durchſchnittlich 35 / geſtiegen (2,5 % über den Durchſchnitt der Zunahme 
aller Städte). Die Anſiedlungsſtädte ſind eingeteilt worden in reine An⸗ 
ſiedlerſtädte und ſolche mit Induſtriebildung. Die Induſtrieſtädte ſind, 
wie wir geſehen, zur Zeit anſcheinend am Ende einer Entwicklungs periode. 
Wir haben weiterhin geſehen, daß die Induſtrie poloniſierend wirkt. Dieſe 
Entwicklung ſpiegelt ſich deutlich in den Zahlen wieder. Die reinen An⸗ 
ſiedlerſtdte nehmen um 38% (4,5 über den Durchſchnitt) zu, während 
die Anſiedlungs⸗Induſtrie⸗Städte mit 2 unter dem Durchſchnitt bleiben. 
Letzteres iſt um ſo auffallender, als die Induſtrieſtädte eine raſchere Ent⸗ 
wicklung nachweiſen. Es muß alſo hier ein die Entwicklung hemmendes 


) Es muß hier die letztere Zahl zum Vergleich herangezogen werden, da 
Schönlanke in der Gruppe der Induſtrie⸗Siädte nicht berückſichligt wurde. 
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Moment vorliegen. Zunächſt liegt die erſte Entwicklungsperiode von 
Gneſen in der Zeit zwiſchen 1885 und 1895. Die Zunahme ſtieg in den 
10 Jahren um 30 %, 1885—1905 um 50,5 %. So kommt alſo ein Teil 
der Entwicklung der Stadt bei Berechnung von 1895 ab zahlenmäßig nicht 
zum Ausdruck. Ferner: Gneſen iſt ein Eiſenbahnverkehrszentrum ge⸗ 
worden. Es iſt den Großſtädten Poſen und Bromberg näher gerückt, und 
an anderer Stelle) iſt nachgewieſen worden, daß die Beamten und 
Offiziere für über eine halbe Million Mark ihres jährlichen Geſamtein⸗ 
kommens auswärts, in Poſen, Bromberg, Breslau und Berlin einkaufen. 

Während in den reinen Anſiedlungsſtädten die Zunahme des Polen⸗ 
tums nur um 10 ſtärker iſt als die des Deutſchtums (Tabelle 1), fo über- 
wiegt ſie in den Anſiedlungs⸗Induſtrie⸗Städten die Zunahme des Deutſchtum 
um 17,5. Der poloniſierende Einfluß der Induſtrie kommt hier zum 
Ausdruck. Er hebt den germaniſierenden Einfluß der Bauernanſiedlung 
zum Teil wieder auf. Dieſer macht ſich bei den reinen Anſiedlungsſtädten 
deutlich geltend: Die Zunahme des Deutſchtums iſt um 8 höher als die 
des Durchſchnitts aller Städte, während ſie mit Ausnahme der Eiſenbahn⸗ 
knotenpunkte in allen Fällen, wo die Bauernanſiedlung als Faktor nicht 
in Betracht kommt, unter dem Durchſchnitt zurückbleibt. 1905—1910 iſt 
die Zunahme des Deutſchtums in den reinen Anſiedlungsſtädten ſogar faſt 
um 4 ftärfer als die des Polentums und um 8 über dem Durchſchnitt. 
Auch in den Anſiedlungs⸗Induſtrieſtädten iſt die Differenz zwiſchen der 
Zunahme des Deutſchtums und des Polentums nur noch 5 (Tabelle 2). 

Die neu entſtandenen Erwerbsmöglichkeiten ſind auch in den reinen 
Anſiedlungsſtädten wenigſtens zum Teil bis 1905 vom Polentum beſetzt 
worden. Bauern wie Beamte mußten teilweiſe beim Polen kaufen, weil 
Deutſche in allen Branchen nicht vertreten ſind. In letzter Zeit ſcheint 
das beſſer geworden zu ſein. Bis 1905 ſinkt der Anteil des Deutſchtums 
und der des Polentums ſteigt. Von 1905 ab aber ſteigt der Anteil des 
Deutſchtums wieder und die Bewegung des Polentums ſcheint zum Still⸗ 
ſtand zu kommen (Tabelle 3). 

Die Anſiedlungsſtädte nehmen auch nach 1905 noch ſtärker zu, als der 
Durchſchnitt. Es werden danach anſcheinend auch weiterhin neue Erwerbs⸗ 
ee entftehen. Der Zuzug nach der Stadt wird allmählich deutſch 
werden. 


4. Die Garniſonſtädte. 


Die Verlegung der Garniſon in die Städte mußte eine plötzliche 
Zunahme der Einwohnerſchaft zur Folge haben. Gleichzeitig mußte damit 
die deutſche Bevölkerung Ge 1895—1910 nehmen die Bevölkerung 
in Wreſchen um 40,8 %, in Schrimm um 20,5 %, die Deutſchen in Wreſchen 
um 49,5 %, in Schrimm um 19,5 % zu. Wenn die Zunahme der Bevölke⸗ 
rung von Schrimm hinter der des Durchſchnitts um 13 zurück⸗ 


) Bet Schriften des Vereins für Sozialpolitik Bd. 119, Teil I. S. 122. 
Bosberg, die Stadt Gneſen. 
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geblieben iſt, ſo liegt ein die Entwicklung hemmendes Moment vor. 
Der Kreis Schrimm zählt 65 Gutsbezirke mit 51 000 Hektar und 129 faſt 
durchweg polniſche Landgemeinden mit nur 37 000 Hektar. Das Über⸗ 
wiegen des Großgrundbeſitzes aber wirkt wie oben in der Gruppe der 
„Städte in befeſtigten Großgrundbeſitz“ und der ſogenannten „Nicht⸗ 
anſiedlungsſtädte“ nachgewieſen iſt, ungünſtig auf die Entwicklung der kleinen 
Städte ein. So wird in Schrimm der Vorteil, den die Garniſon gebracht 
hat, zum Teil wieder aufgehoben; denn das Polentum nimmt ſtärker zu 
als das Deutſchtum (21 : 19,5). Die durch die Garniſon entſtandenen 
neuen Erwerbsmöglichkeiten ſind anſcheinend bis auf einen Bruchteil mit 
Polen beſetzt worden. Der Reſt iſt in Wreſchen zum größeren Teil, in 
Schrimm zum kleineren Teil von Deutſchen beſetzt worden. Wie Tabelle 3 
zeigt, ſtieg in Wreſchen der Anteil der deutſchen Bevölkerung von 1895 bis 
1905 bis 1910 von 31,5 auf 34,5 und ſank auf 33,4, während der Anteil des 
Polentums von 1905 bis 1910 von 65 auf 66 ſtieg. In Schrimm dagegen 
ſtieg 1905 bis 1910 der Anteil des Polentums um 2,3, während das 
Deutſchtum den gleichen Teil einbüßte. Die prozentuale Zunahme 
(Tabelle 2) von 1905 bis 1910 zeigt das Vordringen des Polentums noch 
deutlicher. Es nahm in Wreſchen um 4, in Schrimm um 10 ſtärker 
zu als das Deutſchtum. In Schrimm fand eine Zunahme der Deutſchen 
überhaupt nicht mehr ſtatt. Die Zunahme der Geſamtbevölkerung ſeit 
1905 bleibt in beiden Städten hinter dem Durchſchnitt um 3 bzw. 5 
zurück. Die Entwicklungsperiode, die die Garniſon gebracht hat, iſt danach 
anſcheinend am Ende. | 

Der deutlich hervortretende Unterſchied zwiſchen der Entwicklung 
beider Städte — mit und ohne Anſiedlerumgebung — iſt oben bereits 
beſprochen worden. Aber auch Wreſchen hat ſtärkere polniſche als deutſche 
Umgebung, und die Bauernanſiedlung hat längere Jahre ſtill gelegen. 


5. Die Grenzverkehrsſtädte. 


Der Handelsverkehr iſt ein indirekt wirkender Faktor. Die Zunahme 
der Bevölkerung blieb mit 30% (Tabelle 1) um 3,5 hinter der durch⸗ 
ſchnittlichen Zunahme zurück. Von den Städten der Gruppe macht Oſtrowo 
inſofern eine Ausnahme, als ſeine Bevölkerungszunahme 42%, iſt, d. h. 
8,5 über dem Durchſchnitt ſteht. Je größer die Stadt iſt, deſto raſcher 
wird der Verkehr wirken. Der Handelsverkehr mit Rußland hat zunächſt 
eine Vermehrung der Eiſenbahnbeamten zur Folge gehabt. So iſt auch 
die Zunahme des Deutſchtums in Oſtrowo 33 % (10 über dem Durch⸗ 
Ichnitt). Die Deutſchen haben auch die neu entſtandenen Exiſtenzmöglich⸗ 
keiten zum Teil beſetzt. Das Polentum vermehrte ſich um 47 %, und jeine 
Zunahme 1905 bis 1910 iſt mit 14,5% um 4 über dem Durchſchnitt, 
aber das Deutſchtum hat im gleichen Zeitraum ſeine Poſition ſo ziemlich 
gehalten. Es iſt 1905—1910 mit 10 %, d. h. um ebenfalls 4 über dem 
Durchſchnitt geblieben. Der Anteil des Deutſchtums vom Hundert der 
Geſamtbevölkerung iſt 1895: 48 %, 1095: 47 %, 1910: 46 %, der des 
Polentums 52 , 53 , 54 %. Wenn man aber in Rückſicht zieht, daß der 
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Kreis Oſtrowo nur 53 Landgemeinden mit 17 400 Hektar und 32 Guts⸗ 
bezirke mit 23 400 Hektar zählt und weiter in Rechnung ſtellt, daß in den 
Landgemeinden 2 600 Deutſche und 19 600 Polen, in den Gutsbezirken 
391 Deutſche (!) und 6 300 Polen leben, vom Lande alſo ein poloniſierender 
Einfluß ausgeübt worden iſt, ſo kann wohl mit einem gewiſſen Recht der 
Handelsverkehr als ein das Deutſchtum fördernder Faktor aufgefaßt werden. 

In der ganzen Gruppe der Grenzverkehrsſtädte iſt das Polentum 
um 6, das Deutſchtum nur um 3 hinter der durchſchnittlichen Zu⸗ 
nahme (Tabelle 1) zurückgeblieben und der Anteil der Nationalitäten 
(Tabelle 3) hat ſich ſeit 1905 zu Gunſten des Deutſchtums verſchoben. 
Dieſe Zahlen beſtätigen die durch Oſtrowos Entwicklung gefolgerte Annahme. 
Die Zunahme der Geſamtbevölkerung der Gruppe 1905—1910 iſt um 2 über 
dem Durchſchnitt, beweiſt alſo, daß dieſe Städte entwicklungsfähig ſind. 
Deutſche und Polen (Tabelle 2) vermehren ſich ebenfalls über den Durch⸗ 
ſchnitt. 

Die Zahlen lehren uns aber auch, daß in dieſen Städten ein Kon⸗ 
kurrenzkampf zwiſchen den Nationalitäten beſtehen muß, in dem das 
Deutſchtum einen ſchweren Stand hat, aber ſich hält. Die Landbevölkerung 
wird letzten Endes über die Stadt entſcheiden. So ſorge man dafür, den 
Zuzug nach der Stadt, ganz beſonders bei Oſtrowo, in dem durch den 
Verkehr dauernd neue Erwerbsmöglichkeiten entſtehen, durch Beſiedlung 
der Umgebung zu verdeutſchen. Die Anſiedler aus der Gegend von 
Raſchkow decken ihren Bedarf in Oſtrowo, aber ihre Zahl iſt entſprechend 
der Größe der Stadt zu gering. 


6. Die Eiſenbahnverkehrsſtädte mit Anſiedler⸗ 
umgebung, Induſtrie und ſtaatlichen Anſtalten. 


Die Städte haben nur um 29 % zugenommen, und find damit 
um 4,5 unter dem Durchſchnitt geblieben. Liſſa hat ſich nur um 26 %, 
Wollſtein dagegen um 39 / vermehrt, ſteht alſo um 5 über dem Durchſchnitt. 
Liſſa hat die ſtärkere Induſtrie, Wollſtein zahlreichere Bauernumgebung. 
Im Kreiſe Liſſa ſind 28 500 Hektar Gutsbezirksfläche und 18 200 Hektar 
Landgemeinden. Im Kreiſe Bomſt ſind 42 100 Hektar Gutsbezirksfläche 
und 55 700 Hektar Landgemeinden. So ſind die bäuerlichen Verhältniſſe 
für Wollſtein günſtiger. Dazu kommt die bereits erwähnte Einſchließung 
von Liſſa durch fideikommiſſariſch gebundenen Großgrundbeſitz. Die 
Induſtrie wirkt poloniſierend und zwar zweifellos ſtärker poloniſierend als 
die ſtaatlichen Anſtalten germaniſieren. In der Tat hat auch das Polentum 
ſtärker zugenommen als das Deutſchtum (42% : 25,5 %). Die neuen 
Erwerbsmöglichkeiten ſind zum größeren Teil vom Polentum beſetzt worden: 
Nach Tabelle 2 hat das Polentum noch einmal ſo ſtark zugenommen als das 
Deutſchtum (16,5% : 8%). Der Anteil der deutſchen Bevölkerung 
(Tabelle 3) iſt ſeit 1895 von 82 auf 81 gefallen, der des Polentums von 
17,8 auf 19,8 geſtiegen. Die Tabelle 2 zeigt, daß die Zunahme der ge⸗ 
ſamten Bevölkerung der Gruppe 1905—1910 2 über dem Durchſchnitt 
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iſt. Die Städte ſind alſo noch in einer Vorwärtsentwicklung. Neue Er⸗ 

werbsmöglichkeiten werden vorausſichtlich noch entſtehen, die, trotzdem 

der Anteil der Deutſchen und Polen von der Geſamtbevölkerung (Tabelle 3) 

Go E iſt, von Polen beſetzt werden, weil der treibende Faktor die In⸗ 
uſtrie iſt. 


7. Die Eiſenbahnverkehrsſtädte. 


Die Städte ſind durch Bahnbauten, Eiſenbahnverkehrszentren ge⸗ 
worden. Dennoch hat eine Entwicklung nicht ſtattgefunden. Die Zu⸗ 
nahme der Bevölkerung dieſer Städte beträgt ſeit 1895 nur 17,5 % und 
bleibt mit 16 unter dem Durchſchnitt. Die polniſche Bevölkerung hat 
um 28,5 %, die deutſche nur um 6% zugenommen. Die Zunahme beider 
Nationalitäten bleibt ebenfalls weit hinter dem Durchſchnitt zurück. Die 
Erwerbsmöglichkeiten müſſen für das Polentum vorteilhafter geweſen ſein. 
Der Verkehr muß hier dem kulturell höher ſtehenden Deutſchtum der Städte 
von Nachteil geweſen ſein. Die Zunahme 1905—1910 (Tabelle 2) läßt im 
allgemeinen keine Beſſerung erkennen, da fie um 3—4 unter der durch⸗ 
ſchnittlichen Zunahme zurückbleibt. Dagegen ſcheint ſich für das Deutſchtum 
die Situation hier ein wenig zu beſſern, da ſeine Zunahme den Durchſchnitt 
um 0,7 übertrifft und auch ſtärker iſt als die des Polentums. Es iſt aller- 
dings zweifelhaft, ob dieſe Zunahme nicht eine zufällige iſt. 


Schlußwort. 


Zu welchem Ergebnis führen die vorſtehenden Unterſuchungen? 
1. Die Bevölkerung der 129 Städte der Provinz Poſen iſt heute faſt 
zur Hälfte polniſch. Seit 1895 hat ſich das Verhältnis der Nationalitäten 
um 8,2 % zu Gunſten des Polentums verſchoben, doch erſcheinen die 
Ausſichten für die Zukunft für das Deutſchtum etwas günſtiger, da der 
Zunahmequotient auf polniſcher Seite langſam ſinkt. Ohne die neun 
deutſchen Städte an der Weſtgrenze der Provinz im deutſchen Sprachgebiet 
beſitzt das Polentum bereits 53 % der ſtädtiſchen Bevölkerung. Schaltet 
man Poſen und Bromberg ebenfalls von der Betrachtung aus, ſo waren 
die typiſchen Poſener Provinzſtädte bereits 1885, d. h. vor Gründung der 
Anſiedlungs⸗Kommiſſion überwiegend polniſch. 

2. Je kleiner die Stadt, deſto ſtärker iſt der Anteil des Polentums 
und deſto raſcher verfällt ſie der Poloniſierung. 

3. Von den 129 Städten zeigen nur etwa 50 eine über die natürliche 
Vermehrung hinausgehende Entwicklung. 

4. Von den ſtädtebildenden Faktoren erzielt die Verlegung von 
Eiſenbahnverwaltungen in einzelne Städte (Eiſenbahnknotenpunkte) am 
raſcheſten Erfolge; doch vermag ſie nicht der Zunahme des Polentums auf 
die Dauer die Stirn zu bieten. Einen ähnlichen Zeiterfolg erreichen die 
Errichtung anderer ſtaatlicher Anſtalten und Garniſonen. Die Induſtrie 
wirkt poloniſierend. Der einzige Faktor, der für die Zukunft und auch auf 
wirtſchaftlichem Gebiete Erfolg für das Deutſchtum verſpricht, iſt die 
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Bauernanſiedlung. Nur durch die Verdeutſchung des Zuzuges vom Land 
nach der Stadt, iſt es möglich, die durch den einen oder anderen ſtädtebilden⸗ 
den Faktor entſtehenden Erwerbsmöglichkeiten mit Deutſchen zu beſetzen. 
Nur auf dieſem Wege kann Nachfrage und Angebot in den mittleren und 
kleinen Provinzſtädten im allgemeinen ſich regeln. Der Handelsverkehr 
zeigt eine germaniſierende Tendenz in ähnlicher Art wie die Bauernanſiedlung. 
Beide ſind als indirekt wirkende Faktoren, wenn ſie auch nicht ſo plötzliche 
Erfolge für das Deutſchtum zeigen, wie die direkt wirkenden Faktoren 
Eiſenbahnverwaltung und Garniſon geeigneter, weil ſie von vornherein 
auf geſunde wirtſchaftliche Baſis aufbauen. Die Kleinſiedlung kommt als 
ſtädtebildender Faktor nicht in Betracht. Sie iſt ein ſekundäres Mittel, dazu 
geeignet im Intereſſe des Deutſchtums fördernd zu wirken, wo die In⸗ 
duſtrie poloniſiert, d. h. in den größeren Induſtrieſtädten durch Anſiedlung 
von deutſchen Arbeitern. Sie löſt in der heutigen Geſtalt mehr die 
Wohnungsfrage als die ſtädtiſche Arbeiterfrage. 

Das Überwiegen des Großgrundbeſitzes, insbeſondere von Lati⸗ 
fundien und Fideikommiſſen in der Umgebung der Städte wirkt auf die 
Entwicklung größerer Städte hemmend, befördert die Poloniſierung 
kleinerer Städte und führt zu ihrem vollſtändigen Stillſtand und Rückgang. 

5. Aufgabe einer oſtmärkiſchen Städtepolitik kann es nur ſein 

a) die ſtädtebildenden Faktoren, d. h. die Momente, die Erwerbs⸗ 
möglichkeiten fördern und neu ſchaffen, zu fördern, vor allem 
die indirekt wirkenden Mittel, die Bauernanſiedlung und auch 
den Handelsverkehr, weil ſie am vorteilhafteſten für die 
wirtſchaftliche Entwicklung des Deutſchtums ſind. Sie ſind allge⸗ 
meine und großzügige Mittel, die zugleich imſtande ſind, 
Eiſenbahnverkehr und Eiſenbahnknotenpunkte zu ſchaffen. 
Wird das Land deutſch bewohnt, ſo wird auch der Zuzug 
vom Land nach der Stadt deutſch werden, die neu ent⸗ 
ſtehenden Erwerbsmöglichkeiten werden mehr von Deutſchen 
beſetzt werden und in der Stadt wird die fehlende deutſche 
Unter⸗ und Mittelſchicht allmählich entſtehen. 

b) Die vorhandenen deutſchen wirtſchaftlichen Faktoren in den 
einzelnen Städten zu feſtigen und die Beſetzung der vorhan⸗ 
denen und entſtehenden Exiſtenzmöglichkeiten mit Deutſchen 
zu fördern, ſoweit letztere ſich durch den Zuzug vom Lande 
nicht von ſelbſt regelt. 


Schule und Kirche im Sprachenkampfe der Oftmark. 
Von Richard Naſſek. 


I. 

Die Schule ift ein Politikum. Nirgends empfindet man die Wahr- 
heit dieſes Wortes mehr als in der Oſtmark. Im öffentlichen Leben, in der 
Preſſe und im Parlament erſcheint die Schule als der umſtrittenſte Poſten 
im Kampf der Nationalitäten. Jede von ihnen weiß, von welch ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung die Arbeit des Lehrers an der Schuljugend iſt. Ge⸗ 
mäß dem Grundſatz: „Wer die Schule hat, der hat die Zukunft“ ſuchen 
Deutſche und Polen einen möglichſt großen Einfluß auf das heranwachſende 
Geſchlecht zu erlangen. — Das Hauptmittel, nationale Ideale zu übertragen, 
iſt die Sprache. Das Objekt, um das auf dem Schulgebiet darum am meiſten 
gekämpft wird, iſt die Unterrichtsſprache. Landesſprache oder Mutter- 
ſprache, Berückſichtigung der Bildungsbedürfniſſe des künftigen Bürgers 
oder der Wünſche der Familie, Erziehung für die Intereſſen des Staates 
oder für die des Volkstums — das ſind einige der Gegenſätze, die bei dieſem 
Kampfe aufeinanderprallen. 

Das entſcheidende Wort in allen Schulangelegenheiten, alſo auch 
in Sachen der Unterrichtsſprache, ſteht dem Staate bzw. deſſen ausführender 
Behörde, der preußiſchen Regierung, zu. Dieſe Machtbefugnis des Staates 
ſtützt ſich auf das geltende poſitive Recht. Grundlegend für das Verhältnis des 
Staates zur Schule iſt der Satz des Allgemeinen Landrechts (Teil II, Titel 12, 
81): „Schulen und Univerſitäten find Veranſtaltungen des Staates, welche 
den Unterricht der Jugend in nützlichen Kenntniſſen und Wiſſenſchaften 
zur Abſicht haben.“ Auch die preußiſche Verfaſſung ſichert dem Staate 
das Recht zu, in den Schulen ſeinen Willen zur Anerkennung zu bringen. 
Es geſchieht im Artikel 23, der den Wortlaut hat: „Alle öffentlichen und 
Privatunterrichts⸗ und Erziehungsanſtalten ſtehen unter der Nufficht 
vom Staate ernannter Behörden“. Ausgeſtattet mit dieſen Grundrechten, 
hat der Staat die Sprachenfrage in den Schulen geregelt. In welchem 
Sinne dieſe Regelung erfolgt iſt, geht aus den diesbezüglichen Erlaſſen 
und Verfügungen hervor. Für die höheren Schulen, einſchließlich der 
Lehrerſeminare, iſt die deutſche Sprache als Unterrichtsmittel ohne Ein⸗ 
ſchränkung vorgeſchrieben. Für die Volksſchulen beſtehen in den verſchiedenen 
Bezirken mit zweiſprachiger Bevölkerung beſondere Verfügungen, die 
zwar nicht dem Wortlaute, wohl aber dem Inhalte nach übereinſtimmen. 
Es wird genügen, wenn ich nur eine von ihnen herausgreife. Für den 
Regierungsbezirk Oppeln iſt die Verfügung vom 20. September 1872 
grundlegend. Ihr weſentlicher Inhalt iſt folgender: „Die deutſche Sprache 
ſoll fortan nicht nur Unterrichtsgegenſtand, ſondern obligatoriſches Unter⸗ 
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richtämittel in allen Unterrichtsgegenſtänden fein. Nur der Religions- 
unterricht auf der Unterſtufe hat ſich in Schulen mit nicht deutſch redender 
Jugend in der Mutterſprache der Kinder zu vollziehen, mit der Maßgabe, 
daß der Memorierſtoff den Kindern, ſoweit tunlich, in deutſcher Sprache 
einzuprägen iſt.“ „Schulen, in welchen 25 Prozent der Schulkinder der 
deutſchen Nationalität angehören, ſind als rein deutſche anzuſehen und 
zu behandeln.“ „Wo die geſamten Verhältniſſe es erfordern oder geſtatten, 
werden wir auch ſolche Schulen als rein deutſche zu erklären in der Lage 
ſein, wo der oben genannte Prozentſatz nicht ganz erreicht ſein ſollte.“ 

Dieſe Beſtimmungen im Verein mit der Tatſache, daß die Lehrer 
ausſchließlich in deutſcher Sprache ausgebildet werden, alſo zur Erteilung 
eines polniſchen Unterrichts nur ſelten befähigt ſind, haben zur Folge 
gehabt, daß der Gebrauch der polniſchen Sprache in den Schulen nahezu 
ausgeſchaltet iſt. 

Bei der Wahl zwiſchen der offiziellen Landesſprache und der Mutter- 
ſprache hat ſich alſo der Staat für die erſtere entſchieden. Aus welchem 
Grunde? Selbſtverſtändlich kann man von einem modernen Staate 
ohne weiteres erwarten und verlangen, daß ſeine Maßnahmen, zu denen 
er auf Grund des geltenden, poſitiven Rechts zweifellos berechtigt iſt, auch 
ſittlich fundiert find. 

Zunächſt iſt für ſein Verhalten die öffentliche Wohlfahrt des Geſamt⸗ 
ſtaates ausſchlaggebend: Salus rei publicae suprema lex esto. Die 
Einheitlichkeit des Staatsorganismus und hierdurch mittelbar ſeine 
Exiſtenzfähigkeit würde durch die utraquiſtiſche Sonderung der Staats- 
bürger mit der Zeit in Frage geſtellt werden. Die Auflöſung des feſten 
Staatsgefüges in einen Nationalitätenſtaat wäre die Folge der ſtaatlichen 
Gleichberechtigung beider Sprachen. Wir würden mit dieſer Praxis 
auf direktem Wege den Zuſtänden unſeres Nachbarſtaates Oſterreich⸗ 
Ungarn zuſteuern. Wäre eine ſolche Löſung der Sprachenfrage für unſer 
Vaterland wünſchenswert? Frieden brächte ſie uns nicht, ſondern ver⸗ 
mehrten Hader, wie es die Tatſachen beweiſen, die ſich jenſeits der ſchleſiſch⸗ 
böhmiſchen Grenze jahraus, jahrein abſpielen. Übrigens wäre eine ſolche 
Scheidung der Untertanen nach ſprachlichen Rückſichten ſchwer durchführbar. 
Wo die Nationalitäten in örtlich klar abgegrenzten Gebieten wohnen, wie 
es z. B. in der Schweiz, in Siebenbürgen oder in den baltiſchen Provinzen 
Rußlands der Fall iſt, liegt die praktiſche Durchführbarkeit einer ſchmerz⸗ 
loſen Scheidung der Nationalitäten im Bereiche der Möglichkeit. Wo ſich 
aber die Nationalitäten ſo durchwachſen, wie es teilweiſe in Böhmen oder 
in noch höherem Grade bei uns der Fall iſt, da wird jede Maßnahme dem 
einen Volksſtamm zuliebe, dem andern zuleide ausfallen. Nur deutſch, 
nur polniſch oder polniſch und deutſch — wir mögen wählen, wie wir wollen, 
wir werden die Wünſche der beiden Nationalitäten nie reſtlos erfüllen. 
Im Widerſtreit der Meinungen kann man es darum der preußiſchen 
Regierung nicht verargen, wenn ſie den gordiſchen Knoten, den die Sprachen⸗ 
frage in der oſtmärkiſchen Schule bildet, in dem Sinne zerhaut, daß ſie die 
Kinder nur in deutſcher Sprache ausbilden läßt. 
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Zweckmäßigkeitsgründe ſind es weiterhin, die für das Verhalten des 
Staates den Ausſchlag geben. Die ſtaatliche und private Verwaltung, 
der amtliche und außeramtliche Verkehr des öffentlichen Lebens vollzieht 
ſich nun einmal in deutſcher Sprache, kann ſich aus praktiſchen Gründen 
nur in dieſer Sprache vollziehen. Sonſt müßte ein kompliziertes Dolmetſcher⸗ 
ſyſtem zwiſchen die deutſche und polniſche Nationalität geſchoben worden. 
Woher ſollte der Staat, um nur ein Beiſpiel zu wählen, ſoviel zuverläſſige, 
polniſch ſprechende Beamte hernehmen, um die Hunderte polniſcher Ver⸗ 
ſammlungen, die alljährlich ſtattfinden, zu überwachen? Oder ſollte er 
darauf verzichten? Dann würde der Gebrauch der polniſchen Sprache 
eine Bevorzugung des einen Volksteils bedeuten; dieſer beſäße dann in 
ſeiner Sprache eine verſchloſſene Tür, hinter der er ſich jeglicher Kontrolle 
entziehen könnte. Es iſt ein undurchführbares Verlangen, für Gerichte, 
Eiſenbahn, Poſt, kurz für die geſamte Verwaltung eine weitſchichtige Beamten⸗ 
ſchaft zu ſchaffen, die die Sprache der Minderheit beherrſcht, und außerdem 
ein ganzes Heer von Lehrern, fähig, in polniſcher Sprache zu unterrichten, 
ausbilden zu laſſen. 

Auch die Wohlfahrt der einzelnen Untertanen erheiſcht ein Eingreifen 
des Staates bei Regelung der Sprachenfrage. Die polniſche Bevölkerung 
ſelbſt hat den größten Nutzen von der Erlernung der deutſchen Sprache. 
Die Verbeſſerung ihrer materiellen Lage, die Wahrnehmung ihrer politiſchen 
und bürgerlichen Rechte, die erfolgreiche Konkurrenz im ſozialen Leben, 
alles das iſt davon direkt abhängig. Für den Polen, der ſich außerhalb der 
polniſchen Sprachgebiete ſeinen Lebensunterhalt ſucht, iſt der Beſitz der 
deutſchen Sprache von ebenſo großem Wert, wie etwa das Engliſche für den 
in die Fremde ziehenden deutſchen Kaufmann. Der Nurpole wird ſich 
ſchwerlich aus dem niedrigen Kulturniveau feiner Volksgenoſſen heraus 
arbeiten. Alle Polen, die es im wirtſchaftlichen Kampfe zu etwas gebracht 
haben, ſind gewandt im Gebrauche der deutſchen Sprache. 

Die Maßnahmen des Staates werden von den Polen heftig bekämpft. 
Ihren lebhafteſten Widerhall finden ihre Vorwürfe in den Polendebatten, 
die alljährlich bei Beratung des Kultusetats im Abgeordnetenhauſe 
wiederkehren. Der Tenor dieſer Anklagen iſt der Satz: Die preußiſche 
Volksſchule raubt dem polniſchen Volke Sprache und Nationalität. Die 
wichtigſten Argumente, mit denen dieſe Behauptung geſtützt wird, laſſen 
ſich in drei Gruppen einteilen. Es find 1. religiös⸗ kirchliche. 2. pãda⸗ 
gogiſche Einwände und 3. Folgerungen aus dem ſogenannten 
Naturrecht. 

Beſonderen Eindruck auf die Maſſen ſuchen die Polenführer durch 
Berufung auf Verordnungen kirchlicher Autoritäten zu erzielen, nach 
denen die Verwendung der Mutterſprache im Religionsunterricht eine 
religiöſe Pflicht ſein ſoll. In erſter Linie wird hierbei das Tridentinum 
zitiert. Dasſelbe ſchreibt im VII. Hauptſtück der 24. Sitzung den Biſchöfen 
und Pfarrern vor, dem Volke „die Wirkung der Sakramente und die heiligen 
Lehren unter der Feier der Meſſe oder dem Gottesdienſte zu erklären“. 
Dies ſoll „fromm und umſichtig“, und zwar in der jedesmaligen Volks- 
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ſprache geſchehen, si opus sit et commode fieri poterit, d. h. wenn es 
notwendig iſt und ſchicklich geſchehen kann. 

Auf den erſten Blick erkennt man, daß es ſich hier um eine rein kirch⸗ 
liche Angelegenheit handelt, um eine Unterweiſung, die etwa dem heutigen 
Beicht⸗ und Kommunionunterricht entſpricht. An einen Religionsunter⸗ 
richt, wie er heutigentags in der Volksſchule erteilt wird, haben die Verfaſſer 
ſchon deshalb nicht denken können, weil von Schulen in unſerem Sinne 
damals noch gar nicht die Rede war. 

Nun könnte demgegenüber eingewandt werden, daß die heutige 
Volksſchule, die „Tochter der Kirche“, als eine Hilfsanſtalt der Kirche, 
der mit der missio canonica verſehene Lehrer der Gegenwart als Stell- 
vertreter des Pfarrers betrachtet werden und demnach die Mutterſprache 
auch für den Religionsunterricht der heutigen Volksſchule reklamiert werden 
könnte. Indeſſen ſelbſt unter der Vorausſetzung, dieſe Umdeutung der 
gegenwärtigen Verhältniſſe wäre ſtatthaft, iſt das Tridentinum keine ſo 
unbedingte Stütze der Behauptung, der Religionsunterricht dürfe nur 
in der Mutterſprache erteilt werden. Bindend wäre die Beſtimmung 
zunächſt nur dann, wenn es ſich um eine kirchliche Glaubenslehre, ein 
Dogma, handelte. Dies iſt aber nicht der Fall. Das betreffende Kapitel 
gehört vielmehr zu den Reformbeſchlüſſen, die als Forderungen jener 
Zeit auch nur relative Gültigkeit für die damaligen Verhältniſſe bean⸗ 
ſpruchen können und ſchon damals durchaus nicht allgemein anerkannt 
wurden. In Spanien z. B. fanden ſie nur eine durch die Reichsgeſetze 
eingeſchränkte Aufnahme, in Frankreich, Ungarn und andern Ländern 
ſtießen ſie ſogar auf Widerſpruch. Dieſe Tatſache iſt übrigens durchaus 
keine vereinzelte Erſcheinung. Zu allen Zeiten ſind von Rom aus Be⸗ 
ſtimmungen erlaſſen worden, die eingeſtandenermaßen den Charakter 
relativer Verbindlichkeit beſitzen. Dafür folgender Beleg aus neuerer 
Zeit: Am 15. 4. 1905 erließ Papſt Pius X. die Enzyklika Acerbo nimis, 
welche die Beſtimmung enthält, daß alle Pfarrer an den Sonntagen eine 
volle Stunde die Sonntagschriſtenlehre für die Jugend halten ſollten. 
Auf eine Anfrage des deutſchen Epiſkopats erklärte der Papſt, daß durch 
den ausgiebigen Religionsunterricht, wie er in Preußen von Geiſtlichen 
und Lehrern erteilt wird, den Forderungen jener Enzyklika vollauf Genüge 
geſchehe. So hat die Kirche immer den mannigfachen Verhältniſſen der 
verſchiedenen Länder Rechnung getragen. 

Kehren wir nach dieſer Abſchweifung zu den Sprachbeſtimmungen 
des Tridentinums zurück. Die Berufung auf dieſe Verordnung iſt auch 
noch nach anderer Richtung hin anfechtbar. Man vergegenwärtige ſich, 
daß in der alten Kirche die Volksſprache, die lingua vernacula, nur minimale 
Verwendung fand im Gegenſatz zum Lateiniſchen, dem eine faſt abſolute 
Herrſchaft im Gottesdienſte zuerkannt wurde. Nur ſelten wurde in Predigt 
und Lehre ſeitens der Pfarrer die Mutterſprache herangezogen. Nun 
aber kamen andere Zeiten und mit ihnen ſtellten ſich gebieteriſch neue 
Forderungen ein. Dieſe zu erfüllen und die Pfarrer zu verpflichten, das 
Volk in einer ihm verſtändlichen Sprache zu unterweiſen, das iſt die Abſicht 
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des Tridentinums. An die Anwendung der Volksſprache im Gegenſatz zu 
einer andern nationalen Sprache iſt bei Abfaſſung des Tridentinums 
nicht gedacht worden. 

Beachtenswert iſt auch der Wortlaut der einſchlägigen Stelle: Die 
Pfarrer ſollen die Unterweiſung „fromm und umſichtig“ handhaben und 
zwar, „wenn es notwendig iſt und ſchicklich geſchehen kann, in der Volks 
ſprache“. Es braucht wohl keines beſonderen Beweiſes, daß dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen des Tridentinums in unſeren Schulen nicht zutreffen. Nie kann 
die Volksſprache fromm und ſchicklich dort eingeführt werden, wo eben 
um ihretwillen Streit und Hader herrſcht. 

Neben dem Tridentinum wird ſeitens der Polen auch auf die Beſchlüſſe 
einzelner Synoden hingewieſen. Allein dieſe Beſchlüſſe ſind nichts weiter 
als Wiederholungen des Tridentinums mit paſſenden Ausführungs⸗ 
beſtimmungen ohne ſelbſtändige Bedeutung. Die ſogenannten Reform⸗ 
dekrete des Tridentinums durften nämlich in den einzelnen Staaten nicht 
publiziert werden; daher fand die Publikation nach und nach auf den 
Provinzialſynoden ſtatt, ſo in Olmütz 1568 und 1591. 

Von oberſchleſiſchen Polen wird häufig ein Erlaß des Fürſt⸗ 
biſchofs Heinrich aus dem Jahre 1873 angeführt, der den Religionsunterricht 
in der Mutterſprache anordnen ſoll. Aber auch hier kann man nur wieder⸗ 
holen, was vom Tridentinum geſagt wurde. Alle ſolche Erlaſſe haben nur 
relative Gültigkeit für die beſonderen Verhältniſſe in beſonderen Zeiten. 
Seit 1873 haben ſich die ausſchlaggebenden Umſtände in Oberſchleſien 
mächtig geändert. Wahrſcheinlich mit aus dieſem Grunde iſt jener Exlaß 
in die neueren Sammlungen kirchlicher Beſtimmungen gar nicht auf⸗ 
genommen worden. Ich habe bisher vergeblich nach dieſem Erlaß geſucht. 
Das Heute verlangt eben ein anderes Handeln als das Ehedem. Es iſt ein 
verfehltes Beginnen, vergilbte Geſetze aus verſtaubten Akten herauszuholen 
bei Entſcheidung aktueller Fragen. Der Gegner kann möglicherweiſe 
ebenſoviel und ebenſo gewichtige Beſtimmungen entgegengeſetzter Tendenz 
herausgraben. Für den vorliegenden Fall weiſe ich nur auf ein Beiſpiel hin, 
das der fromme Schulrat Kellner Seite 342 ſeiner Lebensblätter anführt. 
Es handelt ſich um einen Erlaß einer katholiſchen Kirchenbehörde aus dem 
Jahre 1832, in dem es u. a. heißt: „Es iſt zwar nicht anzunehmen, aber 
möglich, daß wenig unterrichtete Eltern mancher Schulkinder gegen das 
Erlernen der deutſchen Sprache Bedenklichkeiten haben und vielleicht 
glauben könnten, daß die deutſche Sprache der Religion, zu der nach ihrer 
Anſicht die polniſche Sprache ein weſentliches Erfordernis iſt, Gefahr 
bringen dürfte. Solchen Leuten .. . iſt dieſer irrige Wahn und ihre irrige 
Anſicht von der deutſchen Sprache in bezug auf die Religion durch geeignete 
Vorſtellungen zu benehmen, ihnen dagegen der Nutzen der deutſchen 
Sprache begreiflich und eindringlich zu machen.“ 

Ich hebe ausdrücklich hervor, daß ich dieſe Verordnung nicht heran⸗ 
ziehe, um mit ihrer autorativen Kraft meine Anſicht zu ſtützen, — wiewohl 
man ſie tatſächlich noch heute Satz für Satz unterſchreiben könnte —, ſondern 
nur um den Nachweis zu führen: Mit der Berufung auf Verfügungen aus 
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alter Zeit läßt ſich ein Streit, wie er gegenwärtig in der Oſtmark beſteht, 
nicht zur Entſcheidung bringen. 

Schwerer fallen Einwände ins Gewicht, die im Anſchluß an den 
Artikel 24 der Verfaſſung: „Den religiöſen Unterricht in der Volksſchule 
leiten die betreffenden Religionsgeſellſchaften“ ins Feld geführt werden. 
Aus dieſem Artikel iſt von mancher Seite gefolgert worden, daß in Sachen 
des Religionsunterrichts der Kirche das alleinige Beſtimmungsrecht zuſtehe. 
Erzbiſchof Stablewski machte den Vorſchlag, den Religionsunterricht 
ausſchließlich in die Hände der Geiſtlichen zu legen. Die Schleſiſche Zentrums⸗ 
verſammlung in Neiße faßte im Jahre 1906 die Reſolution: „Der Parteitag 
der Zentrumsleute betont nachdrücklich, daß das Recht, den Religions- 
unterricht, Katechismus, Bibliſche Geſchichte und Kirchengeſchichte zu 
erteilen, ausſchließlich der Kirche zuſteht .. ., daß ferner der Religions- 
unterricht nach dem Willen der Eltern in der Mutterſprache zu erteilen iſt“. 
Ahnlich lauten die Beſchlüſſe des Katholikentages in Breslau. M. E. richten 
ſich dieſe Forderungen gegen Rechtsverletzungen, die im Grunde genommen 
gar nicht beſtehen. Prinzipiell beſtreitet nämlich niemand der Kirche 
das Recht, den Religionsunterricht zu erteilen. Tatſächlich üben in vielen 
Gemeinden die Geiſtlichen dieſes Recht auch aus, ohne daß ſtaatliche Organe 
daran Anſtoß nehmen. Selbſt der aus der dunkelſten Kulturkampfzeit 
ſtammende Miniſterial⸗Erlaß vom 15. Februar 1876 garantiert dem Get, 
lichen die Ausübung dieſes Rechtes. Allerdings iſt hieran die Bedingung 
geknüpft, daß der Geiſtliche „in bezug auf ſeine Stellung zum Staate der 
Schulaufſichtsbehörde kein Bedenken erregt und allen reſſortmäßigen 
Anordnungen derſelben in bezug auf Schulzucht uſw. entſpricht“. Aber 
dieſer Vorbehalt iſt eine einfache Folgerung aus der Definition der Schule 
als einer Veranſtaltung des Staates, einer Definition, die allen geſetzlichen 
Maßnahmen zur Grundlage dient und die wir ſelbſt auf Schritt und Tritt 
anerkennen. 

Geradezu bedenklich erſcheint mir aber das Streben, den Religions- 
unterricht von der Schule abzuſchnüren und ihn ganz und gar der Kirche 
zu überlaſſen. Geſetzt, dem Staate fiele es einmal ein, darauf einzugehen, 
was wäre die Folge? Dann hätten wir wohl den Religionsunterricht ganz 
in unſerer Hand, aber in demſelben Augenblick auch — die konfeſſionsloſe 
Schule. Das Geſpenſt, das durch das Volksſchulunterhaltungsgeſetz gebannt 
worden iſt, ſtände dann drohender denn je vor uns. 

Fur die Geiſtlichen würde übrigens das auf ſie allein beſchränkte 
Recht der Erteilung des Religionsunterrichts eine ſtändige Kalamität 
bedeuten. Was heute als Recht gefordert wird, iſt morgen zur Pflicht 
geworden. Woher ſollten die Geiſtlichen zur Erfüllung dieſer Verpflichtung 
Kraft und Zeit hernehmen? Schon der auf beſtimmte Tage und Stunden 
fixierte Beicht⸗ und Kommunionunterricht greift nicht ſelten ſtörend in die 
Seelſorgertätigkeit ein. 

Nicht für eine Anderung, ſondern für eine Konſervierung der 
gegenwärtigen Verhältniſſe ſollten wir unſere Kräfte einſetzen. Welches 
ſind dieſe Verhältniſſe? Die konfeſſionelle Schule ſteht, um mit dem 
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Abgeordneten Porſch zu reden, bei uns geſicherter da als in irgend 
einem andern Lande. Der Religionsunterricht wird zwar von ſtaatlich 
angeſtellten Lehrern erteilt, aber von Lehrern, die durch die missio 
canonica zugleich zu Beauftragten der Kirche geworden ſind. Außerdem 
ſteht dem Geiſtlichen, abgeſehen von der Befugnis, die religiöſe Unter⸗ 
weifung ſelbſt zu übernehmen, das Recht zu, den Religionsunterricht in der 
Schule zu leiten. 

Hiergegen erheben manche Geiſtliche folgenden Einwand: Rechte 
haben wir wohl, aber die ſtaatlichen Organe engen ſie uns ſo ein, daß der 
kirchliche Einfluß zur Chimäre geworden iſt. Das gilt beſonders von der 
Leitung des Religionsunterrichts. 

Es iſt durchaus begreiflich, wenn ſtaatliche Übergriffe energiſch 
zurückgewieſen werden. Allein, vielleicht wird man in Frieden auskommen, 
wenn man ſich die Grenzſcheide zwiſchen kirchlicher Leitung und ſtaatlicher 
Aufſicht genau anſieht. 

Beim Religionsunterricht kommt es, wie bei jedem anderen Unter⸗ 
richt, auf das „Was“ und auf das „Wie“, auf einen ſubſtanziellen und einen 
accidentiellen Teil an. 

Kein Streit herrſcht über die Unterrichtsſubſtanz Denn daß nach 
Artitel 12 der Verfaſſung und nach den § 13, 14 II 11 des A. L. R. die 
Religionslehre nichts enthalten darf, was den bürgerlichen und ſtaatsbürger⸗ 
lichen Pflichten entgegenläuft, erkennt jedermann ohne weiteres an, der 
den Beſtand des Staates anerkennt. Abgeſehen hiervon kümmert ſich der 
Staat, der als ſolcher paritätiſch iſt, um den Inhalt der religiöſen Unter⸗ 
weiſung überhaupt nicht. Auch über das „Wie“ des Religionsunterrichts 
herrſcht in den meiſten Fällen keine Meinungsverſchiedenheit. Denn daß 
in den techniſchen Fragen, betreffend die Methode, den Lehrplan uſw., 
nur techniſch gebildete Schulmänner ein entſcheidendes Urteil abgeben 
können, erkennt auch die Kirche an. Im allgemeinen wird man ſich ſchiedlich, 
friedlich auf die Formel einigen können: den ſubſtantiellen Teil der Kirche, 
den accidentiellen dem Staate. 

Wo entſteht nun der Streit? Die Antwort auf dieſe Frage führt 
uns zu dem Hauptgegenſtand unſerer Abhandlung zurück, zur Wahl der 
Unterrichtsſprache. Hier ſtreiten ſich die Leute herum. Die Entſcheidung 
in dieſem Streite hängt nach dem Vorſtehenden von der Beantwortung der 
Frage ab: Zu welchem Teile des Religionsunterrichts iſt die Sprache zu 
rechnen? Die einfachſte Überlegung genügt, um zu der Überzeugung zu 
gelangen, daß es ſich bei der Sprache um etwas Acäeidentielles, Zufälliges 
handelt. Das kirchliche Glaubensgut bleibt überall dasſelbe, kennt keine 
Sprachenſcheiden. Der Beſitz der Religiöſität iſt unabhängig davon, welcher 
Nation oder Sprache der Menſch angehört. Die eine, heilige Kirche, die 
den ganzen Erdball umſpannt, iſt zur Hüterin der religiöſen Glaubens- 
güter geſetzt, zur Sprache ſteht fie in direkter Beziehung nicht. Ganz in 
dieſem Sinne urteilt auch der als pädagogiſche Autorität hochgeſchätzte 
Schulrat Kellner, der in ſeinen „Lebensblättern“ ſchreibt: „Der Glaube 
iſt an Sprachformen nicht gebunden ... und nur böſer Wille oder beſchränkte 
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Urteilskraft können behaupten, daß mit dem Deutſchen zugleich die Religion 
der Kinder und des Volkes gefährdet werde.“ Nur mittelbar hat die Kirche 
ein Intereſſe an der Wahl der Sprache. Sie muß natürlich verlangen, 
daß ein angemeſſenes Quantum an religiöſem Gut den Kindern übermittelt, 
ein gewiſſer Grad an religiöſem Wiſſen, Fühlen und Wollen in ihnen erzeugt 
und darum diejenige Sprache gewählt werde, mit der man am ſicherſten 
zum Ziele gelangt. Ich finde es vom kirchlichen Standpunkt aus für unklug 
und inkorrekt, ſich an eine beſtimmte Sprache, ſei es auch die Mutterſprache, 
zu binden und etwa für die Oſtmark zu verlangen: „Nicht bloß auf der 
Unterſtufe, ſondern auch auf der Mittelſtufe muß der Religionsunterricht 
oder ein Teil desſelben in polniſcher Sprache erteilt werden“. Nein, auch 
noch auf der Oberſtufe kann dies notwendig oder ſchon auf der Unterſtufe 
unzweckmäßig ſein, letzteres dann nämlich, wenn die deutſche Sprache ſicherer 
und ſchneller zu dem oben geſteckten Ziele hinführt. Die Unterſuchung über 
die Zweckmäßigkeit eines Unterrichtsmittels iſt aber nicht mehr Sache der 
Kirche, ſondern gehört in das Gebiet der Pädagogik. Richten wir nunmehr 
unſer Augenmerk auf die pädagogiſchen Einwände, welche die Gegner 
der preußiſchen Schulpolitik gegen die Anwendung der deutſchen Sprache 
als obligatoriſches Unterrichtsmittel erheben. 

Auch die pädagogiſche Beweisführung der Gegner ſetzt bei dem 
Religionsunterricht an. Sie läßt ſich in folgende Sätze zuſammenfaſſen: 
1. Die religiöſen Wahrheiten haben für das Gemüt, für das kirchliche 
und praktiſch-religiöſe Leben nur dann einen Wert, wenn fie derſtanden 
werden; 2. verſtanden, erkannt und damit empfunden werden ſie aber 
nur dann, wenn ſie in das Gewand der Mutterſprache gekleidet werden; 
3. wollen wir alſo lebendige Religiöſität, ſo müſſen wir auch die Mutter⸗ 
ſprache für den Religionsunterricht fordern. 

Dem erſten Satze iſt ohne weiteres zuzuſtimmen, obwohl er keines⸗ 
wegs unbedingt gilt. Wir alle kennen jenen Handwerksburſchen der 
Hebbelſchen Erzählung „Kannitverſtan“, der beim Anhören der holländiſchen 
Predigt, von der er kein Wort verſtand, dicke Tränen vergoß und von ihr 
mehr gerührt war als daheim von der deutſchen. Ein beweiskräftiges 
Beiſpiel iſt auch das lateiniſche Gebet der Kloſterſchweſtern, das trotz ſeiner 
gar nicht oder nur mangelhaft verſtandenen Sprache dennoch religiöſe 
Andacht auslöſt. Übrigens hat wohl ſchon jeder die Erfahrung gemacht, 
daß er einſt auf der Schulbank manche Sprüche, manche Liederverſe uſw. 
in ſein Gedächtnis aufgenommen hat, für die ihm erſt in der Schule des 
Lebens das rechte Verſtändnis aufgegangen iſt, und dies trotz der An⸗ 
wendung der Mutterſprache im Unterricht. Es iſt auch nicht zu vergeſſen, 
daß dem Verſtändnis nach zwei Seiten hin Schranken geſetzt ſind. Einmal 
durch den Stoff ſelbſt. Es iſt teilweiſe eine ſchwere Koſt, die dem Schuler im 
Religionsunterricht geboten wird. Vor manchen Glaubenswahrheiten ſinkt 
das fromme Gemüt ſtill ins Knie, auch ohne ſie durch das Medium des 
Verſtandes erfaßt zu haben. Andererſeits findet die verſtändige Auf⸗ 
faſſung des Stoffes ihre Begrenzung im erkennenden Subjekt. Es iſt ja 
Har, daß man bei Kindern nur von einem relativen Verſtändnis reden darf, 
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von einem Verſtändnis, das dem Grade nach ſich weſentlich von dem eines 
gebildeten Erwachſenen unterſcheidet. Wenn manche offizielle und nicht⸗ 
offizielle Reviſoren des Religionsunterrichts in utraquiſtiſchen Schulen 
finden, daß ein mangelhaftes religiöſes Verſtändnis vorliegt, ſo iſt noch 
immer zu überlegen, ob ein berechtigter Grad von Verſtändnis verlangt 
wird, ob bei gleichen Forderungen unter gleichen Verhältniſſen nicht auch 
ſolche Kinder verſagen würden, die ausſchließlich in der Mutterſprache 
den Religionsunterricht empfangen haben. Man möge nur z. B. polniſche 
Kinder nach dem Verſtändnis des polniſchen Vaterunſers fragen. Die 
oberſchleſiſchen Kinder werden vielfach ſchon beim erſten Worte verſagen, 
weil das Wort „Ojciec“ für den Begriff „Vater“ in manchen Gegenden 
wenig gebräuchlich iſt. Doch zugegeben, daß die Anrede und wohl auch 
die vierte Bitte bis ins Niveau des Verſtändniſſes emporgeſtiegen ſind — 
das Übrige iſt ſicherlich in Dämmerung gehüllt. Wenn polniſche Abgeordnete 
mit Behagen erzählen, welche ſonderbaren Auffaſſungen und Ver⸗ 
wechſelungen religiöſer Begriffe bei polniſchen Kindern, die den deutſchen 
Religionsunterricht beſuchen, vorkommen, ſo kann ſie jeder Lehrer leicht 
darüber aufklären, daß man dergleichen auch beim polniſchen Religions 
unterricht, ja mit deutſchen Kindern im deutſchen Religionsunterricht 
erleben kann. Im großen und ganzen iſt immerhin dem Grundſatz zuzu⸗ 
ſtimmen, daß eine verſtändnismäßige Auffaſſung als Vorausſetzung 
religiöſer Verſtandes⸗ und Herzensbildung zu fordern iſt. 

Wenden wir uns aber nunmehr dem Satz zu: Nur die Mutter- 
ſprache iſt für den Religionsunterricht verwendbar. Dieſe Behauptung 
ſchießt in ihrer abſoluten Form übers Ziel hinaus. Das menſchliche Gemüt 
iſt ein eigen Ding. Ich habe polniſche Predigten gehört, die beim Gefühl 
der Hörer glatt vorbeigingen, und ich habe andererſeits deutſchen Predigten 
beigewohnt, die tief ins Herz der Hörer polniſcher Abſtammung ſchlugen. 
Wäre es richtig, daß nur die Mutterſprache für religiöſe Unterweiſung 
geeignet iſt, ſo würde die Kirche, die doch ſelbſt Lehrerin und Erzieherin 
des Volkes ſein ſoll und will, inkorrekt handeln. Denn dem Gebrauch des 
Lateiniſchen in der Kirche würde dadurch das Urteil geſprochen ſein. Hier 
iſt der theoretiſch und praktiſch gebildete Pädagoge die einzig kompetente 
Perſönlichkeit, das entſcheidende Wort zu ſprechen. Und was wird er uns 
antworten, wenn er jahrelang polniſchen und deutſchen Religionsunterricht 
an utraquiſtiſchen Schulen erteilt hat? Er wird ſagen: „Bei Anwendung 
der deutſchen Sprache müſſen wir uns mit einem recht beſcheidenen Maß 
von Erfolgen begnügen, aber bei Anwendung der polniſchen Sprache geht 
es erſt recht nicht, da ſchrumpft der Erfolg einer mühſamen Arbeit auf ein 
bedeutungsloſes Minimum zuſammen“. Und woher kommt das? 

Das polniſche Kind tritt, wie jedes Kind aus Familien, die auf einem 
niedrigen Bildungsniveau ſtehen und ſozial rückſtändig ſind, mit wenig 
entwickelter Sprachkraft in die Schule ein. Sein mutterſprachlicher Vokabel⸗ 
ſchatz iſt gering, häufig mit deutſchen Wörtern in poloniſierter Form durch 
ſetzt und dem Kinde nur in der mundartlichen Ausſprache des Waſſer⸗ 
polniſch geläufig. Der Unterricht der Schule, ſpeziell der Religionsunterricht, 
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bringt nun an das Kind eine Fulle don neuen Begriffen, für die dieſem die 
ſprachlichen Bezeichnungen fehlen. Die polniſche Vokabel iſt ihm ein eben⸗ 
ſolches Novum wie die deutſche. 

Nun iſt es ja allerdings anfänglich nicht gleichgultig, welche von 
= 5 man an das Kind heranbringt. Sicherlich wird das 

enn auch ſchwach entwickelte polniſche Sprachgefühl die . 
Volabel 1 perzipieren und ſeine kleine Gedankenwelt 
einfügen als deulſe e Wort. Bald aber ändert ſich das Verhältnis. 
Da der gefamte übrige Unterricht in der SCH ſich in deutſcher 
Sprache vollzieht und da die neuen Anſchauungen überall mit deutſchem 
Wort verbunden werden, ſo iſt das deutſche Sprachmaterial in kurzer Zeit 
reicher als das polnische, bald ſteht auch das kee Sprachgefühl dem 
polniſchen an perzipierender Kraft nicht nach. Der auf ſich ſelbſt an⸗ 
gewieſene polniſche Religionsunterricht kann nicht gedeihen, es fließt ihm 
aus dem übrigen Unterricht kein Lebensſaft zu, und bald muß er verkümmern. 
Pädagogiſch berechtigt iſt darum der polniſche Religionsunterricht nur am 
Anfange der Schulzeit. Gedeihen könnte er nur dann, wenn auch der 

Anſchauungs- und Leſeunterricht uſw. in polniſcher Sprache erteilt würde. 

Die Konſequenten unter den Gegnern der preußiſchen Schulpolitik 
verlangen darum ſchlankweg die polniſche Sprache als Unterrichtsſprache. 
Mit ihnen iſt nicht zu rechten. Die Verwirklichung ihrer 1 liefe 
auf eine Poloniſierung zweiſprachiger Landesteile bum die den Deutſchen 
Kultur und Wohlſtand verdanken. Die notwendige Folge hiervon wäre 
die Abſchnürung dieſer Landesteile zu einem ſelbſtändigen Verwaltungs- 
bezirk mit polniſcher Landessprache nach dem Vorbild Galiziens. Auch 
bei dieſem Entwicklungsſtadium könnte die Sehnſucht nach der Wiederauf- 
richtung des polnichen Reiches nicht ſtehen bleiben, alles Konſequenzen, 
von denen bereits oben die Rede war. Daß der preußiſche Staat Maß⸗ 
nahmen trifft, welche die Möglichkeit einer ſolchen Entwicklung verhindern, 
iſt begreiflich; ſein Selbſterhaltungstrieb nötigt ihn dazu. 

Weniger konſequent, aber politiſch klüger und praktiſcher verfahren 
diejenigen, die zwar das Polniſche als Grundſprache verlangen, daneben 
aber auch mit der Ausbildung der Kinder in deutſcher Sprache einverſtanden 
ſind. Das Deutſche ſolle aber nicht Unterrichtsmittel, ſondern ein Unter⸗ 
richtsfach ſein. Dieſes Cl durch Vermittlung der polniſchen Sprache, 
alſo auf dem Wege der Uberſetzung, den Kindern gelehrt werden. 

Weier Vorſchlag iſt leider undurchführbar. Die Ausbildung der 
Kinder in beiden Sprachen iſt eine unterrichtstechniſche Unmöglichkeit. 
Schon in rein deutſchen Schulen ſind befriedigende Reſultate im deutſchen 
Sprachunterricht nur zu erreichen, wenn Lehrer und Schüler ihre vollen 
auch für dieſen Zweck einſetzen. Eine entſprechende Ausbildung in 
chließlich polniſcher Sprache würde natürlich den Einſaß gleicher Kräfte 
en. Und in utraquiſtiſchen Schulen ſollte es gelingen, beide Sprachen 
5 ` 297 Vollkommenheit zu entwickeln? Dann hätte entweder der 
mathematiſche Satz: „Die Summe iſt größer als die Summanden“, keine 
Gültigkeit mehr, oder unſere Schüler und Lehrer müßten übermenſchen 
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ſein. Solange das nicht zutrifft, bleiben jene Forderungen nur graue 
Theorie, mit der ſich in Wirklichkeit nichts Ganzes und nichts Halbes 
erreichen läßt. Der Erwerb fachlicher Kenntniſſe bleibt verkümmert; das 
Kind lernt in keiner der beiden Sprachen logiſch urteilen. 

Die Erfahrungen unſerer höheren Schulen beſtätigen dieſe Beweis⸗ 
führung. Wohl befähigt der fremdſprachliche Unterricht dieſer Schulen die 
Schüler, leichtere, in der Fremdſprache abgefaßte Schriftſätze zu verſtehen. 
Aber zu einer für das praktiſche Leben ausreichenden Fertigkeit im münd⸗ 
lichen und ſchriftlichen Gebrauch der Sprache bringt er den Schüler nicht. 
Und doch haben es die höheren Schulen mit Schülern zu tun, welche die⸗ 
jenigen der utraquiſtiſchen Schulen in bezug auf Reife und Qualität haus⸗ 
hoch überragen. Auch die äußeren Verhältniſſe der Volksſchulen in polniſchen 
Gegenden, die Klaſſenfrequenzen, die Unterſtützung, welche die Familie 
der Schule leiſtet uſw., laſſen ſich mit denen der höheren Schule gar nicht 
vergleichen. 

Für einen Unterricht in polniſcher und deutſcher Sprache ſind auch 
die Lehrer der Gegenwart gar nicht geeignet. Viele beherrſchen wohl die 
polniſche Umgangsſprache, aber ſie können nicht das Hochpolniſche, können 
es nicht reden, noch viel weniger es Iden und ſchreiben oder darin metho⸗ 
diſchen Unterricht erteilen. Es fehlt ihnen die Ausbildung in dieſer Sprache. 
Die Forderung, daß in den Volksſchulen polniſch und deutſch unterrichtet 
werden ſoll, führt darum zu der Konſequenz, daß auch die Seminarbildung 
durch die Aufnahme der polniſchen Sprache erweitert werden müßte. Dieſe 
Mehrbelaſtung hielte die gegenwärtige Organiſation der Lehrerbildung 
nicht aus, oder die Qualität des Wiſſens und Könnens müßte zugunſten 
der Quantität Schaden leiden. So kommen wir auch nach dieſer Seite 
zu einer verſchloſſenen Pforte in der Mauer der Wirklichkeit, an der uns 
ein dringendes Halt geboten wird. 


Ein auf dem Dualismus der Sprachen aufgebauter Unterricht 
wäre übrigens keine Neuerſcheinung in der Oſtmark. Bis in die 70er Jahre 
des vorigen Jahrhunderts iſt nach dieſer Formel in unſern Schulen gearbeitet 
worden. Aber der Erfolg war in jeder Beziehung minimal. Zahllos ſind 
die Berichte aus jenen Jahrzehnten, die über die geradezu negativen Ergeb⸗ 
niſſe des Schulunterrichts lebhafte Klage führen. So konſtatieren die 
Examinatoren an den Lehrerſeminaren in den 60er Jahren, „daß die Vor⸗ 
bildung der utraquiſtiſchen Präparanden, auch in der mündlichen und 
ſchriftlichen Behandlung der polniſchen Sprache, nicht ſelten ſo auffallend 
mangelhaft iſt, daß ſie nur mit Ausſicht auf zweifelhaften Erfolg dem 
Unterricht des Seminars übergeben werden können“. (Verordnung der 
Königlichen Regierung zu Oppeln vom 7. Juni 1865.) Von ausſchlag⸗ 

ebender Bedeutung waren aber „die Ergebniſſe der gründlichen, unter 
iehung angeſehener Männer aus verſchiedenen Lebensſtellungen 
anfangs der 70er Jahre vorgenommenen Reviſionen, die endgültig den 
Nachweis erbrachten, daß mit doppelter Unterrichtsſprache das Ziel der 
Volksſchule nicht zu erreichen iſt“. (Kultusminiſter Studt.) 


Schule und Kirche im Sprachenkampfe ber Oſtmark 115 


Ein beſonders klaſſiſcher geuge für den Mißerfolg des e 
Unterrichts iſt aber der von Polen und Philopolen hochgeſchätzte Schulrat 
Bogedain, ein Mann von zweifellos fleckenloſem Charakter. Als er 
1848 von Poſen nach Oppeln kam, um die Schulaufficht dieſes Ss 

zu übernehmen, da fand er, daß man weder ordentlich deutſch noch ordentlich 
polnisch gekonnt hat“. Bogedain zog aus dieſen Tatſachen feine Schlüſſe: 

„Eine ausreichende Bildung kann die Volksſchule nur bei einheitlicher 
Unterrichtsſprache vermitteln“. „Erſt muß dem Volke eine tüchtige, all⸗ 
gemein menſchliche Bildung, wenn auch in hochpolniſcher Sprache, Der, 
mittelt werden; dem Deutſchen wird es ſich dann unter dem ſtillen Einfluß 
des Lebens von ſelbſt zuwenden.“ „Das Germaniſieren bleibe dem ſanften 
Einfluſſe des Lebens überlaſſen.“ »Dieſen Grundſätzen gemäß entfaltete 
Bogedain eine lebhafte Reformtätigkeit. Sein von grundehrlicher Über- 
zeugung getragener Eifer ließ ihn ſogar ſoweit gehen, daß er ſelbſt in Ge⸗ 
meinden, die um erhöhte Pflege des Deutſchen in der Schule boritellig 
wurden, an ſeiner Methode feſthalten ließ. Gewiß lag es nicht in Ieper 
Abſicht, dem Deutſchtum in Oberſchleſien Schaden beizufügen. Aber in 
ſolchen Fällen entſcheidet nicht der gute Wille, ſondern die Wirkung. Und 
die Wirkung war die, daß die oberſchleſiſche Schule und ihre Lehrer durch 
ihn eine Zeitlang tatsächlich poloniſiert worden ſind. Der polniſchen Preſſe 
iſt damals der Boden bereitet worden. Das Volk konnte und wollte nun auch 
hochpolniſch leſen. Die deutſche Sprache aber mußte verkümmern. Es 
kann darum nicht wundernehmen, wenn ſich die preußiſche Regierung zwar 
ſpät, aber doch endlich bewogen fühlte, mit der bisherigen Praxis zu brechen. 
Ganz im Sinne Bogedains entſchloß fie ſich für eine einheitliche Unterrichts 
ſprache, nur legte ſie die deutſche Sprache als ſolche feſt. 

Mit dieſer Schwenkung war auch eine Anderung der Methode des 
Deutſchlehrens verbunden. An Stelle der Uberſetzungsmethode trat die 
direkte, naturgemäße Lehrweiſe, die auf Zuhilfenahme der Mutterſprache 
beim Unterricht verzichtet. Die Gegner beſtreiten, daß man auf dieſe 
Weiſe Kindern Kenntniſſe vermitteln und zum Verſtändnis bringen könne. 
Dies Verfahren müſſe zu Sprachquälerei und zur Ertötung des kindlichen 
Geiſteslebens führen. Die Lehrerſchaft denkt hierüber anders. Alle fach⸗ 
männiſchen Autoritäten ſind ſich heute darüber einig, daß man deutſch lehren 
könne, ohne das Zwiſchenmittel der polniſchen Sprache durch direkten 
Anſchluß der deutſchen Wort- und Satzformen an die bezeichneten Dinge 
und Vorgänge. Naturgemäß iſt dieſe Lehrweiſe, weil ſie ſich das Ver⸗ 
fahren der Spracherlernung zum Muſter nimmt, deſſen ſich die Mutter 
bedient, um die eigene Sprache auf ihr Kind zu übertragen. Iſt das Verfahren 
pädagogiſch unrichtig, ſo haben wir alle pädagogiſch unrichtig ſprechen 
gelernt, aber wir haben es doch erlernt. 

Neben den kirchlich-religiöſen und pädagogiſchen Bedenken werden 
gegen die preußiſche Schulpolitik auch Einwände erhoben, die ſich angeblich 
aus dem ſogenannten Naturrecht ergeben ſollen. Ein dehnbarer Begriff 
tritt uns in dieſem Worte entgegen. Es würde uns zu weit führen, wollten 
wir dem Weſen dieſes Begriffs, ſeinem Inhalt und Umfang weiter nach⸗ 
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gehen. (Vergl. über dieſe Frage Fr. Alb. Maria Weiß O. Pr., Soziale 
Frage, Teil I, Seite 181—207.) Was iſt im Namen des Naturrechts ni 
ſchon alles gefordert worden! Die Männer der erſten Republik leiteten 
aus ihm das Recht der Revolution her. Wenn das Naturrecht überhaupt 
einen Sinn haben ſoll, ſo kann es nur als die göttliche Stimme des Ge⸗ 
wiſſens aufgefaßt werden, die ſich als verpflichtende Richtſchnur für unſer 
ſittliches Tun und Laſſen in unſerem Gemüt kundgibt. Aber von eben dieſer 
Richtſchnur laſſen ſich auch die Geſetzgeber des preußiſchen Staates leiten. 

wird unmöglich annehmen wollen, daß ſie bei ihren Maßnahmen 
für die Schule wider ihr Gewiſſen handeln. Auch ſie fügen ſich in die 
Forderungen des Naturrechts. Vor dem natürlichen Recht der Eltern, 
über das Wohl und Wehe ihrer Kinder zu beſtimmen, machen ſie halt, 
ſoweit ſich dieſes Beſtimmungsrecht auf ſein natürliches Wirkungsgebie 
beſchränkt, auf Familie und Haus. Sobald aber die Rechte der Offentlich 
keit in Frage kommen, ſobald ein Widerſtreit der Intereſſen innerhalb des 
Untertanenverbandes vorliegt, tritt die Pflicht an den Staat heran, 
regelnd einzugreifen und die Intereſſengruppen zu gegenfeitigen Konzeſſionen 
zu veranlaſſen. In dieſem Sinne iſt auch ſeine Entſcheidung in bezug 
auf die oſtmärkiſche Schulſprache aufzufaſſen. Von einem Raube der 
Mutterſprache kann dabei gar nicht die Rede ſein. Es iſt noch keiner 
deutſchen Regierung eingefallen, zu verbieten, daß der Vater zur Mutter, 
die Mutter mit den Kindern, der Freund mit dem Freunde polniſch ſpreche. 
Der Gebrauch der Mutterſprache in der Familie, in den Lebenskreiſen, 
in welchen Sitten und Gebräuche zur beſonderen Entfaltung gelangen, 
bleibt unangetaſtet. 

Geraubt kann übrigens nur werden, was vorher als Beſitz vorhanden 
iſt. Sehen wir uns dieſen Beſitz des Kindes, alſo die Sprache, die es in die 
Schule mitbringt, einmal genauer an. Sein Umfang iſt gering. Er ſetzt 
ſich nicht ä etwa nur aus den Wort- und Satzformen zuſammen, die das 
Kind von der Mutter ererbt hat, ſondern umfaßt Sprachelemente, die es 
von den Perſonen der geſamten Umgebung erlernt hat. Inſofern iſt der 
Ausdruck Mutterſprache irreführend. Dagegen gehört zum Weſen der 
Mutterſprache das Merkmal der Urſprünglichkeit. Die Mutterſprache iſt 
das Idiom, mit dem ſich der werdende Gedankeninhalt zuerſt verbindet. 
Wird mit Sachen und Vorgängen, für die noch keine ſprachlichen Aquivalente 
in der Seele des „polniſchen“ Kindes vorhanden ſind, ein deutſches Wort 
feſt verknüpft, ſo daß dieſes zu ſeeliſchem Beſitz wird, ſo iſt eben dieſes 
deutſche Wort ein Stück Mutterſprache des Kindes. Verfährt die Schule 
ſo, daß ſie in anſchaulicher Weiſe dem Kinde ſprachliche Worte übermittelt, 
für die es polniſche Bezeichnungen noch nicht beſeſſen hat, ſo kann man 
unmöglich ihr Verfahren als Raub der Mutterſprache bezeichnen. Denn der 
mutterſprachliche Beſitz wird nicht vermindert, ſondern vermehrt. 

Ein Raub kann indeſſen auch da vorliegen, wo einem Menſchen etwas 
vorenthalten wird, was er von Rechts wegen zu fordern hat. Jeder Menſch, 
ſo meinen die Gegner unſerer Schulpraxis, habe nun aber ein natürliches 
Recht auf Ausbildung in ſeiner Mutterſprache. Ausbildung in der Mutter⸗ 
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ſprache oder ſinnrichtiger in der Sprache der Mutter — wie vielen Menſchen 
wird ſie zuteil? Den meiſten Deutſchen nicht. Denn die Sprache der 
Mutter und des Hauſes iſt meiſt der Dialekt; die Schule aber bildet im 
Hochdeutſchen aus. Ausbildung in der Sprache der Mutter hieße für das 
oberſchleſiſche Kind Ausbildung im Waſſerpolniſchen. Hiermit wäre aber 
den Polenführern nicht gedient. Sie wollen die Ausbildung in der hoch⸗ 
polniſchen Schriftſprache. Dieſe aber iſt für den Oberſchleſter und in ge⸗ 
ringerem Grade auch für den Polen der andern oſtmärkiſchen Bezirke — 
eine Fremdſprache. Dieſe Fremdsprache in der preußiſchen Volksſchule 
zu kultivieren, würde einem Poloniſieren der gleichkommen. 

Germaniſieren und Poloniſieren, zwei he Worte, wie Scylla 
und Charybdis, die eng beieinander wohnen. Wer rt uns ungefährdet 
zwiſchen ihnen durch? Ich glaube, die Praxis der Gegenwart hat den 
richtigen Kurs eingeſchlagen, wenn ſie der Familie läßt, was der Familie 
gehört, die Sprache der Mutter, und der ſtaatlichen Schule gibt, was dem 
Staate iſt: die deutſche Landesſprache. 


II. 


Auch die Kirche, namentlich die katholiſche, hat im Nationalitüten⸗ 
kampfe der Ostmark ſeit jeher eine hervorragende Rolle geſpielt. Das 
SE alten der Geiſtlichen war vielfach der Gradmeſſer für die Beurteilung 

lenfrage. In Oberſchleſien hat man an eine Gefahr für das Deutſch⸗ 
— bis an das Ende des vorigen Jahrhunderts nicht glauben wollen, weil 
man annahm, der loyale Klerus bilde den ſicherſten Schutzdamm gegen 
polniſch⸗nationalen Radikalismus. In Poſen lag umgekehrt die Schwere 
des Kampfes für das Deutſchtum in dem Umſtand, daß der Klerus gegen 
die Politik der Regierung Partei ergriffen hatte. Im letzten Jahrzehnt 
haben ſich die Verhältniſſe etwas verſchoben. Der offen zur Polenpartei 
ſich bekennende Geiſtliche iſt auch in Oberſchleſien keine ſeltene Erſcheinung 
mehr, und umgekehrt haben ſich viele Geiſtliche Poſens von der national⸗ 
polniſchen Partei abgewandt. 

Anders als die Stellung des Lehrers iſt die Stellung des Geiſtlichen 
im Sprachenkampfe. Für den Lehrer iſt die Richtung ſeines Handelns 

klar vorgezeichnet. Als mittelbarer Beamter des Staates kann er nur in 
dem Sinne einer Förderung deutſchnationaler Intereſſen wirken. Nur 
die Größe ſeines Eifers und der Grad ſeiner Tüchtigkeit machen ihn zu einem 
mehr oder weniger geſchätzten Förderer der deutſchen und zu einem mehr 
oder weniger gefürchteten Gegner der polniſchen Sache. Fur den Geiſtlichen 
dagegen iſt eine gebundene Marſchroute nicht ann Er kann ſich für 
oder wider die eine oder die andere Nationalität entſcheiden oder dem 
Parteigetriebe auf ſein Verhalten überhaupt keinen Einfluß gewähren. 
Als Menſch, der ſelbſt einer beſtimmten Nationalität angehört, wird er 
natürlich eine politiſche Überzeugung beſitzen und von ihr in ſeinem außer⸗ 
amtlichen Verhalten beeinflußt werden. Politiſcher Indifferentismus 
iſt auch bei einem Geiſtlichen eine unmännliche Eigenſchaft. Aber in ſeinem 
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Verhalten als Geiſtlicher ſollte er, ſoweit es menſchliche Schwäche und 
ae hehikten Irren "eeler ſich nie von parteipolitiſchen, ſondern nur von 
religiös Grundſätzen leiten laſſen. Hieraus ergibt ſich, daß er bei 
Eh 

ter diejenige Sprache wird en e er am en 
religiös-firchlichen Zwecken zu dienen un 

Die geringſte Schwierigkeit wird ihm die Wahl der Sprache bei der 
Seelſorge im SH Sinne (bei der Beichtſtuhlpraxis, bei Krankenbeſuchen 
uſw.) machen. Hier entſcheidet einzig und allein die Sprache des Pfarr⸗ 
kindes. In dieſer Sprache hat der Geiſtliche den Troſtſuchenden anzu⸗ 
e und Troft zu ſpenden. In den meiſten Fällen wird hierbei die Mutter⸗ 
prache des Pfarrkindes zur Verwendung kommen müſſen. 

Schon ſchwieriger liegen die Dinge im Predigeramte. Wo die 
Parochianen nur einer Nationalität angehören, da gibt es natürlich keine 
Sprachenfrage. Das iſt aber in der Oſtmark faſt nirgends der Fall. Selbſt 
in den als rein polniſch geltenden Gegenden wird ſich eine deutſche Minder⸗ 
heit, namentlich unter der durch die deutſche Schule gebildeten jüngeren 
Generation, finden, bei der das Bedürfnis nach einer deutſchen Predigt 
vorliegt. In ſolchen Fällen bleibt nichts übrig, als polniſche und deutſche 
Bottesdienſte einzurichten oder deutſche und polniſche Predigten zu halten. 
Die Schwierigkeiten, die hiermit verknüpft ſind, wird der Geiſtliche um des 
Wohles ſeiner Pfarrkinder gern auf ſich nehmen. Sonſt kann es geſchehen, 
daß dane die Angehörigen der zurückgeſetzten Sprache von der Kirche ab⸗ 

wenden. Von dem Geiſtlichen wird man nach vorſtehenden Ausführungen 
verlangen müſſen, daß er beide e Geſpicher beherrſcht. In eine utraquiſti che 
Gegend gehört ein utraquiſtiſ 

Schwer und nn d 15 t die Wahl der Sprache, deren 
lich der Pfarrer als Lehrer der Beicht- und Kommunionkinder bedienen 
ſoll. Hier ganz beſonders iſt es notwendig, daß er ſich nur von religiöſen 
und rein pädagogiſchen Geſichtspunkten leiten laſſe. Mit einem blanken 
Entweder — Oder läßt ſich die Sprachenfrage hier gar nicht éi Die 
Antwort kann nur in allgemeiner Form erteilt werden und ſoll lauten: 
Im Beicht⸗ und Kommunionunterticht iſt diejenige Sprache zu ver⸗ 
wenden, die am ſchnellſten und ſicherſten zum Ziele führt, zu dem Ziele, 
religiöſes Wiſſen zu vermitteln und religiöſes Empfinden und Wollen zu 
erwecken. Um ein Urteil über die SE oc Wi teg 
Geſichtapunkten zu ewinnen, müſſen wir uns den geiſtigen Standpunkt 
der Kinder, die wir ni Beicht⸗ und Kommunionunterricht vor uns haben, 


ah ießli 
unter der Ob 1 ae dürftigen Beſi e 
an ſachlichen — ſprachlichen = ben E im SE tigen 
Alter angeeignet bat, nn die religiöſen e nur mit einem 
Bruchteil vertreten. „Vater unſer“, „Gegrüßeſt ſeiſt Du, W das A 
alles, was das polnische Kind beim Eintritt in die Schule kennt. 
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Schulunterricht ſetzt ſofort mit der deutſchen Sprache ein. Auch der 
Religionsunterricht wird, wie wir oben geſehen haben, meiſt ſchon in der 
Unterklaſſe deutſch gelehrt. Ob das berechtigt ift oder nicht, ob die im 
erſten Teil dieſer Arbeit dargelegten Donna ne zutreffend find oder 
nicht, darüber iſt hier nicht zu disputieren. Wir haben uns nur auf den 
Boden der Tatſachen zu ſtellen. In deutſcher Sprache lernt das Kind alſo 
von den heiligen Männern des Alten und Neuen 1 und von 
den großen Taten Gottes erzählen. In deutſcher Sprache hat es die F 
und Antworten des Katechismus mit ſeinen oft gar zu ſchwierigen Degen 
kennen gelernt, in deutſchem Wort fingt es ſeine Kirchenlieder vim 
dieſem Fonds an religiöſen Vorſtellungen und den hiermit unzertrennlich 
verbundenen Aquivalenten des deutſchen Wortes tritt nun das Kind mit 
dem zehnten oder elften Jahre in den Beichtunterricht ein. 
Wie wird ſich nun eine vorurteilsfreie Pädagogik dieſen enge 
egenüber verhalten? Sie einfach abweiſen und den Religionsunterricht 
in polniſcher Sprache von neuem anfangen, das ſcheint mir ein nicht nur 
unpädagogiſches, ſondern auch bedenkliches Experiment zu ſein. Man 
hierbei noch jo vorſichtig vorgehen, die Kinder werden es doch ſpüren, d 
man ihnen zu verſtehen geben will: „Alles, was ihr bisher elernt habt, 
hat keinen Wert, hätte nicht gelernt zu werden brauchen“. Zeit und 
Mühe, welche die Lehrer angewandt haben, alle mühſame Abel, welche 
die Kinder ſelbſt dem Erlernen ? res Wiſſens gewidmet haben, att ver⸗ 
eblich geweſen 5 Ich bin der Anſicht, daß eine ſolche auch nur in unbeab⸗ 
Fihtigter Weile 5 Meinung wie Reif auf das kindliche Herz 
wirken muß. Seine ganze Freude am Können, das es gern betätigen 
möchte, ſein ganzer Solz auf ſeine Kenntniſſe, die es andern gern zeigen 
möchte, wird grauſam g deed 
Aber das iſt nur eine e der Gefahr. Mit dem 3 
Worte iſt auch die durch dasſelbe bezeichnete Sache gefährdet. „Iſt das 
bisher Gelernte wertlos, ſo ſind auch die göttlichen und ficchlichen Gebote 
nicht bindend für mi 4 op dieſer Schluß, der ſich in dem Kinde oft in 
vollzieht, nicht nah naheliegend? Das aufleimende Mißtrauen muß doch 
ſchließlich ſeine Schatten auch auf das Verhältnis des Kindes zur Kirche 
und zu ſeinem Seelſorger werfen. Fraglos wirkt es ſchädigend auf die 
Schule ein. Es wäre ſonderbar, wenn das Kind, von ſeinen älteren Mit⸗ 
ſchülern gehörig inſtruiert, ſich nicht fagte: „Weshalb ſoll ich den deutſchen 
Religionsunterricht in der Schule lernen, wenn ich ſpäter ſo wie ſo den 
SC lernen muß, und wenn das Gelernte keinen Wert für mich hat?“ 
Die ſelbſtverſtändliche Folge iſt, daß die le mit Un und Unluſt, 
wenn nicht gar mit Widerſetzlichkeit zu kämpfen hat, und daß dadurch ihre 
Autorität empfindlichen Schaden leiden muß. Ohne daß eine beſondere 
— b det bet daß Kind in den Widerſtreit parteilicher Meinungen 
3 merkt, daß zwiſchen feinen Autoritäten eine Disharmonie 
herrscht Es ſieht he Konflikten ausgeſetzt, die in das große Geſetz der 
Nächſtenliebe die Kluft „Hie deutſch — hie polniſch“ en, Konflikten, 
die man dieſer Altersſtufe doch noch erſparen ſollte. 
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Nun kann eingewandt werden, daß die in der Schule in deutſcher 
Sprache gelernten Sprüche, Liederverſe, Legenden uſw. gar nicht brauchbar 
ſeien, um fie im Beicht⸗ und Kommunionunterricht verwenden zu können. 
Es ſeien nur auswendig gelernte Worte, die einzig und allein im Gedächtnis, 
wo ihre Spur 0 äis 5 1 aber gar nicht in den on 
geſchweige denn gedrungen ſind. Gewiß kann 
vier Ka Tue Ka polniſchen Kindern V deutſcher Sprache 
etwas Vollkommenes nicht geleiſtet werden. Ich kann mir vorſtellen, 
daß dort manchmal m iſch eingedrillt wird, wo verſtändnismäßiges 
Erfaſſen erforderlich wäre. Aber i im großen und ganzen kann man doch 
ſagen, daß unſere Lehrer fich redliche Mühe geben, das, was fie lehren, 
auch zum Verſtändnis zu bringen und für die gemütliche und mocaliſche 
Seite der kindlichen Seele auszuwerten. Entſchieden iſt durch die Arbeit 
der Schule ein Fundament gelegt, auf dem man fortbauen kann, wenigſtens 
mit weit größerem Erfolge — und das iſt der ſpringende Punkt der ganzen 
Frage —, als auf den religiöſen Kenntniſſen, die das Kind in polniſcher 
Sprache auszudrücken imſtande iſt. Was weiß denn das Kind in bolnicher 
Sprache? Außer den im vorſchulpflichtigen Alter gelernten Gebeten 
vielleicht noch ein paar Liederverſe, die es zu Haufe oder in der Kirche hat 
ſingen hören. Und wie ſteht es mit ſeinem übrigen ſprachlichen Material? 
Das Kind beherrſcht im günſtigſten Falle einen großen Teil des Wort⸗ 
ſchatzes der Umgangsſprache, das iſt aber alles. Nun weiß aber jeder, daß 
in dem polniſchen Katechismus, in der polniſchen bibliſchen Geſchichte uſw. 

ahlloſe Ausdrücke vorkommen, die in der Umgangsſprache gar nicht vorhanden 
Alle dieſe Ausdrücke müßten erſt neu gelernt werden und deshalb, ehe 
K fich als geiſtiges Eigentum dem übrigen Seeleninhalt aſſimilieren, 

Stufen vom unklaren Erfaſſen bis zum klaren Verſtehen durchmachen. 
Warm aber neue Schwierigkeiten ſchaffen, wenn das Kind eine hinreichende 
Anzahl sprachlicher Bezeichungen beſitzt, die es mit genügender Klarheit 
anwenden kann? Ich habe ſelbſt, als ich im oberſchleſiſchen Induſtrie⸗ 
bezirk als Kaplan den Beichtunterricht in polniſcher Sprache erteilen mußte, 
den Kindern viele Ausdrücke des polniſchen Katechismus erſt dadurch 
zum Berſtändnis gebracht, daß ich ihnen das entsprechende Wort des 
deutſchen Katechismus nannte. 

Hierzu kommen noch andere wichtige Momente. Jede vernünftige 
Katechetik verlangt, daß das Kind beſtimmte Stoffe des Katechismus 
auswendig wiſſe. Das Einprägen kann aber in der kurzen Unterrichts⸗ 
ſtunde nicht beſorgt werden. Das Kind bedarf eines Hilfsbuches, aus dem 
es die Memorierſtoffe lernt. Wie ſoll das aber geſchehen, wenn das Kind 
nicht polniſch leſen kann? Wir müßten alſo im Beichtunterricht dem Kinde 
nebenbei das polniſche Leſen beibringen. Die der Erlernung des polniſchen 
Leſens gewidmete Zeit geht aber der eigentlichen religiöſen Unterweiſung 
verloren. Die notwendige Folge davon würde ſein, daß wir am Stoffe 
kürzen müßten. Denn es ſtehen uns im ganzen doch nur wenige Monate 
für den Beicht⸗ und Kommunionunterricht zur Verfügung. In heutiger 
Zeit aber dürfte der religiöſe Unterricht nicht gekürzt, ſondern derſelbe 


Schule und Kirche im Sprachenkampfe der Oſtmark 121 


müßte in einem viel weiteren Umfange als bisher erteilt werden. Um das 

zu ermöglichen, müſſen wir mit der kurzen Zeit recht ſparſam umgehen 

und fie nicht zu polniſchen Leſe⸗ und Sprachſtud ien verwenden, die nicht 

WE Amtes find; denn wir find nicht Sprach-, ſondern Religiong- 
rer 

Zu Gunſten des polnischen Beichtunterrichts wird Häufig geck 
daß gerade durch ihn das Verſtändnis des in der Schule deutſch Ge 
vertieft werde; denn jedermann wiſſe aus Erfahrung, daß die an 
eines ſprachlichen Stoffes in die Mutterſprache verſtändige Auffaſſung 
zu fördern ungemein geeignet ſei. Dieſer Einwand mag ſeine Richtigkeit 
haben, wenn die Übertragung des fremdſprachlichen Stoffes tatſächlich eine 
Überfegung in die Mutterſprache it. Die Mutterſprache aber ift des Kindes 
Umgangsſprache, nicht das Schriftpolniſch, nicht die Vokabeln und ſchweren 
Satzkonſtruktionen des polniſchen Katechismus, Gebetbuches uſw. Wo 
ſollte es dieſe polniſche Schriftſprache auch her haben? Es iſt alſo, ſelbſt 
wenn wir den Fall ſetzen, daß das deutſche Sprachidiom dem Kinde fremd 
geblieben ſei, eine Überſetzung aus einer fremden Sprache in eine andere 
— fremde Sprache. Man greife nur einen beliebigen Satz aus dem gelernten 

chen Katechi eraus und ſage den Kindern behufs Erzielung 
„eines beſſeren bene die „ Wendung des polniſchen 
Buches Hat ſich das Kind bei dem deutſchen Worte nichts gedacht, beim 
bolniſchen wird es a gleck mehr denken. 

Für den deutſchen Beicht⸗ und Kommunionunterricht bleibt die 
Schule auch eine treue Gehilfin des Prieſters. Sie arbeitet ihm nicht nur 
in ihrem Religionsunterricht direkt in die Hände, ſondern der geſamte 
übrige Unterricht kommt ihm in indirekter Weiſe zugute, inſofern, als er 
durch weitere Übung in der deutſchen Sprache das Kind immer mehr 
befähigt, am Unterricht des Pfarrers mit Erfolg teilzunehmen. Die deutſch 
erlernten Religionsſtoffe werden in den drei bis vier Schuljahren, während 
ee das Kind noch weiter die Schule beſucht, häufig wiederholt, ver⸗ 

und erweitert. Das in polniſcher Sprache erworbene Wiſſen dagegen 
Re t Ge da und wird darum leicht vergeſſen. 

Nun lautet aber unſere Antwort auf die geſtellte Frage nicht, daß 
der Pfarrer ſich ausſchließlich der deutſchen Sprache im Beicht⸗ und Kom⸗ 
munionunterricht bedienen ſoll, ſondern daß er die Sprache anwenden 
wird, die ihn am ſicherſten zum Ziele führt. Es iſt ohne weiteres zu konze⸗ 
dieren, daß ſchwach beanlagten Kindern gegenüber, die oft nicht einmal 
über das Ziel der Unterſtufe einer dreiklaſſigen Volksſchule hinauskommen, 
das polniſche Wort manchmal mehr am Platze iſt als das deutſche. 
auch bei einem normalen Kinde werde ich nicht jedem polniſchen Worte 
ängſtlich aus dem Wege gehen, ſondern es anwenden, wenn ich ſehe, da 
damit das Ziel raſcher erreicht werden kann. Es iſt der erzieheriſche und 
unterrichtliche Grundſatz des Individualiſierens, der mich in jedem Falle 
und jedem Kinde gegenüber leitet. 

nech die . Lebensverhältniſſe des jungen Menſchen 
wollen bei Beurteilung der Sprachenfrage im kirchlichen Religionsunterricht 
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beachtet werden. Non scholae, sed vitae est discendum. Infolge ber 
Freizügigkeit einerſeits, des Aufſchwungs der Induſtrie andrerſeits bleiben 
viele unſerer Landsleute, namentlich die intelligenteren unter ihnen, nicht 
mehr in ihrer oſtmärkiſchen jo ſondern gehen nach dem deutſchen 
Weſten. Der junge Mann, der in der Heimat ſeine Religion mur in polniſcher 
Sprache kennen gelernt hat, hat wenig Gelegenheit, das Wort Gottes zu 
d wenig Gelegenheit, zur heiligen! Beichte zu gehen; denn der Gottes⸗ 

dienſt am Ort ſeiner Arbeit iſt deutſch, der Ortsgeiſtliche verſteht kein 
Polniſch. Es wird allerdings, ſo gut es geht, für die polniſch ſprechende 
Bevölkerung auch in den rein deutſchen Gegenden geſorgt. Aber es iſt doch 
nicht möglich, daß da, wo etliche polniſch ſprechende Arbeiter ſich befinden, 


dienſt eingeführt wird. So bleibt ein Arbeiter, der ſeinen Glauben nur 
in polniſcher Sprache kennt, ohne Predigt, ohne Empfang der Sakramente. 
Er wird lau und gleichgültig gegen die 1 und verliert ſchließlich jeden 
moraliſchen Halt. Man ſoll nur die Klagen der Geiſtlichen in ſolchen Gegenden 
gerade über das ſittliche Leben der polniſch ſprechenden Bevölkerung hören. 
Ganz anders liegt die Sache, wenn jener Auswanderer aus der Oſtmark 
ſein religiöſes Wiſſen auch in beutſcher Sprache gelernt hat. Er kann dann 
die deutſche Predigt leidlich verſtehen und bei dem deutſchen Geiſtlichen 
beichten. So bleibt er auch fern von ſeiner Heimat ein gläubiger Sohn 
ſeiner Kirche. 

Kirche und Schule — fie werden ihre ger in der Oſtmark nur 
löſen können, wenn Geiſtliche und Lehrer Hand in Hand arbeiten. Gelegen- 


wiſchen eiſtli 
ſchulniſpektor iſt. Ich a wohl, daß gegen die geiſtliche Ortsſchulauſſicht 
gewichtige Bedenken erhoben werden. Aber der Wert, der dieſer Einrichtung 
m. E. beizumeſſen iſt, ſollte alle Bedenken zurückdrängen. Sie feſſelt das 
Intereſſe des Geiſtlichen an die Arbeit der Schule und Dee im Sprachen⸗ 
kampfe die Einheit des Handelns, die der Oſtmark no 


deutſche Dolksbildungsarbeit in Oberſchleſien. 
Von Roland Brauweiler. 


I. 


Wenn im Folgenden verſucht werden ſoll, ein Bild der auf die 
iſtige Hebung des Volkes gerichteten deutſchen Kulturarbeit in Ober⸗ 
ſchleſten zu geben, ſo kann es ſich bei der Mannigfaltigkeit unſeres modernen 
Bildungs weſens nicht um eine erſchöpfende Berückſichtigung aller hierbei 
in Frage kommenden Faktoren handeln. Vielmehr ſollen unter den auf das 
geiſtige Leben der Bevölkerung einwirkenden Einrichtungen nur diejenigen 
hervorgehoben und in einem kurzen Überblick in ihrem Bd change 
dargeſtellt werden, die kraft ihrer beſonderen Einwirkung auf die breiten 
Maſſen des Volkes für die Geſamtentwicklung von größerer Bedeutung 
ſind. Wegen ihrer weniger unmittelbaren Beziehungen zu dem eigent⸗ 
lichen Volksbildungsweſen werden die vorwiegend wirtſchaftlichen und 
karitativen Maßnahmen aus der Darſtellung ausgeſchieden. 

Der Anſtoß zum planmäßigen Ausbau der . 
in Oberſchleſien durch Zuſammenarbeiten von Behörden und Privaten 
Le ſich aus den eigenartigen ſprachlichen, wirtſchaftlichen und kulturellen 

iſſen des Bezirkes ergeben, die auch die Richtlinien der Arbeit 
entſcheidend beeinflußt haben, ſo daß hierüber einige kurze Bemerkungen 
vorausgeſchickt werden müſſen. Statiſtiſche Angaben find hier wie in den 
weiteren Darlegungen nicht zu umgehen, da fie am kürzeſten über die 
Entwicklung und den jetzigen Stand der Dinge unterrichten. 

Der Regierungsbezirk Oppeln, der heute kurz Oberſchleſien genannt 
wird, hatte nach der letzten Volkszählung von 1910 2 207 981 Einwohner. 


Von dieſen waren der Mutterſprache nach: 
deutſchcgo e 884 045 = 40,05 % der Geſamtbevölkerung 
polniſchͤc h 11698401) = 52,960% „ S 
tſchechiſch (böhmiſch und 
maͤhriſch) oder einer 
anderen fremden 
Sprache angehödrig. 65099 = 2.948% „ e 
deuiſch un d eine andere 
Sprache ſprechend 
(zweiſprachig 89 497 = 40568% „ u 


1) Die I ber Polen in 1910: 8 500 621. Ober⸗ 
(chen ift fo mi mer d e eg 5 Polen der bei weitem 
am ftärffien von Polen ohnte Bezirk der Monarchie. (Poſen 900 059, Bromberg 
102 050 Log werder 373 773, Arnsberg 119 150, Danzig — ohne Kaſſuben — 
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Annähernd rein deutſch ſind von den 19 Landkreiſen des Bezirks 
nur zwei, von den ſieben kreisfreien Städten nur eine, die übrigen mehr oder 
minder gemiſchtſprachig, wobei die tſchechiſche Bevölkerung mit insgeſamt 
55 494 Köpfen ſich vorwiegend auf den Landkreis Ratibor mit 47 199 
und den Kreis Leobſchütz mit 5 410 Einwohnern mähriſcher Zunge verteilt. 
Elf Kreiſe haben mehr als 60 Prozent alteingeſeſſene Bevölkerung nicht⸗ 
deutſcher Mutterſprache, ſodaß nach 5 12 des Reichsvereinsgeſetzes das 
Polniſche als Verſammlungsſprache zugelaſſen iſt. Die Sprachgrenze 
ſchneidet im Weſten des Bezirks die Kreiſe Falkenberg und Neuſtadt derart, 
daß in Falkenberg von 37 526 Einwohnern 33 286, in Neuſtadt von 97 537 
Einwohnern 51 489 der deutſchen Zunge angehören. Außerdem beſitzt 
der Kreis Leobſchütz eine erhebliche deutſche Mehrheit (unter 82 635 Ein- 
wohnern 69 901 Deutſche). ö 

Die beſitzende Oberſchicht iſt ſowohl im Induſtriebezirk wie in den 
agrariſchen Teilen von Oberſchleſien mit verſchwindenden Ausnahmen 
deutſch und ebenſo auch zum weitaus überwiegenden Teil der gewerbe⸗ 
treibende Mittelſtand. Die fremdſprachigen Elemente ſtellen demnach 
in Oberſchleſien im Gegenſatz zu Poſen faſt ausſchließlich die breite Maſſe 
der induſtriellen und bäuerlichen arbeitenden Bevölkerung dar. Dieſem 
für das Deutſchtum günſtigen Moment ſteht die ungünſtige geographiſche 
Lage gegenüber, indem der Bezirk mit Ausnahme des Nordweſtens überall 
an die ruſſiſche und öſterreichiſche Grenze anſtößt, darunter auch an das 
Kronland Galizien, wo der Mittelpunkt der geſamten nationalpolniſchen 
Beſtrebungen zu ſuchen iſt. Der freie Grenzverkehr zwiſchen Oſterreich 
und Deutſchland ermöglicht eine ſtarke Einwirkung gerade der galiziſchen 
Polen auf die oberſchleſiſche Bevölkerung. 

Entſprechend der Lage der Kohle im Oſten von Oberſchleſien drängt 
ſich die Montaninduſtrie!) auf einen räumlich verhältnismäßig wenig 
ausgedehnten Bezirk zuſammen, der die Landkreiſe Beuthen, Kattowitz, 
Zabrze und die Städte Beuthen, Kattowitz, Königshütte und Gleiwitz 
umfaßt. Außerdem greift die Induſtrie noch auf Teile der anſtoßenden 
Kreiſe Tarnowitz, Pleß, Rybnik und die Umgebung der Stadt Gleiwitz 
über. Die Einwohnerzahl der erſtgenannten drei Landkreiſe und vier Städte 
betrug 1910 822 974, ſo daß auch unter Hinzurechnung der induſtriellen 
Bevölkerung der Kreiſe Tarnowitz, Pleß und Rybnik die Bewohner des 
ſogenannten Induſtriebezirks noch nicht die Hälfte der geſamten Einwohner 
des Regierungsbezirks ausmachen. Da auf die polniſche Zunge im engern 
Induſtriebezirk 407 882 Einwohner entfallen, ſtellt auch die polniſche Be» 
völkerung des Induſtriebezirks unter Hinzurechnung derjenigen der drei 
genannten anſtoßenden Kreiſe mit insgeſamt etwa einer halben Million 
Köpfen noch nicht die Hälfte der polniſchſprechenden Bevölkerung des 
Bezirks dar. Der Reſt der Geſamtbevölkerung und auch des polniſchen 
Anteils der Bevölkerung lebt abgeſehen von den größeren Städten und 
vereinzelten induſtriellen Landorten in mehr oder weniger rein landwirt- 


1) Näheres über biefe |. „Oſtland“ Bd. I S. 70 fg. und 278 fg. 
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ſchaftlichen Verhältniſſen, ein Umſtand, der von Außenſtehenden bei der 
Beurteilung Oberſchleſiens meiſt nicht genügend beachtet wird. 

Der gemiſchtſprachige Teil des Bezirks ift bereits im 14. Jahr⸗ 
hundert vom polniſchen Reich abgetrennt worden und ſeither nicht mehr 
mit ihm verbunden geweſen, ſo daß er politiſch ſeine eigene Entwicklung 
genommen und ſchon ſehr früh auch unter deutſcher Einwirkung geſtanden 
hat. Dies hat auf die Sprache inſofern zurückgewirkt, als das Idiom der 
oberſchleſiſchen Polen nicht das Hochpolniſche der Provinz Poſen iſt, das 
zugleich die polniſche Schriftſprache und — auch in der oberſchleſiſchen 
Polenpreſſe — die Zeitungsſprache iſt, ſondern das ſogenannte Waſſer⸗ 
polniſch, welches als eine Miſchung von Altpolniſch mit deutſchen Ein⸗ 
ſprengungen charakteriſiert wird. Und zwar iſt die Zuſammenſetzung derart, 
daß der Wortſchatz der früheren primitiveren Zeit polniſch iſt, während 
die ſpäter erſt dem Volke zugeführten Begriffe einer höheren Kultur großen⸗ 
teils aus dem Deutſchen entnommen ſind. In die polniſche Zeitung und 
das polniſche Buch muß ſich alſo der oberſchleſiſche Pole, wenn er nicht, 
wie es leider auf verſchiedenen Wegen geſchieht, polniſchen Sprachunterricht 
genoſſen hat, an der Hand der polniſchen Grundelemente des Waſſer⸗ 
polniſchen mühſam einleſen, ein Vorgang, der durch Anhören hochpolniſcher 

edigten und Verſammlungsreden unterſtützt wird. Die gemeinſamen 
geſchichtlichen Erinnerungen und völkiſchen Beziehungen zwiſchen Ober⸗ 
ſchleſien und den bis zur Teilung beim Königreich Polen verbliebenen 
Gebieten ſind bei dieſer Sachlage ſehr gering, ſodaß die ſeit den 
70 er Jahren des vorigen Jahrhunderts mit wachſender Rührigkeit be⸗ 
triebenen Bemühungen von großpolniſcher Seite, Oberſchleſien in das Netz 
der polniſchnationalen Wühlarbeit einzubeziehen, ſchon aus dieſem Grunde 
den Stempel der Unwahrhaftigkeit tragen. 

Infolge des durch die politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
Oberſchleſiensz bedingten Fehlens eines tiefergreifenden kulturellen Ein⸗ 
fluſſes im Lauf der geſchichtlichen Entwicklung iſt die fremdſprachige Be⸗ 
völkerung Oberſchleſiens bis in die neuere Zeit auf einem recht niedrigen 
Stand der allgemeinen Bildung und Lebenshaltung verblieben, ohne daß 
etwa hierfür mangelhafte Anlagen der Bevölkerung entſcheidend geweſen 
wären. Der fremdſprachige Oberſchleſier iſt vielmehr intelligent und 
aufnahmefähig. Als daher der induſtrielle Aufſchwung und die zunehmende 
politiſche Gefährdung Oberſchleſiens dazu drängte, der Frage der kulturellen 
Höherhebung des Volkes größere Aufmerkſamkeit zuzuwenden, fanden 
dieſe Beſtrebungen einen noch wenig bearbeiteten, aber durchaus trag⸗ 
fähigen Boden vor und es durfte gehofft werden, daß in dem nun anhebenden 
Ringen um die Seele des oberſchleſiſchen Volkes derjenige Ausſicht auf 
Erfolg haben würde, der ſeinen Einfluß am ſchnellſten und nachdrücklichſten 
auszuüben in der Lage war. Man konnte alſo nicht warten, bis etwa die 
aus der Bevölkerung ſelbſt hervortretenden kulturellen Bedürfniſſe zu 
beſonderen Maßnahmen nötigten, ſondern es mußte umgekehrt mit An⸗ 
regungen und der Schaffung von Bildungsmöglichkeiten an das ober⸗ 
ſchleſiſche Voll herangegangen werden, um den noch ſchlummernden Bildungs⸗ 
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trieb zu wecken und ihn rechtzeitig in die Bahn der deutſchen Kultur 
zu lenken. Einmal mußten bei den heutigen Verkehrsverhältniſſen die guten 
und ſchlechten Errungenſchaften der modernen Kultur auch nach Ober⸗ 
ſchleſien vordringen, und beſonders im Induſtriebezirk war es unausbleiblich, 
daß mit dem ſchnellen Entſtehen und Wachſen der Städte und ſtadtähnlichen 
Induſtriegemeinden auch ein gewiſſes Maß ſtädtiſcher Kultur ſich entwickelte 
und auf die Maſſen einwirkte. Falls man es nun unterließ, für dieſe Kultur 
eine deutſche Grundlage zu ſchaffen und ihr nach Möglichkeit ein 
deutſches Gepräge zu geben, ſo mußte notwendig das Polentum, das an 
die Sprache und manche Inſtinkte des Volkes anknüpfen konnte, den Boden 
belegen. Wenn alſo auch heute noch mitunter eingewendet wird, daß das 
Deutſchtum durch die kulturelle Hebung der fremdſprachigen Bewohner der 
Oſtmark ſich ſelbſt ſeine Gegner erziehe und ihnen die Waffen in die Hand 
drücke, die ſie ſpäter gegen ihre Lehrer richteten, ſo wird hierbei vergeſſen, 
daß das Unterlaſſen dieſer Bemühungen gleichbedeutend mit einer kampf⸗ 
loſen Räumung des Kampfplatzes und damit der Preisgabe des oſtmärkiſchen 
Deutſchtums geweſen wäre. Die Frage, wie die Dinge lägen, wenn man 
nicht rechtzeitig die deutſche Kultur mit Nachdruck eingeſetzt hätte, iſt jeden⸗ 
falls noch von keinem dieſer Kritiker ſchlüſſig beantwortet worden. 

Da das hiernach gegebene Ziel der deutſchen Bildungsarbeit nur bei 
ſchneller Erfaſſung der weiteſten Vollskreiſe zu erreichen ift, mußte erſtrebt 
werden, möglichſt bald an möglichſt vielen Stellen mit möglichſt vielen 
Mitteln zu wirken. Den ſtaatlichen Behörden fiel hierbei die Aufgabe 
zu, neben der Ausgeſtaltung und zur Ergänzung des Schulweſens 
die kommunale und private Initiative auf dem Gebiet der freiwilligen 
Bildungspflege zu beleben, geeignete beſtehende Organiſationen 
zu ſtärken, neue zu ſchaffen und, wo dies erforderlich war, finanziell helfend 
einzugreifen, alles dies unter ſorgfältiger Beachtung der großen Ver⸗ 
ſchiedenheit der Vorausſetzungen für dieſe Arbeit in den induſtriellen und 
den agrariſchen Teilen des Bezirks. Daß hierbei nicht jedes Samenkorn 
aufgehen und manches Pflänzchen wieder verdorren würde, war voraus⸗ 
zuſehen; auch waren im Anfang der Entwicklung auf dem Neuland, um 
das es ſich handelte, die richtigen Wege vielfach erſt zu ſuchen und nicht immer 
ſogleich zu finden. Es läßt ſich aber, obwohl Vieles noch im Werden iſt, 
wohl ſchon heute ſagen, daß die Grundgedanken und die Geſamtrichtung 
des Vorgehens von vornherein richtig waren. 


II. 

Da alle Volksbildungsmittel in ihrer Bedeutung und ihrem Einfluß 
davon abhängig ſind, auf wie weite Kreiſe und mit welchem Nachdruck ſie 
ſich geltend machen können, ſo ſteht wie überall anderwärts auch in Ober⸗ 
Ihlefien die Volksſ chule im Mittelpunkt des geſamten Volksbildungs⸗ 
weſens. Alle andere Arbeit mit Ausnahme der Vorbereitung auf die 
Volksſchule beruht auf ihrem Erziehungswerk. Sie wird in ihren Erfolgen 
entſcheidend dadurch beeinflußt, inwieweit es der Volksſchule gelungen iſt, 
ihre Zöglinge intellektuell und moraliſch einer weiteren Erziehung zu⸗ 
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änglich zu machen. In einem gemiſchtſprachigen Landesteil wie Ober⸗ 
ſchleſien ri tritt noch die beſondere Aufgabe hinzu, den Kindern mit fremder 
Mutterſprache das Deutſche in Wort und Sinn ſo geläufig zu machen, 
daß ihre Aufnahmefähigkeit für die ſonſtigen deutſchen kulturellen Ein⸗ 
flüſſe annähernd ebenſo groß iſt, wie bei Kindern deutſcher Herkunft. Nur 
wenn dieſes Ziel erreicht wird, kann eine innere Gewinnung des fremd⸗ 
ſprachigen Elements für das Deutſchtum erhofft werden 

Die deutſche Erziehungsarbeit in Oberſchleſien konnte daher erſt m 
der Zeit mit voller Wirkung einſetzen, in der durch Ausſchaltung d 
fremdſprachigen Unterrichtes die Vollsſchule in den Stand geſetzt war, 
ihren Einfluß nur durch das deutſche Wort zur Geltung zu bringen. 
Amtlich wurde dieſer Zuſtand — mit gewiſſen Ausnahmen für den Religions- 
unterricht — in Oberſchleſien im Jahre 1872 angebahnt, doch mußten noch 
Dezennien vergehen, ehe die hier ergangenen Anordnungen allenthalben 
in die Praxis überführt worden waren und bis ſich auf dem umſtrittenen 
Gebiet des Deutſchunterrichts im Zweiſprachengebiet die zu ihrer Durch⸗ 
führung zweckmäßigſten Unterrichtsformen entwickelt haben. 

Wenn ſoeben geſagt iſt, daß die Volksſchule im ganzen Syſtem 
der Volksbildungseinrichtungen von überragender Bedeutung iſt, Jo kommt 
ihr dieſe Stellung a außer wegen ihrer unmittelbaren Erziehungsarbeit 
noch um deswillen zu, weil fe in ihrer Lehrerſchaft auch für alle 
ſonſtige Bildungsarbeit die Haupttruppe der Arbeiter ftellt. Die ober- 
ſchleſiſchen Lehrer und Lehrerinnen haben ſich auch außerhalb ihrer pflicht⸗ 
mäßigen Berufstätigkeit der Volksbildungsarbeit auf allen Gebieten mit 
ſolcher Hingabe und ſolchem Verſtändnis angenommen, daß ihnen ein 
ſehr weſentliches Verdienſt an dem Erreichten zukommt. Das kb mit Dank 
hervorgehoben. 

Ehe nun auf die Vollsſchule in Oberſchleſien ſelbſt weiter eingegangen 
wird, muß zunächſt noch ihrer Vorſtufe, der Kleinkinderſchule 
| gedacht werden, die neben ihrer ſozialen und wirtſchaftlichen Bedeutung 
in gemiſchtſprachigen Bezirken infolge der beſonderen ſprachlichen Schwierig ⸗ 
keiten für das Wirken der Volksſchule auch erziehlich eine nicht unweſentliche 
Vo eit leiſten kann. Dieſem Gebiet der privaten Bildungsarbeit hat 
ſich in Oberſchleſien die ſtaatliche ar ſchon ſeit Anfang der 70 er Jahre 
angenommen. Seitdem hat ſich das Kleinkinderſchulweſen in allen Teilen 
des Bezirks ſchnell weiterentwitelt, ſo daß im Anfang dieſes Jahres der 
Bezirk bereits 270 Kleinkinderſchulen beſaß, zu denen 19 187 Kinder aller⸗ 
größtenteils polniſcher Mutterſprache angemeldet waren. Durch regel⸗ 
mäßige Reviſionen und Prüfung der Eignung der Lehrkräfte vor Erteilung 
der Genehmigung zur Leitung dieſer Schulen wird dafür geſorgt, daß dieſe 
ihre beſondere erziehliche Ausgabe ſo weit erfüllen, als es die Aufnahme⸗ 
fähigkeit der Kinder ermöglicht. Der Erfolg ihrer Vorarbeit wird auch von 
der . allgemein anerkannt. 

ne eingehende Darſtellung der 5 der oberſchleſiſchen 
Voltsſchule ſelbſt mit ihren Wandlungen und ihrer jetzigen Wirk⸗ 
ſamkeit iſt für einen ſpäteren Jahrgang dieſes Jahrbuches in Ausſicht ge- 
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nommen. Im Folgenden follen daher nur die weſentlichſten Veran⸗ 
ſtaltungen zur Unterſtützung des Erziehungswerkes 
der Volksſchule und einige Einzelzweigeihrer Tätigkeit 
geſchildert werden, die nicht zum allgemeinen pflichtmäßigen Programm 
der Volksſchule gehören, deren Ausbau aber in Oberſchleſien beſonders 
wichtig und charakteriſtiſch iſt. Zur Gewinnung eines Maßſtabes dafür, um 
welche außerordentlichen Aufgaben es ſich bei dem Kinderreichtum der 
oberſchleſiſchen Bevölkerung für die Volksſchule handelt, ſeien noch kurz die 
Ergebniſſe der Schulſtatiſtik vom 1. Mai 1912 mitgeteilt. Zu dieſem Ter⸗ 
min waren vorhanden: 


Schulen 1610 
Schullinder .............. 446 607 
Lehen 6 779 
Klaſſen zimmer. 6 775 


Unter den die Arbeit der Schule unterſtützenden Veranſtaltungen 
iſt vorerſt derer zu gedenken, die den Kindern deutſchen Leſeſtoff zuführen 
und ſie durch die Heranbildung des Leſebedürfniſſes und Erziehung zu häus⸗ 
licher Lektüre den nach der Schulentlaſſung eintretenden Einflüſſen des 
deutſchen Schrifttums zugänglich machen ſollen. 

Für die häusliche Lektüre der Schulkinder iſt zunächſt in großem 
Umfang durch Schülerbüchereien geſorgt. Nach der Statiſtik 
des Schuljahres 1910/11 hatten von den damals 1568 Schulen des Bezirks 
1538 eine beſondere Schülerbücherei, deren Geſamtbücherbeſtand 207 547 
Bücher betrug. Die Büchereien wurden faſt von allen Kindern der für 
die Benutzung in Frage kommenden Jahrgänge regelmäßig benutzt. Hierzu 
treten periodiſche Jugendſchriften, und zwar vorwiegend die für 
Oberſchleſien ins Leben gerufenen Zeitſchriften „Das Kindergärtchen“ 
und „Der junge Oberſchleſier“, die in dem eben genannten Jahr 
in 64 191 Exemplaren von Schulkindern geleſen wurden. Durch Bücher ⸗ 
verteilung bei verſchiedenen Anläſſen und vor allem auch durch 
den planmäßig betriebenen Verkauf der im Verfolg des Kampfes gegen 
die Schundliteratur in den letzten Jahren von den verſchiedenſten Verlagen 
herausgegebenen billigen Ausgaben guter volkstümlicher Schriften an 
Schulkinder wird dafür geſorgt, daß die Kinder auch Bücher als Eigentum 
beſitzen und für die Anlegung von Hausbüchereien den Grundſtock legen. 
Alle dieſe Maßnahmen gewinnen dadurch eine beſondere Bedeutung, 
daß bei der geringen Bildung der meiſten Erwachſenen die von den Kindern 
ins Haus gebrachten Schriften auch von den Angehörigen in großem Umfang 
mitgeleſen oder wenigſtens, ſoweit ihre Leſefähigkeit nicht ausreicht, ihnen 
von den Kindern vorgeleſen werden. 

Zu einem Erziehungsmittel größten Stiles hat ſich in Oberſchleſien 
das Jugendſpiel an den Volksſchulen entwickelt. Es wurde ſchon 
früh erkannt, daß nichts mehr geeignet iſt, die Jugend in der ſchulfreien 
Zeit heranzuziehen und ſie gleichzeitig körperlich, geiſtig und auch ſprachlich 
zu fördern, als ein friſches Spiel, durch das der natürliche Trieb des Kindes 
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nach frohem Ausgeben ſeiner Kraft befriedigt wird. Beſonders im Induſtrie⸗ 
bezirk mit den vielfach mißlichen Familien⸗ und Wohnungsverhältniſſen 
iſt kein Mittel mehr berufen, Geſundheit und Frohſinn unter die Jugend 
zu tragen und ſie auch den bedenklichen Einflüſſen der Straße wenigſtens 
zeitweiſe zu entziehen, als das Jugendſpiel. Hier war es denn auch, wo 
ſchon im Anfang der neunziger Jahre die erſten Anfänge freiwilligen Jugend⸗ 
ſpielbetriebes im Anſchluß an die Vollsſchule gemacht wurden. Auf Grund 
der hier gewonnenen günſtigen Erfahrungen ſtellte die Regierung im 
Jahre 1901 ein einheitliches Programm für den Spielbetrieb in Stadt und 
Land auf, in dem bereits zum Ausdruck gebracht wird, daß neben dem 
unmittelbaren Nutzen für die Schuljugend der Jugendſpielbetrieb gleich⸗ 
zeitig die an und Grundlage für das Volksſpiel und die ſonſtige 
Pflege körperlicher Übungen durch die ſchulentlaſſene und erwachſene 
Bevölkerung ſein ſollte. Wegen der Einzelheiten dieſes Programms und 
überhaupt der Grundgedanken des Vorgehens auf dieſem Gebiet ſowie 
deſſen Entwicklung bis 1907 ſei auf die von dem Begründer der ſyſtematiſchen 
Volksbildungspflege in Oberſchleſien, Oberregierungsrat Dr. Küfter, im 
amtlichen Auftrag verfaßte Denkſchrift „Kulturelle Wohlfahrtspflege in 
Oberſchleſien“ (Oſtland Bd. I S. 207 unten) verwieſen. Den durch die 
Anſtellung eines hauptamtlich wirkenden Beamten im Jahre 1904 weſentlich 
unterſtützten amtlichen Bemühungen iſt es gelungen, die Bewegung ſo 
zu fördern, daß im Jahre 1912 an 995 Schulorten und 1232 Schulſyſtemen 
in allen Teilen des Bezirks ſich regelmäßig 91 883 Schulkinder (50 226 
Knaben und 41 657 Mädchen) unter Leitung von 2 385 Lehrern und 
Lehrerinnen in der ſchulfreien Zeit zum Spiel zuſammenfanden. Durch 
Ausbildung der Spielleiter in beſonderen Kurſen — in 84 Kurſen wurden 
bisher 6435 Perſonen, darunter 3736 Lehrer und 760 Lehrerinnen aus⸗ 
gebildet — wurde dafür Sorge getragen, daß Auswahl und Betrieb der 
Spiele nach einheitlichen Geſichtspunkten und mit dem ausgeſprochenen Ziel 
erfolgte, die Jugend durch allmähliche Steigerung der Schwierigkeit der 
Übungen und durch beſondere Pflege einiger ausgeſuchter Spiele (Schlag⸗ 
ball ohne Einſchenker, Barlauf, Korbball, Fauſtball) auf die Fortſetzung 
dieſer Übungen nach der Schulentlaſſung planmäßig vorzubereiten. Be⸗ 
ſondere Spiel⸗ und Turnplätze von ausreichender Größe, die für die ganze 
Spielentwicklung von erheblicher Bedeutung ſind, ſind bereits in nicht 
weniger als 842 Schulorten vorhanden. 

Hand in Hand mit der Pflege des Spiels in der guten Jahreszeit 
iſt auch dem Eislauf der Volksſchuljugend während des Winters 
Aufmerkſamkeit zugewendet worden, ſodaß auch die oberſchleſiſchen Kinder 
im Gegenſatz zu der früheren Übung gelernt haben, daß zum Eislaufen 
zwei Schlittſchuhe gehören und nicht nur einer. Im Jahre 1912 wurde der 
Eislauf an 351 Orten mit 19 778 Schulkindern (14 154 Knaben und 5621 
Mädchen) auf 229 natürlichen und 46 künſtlichen Eisbahnen betrieben. 
Auf dieſem Gebiet verdankt Oberſchleſien maßgebende Anregungen den 
Sportfreunden aus dem benachbarten Oſterreichiſch⸗Schleſien, wo der 
Eislauf zu ſehr hoher Blüte entwickelt iſt. Zu anderem Winterſport (Schnee⸗ 
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ſchuhlaufen und Rodeln) iſt das faft durchweg flache Gelände Oberſchleſiens 
leider ungeeignet. Zur Ergänzung von Spiel und Eislauf werden 
Wanderungen mit den Schulkindern unternommen, bei denen dieſe 

9 ihre engere Heimat gründlich kennen lernen ſollen. 
bei dem Wandern und auch beim Spiel das deutſche Lied 
eine Bee Rolle Ech d wird deſſen Pflege auch jonft große Fürſorge 
zugewendet. Für die S ein beſonderes Liederbuch, das mit einem 
entſprechenden Hiederbuch Tr Die ie ſchulentlaſſene Jugend in einen inneren 
gebracht A geſchaffen worden. Die Herſtellung eines 

ns eebe Lieder, die ſich alle Kinder zum unverlierbaren Eigentum 

machen ſollen, wird vorbereitet. Als beſondere Leiſtung auf dieſem Gebiet 


9 

Zur Schulung der Hand und des Auges der Knaben und zur Er⸗ 
ziehung zu Genauigkeit und Sauberkeit dient der Handfertigkeits⸗ 
unterricht, der als freiwilliger Lehrgegenſtand nach den letzten Auf⸗ 
nahmen in 54 im Anſchluß an die Volksſchule eingerichteten 
mit 1777 Schülern, und zwar vorwiegend im Induſtriebezirk betrieben 
wurde. Auf ſeine Ausbreitung iſt neben ſeinem allgemeinen erziehlichen 
Wert auch noch um deswillen Gewicht gelegt worden, weil er die ie Auswahl 
der zu feinerer Handarbeit befähigten Knaben erleichtert und dieſe bei der 
Berufswahl unterſtützt. Im Vordergrunde ſtehen leichte Holz» und Papp⸗ 


Während dieſer Unterricht allenthalben freiwillig betrieben wird, 
iſt der für die Vorbereitung der Mädchen für die én o Anforberungen 
des ſpäteren Lebens beſtimmte Haushaltungsunterricht faſt 
durchweg dort, wo er eingeführt iſt, in den pflichtmäßigen Unterricht ein⸗ 
. Das heutzutage überall mehr und mehr anerkannte Bedürfnis, 

die Mädchen in die notwendigſten Kenntniſſe der Hauswirtſchaft durch 
geregelten Unterricht rechtzeitig einzuführen, tritt in Oberſchleſien beſonders 
dringend hervor, wo ſich der allgemeine Tiefſtand der Kultur bei ſehr vielen 
Frauen der unteren Bevölkerungsſchichten in 5 äußerft geringen 
hauswirtſchaftlichen Können und dem Fehlen Sinnes für Ordnung, 
Sauberkeit und häusliches Wee ausprägt. Die ſich hieraus ergebenden 
unbefriedigenden häuslichen ed ſind beſonders im Induſtriebezirk 
einer der weſentlichſten 5 ERR Kneipenbeſuch und die trotz eines 
erkennbaren Rückganges heute noch erſchreckende Trunkſucht der 
Männer mit all ihren mißli en Folgen für das Familienleben und die 
rg und geſundheitliche Lage der Arbeiterbevöllerung. Die 
rapide Entwickelung minderwertigerer öffentlicher Vergnügungen und der 
wachſende Komfort der Kneipen trägt noch dazu bei, den Mann von ſeiner 
Häuslichkeit abzuziehen, wenn nicht die Frau es verſteht, ihm ſein Heim 
wohnlich und anheimelnd zu geſtalten. Um hier zu helfen, iſt an ſich natlir- 
lich ein Unterricht am wirkſamſten, den die Frauen ſo kurz vor ihrer Ver⸗ 
heiratung durchmachen, daß das Gelernte bei ihnen noch friſch haftet und 
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heranzuziehen, zunächſt auf vollſtändige Verſtändnisloſigkeit fließen, war 
man im Anfang der Entwicklung darauf angewieſen, die weibliche Jugend 
zunächſt da mit dieſem Unterricht Ge erfaſſen, wo ein Zwang zur Beteiligung 
ausgeübt werden konnte, nämlich in der Vollksſchule. Daß auf nn Grund» 
lage ſpäter auch die Heranziehung der 5 Mädchen und jungen 

Frauen gelungen iſt, iſt weiter unten en. 
Der Landkreis Beuthen ging ſchon in den ege Jahren mit der 


ie 

einige Teile des flachen Landes, wo bei den maßgebenden Perſönlichkeiten 

ee Intereſſe vorlag. Hier waren allerdings gewiſſe n 
zu überwinden. Während nämlich in den größeren S 

und DEE e die et ber in Frage Leick Kinber bie 

Anſtellung beſonderer techniſcher Lehrkräfte erlaubte und hier auch die 

baulichen Einrichtungen leichter zu ſchaffen waren, war auf dem Lë 


wieſen — * daß eine — u Beſch Leg der Lehrerin er- 
moͤglicht wurde. Endlich werden auch die Lehrkräfte der 
haltungsſchulen, von denen weiter unten noch zu ſprechen ſein wird, zur 
Erteilung von Haushaltungsunterricht in den Vollsſchulen im Laufe des 
Sommers, wo ſie in ihrer Haupttätigkeit entlaſtet ſind, und teilweiſe auch 
während des Winters neben den Kurſen für Schulentlaſſene herangezogen 

Der Stand des Haushaltungsunterrichts an ſchulpflichtige Mädchen 
iſt heute ſo, daß nach der letzten Aufnahme an 109 Orten und 216 Schul⸗ 

9684 Kinder der Wohltat dieſes Unterrichts teilhaftig wurden, 
alſo jährlich rund 10 000 Mädchen die Schule mit dieſer wertvollen Aus⸗ 
für e are verlaſſen. 

Beſondere Aufgaben erwachſen im Induſtriebezirk und den größeren 
Städten aus aus den Gefahren, die ſich mr Kinder in der ee 
Zeit durch den Einfluß der Straße und in vielen Fällen aus den häusli 
Verhältniſſen ergeben, und zwar ſind hier die Anforderungen an die Hilfe 
der Erziehungsorgane beſonders groß während der Ferienzeit, wo ſich die 
Kinder ohne eine angemeſſene Beſchäftigung — wie ſie den Landkindern 
gerade während der Ferien zuteil wird — aufſichtslos herumtreiben. Daß 
auf dieſem ſehr wichtigen Gebiet der vorbeugenden Jugendpflege in - 
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Linie das gugerdſpiel einzutreten berufen iſt, iſt bereits oben berührt 
„und es wird daher auch auf möglichſte Ausdehnung der Ferien⸗ 
ſpiele hingewirkt. Dem gleichen Zwecke dienen Ferien wande⸗ 
tungen, die von der Lehrerſchaft mit den Schülern unternommen 
werden, ferner Ferienleſezimmer für Kinder, mit denen in 
einigen Städten in jüngſter Zeit gute Erfahrungen gemacht worden ſind. 
Eine immer wachſende Bedeutung gewinnen für dieſe Frage die Kinder ⸗ 
horte. Hier haben die Kinder, in deren Häuslichkeit es beſonders traurig 
ausſieht, Gelegenheit, unter guter Aufſicht ihre Schularbeiten anzufertigen 
und ſich nachher mit Spielen, Geſang und geeigneter Lektüre zu erholen. 
Für ihre Geſundheit wird durch Verabreichung von Milch und Semmeln 
und vielfach durch ärztliche Überwachung geſorgt. Der Bezirk hat neben 
einer Anzahl von Anſtalten, in denen ſchutz⸗ oder 5 
Kinder zu voller Unterkunft untergebracht ſind und unter denen der 
5 der Schweſter Eva von Tiele⸗Winckler in Miecho witz und 
das Kinderheim des Kreiſes Beuthen in Rokittnitz hervorgehoben ſeien, 
nn 19 EE deren Zahl ſich hoffentlich recht bald erheblich 
en wird 


* * 
* 


Nachdem ſo die verſchiedenſten Mittel zu einer möglichſt nachdrück⸗ 
lichen und vielſeitigen Einwirkung auf die Kinder im vollsſchulpflichtigen 
Alter zuſammenwirken, iſt es von entſcheidender Bedeutung, daß der Ge⸗ 
winn der Volksſchule nach der Schulentlaſſung nicht verloren geht, ſondern 
erhalten und vertieft wird — das Arbeitsgebiet der in ihrer Wichtigkeit 
jetzt allenthalben erkannten Jugendpflege. 

Ein der Vollsſchule vergleichbares Erziehungsinſtrument ſteht für 
die ſchulentlaſſene Jugend leider nicht zur Verfügung. Berufen, ihre 
Stelle einzunehmen, iſt in erſter Linie die Fortbildungs Ste: 
deren Tätigkeitsfeld aber e dem Kreis der erfaßten und erfaßbaren 
Jugendlichen wie auch dem Umfang der Einwirkung nach zu beengt iſt, 
als daß ihr die Löſung der hier vorliegenden Aufgaben allein überlaffen 
bleiben könnte. Immerhin ſteht ſie aus vielen Gründen bei der erziehlichen 
Beeinfluſſung der Schu ſſenen im Vordergrund und iſt auch in Ober⸗ 
ſchleſien in allen drei Zweigen, der gewerblichen, kaufmänniſchen und länd⸗ 
lichen Fortbildungsſchule mit allen Kräften ausgebaut worden. Hier 
mußte auf die Ausbildung dieſer Organiſation und ihre beherrſchende 
Stellung im Rahmen der Jugendpflege ſchon um deswillen das größte 
Gewicht gelegt werden, weil die Fortbildungsſchule in ihrer ganzen Wirk⸗ 
ſamkeit entſcheidend von ſtaatlichen und kommunalen Behörden beeinflußt 
wird und damit ſichergeſtellt iſt, daß bei ihrer Arbeit der Pflege vater⸗ 
ländiſchen Geiſtes und der Entwicklung ſtaatsbürgerlichen Verſtändniſſes 
die aus nationalen Gründen erforderliche Vorzugsſtellung zugewieſen wird. 
Der Bezirk hatte im vergangenen Winter 76 gewerbliche, 34 kaufmänniſche 
und nicht weniger als 504 ländliche Fortbildungsſchulen mit 16 387 Schülern 
in den gewerblichen, 3364 in den kaufmänniſchen und 15 310 in den länd⸗ 


Deutſche Volksbildungsarbeit in Oberſchleſien 133 


lichen Schulen. Wenn berückſichtigt wird, daß 1902 erſt 49 gewerbliche 
Fortbildungsſchulen mit 8599 Schülern, 30 kaufmänniſche mit 1650 Schülern 
und nur 61 ländliche mit 1431 Schülern beſtanden haben, ſo läßt das er, 
kennen, mit welcher Energie hier gearbeitet worden iſt. Zu dieſen auf 
kommunaler Grundlage errichteten Schulen treten noch 20 Werkfortbildungs⸗ 
ſchulen mit 2202 Schülern und 7 Innungsſchulen mit 250 Schülern ſowie 
eine größere Anzahl von Fachſchulen hinzu. Von der ſeit 1910 für Schleſien 
gegebenen Möglichkeit des Beſuchszwanges bei der ländlichen Fortbildungs⸗ 
ſchule iſt zuletzt in 315 dieſer Schulen Gebrauch gemacht worden. Auch 
chon vor Einführung dieſes Geſetzes hatten die Schulen eine recht erhebliche 
Zahl von Schülern heranzuziehen vermocht, indem 1909 die 326 vorhandenen 
Schulen bereits von 7890 Schülern beſucht wurden, doch zeigt ſchon jetzt 
die Erfahrung, daß der Beſuchszwang für die erſtrebenswerte Erfaſſung 
des größten Teils der ländlichen Jugend auf die Dauer unentbehrlich iſt 
und daher der geſetzliche Rückhalt eine große Wohltat für die oberſchleſiſche 
Volksbildungsarbeit bedeutet. 

Wenn nun ſchon die eigentliche Unterrichtstätigkeit der Fortbildungs⸗ 
ſchulen von erheblicher erziehlicher Wirkung iſt, ſo kommt noch hinzu, daß 
ſie den gegebenen Anſatzpunkt für eine ganze Reihe von ſonſtigen Veran⸗ 
ſtaltungen der Jugendpflege bieten. An allen Schulen werden die Schüler 
außerhalb der eigentlichen Unterrichtszeit zu Spielen, Wanderungen, 
Beſichtigungen von gewerblichen und landwirtſchaftlichen Betrieben, 
zu Geſang und Vorträgen herangezogen. Vor allem aber ſind an vielen 
Orten im Anſchluß an die Fortbildungsſchule Jugendheime ein⸗ 
gerichtet, die den jungen Leuten beſonders an den Sonntag Nachmittagen 
Unterkunft und einen erziehlichen geſelligen Anſchluß an ihre Altersgenoſſen 
bieten. Beſondere Jugendheime dieſer Art beſtanden im vergangenen 
Winter an 53 gewerblichen, 22 kaufmänniſchen und 260 ländlichen Fort⸗ 
— Auf die Schaffung weiterer Heime wird mit Nachdruck 

ingewirkt. 

Durch eine vor einigen Jahren ins Leben gerufene Zeitſchrift für 
die werktätige Jugend Oberſchleſiens, den „Jugendruf“, wird eine 
regelmäßige erziehliche Beeinfluſſung auch auf dieſem Wege erſtrebt. 

Ein großer Teil der ſchulentlaſſenen männlichen Jugend findet 
weiter Unterkunft in den Zöglingsabteilungen der Vereine zur Pflege 
körperlicher Übungen, von denen unten noch zu ſprechen fein wird, in 
Berufsorganiſationen (3. B. den Handlungsgehilfenverbänden) und auch 
in den konfeſſionellen Jugendvereinen, die neuerdings ihre 
urſprünglich mehr auf dem ſeelſorgeriſchen Gebiet liegende Tätigkeit auch 
auf die Pflege des Sports und bildender Unterhaltung ausgedehnt haben. 
In jüngſter Zeit iſt endlich als Helfer auch der Jung⸗Deutſchland⸗ 
bund aufgetreten und hat bei dem erfreulichen Intereſſe der oberſchleſiſchen 
Bevölkerung an allem Militäriſchen ſchnell Anklang gefunden. Die zweck⸗ 
mäßigſte Form feiner Einordnung in den Rahmen der älteren Jugend- 
pflegeeinrichtungen iſt noch nicht überall gefunden, doch wird hier wohl die 
weitere Erfahrung die richtigen Wege weiſen, damit die in dieſer Bewegung 
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ſteckende Werbekraft auch in Oberſchleſien und zwar vor allem zur Heran⸗ 
ziehung der bisher noch von keiner Organiſation erfaßten Jugendlichen 
nutzbringend verwertet werden kann. 

Für die weibliche ſchulentlaſſene Jugend, bei der der Fort⸗ 
bildungsſchulunterricht bisher nur im beſchränkten Maße für die kauf⸗ 
männiſchen Angeſtellten eingeführt iſt — von den oben genannten 
kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen ſind 14 auch von Mädchen beſucht — 
ſind im Induſtriebezirk eine Anzahl Mädchenheime eingerichtet. 
Viele junge Mädchen dieſes Alters gehören auch den Vereinen zur 
Pflege körperlicher Übungen an. Bei dem ſtark entwickelten kirchlichen 
Sinn der Oberſchleſier hat ferner ein großer Teil der weiblichen Jugend 
ſeinen Anſchluß in den konfeſſionellen Vereinen gefunden. 

Beſondere Bedeutung kommt aber auf dem Gebiete der Pflege 
der ſchulentlaſſenen weiblichen Jugend wiederum der haus wirtſchaft⸗ 
lichen Unterweiſung zu, die ſich im Induſtriebezirk und in den 
ländlichen Bezirken in verſchiedenen Formen entwickelt hat. 


Im Induſtriebezirk und in den Städten findet ſich zunächſt eine nicht 
unerhebliche Zahl von beſonderen Haushaltungs⸗ und Hand⸗ 
arbeitsſchulen für Schulentlaſſene, die vorwiegend 
von den Werkverwaltungen und von katholiſchen Ordensniederlaſſungen 
eingerichtet ſind. Daneben hat ſich eine der Fortbildungsſchule für die 
männliche Jugend ähnliche Form der Organiſation des Haushaltungs⸗ 
und Handarbeitsunterrichts für Schulentlaſſene im Induſtriebezirk und in 
den Städten ſehr bewährt und daher auch ſchnell entwickelt, nämlich 
Kurſe, die unter Verwertung der Einrichtungen und der Lehrkräfte der 
Volksſchulen veranſtaltet werden und bei in der Regel halbjähriger Dauer 
ihre Zöglinge 4 bis 6 Abendſtunden in der Woche in Anſpruch nehmen. Dieſe 
ſeit einigen Jahren unter beſonderer Berückſichtigung der induſtriellen 
Arbeiterin eingerichteten und verhältnismäßig wenig koſtſpieligen Kurſe, 
für die ſich aus der Erfahrung heraus zweckmäßige Normal⸗Lehrpläne 
entwickelt haben, haben faſt überall über Erwarten lebhaften Zuſpruch von 
jungen Mädchen und jungen Frauen der Arbeiterbevölkerung gefunden. 
1909 wurden an 7 Orten 11 Kurſe mit 269 Teilnehmerinnen abgehalten, 
1911 bereits an 24 Orten 37 Kurſe mit 1082 Beſucherinnen und die noch 
nicht abgeſchloſſene Statiſtik für 1912 bringt eine erhebliche weitere 
Steigerung. 

Während dieſe Kurſe davon ausgehen, daß die in ſtädtiſchen oder 
induſtriellen Verhältniſſen arbeitenden jungen Mädchen und Frauen das 
ganze Jahr hindurch gleichmäßig beſchäftigt ſind und ſich daher in der Regel 
nur für eine geringe Stundenzahl in der Woche freimachen können, bringen 
es die Arbeitsverhältniſſe der ländlichen Arbeiterin mit ſich, daß ſie den 
größten Teil des Jahres über vollſtändig und erſchöpfend in Anſpruch 
genommen iſt, dagegen während der Wintermonate ein erheblich geringeres 
Maß von beruflicher Arbeit zu leiſten hat. Sie kann daher während der 
landwirtſchaftlichen Arbeitszeit in der Regel garnicht, dagegen in der winter⸗ 
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werden, 5 
SA als bei aere die me besche? 
auf eine beſchränkte Anzahl von Wochen zu 55 
er Sachlage ergibt ſich für das flache Land als die z Bigfte . 
der Organiſation die Wanderhaushaltungsſchule, die mit 
in der Regel achtwöchigen Kurſen von Ort zu Ort wandert. Dieſe neben 
der hauswirtſchaftlichen Ausbildung der ländlichen Arbeiterin auch der⸗ 
jenigen in der landwirtſchaftlichen Innenarbeit dienſtbar zu machende Ein⸗ 
richtung, mit deren Einführung der Kreis Tarnowitz im Jahre 1905 den 
Anfang machte, werden im kommenden Winter alle 16 nicht vorwiegend 
induſtriellen Kreiſe des 1 mit einer Ausnahme beſitzen. Außerdem 
E Ce der 5 eis Zabrze für einige noch überwiegend ländlichen 
ltungsſchule ins Leben ele Im ver- 
—— Jahre Gene in dieſen Schulen 1841 junge Mädchen und 
5 ausgebildet. 


Die bisher geſchilderten, größtenteils nur für die heranwachſende 
Jugend beſtimmten Erziehungseinrichtungen werden ergänzt durch die⸗ 
jenigen, die ohne Unterſchied alle Altersklaſſen zu erfaſſen ſuchen. 

Unter dieſen ſteht die Volksbücherei in Oberſchleſien nach 
Umfang und Durcharbeitung der Organiſation wohl unerreicht da. Dieſer 
Ce Ae des oberſchleſiſchen Volksbildungsweſens ſowie die hiermit im 

ſtehenden ſonſtigen nen zur Verbreitung volls⸗ 

tümlichen Schrifttums ſind in Band I des Oſtland, Seite 205 fg. eingehend 

eſchildert, ſo daß hierauf nur kurz Sc genommen zu werden braucht. 

(AC ſei wieder auf die Denkſchrift „Kulturelle Wohlfahrtspflege in 

Oberſchleſien“ beſonders hingewieſen. Die Zahl der Bücherausgabeſtellen 

im Bezirk iſt inzwiſchen auf 1237 geſtiegen, davon 168 Standbüchereien 
und 1069 Stationen der Wanderbüchereten. 

Die Aufgabe, dem nach des Tages Arbeit einer Ausſpannung Be, 
dürftigen Volke Gelegenheit zu bieten, neben den üblichen minderwertigen 
Vergnügungen von Zeit zu Zeit eine Erholung wertvollerer Art zu finden, 
die mit einer unaufdringlichen Belehrung verbunden iſt und auch der 
Pflege vaterländiſchen Geiſtes dient, fällt den Volksunterhal⸗ 
tungsabenden — oder beſſer Volksbildungs⸗ oder Volksabenden — 
zu, die in Oberſchleſien ſeit langen Jahren planmäßig gefördert worden ſind. 
Die hierbei maßgebenden Geſichtspunkte und die organiſatoriſchen Maß⸗ 
nahmen der Regierung ſind in der obengenannten Denkſchrift ſo eingehend 
dargelegt, daß auch hier für die Entwickelung bis 1907 der Kürze halber auf 
dieſe Veröffentlichung verwieſen werden kann. Die Zahl dieſer Veran⸗ 
ſtaltungen dt ſeither von Jahr zu Jahr weiter gewachſen — vom 1. 7. 1911 
bis 31. 6. 1912 fanden 1402 Abende ſtatt —. Gleichzeitig iſt darauf hinge⸗ 
arbeitet worden, den Bildungsgehalt der Abende, bei denen anfangs, um 
die Bevölkerung heranzuziehen, naturgemäß das rein Unterhaltende im 
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Vordergrund ſtehen mußte, nach jeder Richtung zu vertiefen. Dies ift 
erſtrebt worden durch die beratende Tätigkeit der Auskunftsſtelle 

ür oberſchleſiſche Volks unterhaltung, von der be⸗ 

nders auf Einheitlichkeit und zweckmäßige Geſtaltung der Programme, 
und auf Verbeſſerung der Qualität der einzelnen Teile des Programms 
vor allem der Theaterſtücke, Gedichte und Geſangsvorträge, hingewirkt 
worden iſt. Den größten Einfluß auf die Erhöhung des Gehalts der Abende 
hat aber die Einrichtung einer Lichtbilderzentrale im Anſchluß 
an die Auskunftsſtelle im Jahre 1909 gehabt. Von dieſer werden an Schulen, 
Fortbildungsſchulen und Vereine Lichtbilder⸗Reihen aus den verſchiedenſten 
Gebieten, die faſt ſämtlich für Oberſchleſien eigens zuſammengeſtellt und 
mit beſonderen Vortragstexten verſehen ſind, unentgeltlich ausgeliehen, 
und zwar nicht nur zur Veranſtaltung öffentlicher Volksabende, ſondern 
auch für Vorträge innerhalb der Schulen, Fortbildungsſchulen, Jugend- 
heime, Vereine uſw. Die Landkreiſe ſowie eine größere Anzahl von Kom⸗ 
munen, Volks- und Fortbildungsſchulen find im Beſitz von Lichtbilder⸗ 
apparaten und ſtellen dieſe gleichfalls in der Regel unentgeltlich den Ver⸗ 
anſtaltern von Vollsabenden und geeigneten Vereinen für ihre Veran⸗ 
ſtaltungen zur Verfügung. Die Zentrale beſitzt zur Zeit 78 Lichtbilder⸗ 
Reihen und außerdem 32 Märchen⸗Reihen, die bei dem naiven Sinn der 
oberſchleſiſchen Bevölkerung auch von den Erwachſenen beſonders gern 
geſehen werden!). Zur Erleichterung des gemeinſamen Geſangs ſolcher 
Lieder, auf deren möglichſte Verbreitung Gewicht gelegt wird, werden 
an paſſenden Stellen Textbilder eingeſchaltet, ſodaß auch die Liedertexte 
auf der Leinwand erſcheinen. Die Zahl der Entleihungen betrug im Grün⸗ 
dungsjahr 1909 600 und iſt inzwiſchen auf 1567 im letzten Jahre geſtiegen. 
Etwa die Hälfte entfällt auf geſchichtliche und heimatkundliche Stoffe, 
deren Behandlung Gelegenheit zu einer unaufdringlichen Gegenaufklärung 
gegenüber den Geſchichtsfälſchungen der polniſchen Agitation bietet. 
Bei der ſehr ſtarken Nachfrage nach Lichtbildern haben die induſtriellen 
Kreiſe Kattowitz und Beuthen eigene Verleihſtellen eingerichtet, wodurch 
die Verleihzentrale in Oppeln in ſehr erwünſchter Weiſe entlaſtet wird. 
Um den Eindruck der Vorträge zu unterſtützen, werden ſeit einiger Zeit 
geeigneten Bilderreihen, z. B. ſolchen geſchichtlichen Inhalts, eine Anzahl 
einſchlägiger Bücher mitgegeben, die nach dem Vortrage an die Zuhörer 
ausgeliehen werden, eine Einrichtung, die Anklang gefunden hat und ſich zu 
bewähren ſcheint. 

Da die Teilnahme der Bevölkerung durch Zuweiſung eigener Ver⸗ 
antwortung für die Ausgeſtaltung der Abende geſteigert wird, iſt mit Erfolg 
darauf hingewirkt worden, daß die Veranſtaltung der Abende möglichſt 
auch von populären Vereinen (Volksbildungsvereinen, Kriegervereinen, 
Geſangvereinen, Turn⸗ und Spielvereinen uſw.) übernommen wird. 


) Näheres ſiehe in dem von dem Leiter der Aus kunftsſtelle, Lehrer Scholz. 

. Katalog: „Programme, Lichtbildervorträge, Theaterſtücke für die 

olks⸗ und Elternabende in Oberſchleſien.“ Zu beziehen durch die Buchhandlung 
von Muſchner in Oppeln. (Preis 1 Mk. bei enbezug weniger.) 
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Einer bildenden Abendunterhaltung für das Volk dienen weiter 
die volkstümlichen Vorſtellungen, die von den Theatern 
in Oppeln, Gleiwitz, Beuthen, Kattowitz und Ratibor mit ſtaatlicherUnter⸗ 
ſtützung veranſtaltet werden. Für die Induſtriegemeinden iſt ein eigenes 

eater, das „Oberſchleſiſche Volkstheater", ins Leben gerufen worden, 
das ſeinen Sitz in Königshütte hat und von hier aus eine größere Zahl von 
Orten des Induſtriebezirks mit Vorſtellungen verſorgt. Die Frage, wie 
auch die großen Bildungs möglichkeiten, die im Kino leider meiſt noch 
unerſchloſſen ſchlummern, am beiten ausgenütt werden, iſt in Oberſchleſien, 
wo zur Zeit 65 Kinos, darunter 5 Wanderkinos, beſtehen, noch nicht gelöſt. 
Doch beſteht die Hoffnung, daß die großen Schwierigkeiten dieſer Aufgabe 
zu überwinden ſein werden. 

Endlich muß noch der volkstümlichen Konzertveranſtal⸗ 
tungen, insbeſondere der Volksliederabende einiger Lehrergeſang⸗ 
vereine, die ſich eine ausgedehnte und dankbare Zuhörergemeinde erworben 
haben, gedacht werden. Daß ſich auch auf dem Boden Oberſchleſiens die 
Kunſtpflege zu hoher Blüte bringen läßt, beweiſt auf dieſem Gebiet der nach 
ſeinem verdienſwollen Begründer benannte Meiſterſche Geſangverein 
in Kattowitz, ein gemiſchter Chor, deſſen Aufführungen auch nach dem 
Urteil auswärtiger Kenner zum Beſten gehören, was an Chorgeſang im 
ganzen Oſten unſeres Vaterlandes geleiſtet wird. 

Auch die geiſtigen Kräfte der Breslauer Univerſität ſind in den Dienſt 
der oberſchleſiſchen Volksbildungsarbeit geſtellt worden, indem in einer 
Anzahl von Städten des Bezirks im Winter mit Staatsunterſtützung 
volkstümliche Vorträge von Profeſſoren der Univerſität 
abgehalten werden. 

An Muſeen iſt Oberſchleſien als Land einer jüngeren Ent⸗ 
wickelung nicht reich. Die vorhandenen, nämlich das Oberſchleſiſche Muſeum 
in Gleiwitz und die Muſeen in Neiße, Oppeln und Beuthen, tragen vor⸗ 
wiegend heimatkundlichen Charakter. Beſonders das Oberſchleſiſche 
Muſeum in Gleiwitz iſt dank feiner zentralen Lage und der Rührigkeit 
ſeiner Leitung berufen, eine wertvolle Sammelſtätte oberſchleſiſcher Kunſt⸗ 
gegenſtände, gewerblicher Erzeugniſſe und geſchichtlicher Erinnerungen 
zu werden. Ein eigenes Schulmuſeum in Gleiwitz hat es ſich zur 5 
geſtellt, durch Sammlung und ſyſtematiſche Ordnung von Lehr⸗ und Lern- 
mitteln dem Fachmann Belehrung und Anregung zu bieten und außerdem 
ai einer geſchichtlichen Abteilung Material aus der Entwicklungsgeſchichte 

der oberſchleſiſchen Volksſchule zu ſammeln und hierdurch Unterlagen für 
das weitere Studium dieſer noch nach mancher Richtung der Klärung be⸗ 
dürftigen Frage zu beſchaffen. . . . 

Weniger als bei den eben geſchilderten, unmittelbar zu Bildungs⸗ 
zwecken ins Leben gerufenen Veranſtaltungen tritt nach Außen die Be⸗ 
deutung für die Volksbildung bei den deutſchen Vereinen der 
verſchiedenſten Art hervor, deren Oberſchleſien eine große Zahl beſitzt. 
Und doch gehören dieſe zum Teil zu den erfolgreichſten Trägern deutſcher 
Kultur und deutſchen Geiſtes. 


138 Roland Brauweiler 


In erſter Linie verdienen hier die Vereine zur Pflege körperlicher 
Übungen genannt zu werden, die ſich in Oberſchleſien beſonders ſtark und 
vielſeitig entwickelt haben. Die größten und in ſich geſchloſſenſten Organi⸗ 
ſationen bilden die Vereine der deutſchen Turnerſchaft und 
des Oberſchleſiſchen Spiel- und Eis laufverbandes. 
Dieſe Vereine knüpfen in ihrer Arbeit an die oben geſchilderte vorbereitende 
Tätigkeit der Volksſchule an und haben vermöge des Ernſtes, mit dem fie 
ihre Ziele verfolgen, und ihres Einfluſſes gerade auch auf die untere Volls⸗ 
ſchicht für die geſundheitliche, geiſtige und nicht zuletzt für die nationale 
Erziehung des oberſchleſiſchen Volkes eine hohe Bedeutung. Wer ein 
Turn-, Spiel- oder Eislauffeſt in Oberſchleſien beſucht, wird ſich dem Ein- 
druck nicht entziehen können, daß hier in der Erfaſſung und ſportlichen 
Durchbildung einer noch vor kurzem mehr als zurückgebliebenen Bevölkerung 
geradezu Hervorragendes geleiſtet worden iſt, wie es ſich nur durch die 
planmäßige Vorbereitung in der Voltsſchule erklären läßt. Die deutſche 
Turnerſchaft umfaßt in Oberſchleſien nach der letzten Aufnahme 140 Vereine 
mit 18 292 Mitgliedern, der oberſchleſiſche Spiel⸗ und Eislaufverband 
1 mit 19 020 Mitgliedern, die großenteils dem Arbeiterſtand 
angehören. 

Bei der werbenden Kraft des deutſchen Liedes und der Sangesluſt 
des Oberſchleſiers iſt es zu begrüßen, daß auch die Männergefang- 
vereine in Oberſchleſien eine erhebliche Ausdehnung gewonnen haben. 
In den drei großen im Bezirk vertretenen Verbänden, dem „Schleſiſchen 
Sängerbund“ mit 99 oberſchleſiſchen Vereinen und 5294 Mitgliedern, 
dem „Oberſchleſiſchen Sängerbund“ mit 65 Vereinen und 2087 Mitgliedern 
und dem „Oberſchleſiſchen Arbeiterſängerbund“ mit 28 Vereinen und 
4291 Mitgliedern ſind annähernd 12 000 Sänger zuſammengefaßt. 

Von den übrigen Verein pen verdienen neben den Krieger⸗ 
vereinen, die nach der neueſten Aufnahme in 724 Vereinen 82 388 Mit⸗ 
glieder beſitzen und damit zahlenmäßig die ſtärkſte Macht im Vereinsleben 
darſtellen, und dem Flottenverein mit 7559 Mitgliedern Hervorhebung 
beſonders die Unterbeamten⸗, vor allem die Eiſenbahner⸗Vereine, und 
namentlich die deutſchen Arbeitervereine, die zum Teil konfeſſionell organi⸗ 
ſiert ſind. Durch Pflege deutſchen Worts und Geiſtes und durch bildende 
Vereinsveranſtaltungen tragen auch dieſe Vereine weſentlich zur kulturellen 
Förderung des Volkes bei. 

Auf das reich gegliederte konfeſſionelle Vereins⸗ 
weſen kann an dieſer Stelle nicht näher eingegangen werden. Die 
geſamte Haltung der konfeſſionellen Vereine und ihr Wert für die deutſche 
Kultur hängt von der Perſon der jeweiligen Leiter im beſonderen Maße ab. 
Im Allgemeinen aber kann wohl geſagt werden, daß auch auf dieſem 
Gebiet wie ferner auf dem, bei dem ausgeſprochen kirchlichen Sinn des 
Volks natürlich noch weit wichtigeren des eigentlichen kirchlichen Lebens 
— Beicht⸗ und Kommunionunterricht, Schulmeſſen, Gemeindegottesdienſt — 
in den in Oberſchleſien glücklicherweiſe nicht mehr ſeltenen Parochieen, 
deren Geiſtlicher der deutſchſprachlichen Entwicklung kein Hemmnis 
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bereitet, ein allmählicher und ſelbſtverſtändlich in ſeiner Wirkung auf die 
Umgangsſprache höchſt bedeutſamer Fortſchritt des Deutſchen in Wort 
und Lied hervorzutreten beginnt. 


Ehe dieſer Überblick über die weſentlichſten Volksbildungsfaktoren 
abgeſchloſſen wird, ſei noch mit einem Wort der deutſchen Preſſe 
Oberſchleſiens gedacht. Es erſcheinen im Bezirk neben den verſch 
Zeitſchriften nicht weniger als 104 deutſche Zeitungen und zwar 24 täglich, 
die übrigen mindeſtens wöchentlich. 21 haben eine ausgeſprochene ae 
Richtung, die übrigen find teils farblos, teils Stadt⸗, Kreis⸗ und Gemeinde⸗ 

blätter. Da von ihren zuſammen annähernd 300 000 Abonnenten der 
größte Teil in Oberſchleſien wohnen dürfte, ſpielen ſie ganz abgeſehen 
vom Inhalt ſchon als Trägerinnen des deutſchen Wortes eine erhebliche 
Rolle und haben über die polniſche Preſſe, die ſich allerdings leider zu einem 
Beſtand von 12 Zeitungen mit über 60 000 Abonnenten entwickeln konnte, 
immer noch ein ſtarkes Übergewicht. 


. * 
A 


Die vorſtehend getrennt geſchilderten verſchiedenartigen Zweige 
des oberſchleſiſchen Volksbildungsweſens greifen in ihrer Wirkſamkeit 
naturgemäß vielfach aufeinander über, und es wird planmäßig dahin ge⸗ 
arbeitet, ihre gegenſeitigen Beziehungen möglichſt rege zu geſtalten und 
durch tunlichſt vielſeitige Ausnützung der vorhandenen Einrichtungen deren 
Nutzeffekt zu heben und Koſten zu erſparen. Die Leitung der ganzen 
Volksbildungsarbeit in Oberſchleſien, ſoweit dieſe durch die Behörden 
geleiſtet oder durch fie beeinflußt wird, iſt im Intereſſe der Einheitlichkeit 
in den Fragen der Organiſation und der Bewilligung ſtaatlicher Bei⸗ 
hilfen in der Regierung in Oppeln ſtraff eee .D die für einige 
Zweige des Volksbildungsweſens zu ihrer techniſchen Beratung und teil⸗ 
weiſe auch zur Mitwirkung bei der Durchführung ihrer organiſatoriſchen 
Maßnahmen beſondere Hilfskräfte herangezogen hat. 

Es würde zu weit führen, wenn an dieſer Stelle auf die finan⸗ 
zielle Seite der Arbeit im Einzelnen eingegangen würde. 
Der Staat tritt auch außerhalb ſeiner geſetzlichen Aufgaben, wie bereits 
oben berührt, inſoweit helfend ein, als dies zur Anregung und zum Ausbau 
der verſchiedenen Organiſationen und beſonders auch zur Belebung der 
Mitarbeit und finanziellen Anteilnahme der örtlichen Beteiligten erforderlich 
erſcheint. Den amtlichen Bemühungen iſt es gelungen, die örtlichen Hilfs⸗ 
kräfte in ſehr erheblichem Umfang zu erſchließen, und beſonders verdient 
die Opferwilligkeit der Kommunen und Kreiſe ſowie der meiſten induſtriellen 
Verwaltungen in der Übernahme der ſtetig anwachſenden freiwilligen 
Laſten für die kulturelle Arbeit mit Anerkennung hervorgehoben zu werden. 

Auch die Darſtellung der Gegenarbeit von der polni- 
ſchen Seite liegt nicht im Rahmen dieſes Aufſatzes. Es ſei nur kurz 
bemerkt, daß faſt auf allen nicht der behördlichen Genehmigung unter⸗ 
liegenden Gebieten der Volksbildungsarbeit auch von polniſcher Seite 
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Organiſationen geſchaffen oder in der deelt el ſind, die ſich 
größtenteils als eine Nachahmung des deutſchen Vorbildes darſtellen. 
Ihre Bedeutung iſt nicht zu unterſchätzen, doch ſcheint die Beobachtung, 
daß trotz größter Anſtrengungen die polniſchen Volksbildungsorganiſationen 
in Oberſchleſien nach dem eigenen Eingeſtändnis der polniſchen Preſſe l 
nicht recht entwickeln wollen, zu der Hoffnung zu berechtigen, 

Deutſchtum hier den Boden bereits zu ſehr belegt hat, als e auf ihm die 
gegneriſchen Beſtrebungen noch leichte Nahrung finden könnten. 


III. 


Die vorſtehenden Ausführungen werden dargetan haben, daß man 
ſich in Oberſchleſien bemüht, zielbewußt und mit allen verfügbaren Mitteln 
an der Hebung der Bevölkerung durch Zuführung deutſcher Kultur zu 
arbeiten. Es liegt nun nahe, daß nach den Wirkungen dieſer 
kulturellen Oſtmarkenpolitik gefragt wird. 

Hier iſt zunächſt Ke ege daß es ſich um eine Frage der 
Maſſenerziehung hande daher die Wirkung der getroffenen Ein⸗ 
richtungen erſt dann doll Ss 1 kommen kann, wenn dieſe extenſiv 
und intenſiv vollkommen ausgebaut find. Dieſer Zuſtand iſt noch nicht 
annähernd erreicht. Ein Teil des Weges iſt zurückgelegt, und beſonders 
die Volksſchule iſt ſchon heute ein Bollwerk erſten Ranges für die deutſche 
Kultur. Im Übrigen aber iſt noch ſehr Vieles weiter auszugeſtalten und 
ſoweit, wie z. B. auf dem Gebiete der Volksbücherei, ein gewiſſer äußerer 
Abſchluß nahe iſt, iſt dieſer Zuſtand erſt in neueſter Zeit erreicht und kann 
daher erſt für die Zukunft voll ins Gewicht fallen. Sodann iſt zu bedenken, 
daß es gerade auf dem Gebiet kultureller Einwirkung an genauen Maß⸗ 
ſtäben für die Feſtſtellung der Ergebniſſe fehlt. Man iſt hierbei zunächſt 
auf Einzelbeobachtungen angewieſen. Dieſe zeigen in Oberſchleſien eigent⸗ 
lich überall einen mehr oder weniger großen Einfluß der deutſchen Bil⸗ 
dungsarbeit auf das Volk. Einen gewiſſen Anhalt für die Geſamt⸗ 
wirkung gibt lediglich die Sprachenſtatiſtik, da man jeden Fortſchritt der 
deutſchen Sprache in Oberſchleſien auch mit Sicherheit als einen ſolchen 
der deutſchen Kultur betrachten kann. Die Fehler, die gerade bei der 
Sprachenſtatiſtik mit ihren nicht ganz ſicheren und erſt bei den letzten Zählungen 
etwas ſchärfer umriſſenen Begriffen unvermeidlich ſind, wiederholen ſich 
bei allen Aufnahmen mehr oder weniger und verlieren daher für den bei 
der vorliegenden Frage anzuſtellenden Vergleich der verſchiedenen Auf⸗ 
nahmen ſtark an Bedeutung. Sollte eine Verſchiebung eingetreten ſein, 
ſo würde dieſe wahrſcheinlich nicht dem Deutſchtum zugute kommen, da 
die polniſche Preſſe, deren Verbreitung zugenommen hat, ſich mit wachſen⸗ 
dem Zielbewußtſein um die Erweckung eines polniſchen Nationalgefühls 
in ihrem Leſerkreis bemüht, und vor der letzten ſtatiſtiſchen Aufnahme 
ihren Leſern nachdrücklichſt eingepeitſcht hat, nur ja ihre polniſche Nationali⸗ 
tät lasen. Zählung nicht zu verleugnen oder von den Zählern beeinträchtigen 
zu laſſen 
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Es ſeien nun zunächſt die Ergebniſſe der beiden letzten Volkszählungen 
er die Sprachenverhältniſſe für den ganzen Bezirk gegenüber⸗ 


L Die einzelnen Sprachen im Verhältnis zur 
Geſamtbe völkerung: 


deutſch und 
onſt eine andere 


190⁵ 37.197 % 66,925 % 100 % 
1910 40,089 % | 52,960 or 100 % 
mithin i910 
II. Die einzelnen Sprachen in fid: 
fen ene ander: een 
on e an e 5 
deutſch pomiſch fre nbſpracheig Sprache bevölkerung 
(zweiſprachig) 


190 757 187 1158 766 64 419 | on | 2.085 601 

1910 884 045 | 1169 840 65 099 89 4971) 2207 981 

mithin 1910 Uf 126868 |+ 10575 ＋ 680 |-+34267 T 172 390 
= A 16,754 %+ 0,913 % + 1,055 % |-+ 62,044 % 8.468 % 

Dieſe Ziffern zeigen in Tabelle I einen für den kurzen Zeitraum 
von 5 Jahren erheblichen Fortſchritt des Deutſchen, einen 
verhältnismäßig noch ſtärkeren Rückgang des Polniſchen, 
einen geringen Rückgang des ſonſtigen fremdſprachigen Elements und eine 
nicht unerhebliche Zunahme der Zweiſprachigen. Stärker noch prägen 
ſich die Veränderungen aus bei der in Tabelle II vorgenommenen Berech⸗ 
nung der Entwicklung der Sprachen in ſich. Dabei iſt zu berückſichtigen, 
daß dieſe Statiſtik auch die am 1. Dezember im Bezirk vorhandenen, größten⸗ 
teils fremdſprachigen Ausländer mitumfaßt, deren Zahl von 24 371 im 
Jahre 1905 auf 35 295 im Jahre 1910 geſtiegen iſt, alſo die Ergebniſſe 
zu Ungunſten des Deutſchtums beeinflußt. 

Um nun feftzuftellen, wie Déi die Dinge in den wirtſchaftlich verſchie⸗ 
denen beiden Hälften des Bezirks geſtaltet haben, ſind im Folgenden die 
gleichen Zahlen wie in Tabelle I und II getrennt für den Induſtriebezirk 
und den übrigen Bezirk gegeben, wobei als „Induſtriebezirk“ wiederum 
die Landkreiſe Beuthen, Kattowitz und Zabrze und die Stadtkreiſe Beuthen 
Gleiwitz, Kattowitz und Königshütte zuſammengefaßt ſind. Ein noch 


9 besen beufſch und peisiſch L 1816: 86738 
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ſichereres Bild der derſchiedenen Entwicklung in den rein induſtriellen 

und rein ländlichen Teilen des Bezirks würde ſich ergeben, wenn die in⸗ 

duſtriellen Teile der Kreiſe Tarnowitz, Ser und Pleß dem Induſtrie⸗ 

bezirk zugerechnet und die größeren Städte mit ihrer eigenartigen kulturellen 

Lage im ganzen Bezirk Auch ſchieden würden. Von Beidem iſt der Einfach⸗ 

heit halber abgeſehen. Auch in der vorliegenden Form laſſen die folgenden 
Tabellen wertvolle Schlüſſe zu: 


IJunduſtriebezirk. 


III. Die einzelnen Sprachen im Verhältnis zur 
Geſamtbe völkerung: 


ſonſt 
frembſprachig 


polniſch 


86,123 0% 
16111 18,473 0,298 0 2,391 9 87,273 0 


+329% 2.2% % |+019% |+0988% 2.150 % 


1910 
mithin191 


1905 12,892 % [20,710 % 0,119 % 1,408 % 


IV. Die einzelnen Sprachen in ſich: 


| f dë ann amt⸗ 
| deutſch polniſch fremblprachig 0 ee 
| 


prache 
rel 
u 
1277 865 727 407 872 6 581 52 794 | 822 974 
mitbin1910| + 93306 | — 13694 Lt 4168 |+ 24232 108 011 
Sal +35555 % — 8.248 %|+ 172,731 % + 84,840 % ＋ 15,107 % 
Der Übrige Sei, 
V. Die EE Sprachen im Verhältnis zur 
Geſamtbe völkerung: 
| R | eine andere | gedet 
| bei dolaiſch Ipmembipracdhig| Sprache | beoöiterung 
(zweiſprachig) 


Kabes 24,305 % 86,215 % 8,046 % 1.810 9% 64,877 0% 
Ge 28,928 % 84,487 % 2,850 0% 1,662 % 62,727 % 


muh 1910 0577 % 1,728 % 0396 % |+0352% — 2.150 0% 
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VI. Die einzelnen Sprachen in Sid: 


| + 4,117 % 
Hier ſich zunächſt in der letzten Spalte der Tabellen IV und VI, 
Sutalt 8 Inbuftrieb 


daß die me der Bevölkerung im ezirk weſentlich ſtärker 
iſt als im übrigen Bezirk, eine Erſcheinung, die ſich in der Hauptſache durch 
die Auſſaugung von Arbeitskräften den Induſtriebezirk auf Koſten 
des übrigen Bezirks erklärt. Ferner wird aber der Be erbracht, daß 
die ſoeben feſtgeſtellte Verdeutſchung ganz überwiegen 
auf den Induſtriebezirk entfällt. 

Eine anders angeordnete Überficht der Fortſchritte und Rückgänge 
der Sprachen im Jahre 1910 (gegenüber 1905) ergibt folgendes Bild: 


Im Juduſtriebezirk. 
Im Verhältnis zur Geſamt⸗ 
kerung ; 
bett eunenenen. 90 305 . 30 
ben bead E 7 4 
zweiſprachig ＋ 24 232 + 0,988 éi 
Zn übrigen Bezirk. 

Im Verhältnis zur Geſamt⸗ 
berg . q . ie 077 % 
polniſch.. . 424269 — 1,728 9, 
ſonſt fremdſprachig — 3488 — 0,3% %, 
zmeifprachig „+... 10 085 + 0,352 éi 


Alſo F abſoluter und relativer 
Fortſchritt der Deutſchen und der Zweiſprachigen, 
abſo luter und relativer Rückgang der Polen, abfoluter 
und relativer — im ganzen aber belangloſer — Fortſchritt der anderen Fremd⸗ 
ſprachigen, der im weſentlichen auf die ſtärkere Heranziehung rutheniſcher 
Arb zurückzuführen ſein dürfte. 

Im übrigen Bezirk: abſoluter Fortſchritt und 
relativer Rückgang der Deutſchen und Polen, 
abſoluter und relativer Fortſchritt der Zwei⸗ 
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ſpr WESSEN abſoluter und relativer Rückgang der ſonſtigen Fremd⸗ 
ſprachigen. 

Der relative Rückgang der Deutſchen und Polen im übrigen Bezirk, 
der mit deſſen Beeinfluſſung durch den Induſtriebezirk zuſammenhängt, 
iſt bei den Deutſchen mit 0,377 % gering, bei den Polen dagegen mit 1,728 % 
ziemlich ſtark, ein Beweis, daß auch in dieſem Teil des Bezirks das Deutfch- 
tum Boden gewinnt. Beſonders iſt auch an der weſtlichen Sprachgrenze 
trotz kleiner Schwankungen im Durchſchnitt eine nicht ungünſtige Ent⸗ 
wicklung feſtzuſtellen. 

Im ganzen Bezirk liegt alſo die Tendenz des Fortſchritts des deutſchen 
und des Rückgangs des polniſchen Elements vor, wie dies auch ſchon in den 
früheren ä nach den folgenden Ziffern ſich gezeigt hat: 


Deutſche Polen 
% der Geſamtbevölkerung. % der Geſamtbevölkerung. 


18 ́:i 90 58,23 
1900 36,63 56,11 
1905 .. 37,19 56,92 
17) Tı 40,03 52,95 


Der Heine Fortſchritt der Polen zwiſchen 1900 und 1905 iſt, wenn 
nicht überhaupt in die Statiſtik ſich hier oder bei der vorhergehenden Zählung 
irgendwelche beſondere Fehler eingeſchlichen haben, jedenfalls durch die 
weitere Entwickelung wieder mehr als wett gemacht. 

Welches ſind nun die Gründe der verſchiedenartigen Entwickelung 
im Induſtriebezirk und im übrigen Bezirk? Mitſcherlich!), der nur die 
Zahlen für den ganzen Bezirk vergleicht, ſchreibt den Fortſchritt des Deutſch⸗ 
tums im Bezirk Oppeln lediglich der Zuwanderung deutſcher Arbeitskräfte 
in den Induſtriebezirk zu. Dieſe Erklärung iſt, wie ſchon der abſolute Rück⸗ 
gang der Polen im Induſtriebezirk erkennen läßt, nicht ausreichend. Nach⸗ 
weisbar gelingt nämlich die aus nationalen Gründen erſtrebte Heranziehung 
deutſcher Arbeiter von auswärts in den Induſtriebezirk nur in ſehr geringem 

Umfang. Die von außerhalb des Regierungsbezirks in den Induſtrie⸗ 
bezirk zu wandernden deutſchen Elemente gehören ganz überwiegend 
dem Mittelſtand und den oberſten ſozialen Schichten an und fallen 
zahlenmäßig wenig ins Gewicht. Jedenfalls. aber kann dieſe nicht 
erhebliche Zuwanderung von Deutſchen und der durch die umgekehrt 
vorhandene Abwanderung von oberſchleſiſchen Polen nach dem Weſten der 
Monarchie eintretende Stärkeverluſt der Polen durch das Anwachſen der 

I der in der Statiſtik mit auftretenden fremdſprachigen Ausländer 

ieder als ausgeglichen gelten. Die nachgewieſene ſtarke Verſchiebung 
der Sprachenverhältniſſe vollzieht ſich demnach in der Hauptſache inner⸗ 
halb der einheimiſchen Bevölkerung und zwar durch eine, im 
Induſtriebezirk am ſtärkſten ausgeprägte Verdeutſchung des polniſchen 
Elements. Wenn dies ſchon die obenſtehende Zuſammenſtellung der 


) Waldemar Mitſcherlich, „Die Ausbreitung der Polen in Preußen.“ Leipzig 
1918. S. 210. 
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abſoluten und relativen Bewegung der deutſchen und polniſchen Sprache 
vermuten läßt, die ja auch außerhalb des Induſtriebezirks ein Vordringen 
des Deutſchtums zeigt und im Induſtriebezirk ſogar einen abſoluten, 
durch deutſche Zuwanderung keinesfalls zu erklärenden Rückgang der 
Polen, ſo erhält dieſe Annahme eine weſentliche Unterſtützung durch die 
überrajchend ſtarken Fortſchritte der erſt ſeit 1905 ſchärfer von der Statiſtik 
erfaßten Zweiſprachigen, die als einzige Gruppe in allen Teilen des Bezirks 
ſowohl eine abſolute wie auch relative Zunahme zeigen. Wie nämlich jeder 
aufmerkſame Beobachter weiß, ſtellen dieſe Zweiſprachigen in ihrer großen 
Mehrheit Elemente dar, die zu der polniſchen Mutterſprache das Deutſche 
hinzugelernt haben — der entgegengeſetzte Fall iſt verhältnismäßig ſelten, 
auch fallen die von Hauſe aus Zweiſprachigen wenig ins Gewicht — und 
nun im Verkehr beide Sprachen mit der gleichen Sicherheit ſprechen. 
Die Gründe, weshalb ſie ſich bemüht haben, das in der Schule erlernte 
Deutſche zu bewahren und möglichſt beherrſchen zu lernen, ſind allermeiſt 
wirtſchaftlich ſozialer Art. Der aus der polniſchen Unterſchicht nach oben 
Strebende weiß in Oberſchleſien, daß die Oberſchicht deutſch iſt und daß 
er nur bei voller Beherrſchung der deutſchen Sprache Ausſicht auf ſoziales 
Fortkommen in Oberſchleſien ſelbſt und natürlich erſt recht außerhalb 
Oberſchleſiens in den deutſchen Teilen unſeres Vaterlandes hat. Da nun 
im Induſtriebezirk die deutſche Oberſchicht beſonders ſtark iſt und ihren 
deutſchen Charakter mit dankenswerter Entſchiedenheit kraft ihres ſozialen 
Übergewichts überall zur Geltung bringt, andererſeits auch hier die Möglich⸗ 
keiten, ſozial und wirtſchaſtlich in die Höhe zu ſteigen, beſonders zahlreich und 
jedenfalls viel größer ſind als auf dem flachen Land, vollzieht ſich hier der Uber, 
gang zum Deutſchen in ſehr viel größerem Umfang. Das allgemeine raſche 
Vorwärtsſchreiten aller Verhältniſſe im Induſtriebezirk bringt zu ſolchem 
Streben neben den äußern Möglichkeiten auch die inneren Impulſe, während 
auf dem Land die beharrenden Kräfte das Übergewicht haben. Die Kinder 
dieſer vorwärtsſtrebenden Elemente ſind meiſt ſchon rein deutſch, da bei 
ihnen auch die Hausſprache in der Regel das Deutſche iſt. Man kann dieſen 
typiſchen Vorgang in einzelnen Familien genau verfolgen, in denen die 
ſtrebſamen, beanlagten Mitglieder dem Deutſchtum zuwachſen, die übrigen 
polniſch bleiben. Auf dem flachen Lande fehlt dieſe Erſcheinung auch nicht 
ganz, iſt aber bei den dort vorhandenen ſozialen und wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen naturgemäß weſentlich ſeltener. 

Und nun die Bedeutung der Volksbildungsarbeit 
für dieſe Entwicklung? Es leuchtet ohne weiteres ein, daß 
ſie es iſt, die überhaupt erſt den geſchilderten Übergang zum Deutſchtum 
ermöglicht und ihm die Wege ebnet. Ohne die Grundlage der deutſchen 
Schule, ohne die Fortbildungsſchule und die zahlreichen ſonſtigen deutſchen 
Bildungsmöglichkeiten würde ein Emporſteigen ins Deutſchtum in ſolchem 
Umfang wie ihn die Statiſtik nachweiſt vollkommen unmöglich ſein. Dieſe 
Anſicht kommt auch in der polniſchen Preſſe unter dauernden Angriffen 
auf die deutſchen Bildungseinrichtungen und Warnungen vor ihrer Benutzung 
immer wieder zum Ausdruck. Selbſtverſtändlich wird die Verdeutſchung 
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auch noch durch andere Umſtände erleichtert und unterſtützt, durch das deutſche 
äußere Gepräge der Städte und größeren Gemeinden, die deutſche Sprache 
der Behörden und induſtriellen Verwaltungen, die in großem Umfang 
deutſche Geſchäftsſprache, die deutſche Sprache bei den Verkehrseinrichtungen 
und nicht zuletzt die militäriſche Dienſtzeit der Männer. Die Hauptſtütze 
aber ſind die deutſchen Bildungseinrichtungen, die auch wiederum im 
Induſtriebezirk mit ſeinen reich gegliederten Schulen und der Fülle privater 
und kommunaler kultureller Wohlfahrtseinrichtungen — man denke zum 
Beiſpiel an die vorbildlichen Wohlfahrtseinrichtungen der Donnersmarck⸗ 
hütte in Zabrze — mit erheblich größerem Nachdruck wirken können als 
auf dem weniger gut ausgeſtatteten flachen Lande. 

Daß ſie übrigens im Sinne des Deutſchtums auch auf diejenigen 
fremdſprachigen Elemente wirken, die nicht mit Bewußtſein zum Deutſchen 
übergehen, iſt von vornherein anzunehmen und auch zu beobachten. Der 
größte Teil von dieſen fällt zwar zurzeit noch nach dem Verlaſſen der Schule, 
obwohl bei tüchtigen Lehrern die aus der Schule Entlaſſenen das Deutſche 
mit gleicher Sicherheit ſprechen wie das Polniſche und ſogar ihr Wortſchatz 
im Deutſchen weſentlich reicher iſt, unter dem Einfluß der polniſchen 
Hausſprache der älteren Generation wieder in die mehr oder minder aus⸗ 
ſchließlich polniſche Umgangsſprache zurück. Aber es ſpielt ſich auch bei 
dieſen Elementen und zwar vorwiegend ſoweit ſie auch nach dem Verlaſſen 
der Schule in dauernder und kräftiger Berührung mit dem Deutſchen 
bleiben — alſo in den größeren Städten und Induſtriegemeinden und an 
der Sprachgrenze —, in größerem Umfang als gewöhnlich angenommen 
ein innerer ſprachlicher Prozeß ab, deſſen genauere Erforſchung ſehr reiz⸗ 
voll und für die Erklärung der ſprachlichen Entwicklung in Oberſchleſien 
nicht ohne Bedeutung wäre, nämlich die zunehmende Durchſetzung der 
polniſchen vulgären Sprache mit deutſchen Beſtandteilen. Nicht nur. daß 
in der Unterhaltung des Volks oft ganze rein deutſche Sätze mit polniſchen 
abwechſeln, ſondern es mehren ſich auch innerhalb des Waſſerpol⸗ 
niſchen die deutſchen, polniſch korrumpierten Worte und Wendungen, 
ſodaß in einer ſcheinbar polniſchen Unterhaltung oft der größte Teil der 
Worte von einem geſchulten Ohr als deutſch mit polniſchen Endungen zu 
erkennen iſt. Es darf wohl angenommen werden, daß auch dieſe ſprachliche 
Evolution, die eine Fortſetzung der Entwicklung darſtellt, der das Waſſer⸗ 
polniſche ſchon ſeit Jahrhunderten unterliegt und die durch den ſtärkeren 
Druck der heutigen deutſchen Einwirkungen jetzt beſchleunigt wird, für die 
Verdeutſchung Oberſchleſiens von nicht geringer Bedeutung iſt. Auch 
hier hat ſich der Widerſtand der polniſchen Preſſe geregt, die nicht ohne 
Erfolg in ihrem Leſerkreis auf eine Bereinigung des Waſſerpolniſchen 
und ſeine Annäherung ans Hochpolniſche hinarbeitet. 

Als weſentlichſter Faktor der Verdeutſchung muß aber wohl zurzeit 
noch die bewußte Annahme des Deutſchen durch die ſozial und kulturell 
vorwärts ſtrebenden Elemente bezeichnet werden. Der Verdeutſchungs⸗ 
prozeß in Oberſchleſien ſtellt ſich alſo vorwiegend als ein dauerndes Zu⸗ 
wachſen urſprünglich polniſcher Elemente der breiten unteren Schicht zu 
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der deutſchen Schicht der ſozial und kulturell Höherſtehenden dar, durch 
welches dieſe Oberſchicht ſtetig an Schwergewicht gewinnt und nun ihrer⸗ 
ſeits auch wieder mit ſteigendem Druck nach unten wirkt. Hieraus darf die 
Hoffnung abgeleitet werden, daß das Deutſchtum mit dem Fortſchritt der 
Kultur immer weiter nach unten vordringt. Und zwar geht dieſe Entwicke⸗ 
lung weitaus am ſchnellſten im Induſtriebezirk vor ſich, ſodaß man es als ein 
Glück für das Deutſchtum bezeichnen kann, daß dieſer gerade im Oſten des 
Bezirks als ein Schutzgürtel vor der Grenze vorgelagert iſt. Von dort aus 
geht mit der ſtetig wachſenden Bedeutung des Induſtriebezirks im Rahmen 
des ganzen Bezirks ein deutſcher Einfluß aus, dem die oben nachgewieſene 
eigene, wenn auch langſamere Verdeutſchung der ländlichen Teile des 
Bezirks entgegenkommt. 

Dieſer Prozeß iſt allerdings, wie das auch heute noch vorhandene 
zahlenmäßige Übergewicht der polniſchen Sprache zeigt, erſt in den Anfängen, 
und es wäre ein ſchwerer Fehler, wenn auf Grund der bisherigen, bei aller 
Zurückhaltung in der Einſchätzung des Werts des ſtatiſtiſchen Materials doch 
wohl kaum zu leugnenden und auch von der polniſchen Preſſe mit einer 
gewiſſen Reſignation anerkannten Fortſchritte des Deutſchtums die ihm 
offen und geheim entgegenwirkenden Widerſtände und das ſprachliche 
Beharrungsvermögen unterſchätzt würden. Es wird noch langer Zeit 
und noch vieler zäher und vor allem konſequenter Arbeit, nicht nur auf dem 
Gebiet der Förderung der Volksbildung ſondern auch auf demjenigen 
der wirtſchaftlichen Gegenarbeit bedürfen, bis dieſes eigenartige und wert⸗ 
volle Land kulturell und ſprachlich mit den preußiſchen Stammlanden 
ganz verſchmolzen iſt. Auch werden bei der zunehmenden Schärfe der von 
Außen nach Oberſchleſien hineingetragenen nationalpolniſchen Agitation 
und der Skrupelloſigkeit der Mittel, mit der ſie das Volk zu betören und in 
eine landfremde politiſche Richtung hineinzudrängen ſucht, vielleicht 
Schwankungen nicht erſpart bleiben. Die Geſamtrichtung der Entwicklung 
wird aber wohl kaum noch eine andere werden, da alle diejenigen Kräfte, 
die auf die Gewinnung Oberſchleſiens für das Deutſchtum hinwirken, 
ſich in Zukunft nur verſtärken können, und da zu hoffen iſt, daß mit dem 
zunehmenden Einfluß der deutſchen Kultur und Aufklärung das oberſchleſiſche 
Volk immer mehr in ſeiner breiten Maſſe erkennt, wo ſeine wahren Freunde 
ſind und daß ſein Fortkommen und ſeine Zukunft allein beim Deutſch⸗ 
tum zu ſuchen iſt. 
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Staatliche Noloniſationsverſuche in der Provinz poſen 
unter Friedrich Wilhelm IV). 


Von Manfred Laubert. 


Der Regierungsantritt Friedrich Wilhelms IV. hatte bekanntlich 
eine jähe Schwenkung der preußiſchen Polenpolitik zur Folge. Das ſeit 
dem Warſchauer Aufſtand von 1830/31 unter Flottwells Leitung befolgte 

affe Syſtem wurde durch ein außerordentlich konziliantes Verfahren er⸗ 
etzt, um durch weitgehende Zugeſtändniſſe die widerſtrebenden Elemente 
in der Provinz Poſen für die Regierung zu gewinnen. So auch auf koloni⸗ 
ſatoriſchem Gebiete. Der von Friedrich Wilhelm III. zum Ankauf polniſcher 
Herrſchaften im Wege der Zwangsverſteigerung zwecks Weiterveräußerung 
an deutſche Rittergutsbeſitzer ausgeworfene „Güterbetriebsfonds“ verlor 
ſeine germaniſatoriſche Bedeutung, weil der neue König auf eine Petition 
des Provinziallandtages von 1841 den Wiederverkauf der Beſitzungen ohne 
Rücksicht auf die Nationalität der Bewerber geſtattete. 1843 beſtimmte 
er, einer Anregung von Flottwells Nachfolger, dem Grafen Arnim folgend, 
daß aus den Zinſen dieſes Fonds jährlich 40 000 Rtl. zur Anlage vonChauſſeen 
verwendet würden, um der überlegenen deutſchen Kultur das Einſtrömen 
in die Provinz zu erleichtern und damit auf friedlichem Wege einen Ausgleich 
der nationalen Gegenſätze herbeizuführen. Zwei Jahre ſpäter wurde 
ſogar die von dem Miniſter der Domänen und Forſten, Grafen Stolberg 
gewünſchte, vom Staatsminiſterium nur gegen die Stimme des General- 

jutanten von Thile und das mahnende Votum des Prinzen von Preußen 
befürwortete Auflöſung des Güterbetriebsfonds, unter Einverleibung ſeiner 
Kapitalien in die Generalſtaatskaſſe und unter Übergang der vorhandenen 
Grundſtücke an die Domänenverwaltung, genehmigt). 

Unmittelbar darauf, im Winter 1845/46, traten aber die Früchte 
der unſeligen Verſöhnungspolitik in den polniſchen Aufſtandsverſuchen 
ſo greifbar zu Tage, daß ſich die leitenden Staatsmänner vorübergehend 


) Nach den 5 XVII A. 2 Nr. 5 im Staatsarchiv zu Poſen 
und den Akten Rep. 77 L VII 438 im Geh. Staatsarchiv zu Berlin. 

2) Sol meinen Aufſatz: Enteignung und Staatskoloniſation vim. Schleſiſche 
Zeitung von 1911, Nr. 823. 
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zu energiſcheren Maßnahmen aufrafften. Nun erlebte Flottwell den Tri⸗ 
umph, daß man theoretiſch wenigſtens wieder in die ſcher Erg viel⸗ 

eſchmähten Koloniſationspolitik einlenkte. Ein praktiſcher lg wurde 
d ilich nicht erzielt, weil man dem ſchwankenden Charakter der Regierung 
Friedrich Wilhelms IV. entſprechend mit durchaus ungenügenden Mitteln 
an die Durchführung des Planes ging und vor lauter Bedenklichkeiten nicht 
zum Entſchluſſe kam. Trotzdem iſt das Experiment, wie wir ſehen werden, 
auch für die heutigen Verhältniſſe lehrreich. 

Flottwell hatte bei dem damaligen Fehlen eines polniſchen Mittel⸗ 
ſtandes ſehr richtig in dem Adel den Träger der nationalen Oppoſition 
erkannt und ihn daher durch deutſche Rittergutsbeſitzer zu erſetzen getrachtet. 
Dieſes Ziel wurde auch im folgenden Jahrzehnt weiter verfolgt. Gelegen⸗ 
heit zu Ankäufen der fraglichen Art trat wieder reichlich ein, nachdem der 
jüngfte Aufſtand gleich allen früheren den polniſchen Adel materiell 
erſchöpft und Subhaſtationen an die Tagesordnung gebracht hatte. Auch 
mit einem Sinken der unnatürlich in die Höhe getriebenen Güterpreiſe 
durfte man dabei rechnen. Zuerſt war im Dezember 1845 von Graf Mathias 
Mielzynski als Bevollmächtigtem der Erben des Grafen Heinrich Dziedu⸗ 
ſzycki dem Staat die Herrſchaft Neudorf, eine der bedeutendſten 
der Provinz, mit 63 000 Morgen, zum Kauf angeboten worden. Zwar 
hatte Stolberg in letzter Zeit mehrfach betont, daß die zum Erwerb der 
Domänen beſtimmten Fonds für den Augenblick erſchöpft ſeien und die 
Verſchmelzung des Güterbetriebsfonds der Generalſtaatskaſſe ſtand 
unmittelbar bevor, aber hiermit war nicht geſagt, daß man künftig auf jede 
derartige politiſch oder finanziell vorteilhafte Operation verzichten 
wolle. Der Oberpräſident von Beurmann verſäumte deshalb nicht, 
das in vielfacher Hinſicht überaus wichtige Anerbieten zur Entſcheidung des 
Miniſters zu bringen. Er hatte freilich früher ſelbſt geäußert, daß „der 
An⸗ und Verkauf von Gütern in politiſcher Beziehung den Erfolg, 
den man dadon erwartet, nicht vollſtändig gehabt habe. Der Grund Dier, 
von möchte vielleicht teils darin zu ſuchen ſein, daß das Geſchäft bei den 
damaligen, ſo ſehr niedrigen Getreidepreiſen nicht in einem größeren 
Umfange gehandhabt worden iſt, teils in dem beim Wiederverkauf ſtatt⸗ 
findenden Verfahren, wo m. E. die finanziellen Rückſichten zu ſehr im 
Vordergrunde ſtanden, teils endlich darin, daß die angekauften Güter 
zerſtreut in der Provinz lagen.“ Es wäre wohl zweckmäßiger geweſen, 
von den deutſchen Grenzkreiſen aus mit den Erwerbungen vorzugehen, 
denn ein „einzelner deutſcher Gutsbeſitzer in einer ganz polniſchen Gegend 
wird weder auf dem Kreistage, noch auf die Verbreitung deutſcher Sitte 
und Kultur einen erheblichen Einfluß gewinnen“ 

Neudorf genügte aber in letzterer Hinſicht allen Erforderniſſen, 
denn es grenzte an den überwiegend deutſchen Kreis Birnbaum und an 
die Herrſchaft Filehne in dem auf dem rechten Netzeufer gleichfalls deutſchen 
Kreis Czarnikau. Der Ankauf bedeutete alſo eine ſehr zweckmäßige Hinaus⸗ 
ſchiebung der nationalen Scheidelinie. Doch auch wirtſchaftlich hoffte 
Beurmann auf ein günſtiges Reſultat. Die Forſten (45 000 Morgen) 
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konnten mit dem Biezdrowoer Walde (22 000 Morgen), über beten An⸗ 
kauf der Fiskus mit Graf Bninski in Unterhandlung ftand, zu einem ſehr 
ſchönen Komplex vereinigt werden, deſſen Holzabſatz bei der günftigen 
Lage zwiſchen Warthe und Netze vielverheißend war. Da die Dziedufzycki- 
ſchen Erben noch bedeutende Güter in Galizien beſaßen, aber nach zuver⸗ 
läſſiger Quelle 200 000 Tlr. Wechſelſchulden ihres verſtorbenen Vaters 
decken mußten, waren ſie mutmaßlich geneigt, Neudorf bei hoher Anzahlung, 
wie ſie ein Privatmann ſchwerlich leiſten konnte, verhältnismäßig billig 
abzugeben. Beurmann ſchloß: „Ein ſo bedeutender Grundbeſitz in den 
Händen eines dem Gouvernement abgeneigten Polen iſt wegen des mit 
demſelben verbundenen Einfluſſes immer bedenklich und es möchte ſich 
politiſch nicht rechtfertigen laſſen, eine Gelegenheit wie die vorliegende 
nicht zu benutzen.“ Zudem war Mielzynski einer der verbiſſenſten polniſchen 
Grundherren der Provinz und darum ſein Anerbieten bemerkenswert 
(an Stolberg 10. De. 1845). 


Stolberg verkannte nicht, daß es, von anderen Erwägungen ab⸗ 
geſehen, wünſchenswert ſei, den Übergang des gewaltigen Beſitzes an einen 
illoyalen Acquirenten zu verhindern. Aus Mangel an geeigneten Mitteln 
glaubte er aber zu ſeinem Bedauern ſich zunächſt ablehnend verhalten 
u müſſen (an Beurmann 26. Jan. 1846). Am 20. März ließ er Beurmann 
jedoch wiſſen, daß es „in Anregung gekommen, ähnliche Operationen, 
wie früher ſchon mittelſt des ſ. g. Güterbetriebsfonds im Großherzogtum 
Poſen ſtattgefunden haben, wieder in Gang zu bringen und dabei vielleicht 
auch auf Güter⸗Aquiſitionen aus freier Hand Bedacht zu nehmen.“ Am 
29. April gab der Miniſter hierzu folgende Erläuterung: 

„Zunächſt kommt es zwar noch darauf an, die erforderlichen Geldmittel zur 
Dispoſition zu ſtellen. Indeſſen iſt es rathſam, ſchon im voraus die Art und Weiſe 
zu beſprechen, wie am zweckmäßigſten das Geſchäft zu betreiben ſein dürfte. Es 
euchtet ein. daß es für das finanzielle Intereſſe keineswegs erſprießlich ſein würde, 
künftig weitere Güter⸗Ankäufe auf dem gewöhnlichen officiellen Wege einzuleiten. 
Vorteilhafter laſſen ſich dergleichen Geſchäfte unſtreitig durch Privatperſonen ver⸗ 

deln, wenn dabei die erforderliche ſtrenge Discretion beobachtet wird, ſo daß die 
äufer nicht vorzeitig von den obwaltenden Verhältniſſen Kenntnis erhalten. 
Die den Tommiſſaren zu ertheilende Vollmacht wird daher nicht eng beſchränkt 
werden dürfen, wobei dann aber von der Vorausſetzung auszugehen iſt, daß die 
dazu zu wählenden Individuen, in Hinſicht auf Sachkunde, Integrität und Un⸗ 
SEHR ehen, nach welchen nicht bon eech in El, ee 
en e un 
entfpeingen, welche Den Ziel bereiten würden.“ j 

Beurmann bezweifelte nicht, daß ſich mehrere in jeder Hinficht 
geeignete Privatperſonen feiner Provinz, wie Freiherr von Maſſenbach⸗ 
Biatokosé, Freiherr von Hiller⸗Betſche, von Reiche⸗Rozbitek (Kreis Birn⸗ 
baum) und von Leipziger⸗Pietrunke (Kreis Chodzieſen) bereit finden laſſen 
würden, ſogar ohne Proviſion lediglich gegen reichlich bemeſſene Entſchädi⸗ 


e 19 D te Gedanke i dem in der Provi A 
tee a. 8. E Kupfer Kr ausführlich in einer gé von 
wickelt worden, vgl. meinen Aufſatz in den Forſchungen zur Brandenburgiſchen und 
Preußiſchen Geſchichte, XIX, S. 187—221. 
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gung an Diäten und Fuhrkoſten in der gewünſchten Weiſe bei Güter⸗ 
ankäufen für ſtaatliche Rechnung mitzuwirken. Noch ſicherer ließen ſich 
aber alle ſchädlichen Mußmaßungen im Publikum vermeiden, wenn es 
dem Miniſter gelang, Sachverſtändige aus anderen Provinzen vorzu⸗ 
ſchieben. Hierbei mochte es allerdings im fiskaliſchen Intereſſe liegen 
den Unterhändlern eine Proviſion von dem Betrag zu bewilligen, um den 
ſie das Kaufobjekt unter dem von der Verwaltung normierten Maximalpreis 
erſtehen würden. Ferner ließ ſich der bei dem Gütererwerb verfolgte Zweck 
vielleicht befördern, wenn man Landwirten der älteren Provinzen von 
einigem, jedoch nicht zureichendem Vermögen bei Gutsankäufen im Poſen⸗ 
ſchen aus öffentlichen Kaſſen Kapitalien gegen Eintragung auf die betreffen⸗ 
den Güter zu mäßigen Zinſen, 3) —4 Prozent, unter Abzahlung in kleinen 
Raten gewährte. Dadurch wurde jedenfalls die beim Erwerb ſeitens fisci 
nicht ag zu umgehende läſtige Adminiſtration überflüſſig (an Stolberg 
13. Mai). 


Dieſer Wendung entſprechend veränderte Stolberg auch ſeine 
Anſicht in der Neudorfer Frage. Am 20. April beauftragte er den Ober⸗ 
präſidenten mit näheren Informationen, da vielleicht doch Umſtände 
eintreten konnten, die es ermöglichen würden, dem Kauf näher zu treten. 
Beurmann hatte ſich nach dem erſten Miniſterialbeſcheid noch an den Inten⸗ 
danten der königlichen Güter, Wirklichen Geh. Rat Kammerherrn von 
Maſſow gewendet, der ihm früher ſeine Bereitwilligkeit erklärt hatte, bei 
paſſender Gelegenheit größere Beſitzungen im Poſenſchen für die Hof⸗ 
kammer der königlichen Krongüter aufzukaufen. Jetzt wandte er ſich an 
Mielzynski mit der Bitte um Auskunft, wurde aber, mutmaßlich infolge 
der inzwiſchen eingetretenen Wirren, überhaupt keiner Antwort gewürdigt 
(an Maſſow 1. Febr., an Mielzynski 13. Mai). 


Doch bald bot ſich Erſatz für das verfehlte Unternehmen. Zunächſt 
wurde Graf Julius Radolinski genötigt, auf zwei Jahre ein 
lies Darlehen von 25 000 TIrn. zu erbitten, da feiner Angabe nach ſich 
die Konjunkturen für Kapitalbedürftige in der Provinz ſo ungünſtig ge⸗ 
ſtaltet hatten, daß ſie Geld gar Ger oder nur zu ruinöſen Bedingungen 
erlangen konnten (an Beurmann 8. Mai). Er mochte ſich aber von dieſem 
Ausweg keinen ſonderlichen Erfolg verſprechen, denn ſchon im Januar 
hatte er dem Finanzminiſter von Bodelſchwingh feine Herrſchaft Bor z e⸗ 
eiſzki (et Radenz, Kreis Krotoſchin) zum Kauf angeboten. Aber 
erſt am 5. Mai erſuchte der Geh. Oberfinanzrat Thoma (2. Abt. des Mini⸗ 
eriums des Königlichen Hauſes) den Oberpräſidenten, mit der vom Be⸗ 


rt — eis nähere ndigungen einzuziehen, obwohl es noch 
unbeſtimmt war, ob fernere Gütererwerbungen im Poſenſchen, beſonders 
aus freier Hand, zu realiſieren ſein würden. Auch in dieſem Fall empfing 
Beurmann auf ſeine Anfrage (13. Mai) keine Antwort mehr und das Pro⸗ 
agin ſcheint gleichfalls durch die politiſchen Zwiſchenfälle vereitelt worden 
zu ſei 
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Dafür lenkte jetzt der Oberpräſident in einem Bericht an 
Bodelſchwingh und Stolberg vom 4. Juli die Frage 
des Guͤtererwerbs im Großherzogtum Poſen durch Deutſche in allgemeinere 
Bahnen. Veranlaſſung gaben ihm hierzu mehrfache Anfragen, ob der 
Staat geneigt ſein würde, ſolchen durch Hergabe von Kapitalien gegen 
billige Bedingungen zu erleichtern. Um dergleichen Schreiben beantworten 
zu können, trug Beurmann folgende Momente vor: 


„. . . . Ich habe mich bereits anderweit darüber ausgeſprochen, daß voraus⸗ 
ſichtlich der Werth der Güter in der Provinz Poſen ſinken, und daß eine Zeit ein⸗ 
treten wird, welche zu Ankäufen geeignet ſein dürfte. Ich habe deshalb darauf 
angetragen, das ere Project, Güter für Rechnung des Staats zu erwerben, 
wieder aufzunehmen. Wenn jedoch von einer ſolchen Operation ein weſentlicher 
Nutzen erwartet werden ſoll, ſo müſſen bedeutende Mittel zur Dispoſition geſtellt 
werden, und ich glaube annehmen zu müſſen, daß dies gerade im gegenwärtigen 
Augenblicke An findet. Wäre dieſe Vorausſetzung richtig, ſo ſcheint es beinahe, 
als ob der Zweck, einen deutſchen Rittergutsbeſitzer⸗Stand in der Provinz Poſen 
zu bilden, in größerem Umfange durch Bewilligung von Darlehen erreicht würde, 
abgeſehen davon, daß die mit der Acquiſition durch den Fiscus verbundenen Weit⸗ 
läufigkeiten, die Gefahren der Adminiſtration, die Verſtimmung, welche eine ſolche 
Operation bei den Polen hervorrufen müßte, hier wegfallen würden. Es käme nur 
darauf an, daß bei der Bewilligung ſolcher Darlehen einige beſtimmte Grundſätze 
feſtgehalten würden, welche die Krreich 
kaſſen vor Berluften bewahrten. 


1. Die hauptſächlichſte Garantie würde immer in der Perſönlichkeit desjenigen 
liegen, dem das Darlehen bewilligt wird; ich glaube indeſſen wohl, daß ſich 
Männer aus anderen Provinzen des Staates finden werden, denen man das 
nöthige Zutrauen in dieſer Beziehung würde ſchenken können. Es wäre aber auch 

2. unumgänglich wg „ daß der Käufer einen verhältnißmäßig nicht uns 
bedeutenden Za des Kaufgeldes aus eigenen Mitteln zu entrichten im 
Stande ſei, theils um den Fiscus wegen ſeines Darlehns ſicher zu ſtellen, 
theils um Speculanten abzuhalten. welche nichts zu verlieren haben. Man 
würde fordern können, daß ein Viertheil, vielleicht auch ein Drittheil des 
Kaufgeldes von dem Acquirenten aus eigenen Mitteln gedeckt werden könnte. 

3. Eine fernere Frage wäre die Sicherſtellung, daß die acquirirten Güter nicht 
nach einigen Jahren von den Käufern wieder mit Vortheil an Polen verkauft 
würden. Bei den früheren Operationen des Güterbetriebsfonds hat man, um 
dies zu verhüten, theils dem Fiscus das Vorkaufsrecht vorbehalten, theils die 
Rittergutsqualität auf die Perſon des Acquirenten und ſeiner Descendenten 
beſchränkt. Die Erfahrung hat indeſſen gezeigt, daß mit dieſen Stipulationen 
der Zweck nicht vollſtändig erreicht worden iſt; insbeſondere iſt das Vorkaufs⸗ 
recht dadurch unwirkſam geworden, daß durch die Conjuncturen der letzten 
Jahre der Preis der Güter ſo in die Höhe getrieben war, daß Fiscus nicht 
ein einziges Mal von dem vorbehaltenen Vorkaufsrechte hat Gebrauch machen 
können. Um dieſen Übelſtand zu vermeiden läßt ſich vielleicht 


a) das Vorkaufsrecht in der Weiſe ſtipuliren. daß dasſelbe, wenn der 
Acquirent verkaufen will, für den erſten Acquiſitionspreis 
re gemacht werden könnte. Dieſe Bedingung [wird] nur dann viel- 

icht unzureichend erſcheinen, wenn der Werth des Gutes vorzugsweiſe in 
einem Walde beſtände, durch deſſen Devaſtirung das Gut an Werth 
bedeutend verringert würde. Man könnte auch 

b) die Bedingung n, daß im Falle des Verkaufs das vom Fiscus dar⸗ 

eliehene Capital ſofort baar ausgezahlt werden müſſe; oder endlich 
onnte man 

c) vom Acquirenten verlangen, daß er dem Gute die Eigenſchaft eines 
Familien⸗Fideikommiſſes gebe. 


ung des Zwecks ſicherten, und die Staats- 
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Die Bedingungen ad a und c möchten wohl die wirkſamſten fein. 

4. Endlich käme es noch darauf an, die Zahlungs⸗Modalitäten zu beſtimmen, 
unter denen die Darlehne zu bewilligen wären. Dieſelben müſſen günſtig ſein, 
denn ſie ſollen den Anreiz zum Niederlaſſen in einer Provinz geben, welche 
im Übrigen wenig Annehmlichkeit bietet. Ich würde mir erlauben, einen 
Zinsfuß von 2 bis 2½ p Cent und eine Amortiſation von 1 p Cent vorzuſchlagen. 

Jedenfalls hat man bei der Bewilligung von Darlehnen den Vortheil, daß 
zur Erreichung des Zwecks (Heranziehung deutſcher Gutsbeſitzer) gleich von Anfan 
an Privat⸗Capitalien benutzt werden. Stellt der Staat vorläufig nur 500 000 Tlr. 
ur Dispoſition, fo würde eine gleiche Summe aus dem eigenen Vermögen des 

cquirenten dazu verwandt werden, und, wenn auf den erkauften Gütern, wie an- 
zunehmen iſt, Pfandbriefe, vielleicht auch im Betrage von 500 000 Ten. ftehen, fo 
würde mit einer vom Staate vorzuſchießenden halben Million ein Grundbeſitz im Werth 
von anderthalb Millionen Thalern in die Hände deutſcher Grundbeſitzer übergehen. 

Ich erlaube mir gehorſamſt anzufragen, ob ich, wenn Anträge auf 

Bewilligung von Darlehnen bei mir gemacht werden, dieſelben in der an⸗ 
gedeuteten Art vorbereiten, u. Ew. pp. demnächſt vorlegen darf.“ 


Als Beleg ſeiner Anführungen konnte Beurmann gleich nachher 
den Miniſtern ein Geſuch des Premierleutnants a. D. von Strang 
vorlegen, worin dieſer zum Ankauf des Anton von Zottowski gehörigen, 
zur Subhaſtation kommenden Rittergutes Za ja czko wo (Kreis Samter) 
ein ſtaatliches Darlehen von 26 000 Tlrn. erbat. Er konnte 20 000 Tir. 
aus eigener Taſche bezahlen und war bereit, ſich allen Bedingungen, ins⸗ 
beſondere einer Beſchränkung des Wiederverkaufsrechtes, zu unterwerfen, 
da er ſich ein dauerndes Beſitztum zu gründen wünſchte. Was der Ober⸗ 
präſident über ſeine Perſönlichkeit erfahren hatte, diente ihm durchaus 
Lei Empfehlung, und der Fall erſchien ganz dazu angetan, um durch ſtaat⸗ 
iche Beihilfe der Provinz einen zuverläſſigen deutſchen Gutsbeſitzer zu 
gewinnen. Eine ſorgſame Prüfung mußte natürlich vorangehen, doch 
zunächſt bedurfte es einer Entſcheidung auf den allgemeinen Antrag vom 
4. Juli, damit der Oberpräſident wußte, wie er ſeine Vorſchläge 5 
lieren habe. 

Die königliche Beſchlußfaſſung auf den miniſteriellen Immediat⸗ 
bericht wurde aber ungebührlich lange verzögert und inzwiſchen hatte 
Strantz wohl ſeine Abſicht aufgegeben, denn wir hören nichts mehr von der 
Sache. 5 Oktober erging von Stolberg an Beur⸗ 
mann folgende Verfügung: 

. . . Nächſtdem bemerke ich, wie Seine Majeſtät der König zu genehmigen 
geruhet haben, daß Seitens des Fiscus in den ehemals zum Herzogthum Warſchau 
en geweſenen diesſeitigen Landesteilen, geeignete Rittergüter bei vorkommenden 

ubhaſtationen oder anderen ſich darbietenden günſtigen Gelegenheiten angekauft und 
demnächſt nach Befinden der Umſtände, als Rittergüter von geringerem Umfange 
wieder veräußert, oder als bäuerliche Etabliſſements dismembrirt oder endlich, was 
namentlich bei größeren Herrſchaſten zu beachten ſein wird, in beiderlei Weiſe zugleich, 
und zwar ebenfalls nach den, bei der Dismembration der Domainen in Anwendung 
kommenden Grundſätzen, 1) zur Veräußerung gebracht werden und daß geeigneten Falls 
auch hypothekariſch ſicher zu ſtellende Darlehne zu 3½ pro Cent jährlicher dag e 
innerhalb der erſten drei Viertheil des Gutswerths an ſolche deutſche Erwerber in 
Provinz Poſen bewilligt werden können, welche nicht nur im Allgemeinen von 


) Bgl. unten S. 163 f. 
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zuverläſſiger Geſinnung ſind, ſondern auch durch hinlängliches Vermögen und 
. die nöthige Garantie für Conſervirung ihres Grundbeſitzes bieten. 

Indem ich Euer Hochwohlgeboren von dieſen Allerhöchſten Beſtimmungen in 
Kenntniß ſetze, erſuche ich Sie gleichzeitig, die Subhaſtationen von Rittergütern im 
Großherzogthume Poſen im Auge zu behalten und für den Fall, daß zum Ankauf 
geeignete derartige Güter zur Subhaſtation kommen, möglichſt zeitig ihre Anträge 
wegen deren Erwerbung bei mir zu machen. Den letzteren ſehe ich auch entgegen, 
wenn es darauf ankommen follte, qualificirte und zuverläſſige Individuen von 
deutſcher Abkunft bei der Erwerbung von Rittergütern im Großherzogthum Poſen 
durch Bewilligung von hypothekariſch hinlänglich ſicher zu ſtellenden Darlehnen 
zu unterſtützen. 

Der für beiderlei Zwecke zu meiner Dispoſition geſtellte Fonds, iſt für jetzt 
verhältnismäßig nicht von Beträchtlichkeit, indem er nur etwa 360 000 Tlr. beträgt, 
was Euer Hochwohlgeboren demnach bei Ihren Anträgen berückſichtigen wollen. 
Auch läßt ſich noch nicht mit Zuverläſſigkeit überſehen, ob und wie weit in Zukunft 
dieſer Fonds wird verſtärkt werden können. Es erſcheint daher um ſo nothwendiger, 
vorerſt in nähere Erwägung zu ziehen, ob auf ein Sinken der Güterpreiſe im 
Großherzogthume Poſen, deſſen Eintritt als Folge der gegenwärtigen Geldverhältniſſe 
ſehr wahrſcheinlich ſein möchte, zu rechnen und deshalb für jetzt dem Ankauf von 
Gütern pro fisco noch Anſtand zu geben fein dürfte. Hierüber erſuche ich Euer 
Hochwohlgeboren daher mir baldigſt Ihre Anſicht mittheilen zu wollen. 

Um den Zweck dieſer Operationen zu ſichern, iſt es unerläßlich, gegen den 
ſchnellen Wechſel im Beſitz und gegen den übergang der Güter an politiſch unzuverläſſige 
Beſitzer geeignete Cautelen und namentlich auch dagegen Vorkehrungen zu treffen, 
daß Speculanten dieſe Operationen benutzen, um aus denſelben einen Geld⸗Gewinn 
u ziehen und damit hiernächſt die Provinz wieder zu verlaſſen. Zu dieſem Ende 
ſind daher beim Wiederverkauf der Rittergüter reſp. Ritterguts⸗Antheile. die den 

ae erforderlichen Flächeninhalt haben, den Käufern die ritterſchaftlichen und 
ändiſchen Rechte nur unter den für Beleihungen ex nova gratia vorgeſchriebenen 
Einſchränkungen zu verleihen, ein Beleihungs⸗Modus, welcher bei Domainen⸗Parzellen, 
die als Rittergüter veräußert werden, ſchon auf allgemeinen Beſtimmungen beruht. 

Außerdem erſcheint es nöthig, den Gutserwerbern einen Theil der Kaufgelder 
gegen hypothekariſche l und gegen Verzinſung zu 3½ pro Cent zu ſtunden, 
etwa in der Art, daß innerhalb der nächſten 5 Jahre die Kündigung fiscaliſcherſeits 
nicht erfolgen ſolle, ſofern das Gut im Beſitz des Käufers oder ſeiner männlichen 
ehelichen Descendenz bleibe, und daß erſt nach Ablauf dieſes Zeitraumes, dem Fiscus 
ein halbjähriges Aufkündigungs⸗Recht zuſtehen ſolle. Eine derartige Cautel wird 
ſelbſtredend auch bei der Bewilligung von Darlehnen zum Ankauf von Rittergütern 
u treffen ſein. Euer Hochwohlgeboren wollen daher ſowohl dieſen Gegenſtand, 
bei die ſonſt noch in dieſer Hinſicht zu treffenden Sicherungs⸗Maaßregeln und 

nächſt auch die Frage: welche Cautelen deshalb bei den bäuerlichen . en 
u treffen ſein werden, in nähere Erwägung ziehen und mir demnächſt Ihre inſicht 
ierüber mittheilen. 

Schließlich bemerke ich noch, daß bei den vorzunehmenden Dismembrationen, 
nach Kerg en eh 1e bie tun er .. > fals J We zu 
nehmen „ und empfehle dieſen en daher ebenfalls Ihrer orge. 
. Im en muß bei den vorzunehmenden Operationen Alles, was zu einer 

Aufregung der polniſchen Bevölkerung beitragen könnte, möglichft vermieden werden, 
was Euer Sauce ic Ze demnach ſorgfällig beachten wollen. Den Inhalt diefer 
Verfügung erſuche ich zu ſecretiren.“ 

Beurmann erachtete die vom Miniſter zur Abſchreckung von 
Spekulanten und zur Verhütung eines Weiterverkaufs vorgeſchlagenen 
Kautelen für recht zweckmäßig, bezweifelte aber doch nach den bisherigen 
Erfahrungen, ob ſie allein ausreichen würden. Vielmehr glaubte er bei 
ſeiner Forderung verharren zu müſſen, daß das fiskaliſche Vorkaufsrecht 
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für den erſten Erwerbspreis unter Begebung aller Entſchädigungsanſprüche 
für Meliorationen, eventuell nur auf gewiſſe Zeit, etwa 30 Jahre, aus⸗ 
bedungen werde, ſofern der Käufer nicht durch andere Mittel für die Er⸗ 
haltung des Gutes im Beſitz feiner Familie jorge!). Allerdings konnte 
man die zu ergreifenden Schutzmaßregeln von Fall zu Fall je nach der 
Perſönlichkeit des Erwerbers ſtrenger oder milder einrichten. Die end⸗ 
gültige Beſchlußfaſſung hierüber erklärte der Miniſter zunächſt noch aus⸗ 
ſetzen zu müſſen (Stolberg an Beurmann 21. Januar 1847). 

Jedenfalls war vom Wort zur Tat überhaupt noch ein weiter Weg. 
Das Geſuch des Oberamtmanns Paſchke, Beſitzers der Herrſchaft 
Storchneſt, um ein Darlehen von 60 000 Tlrn. lehnte der Monarch 
glatt ab und gab ſtatt deſſen Stolberg zu erwägen, ob es nicht angemeſſen 
wäre, das Gut bei einer Zwangsverſteigerung ſtaatlicherſeits zur Weitergabe 
an einen zahlungsfähigen deutſchen Käufer zu erſtehen (Kabinettsordre 
v. 15. Sept. 1846). Das Oberpräſidium erklärte den Erwerb pro fisco 
„für dringend wünſchenswert“ (an Stolberg 23. Sept.). Bei der weiten 
Verbreitung des Deutſchtums im Frauſtädter Kreiſe, wo ſich leicht ein 
angenehmer Verkehr finden ließ, konnte man mit Sicherheit auf Angebote 
von Acquirenten deutſcher Herkunft zählen. Die Nähe der Städte Frauſtadt 
und Liſſa und die gute Chauſſeeverbindung mit Schleſien mußte es dem 
Beſitzer gleichfalls weniger fühlbar machen, „daß er außerhalb Deutſchlands 
lebt.“ Die geplante Eiſenbahn von Poſen nach Schleſien verſprach auch 
eine weſentliche Verbeſſerung der jetzt ſchon durchaus günſtigen Abſatz⸗ 
verhältniſſe jener Gegend. Ferner lag Storchneſt wiederum an der na⸗ 
tionalen Grenzſcheide und ſchon deshalb war ſeine Erhaltung für das Deutſch⸗ 
tum erſtrebenswert. Ohne Zutritt des Staates ſtand zu beſorgen, daß die 
letzten politiſchen Ereigniſſe die Konkurrenz deutſcher Bewerber ungünſtig 
beeinfluſſen würden. Endlich plante der Vormund der Sukkowskis, Ober⸗ 
appellationsgerichtspräſident von Frankenberg, einen Ankauf der Herr⸗ 
ſchaft. „Bei den mir bekannten Geſinnungen des Fürſten Sulkowski — 
kommentierte Beurmann dieſe Tatſache —, unter deren Einfluß der Fürſt 
in hohem Maße ſteht, iſt es aber dringend zu wünſchen, daß die Vergrößerung 
des jetzt ſchon ſo bedeutenden fürſtlichen Grundbeſitzes, beſonders in einer 
Gegend, wo ſein Einfluß ohnehin ſchon ſehr bemerklich iſt, verhindert wird, 
zumal die bäuerlichen Eingeſeſſenen der Herrſchaft Storchneſt der Mehrzahl 
— der polniſchen Nationalität angehören.“ Der Ankauf der 6380 Morgen 
großen Beſitzung zum Betrag der Suhbaſtationstaxe (rund 115 000 Tlr.) 
mußte ſich glänzend rentieren, wenn die 2081 Morgen Hutung kulturfähig 
waren. Dann konnte hier eine deutſche Dorfſchaft neu gegründet werden. 
Ins Gewicht fiel zum Schluß, daß der Bank eine Forderung von 33 728 
ten. zuſtand. 


Doch ſelbſt dieſe warme Empfehlung wäre erfolglos geblieben 
und bei der Langſamkeit des Verwaltungsmechanismus der Staat wieder 
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zu ſpät gekommen, da Stolberg ſich zu ſeinem Bedauern außer Stande 
erklärte, bis zum Lizitationstermin (12. Okt.) einen Entſchluß zu faſſen, 
wenn nicht durch ein Abkommen Paſchkes mit ſeinen Gläubigern die Sub⸗ 
haſtation überhaupt vermieden worden wäre. (Stolberg an Beurmann 
22. Okt., Antw. 27. Okt.) 

Beurmanns Eifer erlahmte aber trotz aller Mißerfolge nicht. Ein 
Sinken des Güterwertes ließ ſich nach ſeinen Erkundigungen bis zur Stunde 
nicht wahrnehmen; noch bei den jüngſten Käufen waren die früheren Preiſe 
gezahlt worden. Nichtsdeſtoweniger ſtimmten die Urteile der Einge⸗ 
weihten darin überein, daß ein Rückſchlag höchſt wahrſcheinlich ſei. Vielfach 
war bereits die Beſorgnis laut geworden, daß die im Dezember fälligen 
Pfandbriefzinſen nur unvollſtändig eingehen würden. Bei der Jahres⸗ 
wende fehlten von 496 687 Tlrn. dann zwar bloß 24 505 Tlr. und auf 
einige Rückſtände ließ ſich in kurzem rechnen, aber zahlreiche Beſitzer hatten 
ihren Verpflichtungen nur mit unglaublichen Anſtrengungen, durch Holz⸗ 
ſchläge, Verkauf künftiger Ernten und Spirituslieferungen gegen verluſt⸗ 
reiche Vorſchußzahlungen, gerecht werden können. So mußte erſt die 
Zukunft zeigen, ob man auf eine Häufung der Gutsveräußerungen und ein 
Fallen der Preiſe rechnen durfte. Für den Augenblick wagte Beurmann 
hierüber kein ſicheres Urteil. 

Mit Hilfe der Oberlandesgerichte zu Bromberg und Poſen ſtellte 
der Oberpräſident gleichzeitig feſt, daß zurzeit neben einem unbedeutenden 
Gut nur die anſehnlichen Beſitzungen Wziachow und Ma ke jo w 
des Grafen Joſeph von Sokolnicki im Krotoſchiner gece mit 
130 227 Tlrn. Taxwert zur Zwangsverſteigerung kommen ſollten. Stolberg 
machte ſelbſt den Oberpräſidenten auf die günſtige Gelegenheit aufmerkſam, 
weil er irrtümlicher Weiſe die Güter trotz ihres guten Bodens für jo deteri⸗ 
oriert hielt, daß zur Übernahme ein unverhältnismäßig hohes Kapital 
erforderlich ſein würde, was den Preis herabdrücken mußte (Verf. v. 13. Dez.). 
Hingegen beſtätigte die Taxe, daß ſich aus der 6901 Morgen großen Herr⸗ 
ſchaft neben zwei Reſtgütern mit Rittergutsqualität von je 1000 Morgen 
40 bis 50 bäuerliche Wirtſchaften auf der Vorwerksfeldmark und 40 auf dem 
Forſtgrund nach Ablöſung der Servitute bilden ließen. Bei der Taxe war 
jede Überſpannung ſorgſam vermieden worden und nach Beurmanns 
Anſicht konnte gefahrlos für den Fiskus bis zu 140 000 Tlrn. mitgeboten 
werden. Eine Vermehrung der deutſchen Gutsbeſitzer war im Krotoſchiner 
Kreis namentlich wünſchenswert und noch einmal wird betont, daß die 
Lage in einem Grenzgebiet an ſich ſchon vorteilhaft war, weil die Deutſchen 
ſich erfahrungsgemäß hier leichter anſiedelten, auch geiſtig und materiell 
beſſer gediehen und namentlich ihr Volkstum treuer wahrten als bei ihrer 
Vereinzelung im Innern der Provinz (an Stolberg 29. Dez.). Der ängſt⸗ 
liche Miniſter wollte trotzdem über den Taxwert nicht hinausgehen und 
befürchtete vor allem von dem Bekanntwerden der ſtaatlicherſeits gehegten 
Abſicht ein unnatürliches Emporſchrauben des Preiſes. Bis zu 140 000 
Tlrn. zu gehen geſtattete er erſt, als Beurmann nochmals Gegenvorſtellungen 
erhob und auf Sokolnickis hohe Perſonalſchulden hinwies, die ihn vor⸗ 
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nehmlich zur Verlegung ſeines Wohnſitzes nach Polen veranlaßt haben 
ſollten. Auch dieſe Konzeſſion erwies ſich als ungenügend, denn da es an 
polniſchen Bewerbern nicht mangelte, wurde der Gräfin Raczynska erſt 
bei einem Gebot von 147 500 Tlrn. der Zuſchlag erteilt und die Regierung 
ës das tr (Beurmann an Stolberg 7. Febr. u. 10. März, Antw. 
2. März 184 

Eine andere vielverſprechende Ausſicht eröffnete das erneuerte 
Anerbieten des Grafen Kaſimir von Potulic ki, ſeine Herrſchaften 
Sleſin und Samſieczno (Kreis Bromberg) dem Fiskus abzu⸗ 
treten. Fielen dann noch die Guter einiger bei den Aufſtandsverſuchen 
komprimittierter Polen dem Staat zu, ſo ließ ſich durch jenen Erwerb von 
Wirſitz bis Bromberg längs der Netze und des Kanals eine ſieben Meilen 
fortlaufende deutſche Vormauer bilden. Darum rieten Beurmann und der 
Bromberger Regierungspräſident Freiherr von Schleinitz dringend zum 
Ankauf, hatten aber damit keinen Erfolg. 

Doch die Erwerbsgelegenheiten drängten ſich. Alsbald empfahl 
der Gutsbeſitzer Klemke⸗Podolin unter Beifügung von Anſchlägen dem 
Oberpräſidenten den Erwerb der Florian von Wilkonskiſchen Güter Wap⸗ 
no und Stole Zyn im Kreiſe Wongrowitz. Dann kam hier das ge⸗ 
richtlich auf 66 564 Tlr. abgeſchätzte ehemalige Gratialgut Las ko wo 
eines Herrn von Bo janowsski unter den Hammer (3000 Morgen). 
Da die Gebäude durch den Vorbeſitzer, Rittmeiſter von Schwichow, vorzüglich 
in Stand geſetzt waren, eignete es ſich weniger zur gänzlichen Parzellierung 
als zur Erhaltung in Form von zwei oder auch eines Rittergutes nebſt 
etwa zehn Bauernſtellen. „Unter allen Umſtänden — urteilte aber Landrat 
v. d. Recke — erſcheint es höchſt wünſchenswert, daß Laskowo für den Fiskus 
angekauft werde.“ An Deutſchen, die dadurch einen Kriſtalliſationspunkt 
gewinnen würden, fehlte es in der Umgegend nicht. In den nächſten 
Dörfern Osno, Schwichowo und Kwaſuty ſaßen 22 meiſt katholiſche, doch 
deutſche Wirte, andere in einigen entfernteren Ortſchaften und den Städten 
Janowitz und Lopienno. An deutſchen Gutsbeſitzern war aber in jener 
Gegend nur einer, Wirth in Lopienno, vorhanden. Von den 73 ſtimm⸗ 
berechtigten Mitgliedern des Kreistages waren bloß 12 deutſchen Namens; 
zwei davon lebten außerhalb der Provinz und bei mehreren war es zweifel⸗ 
haft, ob die Behörden ihre Anweſenheit als einen Gewinn betrachten 
durften. Ein politiſch regſamer Vertreter des Deutſchtums war darum 
dringend notwendig (Recke an Beurmann 2. Mai). Zur ſelben Zeit verfiel 
die von Radzimirskiſche Herrſchaft Orcho wo im Mogilnoer Kreis 
(gerichtliche Taxe 107 042 Tlr.) dem Schickſal von Laskowo. Da es „von 
weſentlichem Intereſſe“ war, in beiden Fällen einer Kräftigung des deutſchen 
Elementes Vorſchub zu leiten, fragte Beurmann an, ob Stolberg geneigt 
ſei, auf den Ankauf einzugehen? (Ber. v. 8. Juni). Er riet, bei Orchowo 
nicht über 107 000 Tlr., bei Laskowo, das Schwichow 1842 für den allſeitig 
als recht hoch betrachteten Preis von 75 000 Tlrn. veräußert hatte, nicht 
über 80 000 Tlr. zu bieten. Dieſe Beträge entſprachen der Abſchätzung 
des Regierungs⸗ und Domänendepartementsrats Hoffmann (Gutachten 
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v. 23. Mai zum Bericht von Schleinitz). Die Taxe von Orchowo war von 
zwei polniſchen Gutsbeſitzern gefertigt und flößte Schleinitz nicht volles 
Vertrauen ein, denn die in der Provinz üblichen landſchaftlichen Tax⸗ 
prinzipien ließen den Kommiſſaren weiten Spielraum, was dieſe nach der 
öffentlichen Meinung nicht ſelten benutzten, um dem Intereſſe des Beſitzers 
gemäß den Wert zu drücken oder zu überſpannen. 

Stolberg faßte nun in der Tat den Erwerb beider Herrſchaften 
ernſtlich ins Auge, wünſchte aber noch eine nähere Wertermittelung, die 
Beurmann nach Schleinitz' Vorſchlag bei Laskowo Wirth übertrug (Stolberg 
an Beurmann 24. Juni, dieſer an Schleinitz 29. Juni). Dieſer war bereit 
ſelbſt 80 000 Tlr. für das Gut zu zahlen, das er zur Stärkung des Deutſch⸗ 
tums teilweiſe parzellieren und an bäuerliche Beſitzer austun wollte, war 
aber auch über die Möglichkeit eines ſtaatlichen Ankaufs ſehr erfreut, die 
ihm die Ausſicht eröffnete, einen Landsmann als Nachbarn zu erhalten. 
Doch ſchon regte ſich wieder die Bedenklichkeit des Miniſters. Der von 
Wirth aus dem guten Zuſtand der maſſiven Gebäude gegen eine Parzellierung 
hergeleitete Einwand erſchien ihm ſtichhaltig und mit Rückſicht hierauf das 
an ſich vielleicht billige Gebot von 80 000 Tlrn. gefährlich!). Im Intereſſe 
fisci lag mehr der Ankauf von Gütern mit wohlfeileren Gebäuden. Außer⸗ 
dem war zur Verſtärkung des zum Gütererwerb verfügbaren Fonds für 
jetzt keine Ausſicht vorhanden. Stolberg wollte deshalb lieber die ganze 
Summe auf einmal für eine größere Herrſchaft anlegen als ſie durch Ak⸗ 
quiſition mehrerer Güter zerſplittern, zumal ſolche vermutlich relativ teuerer 
waren als ein großer Komplex. Zu dieſen Anſchauungen bekehrte ſich nun 
auch Beurmann. Wenngleich er den Erwerb von Rittergütern nicht bloß 
unter dem Geſichtspunkt der möglichen Dismembration beurteilte, ſondern 
ihn auch für geboten hielt, um den der Regierung abgeneigten Teil der 
Bevölkerung nach und nach durch zuverläſſige Männer zu erſetzen, ſo glaubte 
er doch unter den obwaltenden Umſtänden auf Laskowo verzichten zu müſſen, 
denn gerade damals eröffnete ihm Maſſenbach Ausſicht auf eine Erwerbung, 
die genau den vorhandenen Mitteln entſprach (an Stolberg 14. Sept. 
auf Reskr. v. 12. Aug.). 

Es handelte ſich dabei um die dem Grafen Anton von Lacki 
gehörige Herrſchaft Bole ice (Kreis uf, deren Ankauf der Freiherr 
perſönlich dem Miniſter in Berlin warm empfahl. Er erachtete 300 000 Tlr. 
für einen nicht zu hohen Preis, obwohl die Taxe weit niedriger ſchloß und 
man ſeit ihrer Aufnahme kaum mit einer Wertſteigerung rechnen durfte, 
da weder der mit ſteter Geldnot kämpfende Beſitzer noch der bankerotte 
Pächter Kurowski etwas für die Güter getan hatten. Aber ſie war namentlich 
in Hinſicht der Forſten ſehr niedrig ausgefallen. Daher wurde ihre Reviſion 
unter Zuziehung von Maſſenbach angeordnet (Regierungsrat Noah an 
Beurmann 25. Okt., dieſer an Maſſenbach 3. Nov.). Der Freiherr, der 
damals als Kommiſſar der Regierung ſich mit der Heranziehung von Kolo⸗ 


) 1892 zahlte die Anſiedlungskommiſſion der Gräfin Sokolnicka für Laskowe 
625 000 A. 
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nien befaßte, hatte von vornherein eine Parzellierung der Herrſchaft im 
Sinn. Doch der Reflektant, an den er als Wiederabnehmer dachte, der 
Deputierte — man könnte ſagen: Locator — Wilhelm Quack aus 
Düſſeldorf, zeigte wenig Neigung für das Geſchäft. Bei der Beſichtigung 
war er von der Güte des Bodens enttäuſcht und fragte mehrmals, ob dieſer 
auch Weizen tragen würde? Jedenfalls überzeugte er ſich, daß etwaige 
Anſiedler in den erſten Jahren mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen 
haben würden. Es erſchien ihm weit vorteilhafter, wenn ſeine Lands⸗ 
leute aus dem Weſten ſich fertige Wirtſchaften kaufen konnten. Auch einige 
Neumärker, die Maſſenbach damals wie ſchon öfter in ähnlichen Fällen 
nach der Beſichtigung von Jerka!) aufgeſucht hatte, waren unterwegs auf 
verkäufliche Bauerngehöfte geſtoßen und brachten den Kommiſſar auf den 
Gedanken, ob nicht durch Landräte und Diſtriktskommiſſare Verzeichniſſe 
und Beſchreibungen derartiger bäuerlicher Nahrungen an ihn eingeſandt 
werden könnten, um ſie Quack zuzuſtellen. Ihn bezeichnete er als einen 
wirklich ſehr verſtändigen Mann, mit dem er dauernde Verbindung zu unter⸗ 
halten beabſichtigte, weil er in hervorragendem Maße geeignet war, die im 
Weſten herrſchende Auswanderungsluſt nach Poſen abzulenken. Maſſen⸗ 
bachs Freudigkeit für den Erwerb von Bolewice war bei näherer Prüfung 
Hot abgekühlt. Lack und ſein Schwiegerſohn, Graf Bninski, blieben bei 
der Forderung von 325 000 Tlrn. ſtehen und verlangten außerdem 1000 
Dukaten Schlüſſelgeld, 3000 Klaftern Holz, die letzte Ernte und einige 
erſchwerende Reſervatrechte (Maſſenbach an Beurmann 4. Dez.). 

Beurmanns Gutachten verzögerte ſich und vorher wollte Stolberg 
keine Entſcheidung treffen. Er hatte offenbar aber bereits die Luſt verloren. 
Für die Auffriſchung des ſchlechten Inventars befürchtete er ein Opfer von 
35 000 Tlrn. Dann erſchien eine ſtets mit erheblichen Verluſten verknüpfte 
Adminiſtration unvermeidlich. So glaubte er den Ankauf ablehnen zu 
müſſen, wenn der Beſitzer ſeine Forderung nicht noch bedeutend ermäßigte, 
„da ich auf dergleichen Acquiſitionen nur dann 
eingehen kann, wenn ſie abſehbar mit erheblichem 
Vorteil für den Staat verknüpft ſind.“ 

Angeſichts dieſes Dogmas iſt es erklärlich, daß man die vielen Fälle 
gar nicht mehr in Erwägung zog, bei denen damals noch eine Gütererwer⸗ 
bung im großen Stil möglich geweſen wäre. Zunächſt kam das den Valerian 
und Marianne von Wegierskiſchen Erben gehörige Rittergut Wegry I 
im Kreiſe Adelnau (Taxe: 116 635 Tir.) teilungshalber zur Subhaſtation, 
dann Goray (Kreis Birnbaum, Taxe: 147 673 Tir. Beſitzer: Kaufmann 
Roeſtelſche Erben), Ruſiec (Kreis Wongrowitz, landſchaftliche Taxe: 39 227 

„Beſitzer: Peter v. Radziminski), Mitoskawice (Kreis Wongro witz, 
landſchaftliche Taxe: 117 827 Tlr.; Beſitzer Peter von Brodnicki2) und 
Zajaczkowo (Kreis Samter, landſchaftliche Taxe 52 629 Tlr.; Beſitzer: 


1) Vgl. unten S. 163. 


muff, 1897 von Georg Bilajewski für 400 000 & an die Anſiedlungskommiſſion 
ver 
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Anton v. Zoktowski). (Nach den Berichten der Oberlandesgerichte zu 
Bromberg und Poſen an Beurmann. Februar bis September). 

Auch der zweite von Beurmann zur Heranziehung eines deutſchen 
Großgrundbeſitzerſtandes empfohlene Weg, die Gewährung billi- 
ger Darlehne, wurde 1847 trotz mehrfacher Geſuche nicht beſchritten. 
Zunächſt erbat der Hautpmann a. D. von Mach ein ſolches von 30 000 
Tlrn. zum Ankauf des von Chmielewskiſchen Rittergutes Woy no wo 
bei Bromberg. Beurmann war einer Befürwortung nicht abgeneigt, 
wenn Mach den Betrag hypothekariſch ſicher ſtellte und den Reſt des Kauf⸗ 
geldes von 25 000 Tlrn. nachweisbar aus eigenen Mitteln bezahlen konnte. 
An den ihm zur Verhütung einer Weiterveräußerung auferlegten Bedin⸗ 
gungen ſcheint ſich der Hauptmann aber geſtoßen zu haben, denn er ließ 
nichts mehr von ſich hören (Mach an Beurmann 1. Juni; Antw. 3. Juni). 
Der zweite Reflektant war der Sohn eines Domänenpächters, Premier- 
leutnant a. D. Carl von Trotha. Er hatte krankheitshalber den Abſchied 
genommen, wollte fein Vermögen von 14—15 000 Tlrn. zur Seßhaft⸗ 
machung im Poſenſchen benutzen und hatte dafür das von Brodnickiſche 
Gut Wilko wo (Kreis Samter) ins Auge gefaßt. Beurmann, der die 
Familie des Antragſtellers ſeit langem als eine hochachtbare kannte, ließ 
durch Reiche und Amtsrat de Reége⸗Duſznik Erkundigungen einziehen. 
Beide bezeichneten den Preis von 65 000 Tirn. für das 1262 Morgen große 
Gut als angemeſſen. Trotha wollte 10 000 Tlr. anzahlen, um noch etwas 
Betriebskapital in Händen zu behalten. 12 000 Tlr. waren in Pfandbriefen 
eingetragen. Der Oberpräſident befürwortete nun die Gewährung eines 
ſtaatlichen Darlehns von 37 750 Zirn., ſodaß nur noch 5250 Tlr. zu decken 
blieben. Als Gegenleiſtung verlangte er: 1. Verwandlung der unbe⸗ 
ſchränkten Rittergutsqualität in eine beſchränkte, beim Verkauf erlöſchende; 
2. Rückzahlung des noch ungetilgten fiskaliſchen Darlehns im Fall der 
Veräußerung; 3. Eintragung des ſtaatlichen Vorkaufsrechts auf 30 Jahre 
ohne Entſchädigung für ſpätere Meliorationen. Dafür ſollten die Ver⸗ 
zinſungs⸗ und Rückzahlungsmodalitäten ſo günſtig wie möglich geregelt 
werden (3 ½ % Zinſen, Amortiſation von 1½ % nach Ablauf von 5 Jahren). 
Beurmann war überzeugt, daß Trotha auf dieſe Weiſe beſtehen konnte und 
man an ihm einen loyalen Beſitzer gewinnen werde (an Stolberg 27. Dez.). 
Aus dem Schweigen der Akten läßt ſich entnehmen, daß auch dieſer Plan 
nicht realiſiert wurde. 

Ein Immediatgeſuch des Rittergutsbeſitzers Hoffmeyer 
Zlotnik (Kreis Poſen) um Überlaſſung von 18—20 000 Tlrn. aus Staats- 
fonds zur teilweiſen Befriedigung ſeiner Gläubiger (v. 12. Januar 1847) 
lehnten Stolberg und der Finanzminiſter von Düesberg im allerhöchſten 
Auftrag, da es an den nötigen Fonds hierzu fehlte, ebenſo ab wie das even⸗ 
tuelle Geſuch eines Ankaufs von Ztotnik für den Staat. 

Die Jahre 1846/47 haben ſomit einen poſitiven Gewinn 
des Deutſchtums an größeren Gütern im Wege ſtaatlichen 
Ankaufs trotz vielfacher Anläufe und reicher Gelegenheit nicht 
gebracht, aber ſogar Verluſte vermochte die Regierung nicht abzu⸗ 
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wenden. Als 1847 Freiin Helene Friederike von Kott witz die Güter 
Orla und Gale wo (Kreis Krotoſchin), Teile der früher vom Fiskus 
mit Hilfe des Güterbetriebsfonds erſtandenen Gräflich Kalckreuthſchen 
Herrſchaft Kozmin, zum Verkauf ſtellte, verſuchte ein Graf Potulicki ſie 
an ſich zu bringen. Dem Beſitzer von Dobrzyca, Bandelow, gelang es 
aber, den mecklenburgiſchen Gutsbeſitzer Wackerow für den Kauf zu 
intereſſieren. Die Regierung ließ Bandelow wiſſen, daß ſie von ihrem 
Vorkaufsrecht Gebrauch machen werde, ſofern ſich ein nach Vermögen und 
Tüchtigkeit geeigneter deutſcher Erwerber finden ſollte (an Bandelow 
18. März). Doch Wackerow zog es ſchließlich vor, ſich in Hinterpommern 
anzuſiedeln, obwohl das Geſchäft in Poſen augenſcheinlich vorteilhafter 
war, da auch ſeine Frau „nicht nach Polen gehen wollte.“ Bandelow 
bedauerte lebhaft, daß die Deutſchen nun wieder eine Stimme auf dem 
Kreistag verlieren würden, aber Beurmann verſah ſeine Mitteilung am 
3. April nur mit der reſignierten Randbemerkung, es bleibe nichts übrig, 
als die Sache ihren gewöhnlichen Weg gehen zu dr da der Staat kaum 
von ſeiner Befugnis werde Gebrauch machen können. 


Parallel liefen damals Beſtrebungen zu einer Vermehrung der 
deutſchen Bevölkerung durch Aufteilung von pachtfrei wer⸗ 
denden Domänen. Auch hierbei dachte man an die Bildung kleiner 
Rittergüter und Beſiedelung neu eingerichteter Bauernetabliſſements 
mit fremden oder einheimiſchen Koloniſten. 

Eine beſondere Veranlaſſung zu letzterer Maßnahme lag in der be⸗ 
ſtändigen Abwanderung preußiſcher Untertanen nach fremden Erdteilen. 
Der König wurde daher zu der Beſtimmung bewogen, daß zunächſt die 
1847/49 in der Provinz Poſen und im Departement Köslin frei werdenden 
Domänen, ſoweit ſie hierfür geeignet erſchienen, zur Dismembration und 
Koloniſation verwendet werden ſollten, um dadurch qualifizierten, zur 
Überſiedelung geeigneten Bewerbern aus emigrationsluſtigen Gemeinden 
die Möglichkeit zum Ankauf eines ihren Verhältniſſen entſprechenden Grund⸗ 
beſitzes zu eröffnen und ſie ſomit dem Inland zu erhalten. Von dieſer 
Anordnung wurden 1847 im Poſenſchen die Vorwerke Jerka und Da⸗ 
lewo des Amtes Jerka (Kreis Koſten), Chumietek (Kreis Kroeben), 
Lojewo (Kreis Inowrazlaw) und die unter Adminiſtration ſtehende Herr⸗ 
ſchaft Karge betroffen. 

Jerka war zur Dismembration im nächſten Jahre bereit zu ſtellen. 
Bei den anderen Gütern ſollten die Regierungen prüfen, ob und inwieweit 
etwa beſondere in den Lokalverhältniſſen begründete Bedenken einer 
derartigen Dispoſition entgegenſtanden und hiernach ihre Vorſchläge ein⸗ 
reichen oder noch Einleitung zu einer einjährigen Verlängerung des Pacht⸗ 
kontraktes treffen. Stolberg ſchärfte ihnen gleichzeitig ein (Erlaß 
vom 22. Oktober 1846): 

„Hierbei iſt zu beachten, daß die aus den Borwerks⸗Grundſtücken zu bildenden 


bäuerlichen Etabliſſements ein angemeſſenes Arrondiſſement und einen ſolchen Umfang 
erhalten müſſen, daß fie die Bewerber ſelbſtändig als Landwirthe zu ernähren 


11 


162 Manfred Laubert 


N Ein Areal von 60 Morgen nutzbarer Grundſtücke, wovon der größere 
Theil in f sfähigem bereits tragbarem Boden befteht, wird Meier Anfor 
entſprechen und und ff daher als Durchſchnittsſatz für ein derartiges Etabliſſement fe 
zu halten. Von der Bildung von Häusler⸗ und Büdner⸗Etabliſſements iſt gänzlich 
abzuſehen, da deren Gründung den neuen Anſiedlern überlaſſen werden kann. 
bereits vorhandenen bäuerlichen Wirthen werden die zu Beſtehen als i 
Landwi erforderlichen Landzulagen dune ſchon bei der ſtattgefundenen 
Ausein egung der guts herrlichen und bäuerlichen Berhältniſſe gewährt worden 
ſein. Soweit dies nicht geſchehen und ſoweit ein ne Bedürfniß z. It. noch 
obwalten ſollte, iſt auf ae ee desſelben Bedacht zu nehmen. Nächſtdem 
iſt zur nee Verwerthung orwerks⸗Gebäude einerſeits und event. 
derjenigen Grunbftüde e welche zur Zerſchlagung nicht wohl geeignet 
gr zugleich auf die Bildung kleiner Landgüter möglichſt acht zu nehmen 
und ſodann deren Umfang ſo abzumeſſen, daß ihnen die Nitterguts -Qualität beigelegt 


Die zu bildenden bäuerlichen Etabliſſements ſind entweder einer ſchon beſtehenden 
Dorfgemeinde anzuſchließen oder, wo dies nicht zuläffig erſcheint. zu einer neuen 
„ zu vereinigen und demnächſt ſogleich die nöthigen Ländereien für die 

und für das Schulzen⸗Amt rd e Auch tft dafür Sorge zu tra 
die Gehöfte der einzelnen Etabliſſements nicht zu entfernt von einander angelegt 
ſomit die Uebelftände vermieden werden, welche e LOB eine isolierte 
Lage derſelben in mehrfacher Hinſicht, namentlich auch in Bezug auf das Schul⸗, 
Kommunal- und Polizei⸗Weſen mit ſich führt. 

Der Erbauung neuer Schulhäufer wirb es in der Regel nicht bedürfen, da 

Za die vorhandenen Tagelöhner⸗, Häusler» oder ſonſt paſſenden Borwerks gebäude 

erden verwendet werden können. Sie das desfallſige Bedürfnis der neuen Anſiedler 
au befriedigen 8 welchem Parochial⸗Verbande dieſelben anzuſchließen ſein werden, 
ſt jedesmal bei der Einreichung eines Dismembrations⸗Plans zu berichten 

Die zu blbenzen bäuerlichen Etabliſſements ſollen den neuen Anſiedlern zu 
Erbpachts- Rechten, jedoch ohne Erlegung eines Erbſtands⸗Geldes — um ihre Mittel 
zu den von ihnen vorzunehmenden Bau⸗Aus „ und wirtſchaftlichen Einrichtungen 
nicht zu ſchwächen — und zwar WÉI der de aus freier Hand überlaſſen werden. 
So weit ihnen außer dem Grund und oden, Gebäude, Feld⸗Inventarien oder 
Baum⸗Inventarien mit Üüberlaſſen werden können, haben fie den Taxwerth derſelben 
zu erlegen. Die vorhandenen Vorwerksgebaͤude und nn find fo weit 
als thunlich und reſp. fo weit als fie für die aus den Vorwerksgehöften zu b den 
Leck Landgüter entbehrlich erſcheinen, den zu bildenden bäuerlichen Etabliſſements 

zulegen. 

In der Regel ſind den letzteren, hinſichtlich der von ihnen zu übernehmenden 
Erbpachts⸗Zinſen, drei ahre zu bewilligen. Unter beſonders ungünſtigen, die 
Bebauung und wirthſchaftliche gg tung der Stellen ungewöhnlich erſ re 
Umſtänden kann jedoch die Anzahl wu er bis auf fünf ausgedehnt werden. Auch 


ſoll Are da, wo dies thunlich iſt, das chtung ihrer Gebäude erforderliche 
Wer olz auf ihren Wunſch aus den Königl. Kate fur den Tax⸗Preis überlaſſen 
werden.“ 


Unter dieſen Geſichtspunkten waren die Dismembrationspläne 
mit einer näheren Beſchreibung der Grundſtücke und einer Berechnung 
des aus den künftigen Zerlegungen zu erwartenden finanziellen Reſultates 
einzureichen. Ferner ſollte angezeigt werden, wie viel disponibles Vermögen 
der Erwerber eines der zu bildenden Etabliſſements nachweiſen müſſe, 
um in bezug auf deſſen Bebauung und wirtſchaftliche Einrichtung ſeinen 
Obliegenheiten gehörig nachkommen zu können, „indem ſich die Verwaltungs⸗ 
Behörde ſelbſtredend nur mit hinlänglich ee Bewerbern einzulaſſen 
haben wird.“ Die Anſiedler ſollten deshalb bei ihrem Engagement eine 
derhältnismäßige Kaution ſtellen und dieſe ihnen von den Regierungen 
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rau nach dem Fortſchreiten der Bebauung wieder 1 werden. 
Von den zu bildenden und zum reinen Verkauf Landgütern 
waren beſondere Taxen zuſammen mit den bei der Veräußerung Ban 
zu legenden Bedingungen einzureichen. Alle dieſe Arbeiten e Den 
Miniſterium ſo zeitig zugehen, daß es ſie denjenigen Regierungen, in deren 
Bezirken ſich geeignete Bewerber melden würden, zur Verhandlung mit 
ſolchen Leuten einſchicken konnte. 

Endlich hatten die Regierungen in nähere Erwägung zu ziehen, 
ob außer den genannten noch weitere Domänen und Forſtgrundſtücke zur 
Dismembration und Koloniſation in der vorgezeichneten Weiſe geeignet 
waren oder ohne pekuniären Nachteil hierfür disponibel gemacht werden 
konnten? Über das Ergebnis beier Prüfung wurde demnächſt ein ſeparater 
Bericht erwartet. Hierbei blieb zu 5 daß durch die Veräußerung 
von Forſtgrundſtücken die Deckung des Holzbedarfs einer Gegend nicht 
beeinträchtigt werden durfte und daß, wenn ſich die Abſtoßung von Se 
parzellen empfahl, die keinen zur landwirtſchaftlichen Kultur g 
Boden hatten, man den Erwerbern die Konſervierung des betref ke 
Waldes zur Pflicht machen mußte. 


Ser ſollten, hiervon, re zugleich darüber A zu machen, ob aus jenen 
i. dener Ten, Den qualificierte Coloniſten für die in Rede ſtehenden Dismembrationen 
zu g en ſein d 

Der Erfolg éen wird zunächſt abzuwarten fein. Sollten auf dieſem Wege 
keine annehmbaren Erwerber für die zu bildenden bäuerlichen Etabliſſements zu 
ewinnen ſein, welche zwar vorzugsweiſe, jedoch nicht mit gänzlichem Ausſchluß der 
olen, an Deutſche zu überlaſſen find, fo werden die Königlichen Regierungen für 
das Engagement tüchtiger Coloniſten und zwar wo moglich aus den Nachbar⸗Provinzen 

oder aus den deutſchen Kreiſen des Großherzogthums Poſen zu ſorgen haben. 

Was die, aus den aufzulöſenden Domainen zu bildenden kleinen Landgüter 
anlangt, welche einen beach Umfang erhalten müſſen, daß ihnen die Ritterguts⸗ 
Qualität beigelegt werden kann, fo dürfen dieſelben nur an Deutſche überlaſſen 
werden. ex ochwohlgeboren erſuche SE daher, mir bei Einreichung der een 
Taxen von Seiten der Königlichen Regierungen jedes Mal geeignete J 
namhaft zu machen, welchen die derartigen Güter zu überlaffen fei ein . Op 


Das zunächſt in Frage kommende Vorwerk Dale wo eignete 
ſich ſehr wohl zur Zerlegung in bäuerliche Stellen, da es noch beſſeren 
Boden hatte als die ſcon Feier zur Dismembration beſtimmten Vor⸗ 
werke Neuhof und Swiniec des gleichen Amtes. Ebenſo ließ ſich aber daraus 
ein Rittergut mit 1400 Morgen nutzbaren Areals bilden. Dann war freilich 
zu befürchten, daß der nach ſeiner Vermögenslage hierzu durchaus fähige 
bisherige Pächter Anton von Jaraczewski als Mitbewerber 
auftreten werde. Gegen ſeine Perſönlichkeit ließ ſich nicht das mindeſte 
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einwenden, aber man konnte nicht für die Unwandelbarkeit ſeiner und ſeiner 
Nachkommen Geſinnung garantieren und als Polen durfte ihm das Gut 
„ſelbſtredend“ nicht Überlafjen werden. Da er mutmaßlich mit den ange⸗ 
ſehenſten Familien des heimiſchen Adels verwandt war, ſtanden unan⸗ 
genehme Erörterungen über die Gründe ſeiner Nichtzulaſſung bevor, die 
beſſer durch eine gänzliche Aufteilung von Dalewo unter Bildung eines 
größeren bäuerlichen Etabliſſements zur zweckmäßigen Verwertung der 
vorhandenen Gebäude vermieden wurden (Stolberg an Beurmann 2. Nod., 
Antw. 6. Nov. 1846). 
Die Beſiedelungsfrage löſte ſich bei den zu bildenden 
Koloniſtenſtellen und Reſtgütern anſcheinend ohne beſondere Schwierig⸗ 
keiten. Als Bewerber um letztere meldeten ſich alsbald mehrere ſehr ge⸗ 
eignete Männer. Zunächſt wünſchten der hochverdiente Landrat Major a. D. 
Liebeskind⸗Koſten und ſein Pleſchener Kollege von Ranko witz 
ſich durch Übernahme ſolcher Beſitzungen ein ſorgenfreies Alter zu ver⸗ 
ſchaffen. Beide in der Mitte der 60er Jahre ſtehende Beamten waren 
der Berückſichtigung würdig, beide blickten auf eine mehr als 35jährige 
Dienſtzeit zurück und beide waren im Leben wenig vom Glück begünſtigt 
worden. Erſterer erbat das eine der beiden im Amt Jerka übrig bleibenden 
Rittergütchen, Zbechy, letzterer das Vorwerk Swiniec. Indeſſen 
ſtarb Liebeskind bald darauf und bei Ranko witz, der auch zwei ſeiner Söhne 
mit größeren Etabliſſements des Amtes hoffte verſorgen zu können, ergaben 
ſich Schwierigkeiten, weil er das ganze Vorwerk oder wenigſtens eine Ver⸗ 
größerung des Reſtgutes um mehrere hundert Morgen gegenüber dem 
urſprünglichen Plan (knapp 400 Morgen) beanſpruchte. Dadurch wäre 
deſſen völlige Umarbeitung nötig geworden und der Grundgedanke der 
ganzen Operation: Bildung von Bauerngütern unter Beibehaltung einiger 
Rittergüter hätte eine Abänderung erfahren. Darum lehnte die Regierung 
das Anſuchen ab. Außerdem ſollte nach der neueſten miniſteriellen Dis⸗ 
poſition die Dismembration erſt zu Johannis 1848 erfolgen. Ranko witz 
erbat daher eine Domänenpacht oder eine anderweitige angemeſſene Be⸗ 
ſchäftigung. Als dieſem Antrag nicht deferiert wurde, ſchloß er aber doch 
mit Maſſenbach als Kommiſſar bedingungsweiſe wegen Übernahme des 
Hauptetabliſſements von Swiniec ab (Liebeskind an Beurmann 24. Nov., 
Rankowitz an Beurmann 2. Dez. 1846 und 10. Jan. 1847, Stolberg an 
Beurmann 31. Jan., Antw. 9. Febr.: Beurmann an Rankowitz 8. März, 
Antw. 20. April, Maſſenbach an Stolberg 20. Dez.). 1847 meldeten ſich 
als Anwärter auf größere Etabliſſements Kulau⸗Podſtolice bei Budſyn 
und Premierleutnant a. D. Gutspächter Richter⸗Glogowo (Kreis Krotoſchin). 
Vor allem bedurfte es aber einer Auseinanderſetzung mit dem 
ächter von Jerka, Boldt. Er trug darauf an, ihm die Vorwerke Jerka, 
bechy und Luſzkowo auf weitere 50 Jahre zu verpachten oder wenigſtens 
die beiden erſten zu künftigen Rittergütern beſtimmten zu überlaſſen (an 
Stolberg 15. Jan. 1847). Wegen der von ihm in der ſicheren Erwartung 
einer Verlängerung der Pacht aufgeführten Brennereianlagen verdiente 
er Berückſichtigung. Stolberg erklärte jedoch höchſtens den zweiten Antrag 


Staatliche Koloniſationsverſuche in der Provinz Poſen 165 


für annehmbar, vorausgeſetzt, daß Boldt an ſich zu der Erwerbung geeignet 
erſchien. Auch ſollte noch geprüft werden, ob ſich wirklich nur bei Zuſammen⸗ 
1 beider Güter, deren Bildung der Miniſter durchaus billigte, ein von 
ihm beabſichtigter großer Berieſelungsplan durchführen ließ. , 

Eine andere von Boldt berührte wichtige Frage betraf die auf den 
zu dismembrierenden Vorwerken vorhandenen Tagelöhner oder 
Komorniks. Sie wurden bei der Zerlegung boot, und zum Teil ſogar 
obdachlos und es war für ſie ſchwer, ein neues Unterkommen zu finden. 
Schon in dem Miniſterialreſkript vom 22. Oktober 1846 war der Regierung 
empfohlen worden, ihre Lage, ſoweit ſie eigene Häuſer beſaßen, durch an⸗ 
gemeſſene Landzuweiſungen zu verbeſſern!). Stolberg ſetzte voraus, daß 
dieſer Geſichtspunkt bei dem Entwurf der Dismembrationspläne beachtet 
war. Allein auch die nicht mit Häuſern angeſeſſenen, auf ihrer Hände Arbeit 
beſchränkten Familien verdienten ſorgfältige Beachtung. Es widerſprach 
durchaus der Abſicht des Grafen, ſie auf die Straße zu ſetzen und dadurch 
gegen die Dismembration eine Erbitterung zu erwecken, die man vor⸗ 
ſichtig vermeiden mußte. Beurmann wurde daher erſucht, den Gegen⸗ 
kr in ſorgſame Erwägung zu ziehen. Das Minifterium ſchlug vor, für 

ieſe Tagelöhner in der Weiſe zu ſorgen, daß man ihnen ihre Wohnungen 
in den königlichen Geſindehäuſern mit einigen nach den Umſtänden abzu⸗ 
meſſenden Ländereien in Erbpacht überließ. Dadurch wurden ſie in den 
Stand geſetzt, ſich die nötigſten Lebensbedürfniſſe wenigſtens großenteils 
ſelbſt zu bauen und außerdem Broterwerb bei den Koloniſten zu ſuchen, 
die zumal in den erſten Jahren ihre Hilfe nicht würden entbehren können 
(Stolberg an Beurmann 26. Jan. 1847). 

Geſtützt auf das Gutachten des Referenten, Aſſeſſors Knopf, dom 
7. Februar erſtattete Beurmann dem Miniſter am 9. über 
die Dismembration don Jerka und Dale wo eingehend 
Bericht. Es heißt darin: 

1. Was die Beſchaffung der Koloniſten betrifft, 
ſo erſcheint vor allen Dingen eine miniſterielle Benachrichtigung notwendig, 
ob auf Anſiedler aus anderen Provinzen zu rechnen iſt. Ich kann es nur 
als „ſehr wünſchenswerth“ bezeichnen, wenn dies der Fall wäre, indem dann 
jeder Anſchein von Willkür oder von Begünſtigung der deutſchen Nationalität 
bei der Auswahl der Koloniſten wegfallen würde. Die Zahl der Perſonen 
aus der hieſigen Provinz, die ſich zur Erwerbung gemeldet haben, iſt „ſehr 
groß“, Deutſche und Polen, Evangeliſche und Katholiſche, Wohlhabende 
und Arme). Der Zudrang nahm jo überhand, daß wir durch öffentliche 


) Dieſe Behauptung widerſpricht den Tatſachen, vgl. unten S. 169. 
Unter anderem hatten ſich bei dem Chodzieſener Landrat v. Zacha 14 u 
Wirte für Annahme bäuerli Nahrungen gemeldet. Er bezeichnete fie alle a 
redliche, fleißige und verftändige Menſchen, die jeder Gemeinde zur Zierde gereichen 
würden. War ihr Vermögen auch gering, nicht einmal durchweg 1 000 Tr., ſo w 
SE moraliſche Kraft doch wohl einige 100 Tlr. auf. Zacha verſicherte, daß ſich na 
ekanntmachung der näheren Übernahmebedingungen in ſeiner ganzen Gegend viele 
Anwärter finden würden. 
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Bekanntmachung auf den eigentlichen Zweck der Maßregel hingewieſen 
und angedeutet haben, daß zunächſt Bewerber der übervölkerten 
Teile der Monarchie berückſichtigt werden würden. Wenn wir auch die 
Meldungen von hinreichend bemittelten Deutſchen herausgreifen, ſo führt 
das zu keiner Vermehrung des deutſchen Elementes, worauf es hier ſo ſehr 
ankommt, ſondern wir machen höchſtens einige der Provinz ſchon ange⸗ 
hörige Deutſche etwas wohlhabender. Ich würde es für das Zweckmäßigſte 
halten, wenn aus den Grenzkreiſen Schleſiens und der Neumark Koloniſten 
gewonnen werden könnten. Dann käme ein neues deutſches Element 
in die Provinz und die vorzugsweiſe Berückſichtigung von Deutſchen wäre 
weniger auffallend, als wenn man hauptſächlich ſie unter den der Provinz 
angehörigen Bewerbern auswählte. Es wäre deshalb, wenn nicht aus 
ferneren Gegenden Anſiedler zu beſchaffen ſind, empfehlenswert, den 
Landräten der Grenzkreiſe die Ausmittelung der zur Uberſiedelung geeigneten 
Perſönlichkeiten zu übertragen. Sollte dieſer Weg fehlſchlagen und auf 
die Bewohner der Provinz rekurriert werden müſſen, ſo hätte man ſich 
wenigſtens auf die Grenzgebiete zu beſchränken, wo das deutſche Element 
das weit überwiegende und vorauszuſetzen iſt, daß es ſich durch 
Nachſchub aus den Nachbarprovinzen ergänzen wird. Es würde indeſſen 
immer zweckmäßig ſein, wenigſtens einige Stellen mit Polen zu beſetzen, 
denn es läßt ſich nicht in Abrede ſtellen, daß die ländliche Bevölkerung 
der Umgegend die ganze Maßregel mit ſehr feindſeligen Augen be⸗ 
trachtet und darin den Zweck ſieht, die polniſche Nationalität zu ver⸗ 
drängen. 

2. Bei dieſer Gelegenheit erlaube ich mir daran zu erinnern, daß 
der hieſige „Verein zur Koloniſation der Juden“ be⸗ 
abſichtigt, ländliche Grundſtücke zu erwerben und Bauernſtellen zu begründen, 
die von Juden übernommen und ſelbſt bewirtſchaftet werden ſollen. Euer 
Exzellenz haben am 6. April 1846 beſtimmt, daß hierfür die Dismembration 
des Domänenvorwerks Strzyzewo!n in Ausſicht genommen werden ſoll. 
Der Verein hat ſich nunmehr konſtituiert und ſeine Statuten ſind bereits 
im Dezember 1846 dem Miniſterium des Inneren zur Einholung der Aller⸗ 
höchſten Beſtätigung eingereicht. Hiernach würde die Kolonifation der 
Juden ſofort ins Leben treten können, wenn nicht Strzyzewo noch bis 
Johannis 1849 verpachtet wäre. Wird das Unternehmen, das allgemeinen 
Anklang gefunden und dem auch der König Unterſtützung zugeſagt hat, 
um 2 Jahre verſchoben, ſo iſt zu beſorgen, daß der Eifer erkaltet und ein Teil 
der bereit geſtellten Mittel für andere Zwecke verwendet wird. Daher 
bitte ich, die Aufteilung von Jerka zur Bildung einer Kolonie jüdiſcher 
Bauern zu benutzen. Die Kräfte der Vereins würden zur Etablierung von 
mindeſtens 12—15 Stellen zureichen?). 


a ) Amt Olobok, Kr. Adelnau. Vgl. Oberpräſidialakten XXV A. 37 u. Bloch: 
Die Koloniſationsbeſtrebungen des Salomo Eiger, Oberrabbiners von Poſen. Jeſchurun. 
Pleſchen 1901. Heft 1—4. — Der ganze Plan iſt geſcheitert. 

2) Punkt 3 behandelt das Geſuch von RNankowitz. 
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4. Die bedenklichſte Seite der ganzen Maßregel bildet das Ver⸗ 
hältnis der auf den Vorwerken bisher als Tagelöhner und 
Deputanten ihren Lebensunterhalt gewinnenden Perſonen. Da 
das Miniſterialreſkript vom 22. Oktober 1846 die Gründung von Häusler⸗ 
und Büdnerſtellen ausdrücklich unterſagte, war in dem Dismembrations⸗ 
plan auf Landzulagen für dieſe Familien nicht gerechnet worden. Ich 
kann unmöglich befürworten, daß von dieſer Beſtimmung abgegangen 
wird. Die Komorniks im Amt Jerka haben vielfach mit der größten 
Hartnäckigkeit Überlaffung von Land gefordert. Sogar Strafen wegen 
dieſes fortgeſetzten Querulierens blieben ohne Erfolg. Würde man den 
Leuten jetzt gewähren, was fie jo ungeſtüm gefordert haben, fo würde 
das zu den bedenklichſten Exemplifikationen für die Komorniks der ganzen 
Provinz führen, und den herrſchenden Wahn beſtärken, daß eine Kabinetts⸗ 
ordre exiſtiere, die ihnen allen Landbeſitz verheiße. Ich beſtreite nicht, 
daß die Verſtimmung der Leute groß iſt und daß bei der Auflöſung ihrer 
bisherigen 7 unangenehme Vorfälle eintreten können, ich würde 
aber lieber dieſen Übelftand in Kauf nehmen als durch Nachgiebigkeit den 
Glauben unterſtützen, daß die unbegründetſten Forderungen zuletzt bewilligt 
werden, wenn man nur auf ihnen beharrt und ſich renitent zeigt. Es handelt 
ſich nur um beſitzloſe Leute, denn die mit einem Haus angeſeſſenen Tage⸗ 
löhner des Amtes haben auch hinreichenden Landbeſitz. 

Die wiederholten Bemühungen des noch einmal nach Jerka ge⸗ 
ſandten Knopf um eine völlig zufriedenſtellende Löſung der Angelegenheit 
hatten keinen Erfolg. In Frage kommen 44 oder, wenn die Zerſchlagung 
von Luſzkowo aufgegeben wird, 32 Familien. Boldt vermutet, daß die 
Komorniks ſich wohl zur Räumung ihrer Wohnung bewegen laſſen würden, 
wenn man ihnen außer dem im vergangenen Herbſt für fie beſtellten Roggen⸗ 
land noch die Nutzung des üblichen Kartoffel⸗ und Gartenlandes im künftigen 
Herbſt überließe. Ein Unterkommen, wenigſtens ein vorläufiges, würden 
ſie dann in den Gemeinden finden, wo ſie zum Teil Verwandte beſitzen. 
Das vom Fiskus zu bringende Opfer wäre gering, aber dieſer Ausweg 
hätte den Nachteil, daß die Leute bis zum Herbſt an Jerka gefeſſelt bleiben 
und doch wieder dem Staat zur Laſt fallen, wenn ſie dann zum Winter kein 
Aſyl erlangen. Ich wünſchte ſehr, daß bei der Entfernung der Komorniks 
die Anwendung exekutiver Gewalt vermieden würde, da das immer einen 
ſehr unangenehmen Eindruck machen und den Schein der Härte auf die 
ganze Maßregel werfen würde. Jedenfalls kann ich nur darauf antragen, 
daß der Regierung in dieſer Sache möglichſt unbeſchränkte Vollmacht und 
namentlich die Autoriſation gegeben wird, denjenigen Deputanten und 
Tagelöhnern, die ſich zu einer friedlichen Löfung verſtehen, nicht nur die 
Nutzung von Kartoffel- und Gartenland für das laufende Jahr, ſondern 
auch zur Beſchaffung einer Mietswohnung an einem andern Orte ca. 
10 Tir. barer Geldhilfe pro Familie zu gewähren. Der Chauſſeebau bei 
Schrimm wird ihnen neue Arbeitsgelegenheit bieten. Gehen Euer Exzellenz 
auf dieſen Antrag ein und wird dem erwähnten Verein eines der Vorwerke 
überwieſen, ſo könnte man vielleicht auch ihm die Verpflichtung auferlegen, 
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die Komorniks noch ein Jahr zu behalten. Das wäre um ſo unbedenklicher 
als es den Juden doch an Leuten fehlen wird, die mit der Landwirtſchaft 
vertraut ſind. 


5. Hinſichtlich Boldts unterliegt es nicht dem geringſten Zweifel, 
daß er nach Perſon und Vermögen zum Erwerbe eines Rittergutes geeignet 
iſt. Da nähere Erkundigung bei Knopf ergeben hat, daß der ſchwebende 
Berieſelungsplan in der Tat wohl nur möglich iſt, wenn Jerka 
und Zbechy in einer Hand bleiben, würde die Überlaſſung beider 
Güter an Boldt der einzige Ausweg ſein, um die Anlage durchzuführen. 
Ce hätte kein Bedenken dagegen. Auch die Regierung ift mit der 

uſammenlegung einverſtanden. Boldt verdient gewiß den Vorzug vor 
allen Bewerbern, da die erwartete Auflöſung des Pachtvertrages unbe⸗ 
ſtreilbar große Vermögensverluſte für ihn im Gefolge hat. Allerdings 
wünſchte ich ſehr, daß an der von Euer Exzellenz von vornherein aus⸗ 
geſprochenen Abſicht feſtehalten würde, aus dem Amt Jerka zwei Ritter⸗ 
güter zu bilden. „Für die politiſchen Verhältniſſe der Provinz iſt mir 
die Verſtärkung des deutſchen Elementes im Stande der Ritter: 

utsbeſitzer wichtiger als im Stande der Bauern. Letztere 
dei an und für ſich dem Gouvernement nicht abgeneigt, und, wenn 
ſie gegen dasſelbe auftreten ſollten, ſo würde dies nur eine Folge der 
Verleitung ſeitens des Adels oder eventuell der Geiſtlichkeit ſein.“ Ich 
würde daher lieber, um doch zwei Nittergüter bilden zu können, die 
Anſetzung bäuerlicher Koloniſten beſchränken und das zur Dismembration 
beſtimmte Vorwerk Luſzkowo als Rittergut veräußern, wozu es ganz 
geeignet iſt. 

Stolberg erwiderte hierauf ſehr eingehend am 26. Februar: 
Ich bin mit den von Ihnen über die Beſchaffung der Koloniſten entwickelten 
Anſichten im weſentlichen einverſtanden und habe bereits danach Einleitung 
le Daß die Anſiedlung von Juden mit diefer Dismembration 
n Verbindung gebracht wird, dem kann ich um ſo weniger zuſtimmen, 
als es hierbei vorzugsweiſe darauf ankommt, Genoſſenſchaften von An⸗ 
ſiedlern nach dem Poſenſchen hinüberzuleiten und ſie ohne Beimiſchung 
fremdartiger Elemente dort zu neuen Gemeinden zu vereinigen. 


Ich erkenne an, daß das Verhältnis der vorhandenen Tage⸗ 
löhner⸗ und Deputantenfamilien die ſorgfältigſte Be⸗ 
achtung verdient. Ich hätte gewünſcht, daß die Sorge für die Zukunft dieſer 
Leute früher erörtert und mir bei der hohen Wichtigkeit des Geg es 
darüber Vortrag gehalten worden wäre. Es würde ganz unzuläſſig ſein, 
ſie jetzt zu Johannis außer Dienſt und Brot zu ſetzen. Einmal können ſie 
die Innehaltung der nicht rechtzeitig gekündigten Dienſtkontrakte bis zum 
nächſten Umzugstermin, mithin bis Neujahr oder Georgi 1848 verlangen. 
Zum anderen kann ſich die Domänenverwaltung nicht bei einer Dismem⸗ 
bration einer beträchtlichen Anzahl unbemittelter Arbeiterfamilien, die 
bisher auf der Domäne Broterwerb gefunden haben, entſchlagen und ſie 
ihrem Schickſal überlaſſen, das um ſo troſtloſer ſein würde, als nach 
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teilung des Landrats und Diſtriktskommiſſars die Umgegend ihnen keine 
Gelegenheit zu anderweitiger Unterkunft und dauernder Beſchäftigung 
darbietet. Eine geringfügige Geldunterſtützung würde dieſen Leuten wohl 
kaum die Begründung einer neuen Exiſtenz ermöglichen. Überdies wäre 
es ſehr unpolitiſch, durch Härte den Haß dieſer Leute gegen die Koloniſation 
und die Koloniſten zu erwecken und dadurch letztere wenigſtens für die 
Zeit Vexationen auszuſetzen, während es von großer Wichtigkeit iſt, die ſich 
darbietenden Hinderniſſe und Schwierigkeiten aus dem Wege zu räumen 
und „dieſe erſte der auszuführenden Koloniſationen als eine gelungene 
hinzuſtellen.“ 

Dieſe Rückſichten machen es unerläßlich, die Verſorgung jener 
Leute einer weiteren ſorgfältigen Erörterung zu unterziehen und darüber 
zu beſchließen, bevor zur Feſtſtellung und Ausführung der Dismembrations⸗ 
pläne geſchritten wird. Da die Zeit ſchon ſo vorgerückt iſt, daß eine Zwiſchen⸗ 
verhandlung nicht mehr ſtattfinden kann, wenn Johannis als Ausführungs⸗ 
termin feſtgehalten werden ſoll, da ferner übereilte Schritte verhütet werden 
müſſen und endlich der Herbſt mehr als das Frühjahr zur Überweiſung der 
Etabliſſements an die Koloniſten geeignet iſt, die dann den Winter zur An⸗ 
fuhr von Baumaterialien benutzen können, bleibt nichts übrig, als die Aus⸗ 
führung der Dismembration zu verſchieben. 


Auf dieſe Sinnesänderung Stolbergs hatte der Umſtand eingewirkt, 
daß von ſehr unterrichteter Seite, nämlich von Maſſenbach, gegen 
die Aufteilung königlicher Domänen der Provinz Poſen in einer Zuſchrift 
vom 22. Februar gewichtige Bedenken erhoben wurden, die um ſo beachtens⸗ 
werter waren, weil ſie größtenteils mit dem Inhalt des Beurmannſchen 
Berichts vom 9. übereinſtimmten. Das Schreiben lautet: 


„Ew. Exzellenz ſehr geehrtem Auftrage entſprechend, erdreiſte ich mich Hoch⸗ 
demſelben ſchriftlich die Bedenken vorzutragen, welche E egen die beabſichtigte Par⸗ 
zellierung der Königl. Domainen im Großherzogthum Poſen hege. 


Zunächſt fällt es dort auf, daß Königliche Domainen veräußert werden ſollen. 
Ziemlich allgemein geht man von der Anſicht aus, daß es im entſchiedenen Intereſſe 
des Gouvernements liege, zur Vermehrung feines Einfluſſes die fiscaliſchen Be⸗ 
fitungen möglihft zu verm „ keinesfalls aber zu verringern. 


Daher und weil gewiß viele zu billigen Preiſen käufliche Güter die ſchönſte 
Gelegenheit zur Coloniſation gewähren, bezweifelt man E Theil. daß die Heran⸗ 
ziehung cher Elemente den eigentlichen Grund für die Beräußerung der Domainen 
abgebe, vermuthet vielmehr, daß ſie nur als Vorwand benutzt werde, und meint den 
wirklichen Grund in der Beſorgniß des Gouvernements zu finden, 1 Provinz 
doch auf die Dauer nicht zu halten fi. So erweckt jene M den Uebel⸗ 
wollenden Hoffnungen, während fie die Gutgeſinnten entmuthigt, und ſchon jetzt ſpricht 
ſich bei vielen der letzteren der Entſchluß aus, ihrem Könige zu folgen. 


Ein zweites Bedenken beziehet ſich auf die ſogenannten Komornicks; aufgeregt 
durch die agrariſche le, Set des Jahres 1823 meinen fie, daß auch Lee eine 
entſprechende Eigenthums⸗Verleihung zuſtehe, und daß fie ihnen widerrechtlicher Weiſe 
vorenthalten werde. Natürlich hat es nie und am wenigſten ha an Böswilligen 

efehlt, welche Bedacht genommen haben, dieſe armen Leute in ihrem Wahne und 
rer er zu erhalten und fie bilden einen Gährungs⸗Stoff, der aufmerkſam 
zu beachten iſt. 
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Sehr böſes Blut würde es ſetzen, wenn die zum Theil in großer Zahl 

auf den Königl. Domainen, namentlich dem jetzt in Rede ſtehenden Amte Jerka, Dot: 
andenen Komorniks bei der beabſichtigten Coloniſation verſtoßen, bagegen fremden 
chen Einwanderern zu ſehr günſtigen Bedingungen Eigenthum verliehen würbe. 
Aber noch weit üblere Folgen wären zu beſorgen, wenn Sie) auch nur ein kleines 
Grundſtück übereignet, und jo der erwähnten Gährung e do gefährlicher Vor⸗ 
ſchub geleiftet würde. Es betrifft dieſes namentlich die ihrer Widerſpenſtigkeit wegen 
bekannten Komorniks im Amte Jerka und findet weit weniger Anwendung auf allen 
bisherigen Privatbeſitzungen, auf denen laſſen ſich vielmehr dergleichen Berſuche machen. 


Ein drittes Bedenken, welches ich gegen die beabſichtigte wohlfeile Veräußerung 
der Domainen an deutſche Coloniſten hege, beſteht darin, daß eine ſolche e 
deutſcher Bauern von Seiten des Gouvernements, denn etwas anderes wäre es immer, 
wenn es von Privatleuten hin und her auf Privatgütern De die polnifchen 
Bauern erbittern würde, was um fo übler wäre, da dieſe gerade denjenigen Theil 
der polniſchen Bevölkerung ausmachen, der dem Gouvernement am treueſten mn 
iſt. Die vorgedachten Bedenken werden von vielen treuen Bewohnern des Groß⸗ 

erzogthums Poſen gehegt und namentlich theilt auch der Herr Ober⸗Präſident von 
eurmann, mit dem Ih dur einigen Tagen über die beiden letzten Bedenken ges 
ſprochen, und wenn ich ihn richtig verſtanden habe, die oben entwickelte Anſicht. 

Es fragt ſich aber, ob jener Bedenken wegen, die beabſichtigte Koloniſation 
ſelbſt unterbleiben müßte, und das glaube ich nicht, meine indeſſen, daß ſie auf 
anderem Wege erzielt werden ſollte. Nach meinem unvorgreiflichen Dafürhalten 
kommt es aber vor Allem darauf an, den großen Grund⸗Beſitz mit Kraft und Con⸗ 
ſequenz den Händen der polniſchen Edelleute zu entwinden und ihn an brave deutſche 
Männer auszuthun. Geſchieht dieſes mit Umſicht und Geſchicklichkeit, ſo kann das 
Geſchäft ohne erhebliche pecuniäre Opfer für den Staat fo ausgeführt werden, daß 
es den neuen Acquirenten ſehr große Vortheile gewährt, und gern werden dieſe da⸗ 
gegen die Verpflichtung eingehen in einem längeren Zeitabſchnitt das erſtandene 

rundſtück, ohne Genehmigung der Regierung nicht wieder zu veräußern, auch einen 
dene zu bezeichnenden Theil desſelben, unter billigen, von vorne herein zu beſtimmen⸗ 
en Bedingungen zu vererbpachten, wobei die Regierung ſich die Wahl der Erb⸗ 
pächter vorzubehalten hätte. Würde dieſe, und die ganze Vermittelung der Colo⸗ 
niſation dann einem zuverläſſigen Privat⸗Manne unter angemeſſenen ihn nicht läh⸗ 
menden Beziehungen [übertragen], vielleicht ein zu bildender patriotiſcher Verein zur 
Seite geſetzt, ſo würden die obgedachten Uebelſtände vermieden und gleichwohl die 
Zwecke der Germaniſierung, auch der Unterbringung Auswanderungsluſtiger aus 
anderen Gegenden, ungleich durchgreifender, als auf dem jetzt beabſichtigten Wege, 
erzielt werden. 


Schließlich erlaube ich mir noch CH gehorſamſt anzuführen, daß unbedenklich 
ein Theil der jetzt zu acquirirenden Beſitzungen bald wieder an wohlhabendere 
Käufer veräußert werden könnte, und daß daher und da die Mehrzahl der polniſchen 
Güter mit bedeutenden Pfandbriefs⸗ und anderen Schulden belaſtet iſt, zur Aus⸗ 
führung der vorgeſchlagenen Maaßregel bei angemeſſener Behandlung der Sache nur 
ein verhältnismäßig ſehr geringes Kapital erforderlich ſein dürfte, auch würde es 
dem Gouvernement gewiß nicht ſchwer werden, in den verſchiedenen Provinzen an⸗ 
gelebene Männer zu bewegen, ſich im Großherzogthum Poſen unmittelbar, d. i. ohne 
azwiſchenkunft der Regierung anzukaufen“ 


Über die Veranlaſſung zu Maſſenbachs Einmiſchung bemerkte 
Stolberg (an Beurmann): 


So wie es notwendig iſt, daß die Koloniſten in den weſtlicheren Landesteilen, 
wo ſich die Auswanderungsluſt regt, durch bewährte und mit der Landwirtſchaft 
ſowie den ſonſtigen einſchlägigen Verhältniſſen vertraute Männer engagiert werden, 
um nur tüchtige und ſolide Individuen als Anſiedler zu gewinnen, ſo erſcheint es 
auf der an deren Seite unerläßlich, den Bewerbern bei der Beſich tigung der Etabliſſements 
deren demnächſtiger überweiſung und während der erſten Zeit ihres Dortſeins einen 
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ges tüchtigen und praktiſchen Mann zur Seite zu ſetzen, ber fie mit den örtlichen 
erhältniſſen bekanntmachen, mit Rat und Tat unterſtützen und ihren etwa ſinkenden 
Mut beleben kann. Hierzu habe ich Maſſenbach lt, der ſich b erklärt 
e der Sache eine tätige Teilnahme in der erwähnten Weiſe zu widmen. Ich habe 
erner die Poſener ée Wéiee, ERR die Pachtkontrakte von Jerka und Dalewo 
um ein Jahr zu verlängern. e erſuche ich, die von Maſſenbach angeregten Be⸗ 
denken und beſonders den Punkt wegen Behandlung der Arbeiterfamilien WCS zu 
erörtern. Es kommen dabei zwei Klaſſen folder Familien in Betracht: 1. Die 
enhäusler, denen bei der Regulierung zwei Morgen Land für jedes Haus bei⸗ 
ge t wurden und die bisher ebenfalls durch Tagearbeiten auf der Domaine Ber 
enſt gefunden haben. 2. Die in königlichen Häuſern vorhandenen beſitzloſen Tage⸗ 
löhner ſowie ſolche Deputantenfamilien, die bei der Auflöſung der Vorwerke nicht 
leicht anderweit unterkommen würden. 

Ließen nicht andere Rückſichten die übertragung von Land an dieſe Leute 
beſorglich erſcheinen, ſo würde es kein Bedenken leiden, den Eigenhäuslern noch vier 
bis ſechs Morgen Landzulage, den anderen Arbeiterfamilien ihre jetzigen Wohnungen 
mit ſechs bis acht Morgen Land pro Familie gegen Zins zu überlaſſen und dadurch 
aus ihnen Häusler zu machen. Es würden dadurch zwar Häusleretabliſſements von 
3 als dem üblichen Umfang gebildet, allein da ſich durch die Dismembration 

e Gelegenheit zur Handarbeit vermindert, kann die Subſiſtenz jener Familien nur 
durch größere Landnutzungen als die gewöhnlichen geſichert werden, die ihnen ihr 
Beſtehen ermöglichen, wenn ſie ſtatt der bisherigen 100 nur etwa 50— 60 Prozent 
ihres 1 durch ai verdienen. Alle Gelegenheit hierzu wird 

en durch die Dismembration keineswegs abgeſchnitten werden. Nicht nur die 
erber der Hauptetabliſſements werden immer Handarbeiter nötig haben, ſondern 
vermutlich auch die Koloniſten, zumal wenn es vermögende Leute ſind, die ſich die 
beſſere Kultur ihrer Grundſtücke angelegen ſein laſſen. Wiewohl die Komorniks im 
Amt Jerka ſeit geraumer Zeit auf nicht zu billigende Art um Land petitionieren, 
darf man doch nicht überſehen, daß durch die Aufteilung eine Umwälzung ihrer 
Lebenslage eintritt und daß es keinen guten Eindruck machen kann, wenn man die 
freiwerdenden Ländereien an einwandernde Koloniſten überläßt und dagegen bisher 
auf der Domaine ihr Brot findende Leute, deren Daſein vielleicht durch Häuslerſtellen 
geſichert werden kann, dem Elend preisgibt. Es wird auch nur für die Eigenhäusler 
und die in königlichen Häuſern wohnenden Tagelöhner, die andernfalls durch eine 
möglichſt zu vermeidende Exmiſſion aus ihren Wohnungen entfernt werden müßten, 
in der erwähnten Art zu ſorgen ſein. Die Arbeiter der Vorwerke Jerka und Zbechy 
werden immer bei den aus dieſen zu bildenden Rittergütern und die bei den Bauern 
wohnenden Komorniks in ihren bisherigen Verhältniſſen belaſſen werden müſſen. 
Daß die Menſchen keine der neuen Etabliſſements erhalten können, wird ihnen wohl 
begreiflich werden, wenn fie ſehen, daß zu deren Erwerbung nur Leute mit 1500 — 
2000 Zen. le a Vermögen zugelaſſen werden. 

Das ſind die Geſichtspunkte, die bei der Sache zur Sprache kommen dürften. 
Vielleicht könnte man die Überlaſſung von Eigentum auch dadurch vermeiden, daß 
man die aus den Familienwohnungen mit Zulegung von Land zu bildenden Häusler⸗ 
ſtellen den Arbeiterſamilien nur mietweiſe unter Reſervierung der fiskaliſchen Eigen⸗ 
tumsrechte einräumte. 

Bei Luſzkowo gab der Miniſter der Aufteilung den Vorzug vor der 
Bildung eines Rittergutes. Endlich genehmigte er die Überlafjung von 
Jerka an Boldt, nicht aber auch die von Zbechy, da bei der Dismembration 
von Domänen mur die Bildung von Bauernſtellen und kleinen Rittergütern 
beabſichtigt wurde. Dieſem Grundſatz wäre die Schaffung eines Beſitz⸗ 
tums von mindeſtens 3400 Morgen zuwidergelaufen. Die Berieſelungs⸗ 
anlage mußte dem künftigen Erwerber von Zbechy oder einer Einigung 
beider Beſitzer anheimgeſtellt bleiben. Durch die Pachtverlängerung war 
aber Boldts Schickſal auf ein Jahr geſichert. 
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Zur Beförderung der Angelegenheit und zur Beſchränkung des 
ſchriftlichen Verkehrs nahm im März der Geh. Finanzrat Strantz eine 
Beſichtigung von Jerka vor, zuſammen mit Knopf, der die Sache bisher 
„ſehr gut“ bearbeitet hatte, und Maſſenbach. Daran ſchloß ſich am 14. eine 
Konferenz in Poſen, der auch Beurmann und zwei weitere 
Vertreter der Regierung beiwohnten. Hier ſollte auch die Stellung Maſſen⸗ 
bachs näher abgegrenzt werden, damit er nicht in ſeinem Wirkungskreis 
beengt und weitläufigen Korreſpondenzen ausgeſetzt wurde. Man einigte 
ſich ſchließlich auf folgende Punkte: 

1. Das Geſinde und die Deputanten der aufzu⸗ 
teilenden Vorwerke Swiniec, Dalewo, Luſzkowo und Neuhof ſollen den 
Erwerbern der Hauptetabliſſements übergeben und ſie ſollen kontraktlich 
verpflichtet werden, die Verträge mit dieſen Leuten bis Neujahr 1849 inne⸗ 
zuhalten. Als Entſchädigung für dieſe Laſt kann ihnen ein Freijahr bewilligt 
werden. Nach Ablauf dieſer Friſt iſt es Sache des Geſindes, ſich ein neues 
Unterkommen zu ſuchen, wozu es hinlänglich Zeit hat. 

2. Rückſichtlich der Tagelöhner familien (Komorniks), 
deren Umzugstermin zu Georgi war, erhob ſich gegen den Vorſchlag, 
ihnen die königlichen Wohnhäuſer mit 6—8 Morgen Land gegen Zins zu 
überlaſſen, aus dem ſchon angegebenen Grunde Widerſpruch. Man fürchtete 
das böſe Beiſpiel eines ſolchen, wahrſcheinlich bald in der ganzen Provinz 
bekannt werdenden Verfahrens um ſo mehr, weil auch die Gutsbeſitzer 
über unberechtigte Anſprüche ihrer Komorniks klagten, die dann den Kampf 
mit neuem Mut aufnehmen würden. Es galt vielmehr gerade jetzt den Leuten 
zu zeigen, wie irrig ihre Auffaſſung war. Hierzu kam der deſolate Zuſtand 
der räumlich unzureichenden Familienhäuſer und vor allem die Erwägung, 
„daß Leute mit einem Grundbeſitz von etwa 8 Morgen in der hieſigen 
Provinz die unglücklichſte und läſtigſte Einwohner⸗Klaſſe bildeten, denn 
der Grundbeſitz allein wäre zu ihrer auskömmlichen Ernährung nicht hin⸗ 
reichend; fie mußten alſo auf Tagelohn gehen; hierzu aber hätten fie, wie 
die Erfahrung vielfach gezeigt, keine Luſt, ſie hielten ſich für Bauern, ſie 
verfielen in Schulden und Müßiggang, und würden eine Plage für die 
Gemeinden der Umgegend“. Auch mußte vorausgeſetzt werden, daß die 
anziehenden Koloniſten einen großen Teil der Arbeit mit ihren Familien 
ſelbſt verrichten würden. Zur dauernden Aushilfe waren ihnen jedenfalls 
unverheiratete Knechte und Mägde lieber als ganze Familien. Zu vorüber⸗ 
gehenden Arbeiten genügten die in den Ortſchaften ſchon vorhandenen 
Häusler. Hiernach mußte ſehr ſtark bezweifelt werden, ob die Tagelöhner⸗ 
familien an ihrem gegenwärtigen Wohnort hinreichenden Verdienſt finden 
würden. Es erſchien deshalb wünſchenswert, ihnen nicht nur keinen Grund⸗ 
beſitz zu geben, ſondern ſich ihrer völlig zu entledigen. Daher wurde auch 
der Plan verworfen, ſie einſtweilen als Mieter oder Pächter der Häuſer 
mit je 8 Morgen Land zu dulden und nur nach und nach zu entlaſſen. Man 
befürchtete, daß wenn eine Familie ſich einmal feſtgeſetzt hätte, man He 
ſpäter nicht ohne Re A Gewalt werde abſchieben können und daß 


We in der pachtweiſen Überlaſſung von Grund und Boden nur den erften 
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Schritt zur Gewährung ihres vermeintlichen Rechtes erblicken werde. 
Darum fand auch der Vorſchlag einer Zuweifung der Tagelöhner und des 
Geſindes an die Käufer der Hauptgüter keinen Beifall. 

Andererſeits wurde doch der Befürchtung Raum gegeben, daß die 
Leute ohne Exmiſſion ihre Wohnungen nicht verlaſſen würden. Da hierin 
unbedenklich eine Haß verbreitende Härte lag, einigte man ſich ſchließlich 
dahin, daß den Tagelöhnern auch nach Ablauf ihrer Kontrakte ihre Be⸗ 
hauſungen mit höchſtens / Morgen Gartenland zur Miete oder Pa 
auf kurze Zeit und mit der Weiſung überlaſſen werden ſollten, ſich innerh 
dieſer Friſt unter Beihilfe der Behörden ein neues Unterkommen zu ſuchen. 
Wenn ſich im Laufe der Zeit herausſtellte, daß die eine oder andere Familie 
an ihrem jetzigen Wohnorte Arbeitsgelegenheit finden würde, ſo konnte 
ſie auch daſelbſt belaſſen werden. Da Boldt die Kontrakte bereits gekündigt 
hatte, hoffte man mit ſeiner Hilfe noch im laufenden Jahr einen Teil der 
Leute los zu werden. Aber ſelbſt ein Geldgeſchenk von 10—15 Tlrn. wollte 
die Mehrheit den bis Georgi 1848 zum Abzug bereiten Familien nicht 
bewilligen. 

3. Auch für die Häusler, die ſchon 2 Morgen Land inne hatten, 
wurde eine Zulage von weiteren 6 Morgen abgelehnt, teils aus den eben 
angeführten Gründen, teils weil es auf die leer ausgehenden Tagelöhner 
und Deputanten einen ſehr ſchlechten Eindruck machen mußte, wenn man 
die an ſich ſchon beſſer geſtellten Häusler vor ihnen noch begünſtigte. In 
politiſcher Beziehung walteten nach Anſicht der Konferenzmitglieder bei 
allen dieſen Maßregeln keine Bedenken ob. 

4. Die früher als Entgelt für die Zuweiſung der Tagelöhner be⸗ 
abſichtigte Vergrößerung der Hauptetabliſſements 
wurde durch die Fortſchaffung jener Leute überflüſſig, nur hielt man eine 
an des Areals von Dalewo im Intereſſe des Pächters v. Jaraczewski 

ig. 
5. Um Anſtoß zu vermeiden, ſollten auch Polen bei Austeilung 
der Bauernhöfe berückſichtigt und zu dieſem Zweck gleich 5 Stellen reſerviert 
werden. In Betracht kommen durften aber nur Leute von hinlänglichem 
Vermögen, zuverläſſiger Geſinnung und land wirtſchaftlicher Tüchtigkeit. 

6. Den Koloniſten ſollte bei dem Bau der Gehöfte innerhalb der 
durch die Zweckmäßigkeit geſteckten Grenzen weiter Spielraum gelaſſen, 
aber feſte Dachung mindeſtens beim Wohnhaus zur Pflicht gemacht werden. 
Wegen der übrigen Annahmebedingungen bedurfte es noch näherer miniſte⸗ 
rieller Vorſchriften. 

7. Schulland ſollte hinreichend ausgeworfen werden. 
8. Die Überlaſſung von Jerka und Zbechy an Boldt ſollte trotz des 
ablehnenden Miniſterialbeſcheides nochmals befürwortet werden. 

Beurmann motivierte dieſen Vorſchlag mit dem erneuerten 
Hinweis auf die geplante Melioration eines bedeutenden Hutungsterrains, 
auf die Boldt bedrohenden pekuniären Verluſte und auf den geringen Wert 
der Einzelgüter, da für Jerka nur 417 Morgen SE Bodens, 
für Zbechy außer dem Gartenland nur 514 ½ Morgen wirklich ertrags⸗ 
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fähigen Ackers in Anſatz kamen. Wenn auch zu vermuten ſtand, daß Boldt 
zur Abwendung noch größerer Einbußen ſich mit der Erwerbung von Jerka 
allein begnügen würde, ſo war doch zu befürchten, daß er das Gut weiter⸗ 
verkaufte oder, wenn das die Übernahmebedingungen ausſchloſſen, ger, 
pachtete, um ſich anderwärts einen größeren Wirkungskreis zu ſuchen. 
Die beiden, noch ſehr verbeſſerungsfähigen Güter zuſammen konnten ihn 
dagegen ausreichend beſchäftigen. Es war dringend zu wünſchen, daß er 
auf dieſe Weiſe der Provinz erhalten blieb, der er in vielfacher Beziehung, 
wirtſchaftlich wie politiſch, erheblichen Nutzen leiſten konnte. 


Über die von Maſſenbach vorgetragenen Be⸗ 
denken äußerte Beurmann: 


„Allerdings hat die ere He Veräußerung von Domainen hieſiger Provinz 
Aufſehen erregt, und findet die Annahme, daß fie zunächſt und hauptſächlich zur 
Verhütung von Auswanderungen nach fremden EE angeordnet fei, wenig 
Glauben; man hält vielmehr dafür, daß lediglich politiſche Abſichten zum Grunde 
lägen und die Provinz ſchneller germaniſiert werden ſolle. Betrachtet man die Maaß⸗ 
regel allein von dem letzteren Standpunkte aus, ſo kann man allerdings entgegnen, 
daß es in politiſcher Beziehung vorzugsweiſe richtig erſcheint, deutſche Rittergutsbeſitzer 
in das Land zu ziehen, um den Einfluß des polniſchen Adels zu lähmen. Auch iſt 
nicht in Abrede zu n, daß die deutſchen Domainenpächter, wenn eine gehörige 
Auswahl getroffen und ihnen ein angemeſſener Gütercomplex in Pacht überlaſſen 
wird, weſentlich zur Förderung des deutſchen Elements beitragen; von dieſem 
Geſichtspunkte aus würde es ſogar zweckmäßig erſcheinen, die fiscaliſchen Beſitzungen 
zu verpachten, anſtatt ſich derſelben zu entäußern. Daneben könnte dann die Regierung 
auch noch den Ankauf von Gütern in der hieſigen Provinz begünſtigen, und den⸗ 
EN von ihnen, welche nicht die ausreichenden Mittel dazu haben, Unterftügun 
u Theil werden laſſen ... Dagegen kann ich der Anſicht des p. von Maſſenba 
arin nicht beiſtimmen, daß die Parcellirung der Domainen gerade Beſorgnis bei den 
der Regierung ergebenen deutſchen Einwohnern der sen. ee? habe, und deutſche 
Gutsbeſtzer die Abſicht hätten, die Provinz zu verlaſſen. Wenigſtens iſt mir hierüber 
noch nichts bekannt geworden. 


Die Maaßregel hat vom i Standpunkte aus zwei Seiten, und es 
läßt ſich auch viel zu Gunſten derſelben ſagen, indem es immer als ein großer 
Gewinn zu betrachten iſt, einen gut geſinnten deutſchen Bauernſtand hier zu haben, 
der doch dem polniſchen, von der Geiſtlichkeit ſehr abhängigen Bauernſtand vorzuziehen 
fein würde. Wie gegenwärtig die Sache liegt, muß fie übrigens durchgeführt werden, 
und zwar m. E. in der begonnenen Weiſe. Der Vorſchlag des p. von Maſſenbach, 
die Anſiedelungen in der hieſigen Provinz ganz deutſchen Privaten zu überlaſſen, 
oder denjenigen, welche mit Unterſtützung der Regierung Güter ankaufen, gewiſſe 
ee wegen der Anſiedelungen aeg halte ich für ſehr DEN eden⸗ 
Ié würden dadurch Weiterungen derurſacht werden, und der Erfolg der Maaßregel 

Sinne der Regierung mehr als zweifelhaft ſein. Ich halte es vielmehr, wenn 
der Hauptzweck, deutſche Auswanderer hierher zu ziehen, am ſicherſten erreicht und 
daneben auch die Germaniſierung der Provinz befördert werden ſoll, für das zweck⸗ 
müßigſte, daß der Staat ſelbſt größere Gütercomplexe, und zwar unter der Hand, 
durch erprobte Männer, ankauft, und einen Theil davon an deutſche Coloniſten verleiht, 
einen andern weiter an Deutſche mit der Rittergutsqualität verleiht. Auf dieſe Weiſe 
behält der Staat die ganze Maaßregel in ſeiner Hand, und iſt nicht gebunden, wenn 
ſich bei der Ausführung hier und dort ee de? Schwierigkeiten einſtellen 
ſollten, die, wenn ein Privatmann dazwiſchentritt, leicht Differenzen mit ſich führen 
und das Ganze zerſtören können Es find ferner Anſiedler und Pächter an den 
Staat gefeſſelt. Freilich würde ein nicht unbedeutendes Kapital Seitens des Staats 
zur Dispoſition geſtellt werden müſſen.“ 
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Maſſenbachs Stellung bei der Ausführung von Diemembrationen, 
ſpeziell in Jerka, betreffend, mußte er nach Beurmanns Anſicht mit dem 
Kommiſſar der Regierung bei Aufftellung der Pläne zugegen fein, da dieſe 
die Erfahrung eines praktiſchen Landwirts erforderte. Dann hatte er den 
Anſiedlern die nötigen Aufklärungen und Ratſchläge zu geben, beſonders 
hinſichtlich der Bauten und erſten wirtſchaftlichen Einrichtungen. Wenn 
ſich auch der ihm und dem Regierungskommiſſar zuſtehende Wirkungskreis 
nicht genau abgrenzen ließ, war doch der Ausbruch von Differenzen nicht 
zu befürchten. Jedenfalls war Maſſenbachs Vollmacht ſo ausgedehnt 
wie möglich abzufaſſen. Im Intereſſe der Anſiedler ſchien es zu liegen, 
wenn ſie nach dem Abſchluß der Baukontrakte mit zuverläſſigen Meiſtern 
in ihre Heimat zurückkehrten und erſt zu Johannis 1848 ihre inzwiſchen 
fertig geſtellten Gehöfte endgültig übernahmen. (An Stolberg 25. März.) 
Nach dem Vortrag von Strantz erklärte ſich auch Stolberg 
mit den Konferenzbeſchlüſſen einverſtanden. Er gedachte auch die Beſetzung 
der für die Einſaſſen der Provinz reſervierten Stellen Maſſenbach zu über⸗ 
tragen. Dann wünſchte er die möglichſt ſchnelle Entfernung der Komorniks 
und Deputanten und war bereit, ſie unter Vermittelung des Freiherrn 
durch kleine Geldunterſtützungen zu befördern. Weiter ermahnte er Beur⸗ 
mann, auf die beſchleunigte Vollendung der Aufteilungspläne in den vier 
Amtsborwerken Jerka, Neuhof, Dalewo und Luſzkowo hinzuwirken. Die 
fertigen Pläne ſollten dem Landesökonomierat Ko pp e- Wollup!) 
(Kreis Lebus) zugeſtellt werden, um ſie den in ſeiner Gegend 7 
kaufluſtigen Bauern erläutern und eine Beſichtigung der Stellen durch ſie 
vorbereiten zu können. Auch in die Überlaſſung der beiden oft genannten 
Rittergüter an Boldt willigte der Miniſter ſchließlich ein, wenn jener die 
Kaufbedingungen erfüllte, in denen unter anderem dem Fiskus für die 
nächſten 20 Jahre bei Abtretung des Gutes an andere Perſonen als Aszen⸗ 
denten, Deszendenten oder Geſchwiſter erſten Grades das Vorkaufsrecht 
zum erſten Erwerbspreis ohne Rückſicht auf etwaige Meliorationen 
vorzubehalten war. (Thoma an Beurmann, 26. Juni.) 

Doch neue Schwierigkeiten türmten ſich auf. Die leidigen 
Komorniks waren keineswegs gewillt, ſich an die Luft ſetzen zu laſſen. 
In einer Verhandlung vom 16. Auguſt ſtellten ſie derartig maßloſe 
Anſprüche, daß Maſſenbach zu deren glatter Ablehnung angewieſen 
wurde. Ihre Erfüllung hätte die Dismembration von Jerka geradezu 
vereitelt und das Miniſterium fügte hinzu, daß, wenn man die Ver⸗ 
hältniſſe dieſer Leute in ſolchem Umfang für maßgebend erachten wollte, 
ſchwerlich überhaupt eine Dismembration zuſtande kommen würde. 

ma an Beurmann 31. Aug.). 

Für Beurmann war die ganze Angelegenheit erledigt, als offenbar 
wurde, daß nach den Erfahrungen Koppes auf fremde Anſiedler nicht zu 
rechnen ſei. Eine Anſetzung von Koloniſten aus ſeiner Provinz konnte er 
nicht befürworten, denn er hielt im Intereſſe der Regierung die Erhaltung 


1) Joh. Gottlieb Koppe, 1782 —1863, der bekannte Schüler Thaers. 
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einer ſo bedeutenden Domäne wie Jerka für vorteilhafter als die Zer⸗ 
ſchlagung zugunſten von Einheimiſchen. Dann lagen die Verhältniſſe hier 
beſonders ungünſtig wegen der zahlreichen Arbeiterfamilien. Die Poſener 
Regierung hatte gleichfalls die Flinte ins Korn geworfen und eine Neuver⸗ 
pachtung beantragt. Dieſem Vorſchlag ſtimmte der Oberpräſident bei, 
weil Maſſenbach obenein bereits die Erwerbung eines Rittergutes ins 
Auge gefaßt hatte — es handelt ſich wohl um Bolewice —, wo die Schwierig⸗ 
keit wegen der Komorniks fortfiel und wo man eher auf die Gewinnung von 
Koloniſten rechnen durfte, als in Jerka. Zur Vermeidung von Weitläufig⸗ 
keiten erſchien es Beurmann zweckmäßig, wenn man Maſſenbach, der 
dieſes Vetrauen vollauf verdiente, in der Verfolgung der Sache ganz freie 
Hand und eine Konkurrenz der Regierung erſt nach Vollendung der Dismem⸗ 
brationspläne eintreten ließ (an Stolberg 14. Sept.). 

Unterdeſſen war aber Maſſenbach mit der Beſiedelung fortge⸗ 
fahren. Da er ſich der Bewerber aus der Provinz kaum erwehren konnte, 
hatte er deren etwas mehr angeſetzt als urſprünglich vorgeſehen war. Seine 
Berichte zeigen deutlich, wie viel Arger und wie wenig Dank er für ſeine 
aufopfernde Tätigkeit erntete (an Stolberg und Beurmann 20. Dez.). 
Er ſelbſt ſchreibt darüber: 

Viele machten Ausreden; den einen lag der Annahmetermin zu früh, den 
anderen zu ſpät. Brauchbare Leute GC ſich zu wenige gemeldet. Ich durfte bei 
der Prüfung der Vermöͤgensnachweiſe und d end nicht zu peinlich ver⸗ 
fahren, um nicht in den Verdacht zu kommen, als wollte ich den Fortgang der 
Sache hindern. Deshalb habe ich vorgezogen, um dem Geſchäft eine feſte Grundlage 
zu geben, bedingungsweiſe mit den geeignetſten Bewerbern die Engagements⸗ 
verhandlungen zu vollziehen, ſo daß die Leute bis zum 1. März 1848 gebunden 
ſind, der Regierung aber freiſteht, jeden Augenblick die Kaution zurückzuzahlen und 
die Verträge wieder aufzuheben. a dieſer Art habe ich für Dalemwo mit ſechs 
Bewerbern abgeſchloſſen, während ſechs Etabliſſements noch unbeſetzt ſind. Ich 
1 nicht, daß ſich bald die fehlenden Anwärter finden werden, denn es en 
ich ſchon wieder mehrere gemeldet. Für drei der Engagierten muß ich ech die 
Genehmigung einholen. ei einem befürworte ich dringend die Verleihung einer 
Erbpacht mit Rückſicht auf ſeine ſonſtigen Verhältniſſe, obwohl ſein Vermögen nicht 
ausreicht. Ein anderer, der auch nur 1000 Tlr. beſitzt, iſt aus Schleſien gebürtig, 
aber ſchon vor zehn Jahren in die Gegend gekommen und würde gern nach ſeiner 
Heimat 9 Durch die Verleihung einer Stelle in Dalewo bliebe er 
wenigſtens der Provinz erhalten. Ein dritter iſt ein mir ſehr tüchtig erſcheinender 
Pole von einigem Vermögen. Endlich habe ich noch zwei Leute aus der Gegend 
von Landsberg a. W. und einen aus dem Kreiſe Storkow engagiert. Da mir die 
Anſetzung von vier Polen erlaubt war, habe ich die drei anderen für Swiniec 
angenommen; ich glaube beſtimmt für ihre gute Geſinnung einſtehen zu können. Es 
waren dort acht Etabliſſements vorgeſehen. Eins ſoll der Verſorgung von Rankowitz 
dienen, zwei andere ſind zu kleineren Erbpachtgrundſtücken für Arbeiterfamilien 
beſtimmt, eines habe ich einem deutſchen Katholiken der Umgegend, einem lang⸗ 
jährigen Okonomen von Boldt, zugeſagt und eines iſt noch verfügbar, um das ſich 
ein früherer, nach ſeiner Vermögenslage wohl berückſichtigenswerter Schäfer der 
Domaine bewirbt. 

Für Neuhof hat ſich nur ein von mir ſelbſt empfohlener Bewerber aus 
dem Regierungsbezirk Potsdam gemeldet. Die übrigen neun Stellen will niemand 
18 Der Boden hat ein ſehr ſteriles Ausſehen und es dürfte ſchwer fallen, dafür 

eute aus anderen Provinzen zu gewinnen. Die von mir dorthin geſchickten Neu⸗ 
märker antworteten einſtimmig, daß wenn ſie ſich vorſchriftsmäßig und ihren 
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Gewohnheiten eniſprechend aufbauen ſollten, die Koſten außer Verhältnis zur Güte 
der cke ſtehen würden. Mit wenig Geld könne dort keiner fertig werden 
und mit viel käme keiner ſolcher Stellen en her. Auch meine Verſuche, Landes⸗ 
kinder nach Neuhof zu verpflanzen, ſind geſcheitert. Hätte ich das ganze Vorwerk 
mit Einheimiſchen beſetzen können, dann wäre es eher gegangen. Aber auch daun 
ätte es geheißen: Man hat zwar einige Polen genommen, aber für die aller⸗ 
Gan Stellen. Wenn ſich wirklich für ed keine fremden Bewerber finden, 
arf ich dann mit Einheimiſchen abichließen ? enfo mit Jaraczewski wegen des 
Hauptetabliſſements in Dalewo? Noch kürzlich hat ein von Boldt warm 
empfohlener Pole gemeldet. Schließlich möchte ich mir die Bemerkung erlauben. 
„daß es mir wirklich nicht nachteilig ur auch Bewerber aus hieſiger Provinz 
zuzulaſſen, denn indem viele von dieſen bisherigen Grundſtücke verkaufen, kämen 
als Käufer derſelben Leute aus anderen Provinzen hierher; es iſt ſogar für Einwandernde 
viel leichter, ſich hier ein bereits bebautes Grundſtück zu kaufen, als erſt von Grund 
auf neu zu bauen; damit werden Eingeſeſſene viel leichter ſertig. Auch glaube . 
noch die Bemerkung hinzufügen zu müſſen, daß jetzt ſehr viele Privatleute Lu 
haben, ihre Güter zu dismembrieren, dabei aber nicht jo günſtige Bedingungen für 
die Bewerber ſtellen können als der Fiskus es thut 1); ſollte man alſo noch mehr 
Domainen zu dismembriren deabſichtigen, ſo hindert man dadurch mehr das Ein⸗ 
wandern als daß man es beförderte.“ 

Zum Schluß bat Maſſenbach um baldige Mitteilung, ob er mit 
der Aufnahme der Engagementsverhandlungen in der angegebenen Art 
fortfahren und den bedingungsweiſe angenomemnen Leuten Ausſicht auf 
Beſtätigung der Kontrakte machen dürfe? Eine Antwort hierauf findet 
ſich nicht mehr bei den Akten. 

Gleichzeitig war im Bromberger Departement die 
Zerlegung von Lo je wo vorbereitet worden. Am 20. Juli 1847 per, 
fügte Stolberg an Schleinitz: Aus der Anweiſung zum Gebrauch der all⸗ 
gemeinen Erbpachtsbedingungen und Engagementsverhandlungen, die 
bei den in den öſtlichen Provinzen auf Domänen auszuführenden Dismem⸗ 
brationen und Koloniſationen zugrunde gelegt werden ſollen, werden Sie 
erſehen haben, daß bei der Ausführung dieſer Dismembrationen neben 
den hierzu zu ernennenden Regierungskommiſſaren Miniſterialkommiſſare 
mitwirken ſollen, um den neuen Anſiedlern die Niederlaſſung in einem 
fremden Landesteil möglichſt zu erleichtern und ſie vom praktiſchen Stand⸗ 
punkt aus ſowohl beim erſten Engagement als auch während der erſten 
Zeit ihrer wirtſchaftlichen Einrichtung mit Rat und Tat zu unterſtützen. 
Dieſe Kommiſſare werde ich daher aus den hierzu geeigneten Ritterguts⸗ 
beſitzern oder ſonſtigen praktiſchen Landwirten ernennen. Ich will zwar 
nicht vorausſetzen, daß unter den Miniſterial⸗ und Regierungskommiſſaren 
Differenzen entſtehen möchten, unter denen die Sache nur leiden würde, 
indeſſen mache ich Sie auf dieſen Gegenſtand doch mit dem Erſuchen auf⸗ 
merkſam, ihn bei Ernennung der Regierungskommiſſare zu berüdjichtigen. 

. Derr als Miniſterialkommiſſar für Lojewo in Auzficht genommene 
Rittergutsbeſitzer Schwartz⸗Jordanowo, eine hervorragende landwirt⸗ 
ſchaftliche Autorität, lehnte jedoch das Amt ab, weil er bereits ſo ſtark im 
Dienſte der Allgemeinheit tätig war, daß ſeine Privatangelegenheiten 


1) Z. B. Graf Michael Mycielski, der hierfür fein Gut Snialy (Kr. Koſten) 
auserſehen hatte. 
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darunter erheblich litten und er deshalb daran dachte, die Gegend zu ver⸗ 
laſſen wie früher ſchon ſein Gut Münſterwalde in Weſtpreußen. Einen 
Erſatz wußte die Bromberger Regierung nicht zu beſchaffen, denn die beiden 
einzigen nach Geſinnung und Fähigkeit geeigneten Männer der Gegend, 
Amtsrat von Heyne⸗Kruſchwitz und Oberamtmann Kühne⸗Strelno, waren 
gleichfalls durch ihre großen Wirtſchaften ſehr beſchäftigt und zudem beide 
ohne die notwendige körperliche und geiſtige Beweglichkeit (Oberregierungs⸗ 
rat Mebes an Stolberg 2. Aug. 1847). Statt deſſen rechnete das Kollegium 
darauf, daß der zuſtändige Miniſter die Dismembration aufgeben werde, 
nachdem das Projekt hierzu unter Aſſiſtenz von Schwartz geprüft und ganz 
unzweckmäßig befunden worden war. Zur Begründung führte Mebes 
an: Von der Unvorteilhaftigkeit der Zerlegung Lojewos ſind die Behörden 
von jeher durchdrungen geweſen. Daher wurde auch dieſe Domäne Ende 
der 20er und Anfang der 30er Jahre, „als ungefähr 34 ſämtlicher dies⸗ 
ſeitiger Domainen veräußert wurden“ ſchon damals, wo es Grundſatz 
war, jedes irgend entbehrliche Vorwerk mittelſt Parzellierung oder auch 
im Ganzen zu veräußern, vom Verkauf ausgeſchloſſen, dem ſie beſtimmt 
nicht entgangen wäre, wenn ſich ihre Aufteilung irgend wie hätte recht⸗ 
fertigen laſſen. Die Regierung hat bei der Ausarbeitung des Dismem⸗ 
brationsplanes gegen ihre beſſere Überzeugung bloß in Befolgung eines 
erhaltenen Befehls gehandelt. Würde aber wider Erwarten auf der Dis⸗ 
membration beſtanden, ſo konnte Mebes als Kommiſſar, wenn nicht könig⸗ 
liche Beamte überhaupt als ungeeignet für ſolche Stellen erachtet wurden, 
nur einen Domänenrentmeiſter in Inowrazlaw vorſchlagen, der ſich lebhaft 
für die Errichtung bäuerlicher Muſterwirtſchaften intereſſierte. Anſcheinend 
hat aber das Miniſterium dem Antrag auf Neuverpachtung von Lojewo 
deferiert, das ſpäter im ganzen verkauft wurde. 


Nachdem alſo die zur Parzellierung geeigneten Domänen des 
Bromberger Bezirks ohne Rückſicht auf den nationalen Geſichtspunkt 
zwei Jahrzehnte früher verſchleudert waren, blieb jetzt, wo man die Stärkung 
des Deutſchtums mit dieſer Operation endlich zu verbinden gedachte, 
nur eine kümmerliche Nachleſe, die zu keinem Erfolg führte. 

Aber nicht günſtiger war das Ergebnis im Regierungsbezirk Poſen. 
Hier handelt es ſich auch nur um einen Fall und verhängnisvoller Weiſe 
hatten die Behörden ein beſonders ſchwieriges Objekt zum Verſuchsfeld 
für ein Experiment auserſehen, zu deſſen Löſung es ihnen noch an Er⸗ 
fahrung mangelte. Bei den Vorwerken Potarzyce, Domachowo und 
Wymystowo des Amtes Chumietet wäre die Ausführung weit einfacher 
geweſen, da hier die Zahl der zu entfernenden Arbeiterfamilien eine geringe 
war (Maſſenbach an Beurmann 7. Sept. 1847). Ein abſchließendes Urteil 
iſt allerdings ſchwer, denn unſere Akten ſind nur Bruchſtücke, aber die ein⸗ 
geleiteten Dismembrationen kamen 1849 wirklich zur Ausführung, nur 
iſt damit eine Stärkung für das Deutſchtum in keiner Weiſe erzielt, ja ſogar 
eine Verſchiebung in der vorhandenen Bevölkerung zu ſeinen Ungunſten 
nicht ver hindert worden. Es zählten Einwohner: 
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1845 kath. evang. 1888 kath. evang. 
ode EE EE 288 — Landgemeinde Dalemo . 500 15 
. 112 6 Landgemeinde Neuhof. . 248 8 


Landgemeinde Luſzkowo . 551 52 
BR IE: 271 7 Landgemeinde Zbechhy . 545 29 


SE EE E 368 b4 1844 104 


Gutsbezirk Jerkaa . . 148 6 
13⁰⁸ 82 Gutsbezirk Zbechh. . 41 3 
Zuſammen . 2033 113 


Von den Gütern geriet z. B. Jerka ſpäter in polniſche Hände. 

Gänzlich negativ aber verliefen auch die Verſuche durch ſtaatlichen 
Ankauf größerer Güter den polniſchen Adel zu entwurzeln und die An⸗ 
ſiedlung deutſcher Bauern oder Rittergutsbeſitzer dadurch zu ermöglichen. 
Das iſt freilich kein Wunder angeſichts des Stolbergſchen Dogmas: Oſt⸗ 
markenpolitik mit finanziellem Gewinn oder keine. 

Trotzdem erſcheint es nicht überflüſſig, die geſchilderten Vorgänge 
näher zu betrachten. Sie gewähren nicht bloß eine Charakteriſtik der 
Regierungsweiſe Friedrich Wilhelms IV. und ſeiner Räte, ſondern ſind 
auch politiſch von Wert noch für die heutige Zeit. Der an ſich belangloſe 
Einzelfall in Jerka gibt doch allen beteiligten Behörden Gelegenheit, ihre 
grundſätzlichen Anſichten in oſtmärkiſchen Koloniſationsfragen zu entwickeln 
und das gleiche gilt von den theoretiſchen Erörterungen über fiskaliſche 
Gütererwerbungen. Wir gewahren dabei bereits die Keime des heutigen 
Verfahrens. 

In großen Richtlinien war die Entwicklung danach etwa folgende. 
In Weſtpreußen zog Friedrich der Große durch Verpachtung der Domänen 
an Deutſche und durch Heranlockung deutſcher Grundherren einen deutſchen 
Rittergutsbeſitzerſtand groß, legte aber doch das Schwergericht ſeiner 
Kolo niſationspolitik in die bäuerliche Beſiedelung. An dieſer Praxis hielten 
ſeine beiden Nachfolger in Südpreußen feſt, ſoweit man bei ihnen überhaupt 
von einer zielbewußten Koloniſation reden kann. Von 1815-30 ſtagnierte 
die Bewegung gänzlich. Unter Flottwell ſtand die Erſetzung des polniſchen 
Adels durch deutſche Ritt ergutsbeſitzer durchaus im Vordergrund, während 
man einen loyalen Bauernſtand durch materielle Wohltaten aus den in der 
Provinz befindlichen Elementen zu gewinnen hoffte. In dieſer Anſchauung 
iſt Beurmann noch befangen; auch er legt auf die Heranziehung deutſcher 
Rittergutsbeſitzer das größere Gewicht. Stolberg hingegen neigt bereits 
mehr der bäuerlichen Koloniſation in Form der Erbpacht zu, wünſcht aber 
die Bildung von Reſtgütern. Das bedeutet immerhin einen Fortſchritt 
im Vergleich zu Flottwells Anſicht. Gemeinſam iſt noch allen Inſtanzen 
die Abneigung gegen die Begründung von Arbeiterſtellen. Auffallend 
iſt der Landhunger, der bereits in den Kreiſen der Handarbeiter herrſcht. 
Aber niemand denkt an ihre Seßhaftmachung, niemand ahnt, daß man 
dadurch zweien der ſchwerſten Schäden unſeres Wirtſchaftslebens hätte 
vorbeugen können, der Leutenot im Oſten und der Entvölkerung des platten 
Landes. Dem ganzen Problem gegenüber beobachten wir bei den Behörden 
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I. Die Wirkung des Balkankrieges auf das Polentum Rußlands und 
Oſterreichs. 


In der diesjährigen Überſicht muß die Rückwirkung der ſüdſlawiſchen 
Siege auf das Polentum in Rußland und Oſterreich in erſter Linie betrachtet 
werden. Denn der unvermutet glorreiche Feldzug der Balkanſlawen 
hat in dieſem Polentum alles andere ſehr ſtark in den Hintergrund gedrängt. 
Wie zahlreiche Preßſtimmen zeigten, wurden die Siege der Südſlawen 
auch von den Polen als die ihren betrachtet. Wenigſtens ein Beleg ſei 
mitgeteilt, und zwar aus dem preußiſchen Anteil. Die „Gazeta Gru⸗ 
dziadzka“, die mit ihren 100 000 Abonnenten das größte Polenblatt iſt, 
telegraphierte dem Zaren von Bulgarien wie folgt: 

„Im Namen unſrer Abonnenten, die gegen 100 000 zählen, ſomit 
gegen eine Million des polniſchen Volkes darſtellen, wagen wir es, 
Ew. Majeſtät zu bitten, unſre heißeſten Glückwünſche aus Anlaß der durch 
die tüchtigen Soldaten Ew. Majeſtät, durch die brüderliche Armee 
des bulgariſchen Volkes gegen den erblichen Bedrücker des Slawentums 
und Chriſtentums davongetragenen Siege gnädigſt entgegennehmen zu 
wollen. Wir bitten Gott aus tiefſtem Herzen, er möge die Waffen 
Ew. Königl. Majeſtät auch in der Zukunft ſegnen und es der mit Ruhm 
bedeckten bulgariſchen Armee vergönnen, daß ſie mit Hilfe der verdienſt⸗ 
vollen Verbündeten das begonnene große Werk der völligen Befreiung 
unſrer ſlawiſchen Brüder vom Joche der Ungläubigen, der 
endgültigen und vollkommenen Vertreibung der Türken aus Europa 
vollende, ein Werk, das feinerzeit unſer Held, König Johann 
Sobieski III., begonnen, das aber die europäiſchen Mächte leider 
nicht früher zu beendigen verſtanden.“ 

Darauf lief aus dem Hoflager des Zaren Ferdinand folgende 
Antwort ein: 

„Tief gerührt durch die herrlichen Worte und eure edlen Gefühle 
hat mich Se. Königliche Majeſtät beauftragt, den Herren herzlichſten Dank 
zu übermitteln und zum Ausdrucke zu bringen, wie tief Se. Majeſtät die 
Glückwünſche, deren Dolmetſcher Ihr geworden ſeid, zugleich aber auch 
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die hiſtoriſche Erinnerung, welche dieſelben wachrufen, empfunden hat. 
Möge der Allmächtige die Bitten, welche die große polniſche Nation für 
ihre ſlawiſchen Brüder in Bulgarien zu ihm erhebt, die ſtets für die 
heilige Sache des Glaubens und der Freiheit ſtritten, erhören!“ 

Der König von Montenegro, an den auch ein ähnliches 
Telegramm, das aber nicht veröffentlicht worden iſt, abgegangen iſt, 
antwortete: 

„Die Glück⸗ und Segenswünſche der Landsleute des großen Sobieski 
haben mein Herz tief gerührt. Das ſtolze Werk, welches die ritterliche 
polniſche Nation begonnen, das in unſern Liedern bei uns einen Wider⸗ 
hall gefunden und das euer großer König unter den Mauern Lembergs 
und Wiens fortgeſetzt hat, geht in dieſen denkwürdigen Tagen als das 
Unterpfand einer beſſeren Zukunft und Einigkeit der geſamten ſlawiſchen 
Welt ſeiner Vollendung entgegen!).” 

Die Freude der Polen über die ſüdſlawiſchen Siege war nicht ohne 
weiteres zu erklären, da eine kirchliche Gemeinſchaft überhaupt nicht beſteht, 
die Stammesgemeinſchaft mindeſtens ſehr entfernt iſt und die Sprachgemein⸗ 
ſchaft fo, daß heute Polen und Südſlawen einander im Geſpräch poſitiv 
nicht verſtehen. Sie erklärt ſich zunächſt daraus, daß das allſlawiſche Gefühl 
als ſog. Neopanſlawismus doch auch bei den Polen ſtärker geworden iſt 
und daß die Niederlagen der Türkei zugleich als Niederlagen der deutſchen 
Politik und Kriegskunſt bejubelt wurden (in der polniſchen Preſſe ſo öfter 
direkt ausgeſprochen). Auch der Vergleich mit den Südſlawen, die ſich aus 
der Bedrückung zu immer größerer Unabhängigkeit wiedererhoben haben, 
ſpielte dabei in den Polen aufſtachelnd mit. Wichtiger aber war, daß im 
Verlaufe der Balkankriſis ein allgemeiner europäiſcher Krieg am Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen Rußland und Oſterreich auszubrechen drohte. Dann wurde 
Polen, je nach dem Glücke des Krieges entweder das Zartum oder Galizien, 
unter allen Umſtänden Kriegsſchauplatz, und da Deutſchland keinen Zweifel 
daran ließ, daß es Oſterreich unterſtützen würde, waren auch die preußiſchen 
Polen unmittelbar mit berührt. Damit wurde die Frage unmittelbar 
aktuell, auf welcher Seite die Polen in einem ſolchen Kriege fechten würden. 
Wären ſie loyale Staatsbürger des Staates, zu dem die Geſchichte ſie 
gewieſen hat, ſo wäre das keine Frage geweſen. Aber daß überhaupt im 
öſterreichiſchen Anteil ernſthaft erörtert werden konnte, wie ſich die Polen 
ſtellen würden, iſt ſchon ein wichtiges Ergebnis dieſes Winters. In dieſen 
gleich näher zu beſprechenden Erörterungen ſehen wir einen Beweis dafür, 
daß die Polen auch in Oſterreich ihre Stellung zum Geſamtſtaate zu revi⸗ 
dieren beginnen, mindeſtens, daß ſie, indem ſie ſich ſolche Entſcheidungen 
vorbehalten, unter allen Umſtänden auch dort den Geſichtspunkt ihres 
Nationalintereſſes über das des Geſamtſtaates ſetzen. 


1) Von bulgariſcher Seite iſt dieſe Anbiederung praktiſch ausgenutzt worden, 
indem der Aufruf der Prinzeſſinnen Eudoxia und Nadjeſchda von Bulgarien um 
eine Sammlung für die Kriegswaiſen auch an die polniſche SE geſandt wurde; 
der „Dziennik Berlinski⸗ veröffentlichte ihn in polniſcher Sprache. 
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Es iſt bezeichnend, daß auch auf der ruſſiſchen Seite dies ſo aufgefaßt 
wurde. Das Organ der Oktobriſten, der „Golos Moskwy“, erörterte 
die Frage: „Mit wem werden die Polen gehen, mit uns oder gegen uns? 
Dasſelbe Rätſel beſchäftigt gegenwärtig jeden Polen im Poſenſchen, im 
Königreich und in Galizien: Sollen wir mit den Ruſſen oder gegen die 
Ruſſen gehen?“ Deutlich kam in dem Artikel der Wunſch zum Ausdruck, 
daß auch die nichtruſſiſchen Polen in dieſer Kriſis ſich ſtärker zu Rußland 
hinneigen möchten: „Wenn unter den öſterreichiſchen Polen ſich immer 
mehr für Rußland freundſchaftliche Stimmen finden, ſo beſteht das im 
Poſenſchen deutlich vorhandene Ruſſophilentum ſchon ſeit langer Zeit. 
Dieſe Stimmung der polniſchen Geſellſchaft müßte die ruſſiſche Regierung 
und die ruſſiſche Geſellſchaft zur Löſung der polniſchen Frage benutzen.“ 
So wurden (Februar 1913) von einem führenden ruſſiſchen Blatte, das 
eine mittelparteiliche Richtung vertritt, die alten Gedanken Czartoryskis 
und Wielopolskis wieder aufgenommen, die während und gleich nach der 
Revolutionszeit bei den Liberalen in der Zeitung „Rus“ zum erſten Male 
wieder in der Gegenwart ausgeſprochen wurden (ſ. die berühmte Oſter⸗ 
umfrage vom 28. März 1904 der „Rus“ unter dem Signum „Chriſt iſt 
erſtanden!“ und die Veröffentlichung der Diskuſſion darüber in „Polski 
vopros v gazetè Rus“). Es iſt die Idee einer Vereinigung der Polen 
unter dem ruſſiſchen Zepter, die eine realiſtiſch gemilderte Faſſung der nicht 
aufgegebenen Unabhängigkeitshoffnungen darſtellt. Bekanntlich iſt dieſer 
Gedanke ſo ſeit Jahren von dem bedeutendſten politiſchen Kopf des heutigen 
ruſſiſchen Polentums, von Roman Dmowdski, vertreten worden. 

Wir erinnern an die Umgeſtaltung der panſlawiſtiſchen Idee zu dem 
ſog. Neopanſlawismus im Jahre 1908, namentlich unter dem Einfluſſe 
des damaligen Obmanns des Polenklubs in der Duma, eben Dmowskis. 
In Prag, Petersburg uſw. wurden auf verſchiedenen Zuſammenkünften 
und Feſten namentlich mit tſchechiſcher Hilfe dieſe Ideen weitergetragen, 
die ſich am beſten in folgenden Ausführungen der allpolniſchen Krakauer 
Wochenſchrift „Rzeczpospolita“ (Juni 1912) wiedergeben laſſen: 

„Polen hat ſeit Mitte des 18. Jahrhunderts ſeine politiſchen Kombi⸗ 
nationen immer auf fremde Staatsweſen geſtützt. Zunächſt auf Frankreich, 
dann auf Preußen und Rußland, ſeit dem Wiener Kongreſſe auf Oſterreich, 
auf letzteres bis zum ruſſiſch⸗japaniſchen Kriege. Damals wandten ſich die 
Polen der Meinung zu, daß ſie von dem ſchwachen, von inneren Revolutionen 
zerrütteten Rußland mehr Nutzen zu ziehen vermögen als von Oſterreich, 
obſchon es ihnen in den Grenzen des letzteren auch nicht ſchlecht ging. Es 
ſetzt die ruſſiſche Orientierung ein. Dazu trug auch das Gerücht 
bei, daß ſich Preußen Kongreßpolens zu bemächtigen beabſichtige. Vom 
geſchwächten Rußland erwarteten die Polen große Vor teile. Haben ſie 
bisher ſolche auch nicht errungen, ſo dauert doch die ruſſiſche Orientierung 
ort.“ 


Dieſe Gedanken haben während der Kriſis 1908 auf 9 zwiſchen 
Oſterreich und Rußland noch nichts bedeutet, haben ſich aber doch immer 
mehr feſtgeſetzt. Ein weiterer Beleg (10. September 1912) aus der 
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„Gazeta Narodowa“, dem Organ der Konſervativen, ſog. Podol⸗ 
jaken (der oſtgaliziſchen großen polniſchen Herren): 

„Es iſt eine leicht zu beantwortende Frage, was für die Polen ein 
kleineres Übel bedeuten würde: die Vereinigung in einer großen geeinten 
Maſſe unter ruſſiſchem Zepter mit der dank dieſer Maſſe gegebenen Möglich⸗ 
keit, das Schickſal dieſes Staates ſo mitzubeſtimmen, daß das Leben des 
eigenen Volkes durch einen gewichtigeren Einfluß in der Duma und im 
Reichsrate, aber auch durch die Autonomie Kongreßpolens mindeſtens 
erträglicher gemacht werden kann — oder Realifierung des Unheil ver⸗ 
heißenden Programmes des preußiſchen Zarats durch die Verwirklichung 
der ſog. Kneſebeck'ſchen Grenze, d. i. Einnahme des linken Weichſelufers 
durch Preußen, ſowie durch einen auf Koſten des heutigen Rußland ge⸗ 
bildeten unabhängigen ukrainiſchen Staat auf dem Territorium des ehe⸗ 
maligen Polen und der Ukraine, natürlich auch Oſtgaliziens, und ſei es auch 
unter der Sekundogenitur der uns am meiſten gewogenen Dynaſtie, durch 
die darauf erfolgende Schwächung der übrigen Polen unter dem ruſſiſchen 
Zepter, Verminderung von deren Widerſtandsfähigkeit, Entziehung aller 
Möglichkeit, ſich erfolgreich auf die ruſſiſchen Behörden zu ſtützen, Aus⸗ 
lieferung der polniſchen Bevölkerung in dieſem ukrainiſchen Staate an die 
Rutheniſierung, alſo der größten Gefahr für die in Podolien, Wolhynien, 
der Ukraine und dem heutigen Oſtgalizien lebenden Polen.“ 

Und am 11. November 1912 ſchrieb das „Slo wo Polskie“, 
das Organ des früheren Miniſters Glombinski: 

„Die Orientierung ar m Dreibund kann angeſichts des 
möglichen Konflikts zwiſchen Oſterreich und Rußland in den heute möglichen 
Verhältniſſen nicht als eine national⸗politiſche Orien⸗ 
tierung aufgefaßt werden.“ Dieſe bewege ſich eher in der Richtung 
zur Erhaltung der „status quo“ in den polniſchen Ländern, und zwar 
„bis zu der Zeit, in der die polniſche Frage dank der Entwicklung der inter⸗ 
nationalen Ereigniſſe und den Fortſchritten der polniſchen Politik zu ernſt⸗ 
hafter Behandlung heranreift!“ 

Dieſe Stimmen galiziſcher Polenblätter zeigen, daß jene Gedanken 
auch in Galizien Fuß gefaßt hatten, was man früher nicht für möglich 
gehalten hat. Denn was erwarteten die galiziſchen Polen, die ſich in ihrem 
Kronland vollkommener Freiheit erfreuten, von einer Angliederung an den 
ruſſiſchen Anteil, der in einer ſcharfen antipolniſchen Politik regiert wurde? 
Darin machen ſich geltend die Wahlreform von 1907, überhaupt die be⸗ 
ginnende Demokratiſierung auch der galiziſchen Verhältniſſe, die aufkom⸗ 
mende Ruthenenbewegung, die Wirkungen der rutheniſchen Saiſon⸗ 
arbeiterauswanderung, beſonders nach Deutſchland, um nur die wichtigſten 
Faktoren zu nennen. Es wird damit der in Galizien herrſchenden Szlachta 
allmählich im ck der letzten fünf Jahre klar, daß auch in Galizien ſich 
mancherlei wande 

Die Kriſis dieses Winters war eine Gelegenheit, das recht deutlich 
zu machen und die Zuſammenhänge feſter zu ziehen. Auf Grund dieſer 
Tatſachen war auch der genannte Artikel im „Golos Moskwy“ geſchrieben 


Die Polenfrage in Rußland und Oſterreich 187 


worden. Dmowski war ſelbſt nach Lemberg gegangen und hatte dort ganz 
offen eine ruſſophile Aktion eingeleitet. Er kam zuſammen mit dem 
Präſidenten des polniſchen Nationalrats, Cienski, und ſuchte dieſen für 
ſeinen Gedanken zu gewinnen. Ihm wurde ſekundiert von dem Lem⸗ 
berger Univerſitätsprofeſſor Grabski, der im „Slowo Polskie“ für dieſelben 
Gedanken weiter Stimmung machte. Merkwürdig war, daß in dieſer Kriſe, 
die jeden Tag zum Ausbruch des Krieges zwiſchen Oſterreich und Rußland 
führen konnte, die galiziſchen Landesbehörden dieſe ruſſophile Agitation 
der Nationaldemokraten duldeten und Dmowsgki feine Agitation unbehindert 
durchführen konnte. Nimmt man noch hinzu, daß auch unter den Ruthenen 
eine ruſſophile Partei, die ſog. Altruthenen, beſteht, die aus Rußland 
direkt mit Geld unterſtützt wird, ſo war von ruſſiſcher Seite jedenfalls 
genug getan, um den Boden für den Krieg möglichſt in für Oſterreich 
ungünſtigem Sinne zu bearbeiten. Sonderbar war jedenfalls das Bild, 
wenn im Reichsrat ſich unter dieſem Geſichtspunkt die Altruthenen Markov 
und Kurylowiti mit den polniſchen Nationaldemokraten Glombinski, 
Buzek uſw. fanden. 

Der weitere Verlauf zeigte freilich, daß es verfrüht war, ſchon von 
einer ſolchen Neuorientierung der polniſchen Politik zu ſprechen. Sogar 
in der polniſchen Preſſe wurde dieſe ruſſophile Strömung und Agitation 
als dem Hochverrat verwandt bezeichnet. Und als (7. Dezember 1912) 
die Ruthenen in Lemberg einſtimmig den Beſchluß faßten, daß, die rutheniſche 
Nation den Zarismus als den größten Feind der Entwicklung ihrer Nation 
erkläre und das CH rutheniſche Volk feſt entſchloſſen ſei, unter allen 
Umſtänden treu zu Oſterreich zu ſtehen“, hielt es die allpolniſch⸗national⸗ 
demokratiſche Richtung der Polen doch für geraten, zurückzuziehen und in 
einer ähnlichen Weiſe ſich auch für ihren Staat auszuſprechen. Der konſer⸗ 
vative „Czas“ in Krakau warnte überhaupt vor der Erörterung ſolcher 
Fragen, und ebenfalls im Dezember 1912 beantwortete der polniſche 
Landtagsklub in Lemberg die rutheniſche Entſchließung mit der gleichen 
Entſchließung, daß die Polen im Falle des Krieges auf der öſterreichiſchen 
Seite ſtehen würden. 

Dieſe Erklärung verlor freilich viel von ihrer Bedeutung durch 
eine andere Entwicklung, die den Dmowskiſchen Verſuch durchkreuzt hatte. 
Seine Gedanken hatten, wie ſich zeigte, einen Rückhalt bei den ſog. All⸗ 
polen und den oſtgaliziſchen Konſervativen. Dagegen behandelte der 
Teil der polniſchen Preſſe, der etwas demokratiſcher iſt, dieſe Anregung ſehr 
ſkeptiſch, lehnte ſie zum großen Teil mit mehr oder minder Schärfe ab. 
Am ausführlichſten und mit der ſchärfſten Oppoſition gegen die Ruſſo⸗ 
philen tat das eine Artikelreihe von Ludwig Kulczycki „Dokgd isé?“ (Wohin 
gehen wir? — Lemberg 1912), in der ausführlich das Verhältnis zu Oſter⸗ 
reich, die Haltung der ruſſiſchen Polen und der Ruſſophilen und die Stellung 
der Ruthenen behandelt war. Der ſehr real urteilende Verfaſſer erklärte 
die Bewilligung einer rutheniſchen Univerſität für notwendig und ſprach 
ſich entſchieden für ein Zuſammengehen mit Oſterreich aus: „Es iſt weder 
etwas Wunderliches noch Reaktionäres darin, wenn man vom polniſchen 
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und demokratiſch⸗radikalen Standpunkte aus die Treue gegen Oſterreich, 
ſeine Unterſtützung als Staat empfiehlt in der Überzeugung, daß ſie für die 
Polen, für die europäiſche Demokratie und als Gegengewicht gegen Rußland 
notwendig iſt.“ (So der Schluß dieſer Ausführungen.) In ihnen kam 
der Standpunkt der nicht⸗allpolniſchen Demokraten und der Volkspartei 
zum Ausdruck, aber auch hier fehlt die ſelbſtverſtändliche Hinnahme der 
ſtaatabürgerlichen Pflicht, ſondern es ſpricht nur die nüchterne Überlegung 
des eigenen Vorteils. 

Während dieſer Diskuſſionen und Agitationen hatten aber die haupt⸗ 
ſächlich ſozialiſtiſchen Parteien bereits gehandelt. In dieſen Kreiſen rüſtete 
man ſich für den Ausbruch eines Krieges gegen Rußland. In Ruſſiſch⸗ 
polen wurde Hunderttauſende von Aufrufen verteilt, die natürlich ſofort 
konfisziert wurden, die direkt zum Aufſtand aufriefen. Soweit es 
durch die Zenſur möglich war, veröffentlichte dieſe nt der „Wiek 
No wy“ in Lemberg. Sie gingen von der P. P. S. (der ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei Ruſſiſ chpolens) aus. Ein Hinweis auf Galizien darin bedeutete, 
daß die dortigen Unabhängigkeitsparteien ſich bereits menen 
hatten, als „Konföderierte“, mit einem Aufruf an die polniſche Volks⸗ 
geſamtheit, bewaffnete Organiſationen zu bilden und für einen 1 
Kriegsſchatz Beiträge zu ſammeln für den Krieg gegen Rußland. Die 
unterzeichneten Parteien waren die folgenden: das Zentralarbeits⸗Komitee 
der poluſchen ſozialiſtiſchen 1 der National⸗Arbeiterbund, die Unab⸗ 
hängigkeitsorganiſation für das Volk und die für die Intelligenz, 
die polniſche ſozialiſtiſche Partei für Galizien und Oberſchleſien und die 
polniſche Fortſchrittspartei. In der Hauptſache alſo waren das Parteien 
ſozialiſtiſcher Natur, die zahlenmäßig keine übermäßig große Anhänger⸗ 
ſchaft haben mögen. Ihr Aufruf wurde beſchlagnahmt, aber bekannt 
durch eine Interpellation im Reichsrat, die den Wortlaut mitteilte und unter 
dem Schutz der Immunität ſein Bekanntwerden vermittelte. 

Dieſe Bewegung wollte offenſichtlich die vorhandene Spannung 
und den möglichen Kriegsausbruch benutzen für einen bewaffneten Aufſtand 
ſozialiſtiſch⸗republikaniſcher Färbung. Er machte darum die bürgerlichen 
Parteien und den Adel einigermaßen ſtutzig. Die Preſſe wies den Anſpruch 
dieſer „vorläufigen Kommiſſion der konföderierten polniſchen Parteien“ 
zurück, im Namen der Geſamtheit ſprechen an dürfen, und ſprach ſich im 
Anſchluß an die Reſolution des Landtagsklubs dafür aus, daß man im 
Falle eines bewaffneten Konflikts mit Rußland unter allen Umſtänden 
auf der Seite Oſterreichs zu ſtehen habe. Andererſeits aber wollte man für 
alle Eventualitäten ſich doch gerüſtet halten, und jo empfahl der frühere 
Miniſter Glombinski unter ausführlichem Hinweis auf die politiſche Lage 
das Folgende: 

„Ob die Polen gleichzeitig eine ſelbſtändige Haltung als Nation 
einnehmen und ihre nationalen Rechte durch die Tat unterjtügen ſollen, 
das iſt die Frage, welche heute alle Gemüter beſchäftigt, die bereit ſind, 
Le die Verwirklichung der nationalen Ideale ihr Gut und Leben zu opfern. 

einem polniſchen „Aufſtand“ in dem Sinne, alle nationalen waffen⸗ 
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fähigen Kräfte mobil zu machen, kann deshalb keine Rede ſein, weil ſich 
heute dieſe Kräfte überwiegend in den Heeren der Annexionsſtaaten be⸗ 
tätigen werden. Aber man kann von einer Organiſierung der 
vom Militärdienſt befreiten Kräfte, von einer 
nationalen Bereitſchaft für alle Eventualitäten 
reden.“ (Stowo Polskie, 8. Dezember 1912.) 


Dieſer Rat wurde auch ausgeführt, und im Auftrag des Polenklubs 
hatte der Nationalrat unter dem Präſidium des genannten Ritter von Cienski 
eine ſolche Organiſation zu ſchaffen. Ein Komitee aus 70 Mitgliedern 
wurde gebildet, um für den Fall einer internationalen Verwicklung alle 
Waffenfähigen, die dem Verbande des öſterreichiſchen Heeres nicht angehörten, 
zu organiſieren. Natürlich waren die Sokolvereine dabei ſehr lebhaft 
beteiligt, ebenſo wie die in der letzten Zeit in Galizien (und auch im 
preußiſchen Anteil) ſehr ausgebildeten „Scout“ ⸗Vereine!). 

So ſind alſo in dieſem Winter in zwei Organiſationen, jener „vor⸗ 
läufigen Kommiſſion“ und dieſem Bürgerkomitee des Nationalrats, die 
Polen militäriſch vorbereitet und gerüſtet worden für den Fall eines Krieges 
zwiſchen Oſterreich und Rußland. Wenn auch die zweite Organiſation 
ängſtlich betonte, daß ſie an Aufſtand und Offenſive nicht dächte, ſo verfolgte 
auch ſie die ſelbſtändig polniſchen Zwecke, wie folgender Satz beweiſt: „Grund⸗ 
ſatz des Nationalrats iſt vorſichtige Reſerve nach außen hin bis 
zu dem Moment, in welchem man ſich im Sinne eines verſtändig und real 
aufgefaßten polniſchen Intereſſes in entſprechender Weiſe wird engagieren 
können und nicht — in den faktiſchen Folgen — für eine ausſchließlich 
fremde Angelegenheit. Die zeitliche Reſerve nach außen hin bedeutet 
aber nicht gleichzeitig Paſſivität im Innern; im Gegenteil, der National⸗ 
rat bzw. das Bürgerkomitee ſieht eine energiſche bürgerliche und militäriſche 
Organiſation der Geſamtheit, welche zur Schaffung einer Volksmiliz 
führt, für eine bedingungsloſe Notwendigkeit an.“ (Kurjer Poznauski, 
15. Februar 1913.) 

Die „vorläufige Kommiſſion“ wurde entſchieden zurückgewieſen als 
eine Wiederholung der Verſuche von 1831 und 1863, die in bekannter 
Weiſe geſcheitert ſeien. Darum wollte eben der Nationalrat in einer etwas 
realpolitiſcheren Art ſich rüſten, aber, wie nochmals hervorgehoben ſei, nicht 
für Oſterreich, ſondern für Polen: „Der Leitgedanke des Nationalrats 
und des bürgerlichen Komitees iſt: die Vereinigung aller materiellen und 
moraliſchen Kräfte der Volksgeſamtheit, damit im geſchichtlichen Augen⸗ 
blick die Nation einen ſelbſtändigen Standpunkt einnehmen und die kräftigſte 
Aktion, die ſie zu Wege bringen kann, nach außen entfalten könnte.“ (Stowo 
Polskie, 12. Februar 1913.) 


) Die Aufnahme dieſer bekannten, von Eng land ausgehenden Bewegung bei 
den Polen zeigt wiederum, wie die Polen alles der nationalen Idee dienſtbar machen. 
Es * ſchon ein polniſches Scout⸗Handbuch und der engliſche Gedanke iſt bereits 
direkt poloniſiert, indem er mit der polniſchen Nationalidee erfüllt worden iſt. In 
dieſer Form hat er auch im preußiſchen Anteil Unterſtützung gefunden. 
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So iſt die polniſche Welt Galiziens in dieſem Winter ganz außer⸗ 
ordentlich erregt geweſen und hat Veranlaſſung gehabt, ihre politiſchen 
Gedanken durchzudenken, und dieſe Erregung hat, wenn auch leiſe, ihre 
Wellen geſchlagen nach dem preußiſchen und ruſſiſchen Anteil. Soweit 
ich das verfolgen konnte, ſcheint man ſich indes da mehr auf Berichte darüber 
beſchränkt zu haben, als ſelbſt Stellung genommen zu haben, was ſich aus 
der ſtrafferen Behandlung der beiden Gebiete durch ihre Regierungen von 
ſelbſt erklärt. Man kann nicht ſagen, daß die ganze Diskuſſion und Er⸗ 
regung ſich durch beſondere Klarheit auszeichneten. Die Idee der An⸗ 
gliederung an Rußland und die des alten unabhängigen Polens, die Vor⸗ 
bereitung für den Krieg und die Unterſtützung Oſterreichs, alles ging durch⸗ 
einander und ließ im ganzen eine entſchieden revolutionäre Stimmung 
und Entſchloſſenheit nicht erkennen. Da der Kriegsausbruch auch verhindert 
wurde, ſind alle dieſe Gedanken auch nicht in die Lage gekommen, in Wirklich⸗ 
keit umgeſetzt zu werden. Als dauernd wichtig aber bleibt aus dieſem Winter, 
daß das Polentum ſeit langem wieder einmal Gelegenheit zu haben glaubte, 
im großen eine politiſche Kriſis für ſich ausnutzen zu können, und daß es 
bei aller Unklarheit in den Richtungen doch auch gegenüber Oſterreich ſich 
vollkommen darüber klar war: zuerſt ſein Nationalintereſſe 
und dann das des Geſamtſtaates ſprechen zu laſſen. 
Es iſt keine Frage, daß dies auf die Stellung des Polenklubs im Reichsrat 
und auf das Verhalten der geſamten öſterreichiſchen Politik zu ihren Polen 
zurückwirken muß. 


II. Das außerpreußiſche Polentum und der Panſlawismus. 


Wenn es auch den Rahmen dieſes Jahrbuches etwas überſchreitet, 
ſo ſei es erlaubt, dieſe Frage hier zu behandeln, weil ſie ſo außerordentlich 
wichtig für die polniſchen Hoffnungen überhaupt iſt. Die unerwarteten 
Siege der Balkanſlawen haben, wie erwähnt, die allſlawiſche Stimmung 
auch im Polentum trotz aller Verſchiedenheiten und trotz des hiſtoriſchen 
Gegenſatzes zu Rußland merklich geſteigert. Das iſt zunächſt ein allgemeines 
Gefühl geweſen, das ſofort zerfloß, ſobald man verſuchte, es ſich realpolitiſch 
vorzuſtellen. Die Vorbereitung des Polentums für den Krieg in Galizien 
war jedenfalls durchaus gegen Rußland gerichtet. Man kann alſo nicht 
ſagen, daß für den Neopanſlawismus das Polentum ſich in dieſem Winter 
als ein einheitlicher Faktor bereit gezeigt habe. Damit bleibt aber die alte 
große Lücke zwiſchen Nord⸗ und Südſlawen nach wie vor beſtehen. Und 
doch ſagen die Polen wiederum ganz richtig: „Es gibt keinen Panſlawismus 
ohne Polen“. (Niema Slowianczyzny bez Polski.) (Swiat Slowianski 
Oktoberheft 1912.) In einer Polemik gegen die „Slawianskija Iſzwieſtija“ 
ſagte dieſelbe, ausgezeichnet über allſlawiſche Dinge orientierende, polniſche 
Monatsſchrift (April 1913) ganz richtig, daß der ruſſiſche Neoſlawismus 
mit dem alten Panſlawismus übereinſtimme in der unbedingten (Gegner, 
ſchaft gegen Oſterreich, daß aber dieſer ganze, ob alte oder neue, ruſſiſche 
Slawismus im polniſchen Intereſſe nicht läge, da die ruſſiſchen Polen 
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keine einzige Schule hätten und die öſterreichiſchen ſich voller Freiheit 
erfreuten. So ſtand im Grunde gerade die bewußt polniſche nationale 
Richtung gegen die panſlawiſtiſche Welle, wie von dieſen Kreiſen auch mit 
dem Scharfblick des Haſſes gleich im Anfang erkannt wurde, daß der Sieg 
der Balkanſlawen eine Niederlage Rußlands ſei, denn: „er ver⸗ 
ſchließt ihm auf immer Expanſion und politiſchen Einfluß in jenen Gegenden.“ 
(Dieſelbe Zeitſchrift Oktober 1912.) Und an derſelben Stelle war das 
eigentlich entſcheidende Wort dann geſagt: „Die polniſchen Intereſſen ver⸗ 
binden ſich mit den Intereſſen der Südſlawen — in der Frage des 
Dualismus. In Budapeſt liegt der „tote Punkt“ ſo vieler Fragen. 
Solange der Dualismus andauert, können wir 
von Oſterreich nichts hoffen; ſo lange der Bau der 
habsburgiſchen Monarchie andauert, werden wir 
enteignet werden und werden die Südſla wen ihr 
Blut vergießen.“ Ich erinnere mich nicht, von polniſcher Seite 
ſchon E jo prägnant den ganzen Gegenſatz der Polen gegen Deutſch⸗ 
land und Oſterreich wie auch, wenn man den Satz bis in die letzten Konſe⸗ 
quenzen überdenkt, gegen den heute beſtehenden ruſſiſchen Staat geleſen 
zu haben. Statt des Dualismus der Trialismus und damit die Slawiſierung 
Oſterreichs überhaupt, — das als Vorausſetzung des ſelbſtändigen polniſchen 
Staates, mindeſtens einer Löſung auch des preußiſchen Anteils, weil in dieſe 
Erſchütterung ſterreichs auch das Deutſche Reich mithereingezogen werden 
würde, — und, da alle ſlawiſchen Hoffnungen ſich nur auf unbedingt 
demokratiſcher Grundlage verwirklichen laſſen, die Auflöſung des ruſſiſchen 
Staates in eine lockere Konföderation von Nationalitäten, an die vielleicht 
dann auch die Polen im ganzen ihren Anſchluß ſuchen würden — ſelten 
einmal iſt aus der polniſchen Preſſe dieſer ganze Zuſammenhang ſo deutlich 
geworden, ſelten einmal der Beweis ſo klar geführt, daß in dem Begriff 
des Panſlawismus, wie er heute im Schwange iſt, die Polen nichts zu 
ſuchen haben wollen und daß mithin dieſer als Gegenſatz zwiſchen Slawen⸗ 
2 EEN ganz allgemein gefaßt, eine politiſche Realität 
nicht iſt. 

Das ſchließt natürlich nicht aus, daß die Beziehungen zwiſchen 
Polen und Ruſſen auf der gemeinſamen ſlawiſchen Grundlage weiter 
gepflegt werden. So ſprach im Mai 1913 die neue liberale Zeitung Ruß⸗ 
lands, die „Ruß ka ja Molwab, in einem Artikel des Fürſten Trubeckoz 
in dieſem Sinne, freilich gleich mit dem praktiſchen Vorſchlage, der dieſen 
Gedanken als unmöglich erweiſt: es müſſe erſt die ruſſiſche Politik auf⸗ 
gegeben und den Polen in Rußland mehr entgegengekommen werden, 
dann würden die Polen gewonnen und die öſterreichiſchen Polen heran⸗ 
gezogen werden können. Auch der Hinweis des deutſchen Reichstags⸗ 
abgeordneten von Trapczynski auf die Folgerungen für die Zukunft der 
Polen und die Betrachtung der „Nowoje Wremja“ dazu ſcheiterten an 
derſelben Schwierigkeit. Umgekehrt vielmehr weiſen die Erfahrungen 
dieſes Winters auf die Intereſſengemeinſchaft nachdrücklich hin, die in der 
polniſchen Frage nicht nur Deutſchland und Rußland miteinander verbindet, 
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ſondern im ſelben Sinne jetzt auch Oſterreich. Auch deſſen Politik 
wird ſich immer ſtärker von polniſchem Einfluß löſen und Entwicklungen in 
Galizien nicht aufhalten, die naturnotwendig und politiſch geboten ſind. 
Und das ergibt eine gegenſätzliche Stellung Oſterreichs zu ſeinen Polen, 
die wenigſtens einigermaßen der Stellung Rußlands und Deutſchlands 
ähnlich wird. Rußland hat auch trotz aller panſlawiſtiſchen Agitation 
ſeine praktiſche Politik gegenüber den Polen nicht verändert. Verſuchen 
wir, dieſe beiden Sätze in der Betrachtung des ruſſiſchen und öſterreichiſchen 
Polenanteils noch etwas genauer zu belegen. 


Ill. Das ruſſiſche Polentum. 


Die wichtigſte politiſche Frage, die in der bezeichneten Zeit die 
ruſſiſchen Polen bewegte, waren die Wahlen zur Reichs duma. 
Dieſe ſind für ſie ungünſtig ausgefallen, da ſie von den bisherigen elf Man⸗ 
daten im Weichſelgebiet nur neun behaupten konnten. In Lodz wurde der 
jüdiſche Kandidat gewählt, in Warſchau der Sozialdemokrat, der mit Unter⸗ 
ſtützung der jüdiſchen Wahlmänner durchkam und, wie zum Hohne auf die 
Polen, den alten hiſtoriſchen Namen Jagiello führt. Dmowski iſt auch 
diesmal unterlegen. In Kleinrußland und Litauen ſind ſechs Polen gewählt 
worden, d. h. in Wolhynien, Kiew und Podolien; dagegen wurde in Grodno 
und Minsk kein Pole gewählt. Die Dumafraktion iſt mithin 15 Mann 
ſtark, von denen 8 zur Nationaldemokratie gehören und der Reſt ſich auf 
die anderen Parteien verteilt. 

Von den politiſchen Maßnahmen für das Zartum iſt nun die Frage 
der Städteordnung im Zartum entſchieden (ſ. Oſtland, 
1. Jahrgang, S. 127). Der Reichsrat hat das von der Duma ange⸗ 
nommene Geſetz freilich ſehr ſtark verändert. Es wollte die ruſſiſche 
Städteordnung von 1892 ausdehnen auf Polen, freilich mit ſehr ſcharfen 
Kautelen im ruſſiſch⸗nationaliſtiſchen Sinne. Auch hier, wie bei den 
Semſtwos im Weſtgebiet, wurden drei Kurien gebildet: für Ruſſen, 
für Juden und für die Polen. Das Wahlrecht, das die Duma gewährt 
hat, hat der Reichsrat ſehr ſtark erſchwert. Vor allem hat er die polniſche 
Sprache aus den Verhandlungen der Stadtverwaltungen ausge⸗ 
ſchloſſen; alle Sitzungen müſſen in ruſſiſcher Sprache ſtattfinden. 
Die Juden ſind faſt ganz von der Teilnahme an der Verwaltung aus⸗ 
geſchloſſen. Gegen alle Erwartung hat die Duma das ſo verſtümmelte 
Projekt angenommen, das ſomit endlich Geſetz wird. Es geſchah gegen 
die Stimmen der Kadetten, mit den Stimmen der Oktobriſten, Rechten 
und — Polen. Dieſe kamen dadurch zum offenen Bruch mit den Kadetten, 
aber ihnen war lieber, daß dieſe Selbſtverwaltung nun endlich Geſetz 
werde, und daß die Juden, um derewillen die Kadetten gegen das 
Geſetz ſtimmten, darin benachteiligt ſind, iſt den Polen ja gerade recht. 

Eine Freude iſt es auch für fie, daß die (auch im 1. Jahr- 
gang beſprochene) Maria witen bewegung anſcheinend ihren Höhepunkt 
ſchon überſchritten hat. Die amtliche Statiſtik, die keinen Grund hat, die 
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Zahl herunterzudrücken, wies 1909 faſt 70 000, 1912 aber noch nicht 50 000 
Bekenner dieſer Sekte nach. Am ſtärkſten iſt der Rückgang in Lodz und 
Warſchau. Danach iſt die Furcht nicht mehr begründet, daß eine Bewegung 
kirchlicher Art ſich durchſetzen werde, die gegen den Bund der römiſchen 
Kirche mit dem Polentum gerichtet war, und auch die ſtaatliche du: 
erkennung hat den Mariawiten nichts genützt. 

Die Ruſſifizierung der Warſchau Wiener Bahn (0ſtland, 
1. Jahrgang, S. 129 f.) ſchreitet energiſch voran. Ihr wird durch die Be⸗ 
ſtimmung nachgeholfen, daß nur die Beamten als feſt angeſtellt zu betrachten 
ſind, die von dem neuen Direktor der Bahn ernannt ſind. Alle ruſſiſchen 
Beamten haben dieſe Ernennung ſofort bekommen, während die andern, 
wenn ſie auch ſchon ſeit Jahren bei der Bahn tätig ſind, nur als proviſoriſch 
angeſtellt gelten. Jedenfalls iſt dieſes wichtige Rückgrat des Verkehrs⸗ 
lebens im Zartum jetzt den Polen endgültig aus der Hand genommen. 

Daß auch ſonſt die alte Politik wieder ſchärfer eingeſetzt hat, dafür 
iſt ein Beleg, daß der Apuchtinſche Erlaß wieder ſtreng durchgeführt 
wird, nach dem den Schülern ſtaatlicher Anſtalten der Gebrauch der polniſchen 
Sprache verboten iſt. Auch die Filialen der ruſſiſchen Bau ernagrar⸗ 
bank arbeiten rüſtig in derſelben Richtung weiter, das ruſſiſche Element 
in Polen zu ſtärken; ſie haben im Jahre 1912 33 polniſche Güter im Weichſel⸗ 
gebiet angekauft und unter orthodoxe ruſſiſche Anſiedler aufgeteilt. Ebenſo 
wird ſcharf vorgegangen gegen „polniſche Propaganda“ von Geiſtlichen 
und gegen das Halten von „Geheimſchulen“. 

Die Hoffnungen, die man aus der Rede des Miniſterpräſidenten 
Kokowcow (Januar 1913) ſchöpfte, haben oi getrogen. Damals hatte 
Kokowcow geſagt: „Ihr wohnt in den Grenzen des Königreiches Polen, 
alſo in einem Teile Rußlands, aber es verwehrt Euch niemand, 
Euer Vaterland mit allen Kräften Eurer Seele 
zu lieben. Das hindert nicht die gemeinſame Arbeit.“ Man wollte 
in dieſer Außerung eine Neigung zu einer anderen Politik ſehen unter dem 
Einfluſſe der kritiſchen Erörterungen, von denen oben geſprochen wurde. 
Aber an der Praxis iſt nichts geändert worden, wie auch der langjährige 
Träger der Regierungspolitik im Zartum, der Generalgouverneur Skalon, 
nach wie vor ſeines Amtes waltet. 

Das bemerkenswerteſte Symptom des öffentlichen Lebens im 
Zartum ſonſt iſt das Hervortreten eines ungeheuer ſcharfen Antiſemi⸗ 
tis mus. Die antiſemitiſche Stimmung der Polen iſt ja nichts Neues. 
Im letzten Winter aber iſt dieſe im Zartum zu einem ſchroffen Gegenſatz 
und einem entſchiedenen Boykott der Juden gekommen. Der unmittelbare 
Anlaß war jene Wahl des Sozialdemokraten in Warſchau durch die Juden. 
Die Juden, die einen großen Einfluß auf die Wahl haben, hatten verlangt, 
daß der zu Wählende wenigſtens nicht gegen die Juden ſprechen ſolle. Da 
auch das von den bürgerlichen polniſchen Parteien abgelehnt wurde, ver⸗ 
halfen ſie dem Sozialdemokraten zum Sieg, ſodaß die Hauptſtadt des 
polniſchen Gebietes durch einen ſozialdemokratiſchen . 
vertreten iſt. Daran iſt die alte Spannung zum Ausbruch gekommen 
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in einem zielbewußten und planmäßigen geſchäftlichen Boykott, der mit 
größter Rückſichtsloſigkeit durchgeführt wird. Vor allem kommt die Ab⸗ 
neigung gegen den ſog. „Lit wak“ zum Ausdruck, womit der aus Rußland 
eingewanderte Jude bezeichnet wird, der ſich, weil er zumeiſt vollkommen 
ruſſifiziert iſt, nicht mehr poloniſieren läßt, wie die Juden, die in früheren 
Jahren mit Deutſchen und Polen zuſammen das Warſchauer Großbürgertum 
geſchaffen haben und die rettungslos poloniſiert worden ſind. Das Ziel 
dieſes Boykotts iſt nach Möglichkeit die Ausſcheidung des jüdiſchen Elements 
aus dem polniſchen Wirtſchaftsleben im Zartum. Da dieſes ſchon ſehr ſtark 
entwickelt iſt, wird es wahrſcheinlich auch ſiegreich bleiben und mit einer 
ſtärkeren Abwanderung der Juden aus dem Zartum gerechnet werden 
müſſen. Aufzuhalten dürfte die Verminderung des jüdiſchen Elements 
aus dieſen wirtſchaftlichen Gründen ebenſo wenig ſein, wie das im preußiſchen 
Anteil der Fall war. 

Anhangsweiſe ſei noch hingewieſen auf das in Warſchau beſtehende 
polniſche „Informationsbureau“, weil nach deſſen Vorbild 
1912 ein gleiches Bureau in Poſen eingerichtet worden iſt. Das Warſchauer 
Bureau beſteht ſeit 1905 unter Leitung des bekannten Erasmus Piltz und 
arbeitet auf unparteilicher Grundlage für die Förderung der ſozialen Arbeit. 
Es wird unterhalten von einem „Verein zur Förderung der ſozialen Arbeit“ 
und befaßt ſich vor allem mit dem Sammeln von Material, beſonders für 
die Abgeordneten in der Duma und im Reichsrat; es hat einen Jahresetat 
von 80 000 Rubeln. 


IV. Die Polenfrage in Öfterreich. 


Der alte Gegenſatz zwiſchen Polen und Ruthenen bewegte ſich in 
der Berichtszeit um die Reform des Landtagswahlrechts. Die 
Ruthenen haben geſetzlich ein Drittel der Abgeordneten, haben aber nicht 
einmal das ſeit Jahren durchſetzen können infolge der bekannten galiziſchen 
Wahlmanöver und verlangen mindeſtens 30 Prozent der Mandate ſicher. 
Der Streit darum hat ſeit langem die Landtagsarbeit lahm gelegt. Jetzt 
aber wurde der Ausgleich mit beſonderem Nachdruck angeſtrebt, wohl mit 
unter dem Einfluß der auswärtigen Ereigniſſe. Sowohl der Statthalter, 
Graf Bobrzynski, wie der Landmarſchall ſetzten ſich dafür ein. Die Ruthenen 
gaben auch ihre bisherige Taktik, die den Landtag nicht zum Arbeiten 
kommen ließ, auf, und ſo begann eine Ausgleichsaktion, die, wie es ſchien, 
diesmal zu einem Abſchluß führen ſollte, nachdem man wohl vier Jahre 
an ihm gearbeitet hatte. Man verſtändigte ſich über ein neues Wahlgeſetz 
für den Landtag und über die Reform der Bezirksvertretungen durch 
Konzeſſionen, die die Polen wirklich machten. Die Arbeit war ſoweit, 
daß ſie vom Landtage zu ſanktionieren war, als plötzlich (April 1913) die 
fünf polniſchen Biſchöfe geſchloſſen dagegen auftraten und damit die All⸗ 
polen wie die podoliſchen Konſervativen ſtützten. Die Biſchöfe beriefen 
ſich darauf, daß die Wahlreform das religiöſe Leben gefährde und daß in 
Oſtgalizien die Juden Einfluß bekommen würden, mithin durch die Zunahme 
der griechiſchen Ruthenen und der Juden der Einfluß des Katholizismus 
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im Landtage beſchränkt werde. Damit war die mühſam herbeigeführte 
Einigung geſcheitert, da die Biſchöfe mit den Allpolen und den Konſervativen 
zuſammen die notwendige qualifizierte Mehrheit dafür ausſchließen können. 
Durch dieſe ſtarre Haltung des Epiſkopats wird nun der Landtag nach wie 
vor arbeitsunfähig bleiben. Dementſprechend iſt auch der Statthalter 
ſofort zurückgetreten und durch den Krakauer Konſervativen Witold von Kory⸗ 
towski erſetzt worden. 

Nach dem Scheitern der Landtagswahlreform wurde der Landtag 
aufgelöſt. Am 30. Juni fanden die Neuwahlen ſtatt, die eine große Über⸗ 
raſchung brachten. Die Ruthenen eroberten 15 Mandate, die Polen ver⸗ 
loren in Oſtgalizien 10. Dadurch hat ſich im Landtag das Kräfteverhältnis 
verſchoben. Der Ukrainiſche Klub zählt jetzt 31 Abgeordnete, da Demokraten, 
Radikale und der eine gemäßigte Alt⸗Ruthene zuſammen jetzt eine einheit⸗ 
liche Partei bilden, außerhalb deren nur noch der eine Alt⸗Ruthene (Ruſſo⸗ 
phile; bisher 3) ſteht. Den Polen blieben damit nur noch 42 Mandate, 
da der Landtag im ganzen 74 gewählte Abgeordnete zählt. Dieſe 42 zer⸗ 
fallen in 5 Parteien: (oſtgaliziſche) Konſervative, Zentrum, Polniſche 
Volkspartei, Allpolen, Polniſche Demokraten, von denen nur die Konſer⸗ 
vativen und die Volkspartei über 10 Mitglieder haben und keine allein die 
Zahl des Ukrainiſchen Klubs erreicht. 

Der Ausfall der Wahl beweiſt, wie ſehr die rutheniſche Bewegung 
vorangekommen iſt und wie ſehr die jahrelange Verſchleppung der Wahl⸗ 
reform ihnen nützlich geweſen iſt. Die Ruthenen werden jetzt noch weniger 
geneigt ſein, weiterhin nachzugeben, und ſo iſt kaum zu erwarten, daß der 
neue Landtag arbeitsfähig ſein wird. Es iſt weiter nicht zu vergeſſen, 
daß die Ruthenen noch mindeſtens 10 Mandate verlangen können, wenn nur 
die tatſächliche Stärke in Frage kommt, daß andererſeits aber zu den ge⸗ 
wählten polniſchen Abgeordneten noch die Kurie der Großgrundbeſitzer 
und eine Anzahl Virilſtimmen kommt, ſodaß die polniſche Mehrheit im 
Landtage noch nicht bedroht iſt. Aber der Ausgang dieſer Wahlen zeigt, 
daß die Stellung der Polen in Galizien von innen heraus ausgehöhlt iſt 
und daß die Tage ihrer unbedingten Herrſchaft in Galizien gezählt ſind. 

Dieſer Fehlſchlag wirkt auf den Reichsrat zurück, indem die Ruthenen 
nun wieder dort die Obſtruktion beginnen werden, die ſie im vorigen Jahre 
aufgegeben hatten, um ſo mehr, als man in der Univerſitätsfrage nicht einen 
Schritt weitergekommen iſt. Wie ſcharf die Stimmung wieder geworden 
iſt, dafür kann, wenn auch nicht ausſchließlich, herangezogen werden, daß 
am 11. Juni in Lemberg ein polniſcher Univerſitätsprofeſſor von einem 
rutheniſchen Studenten erſchoſſen worden iſt. Die Verhältniſſe in Galizien 
werden dadurch dauernd kritiſch und befördern ſo die oben angedeutete 
Entwicklung in der Stellung des Staats zu den Polen überhaupt. 

Das wurde naturgemäß auf beiden Seiten empfunden. Das 
Miniſterium in Wien hatte ſich energiſch bemüht, den Ausgleich zuſtande 
zu bringen. Es iſt auch wohl möglich, daß, wie die polniſche Preſſe be⸗ 
hauptete, Graf Berchtold ſelbſt dieſe rutheniſche Frage aufgegriffen E 
wie auch der Freiherr von Aehrental in derſelben Richtung tätig war. Der 

13* 
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Vorwurf, daß das auf Einfluß von Berlin her geſchähe, iſt natürlich un⸗ 
berechtigt. Aber auch im Polenklub iſt das Bedenkliche dieſer Entwicklung 
erkannt worden. Der neue Obmann, Dr. Leo, wollte bei der Budget⸗ 
beratung ſich für einen Ausgleich mit den Ruthenen ausſprechen. Er mußte 
das unterlaſſen, weil der geſamte Polenklub ſich dagegen ausſprach, unterließ 
aber dafür auch die beabſichtigte Demonſtration, daß in dieſer Rede die 
polniſche Frage als die wichtigſte Frage der europäiſchen Politik und des 
Weltfriedens beſprochen werden müſſe. Man ſieht aus ſolchen Einzelheiten, 
die an ſich die Berichterſtattung nicht rechtfertigen würden, deutlich, wie 
unſicher allmählich der Polenklub überhaupt in ſemen Fundamenten 


wird!). 

Sonſt iſt aus Galizien noch zu berichten, daß Anfang April 1913 
die Landtagsfraktion ihr tiefes Bedauern über die Anwendung des preußiſchen 
Enteignungsgeſetzes ausſprach. Der zuerſt eingebrachte Wortlaut wurde 
dabei erheblich gemildert, um einſtimmig angenommen zu werden. Immer⸗ 
hin wiederholte die polniſche Landtagsfraktion jene Erklärung in den Dele⸗ 
gationen, daß die Anwendung des Enteignungsgeſetzes Konſequenzen für 
die Stellung der Polen zur auswärtigen Politik Oſterreichs, d. h. alſo zum 
Dreibund, nach ſich ziehen werde. Dieſe Erklärung war inſofern über⸗ 
flüſſig, als die Erörterung und Haltung im letzten Winter ohnehin gelehrt 
hat, daß die Polen keine Anhänger des Dreibundes ſind. 

Für die rutheniſche Seite ſei noch berichtet über das jetzt ſtatiſtiſch 
vorliegende Ergebnis der Reichsratswahl von 1907, die zum erſten Male auf 
Grund des allgemeinen Wahlrechts durchgeführt wurde, in bezug auf das 
Verhältnis der ukrainiſchen zur ruſſophilen Richtung. Danach hatte die 
erſtere 72, die letztere 28 Prozent der Stimmen Oſtgaliziens, in ganz Galizien 
die erſtere 71, die letztere 29 Prozent. Das bedeutet, daß die ukrainiſche 
Richtung, die den engen Anſchluß an Oſterreich im Programm verficht, 
beinahe drei Viertel aller Stimmen hatte und die Anhänger Rußlands 
nur über ein Viertel ausmachen. Bezüglich der Stimmverhältniſſe zwiſchen 
Polen und Ruthenen ergab ſich, daß von den 1907 abgegebenen Stimmen 
54 Prozent polniſche und 46 Prozent rutheniſche Stimmen (aller Rich⸗ 
tungen) waren. Dem entſpricht die Vertretung im Reichsrat noch in keiner 
Weiſe. In Oſtgalizien im beſonderen wurden 63 Prozent aller Stimmen 

r die Ruthenen und 37 Prozent für die Polen abgegeben; die Polen 
ind alſo im Oſten in einer hoffnungsloſen Minorität. 


Lë 
Bei der Erregung aus näher liegenden Urſachen iſt es begreiflich, 
daß weder die Hundertjahrfeier der polniſchen Beteiligung an den 
napoleoniſchen Kriegen noch die Fünfzigjahrfeier des Aufſtands 


1) Der Ukrainiſche Klub des Reichsrats hat übrigens einen Appell an die 
öffentliche Meinung Oſterreichs herausgegeben: „Die öſterreichiſche Politik gegen die 
Ruthenen“ (Abgedruckt in der Ukrainiſchen Rundſchau 1912. S. 204—210), der 
eine, wenn auch nicht ganz objektive, Überficht über den Tatbeſtand in den letzten 
40 Jahren ergibt. 
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von 1863 bisher größere Bedeutung gewonnen haben. Nur in 
Paris, wo die Erinnerungen der Emigration am ſtärkſten ſind, iſt am 
22. Januar 1913 die Fünfzigjahrfeier des Aufſtandes in größerem Maßſtabe 
begangen worden!). Dagegen wird im Herbſt die Erinnerung an den 
Fürſten Joſef Poniatowski gefeiert werden. 

Zu den vorhandenen polniſchen Preßbureaus in Paris und Rom 
iſt ſeit 1. Februar 1913 ein ſolches in London hinzugekommen, geleitet 
von Dr. J. H. Retinger (London W 6, Lancaſter Street). Die Wirkung 
dieſes Preßbureaus hat ſich ſchon geltend gemacht mit Artikeln in der 
engliſchen Preſſe, von denen allerdings nur der im „Spectator“ von Be⸗ 
deutung war. Die Tätigkeit dieſer Bureaus iſt in England und Frankreich 
unter allen Umſtänden ſchädlich. Wenn wir auch bei ſolchen Artikeln 
ſofort merken, woher ſie ſtammen, und nur lächeln, wenn z. B. die polniſche 
Preſſe mit Stolz darauf hinweiſt, daß ſich im April ein Artikel über 
Polen ſogar im „Echo d' Alger“ fand, fo weiß das Ausland das doch 
nicht und nimmt dieſe tendenziöſen Artikel als objektive Schilderungen auf. 


I) über dieſe polniſchen Kreiſe, die zwar nicht allzuviel bedeuten, aber wegen 

Ges Verbindung mit Europa wichtig find, unterrichtet die Monatsſchrift „Bulletin 

olonais“, herausgegeben von der Vereinigung der ehemaligen Schüler der Ecole 
Polonaiſe in Paris. 


II 
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I. Die Tätigkeit der Anſiedlungskommiſſion. 


Durch die Novelle vom 28. Mai 1913 ſind erfreulicherweiſe die 
Fonds der Anſiedlungskommiſſion wieder aufgefüllt worden. Der 
preußiſche Staat 1 jetzt ſeit 1886 im ganzen für ſeine ländliche 
Bodenpolitik in Boten und Weſtpreußen 955 Millionen Mark, alſo faſt 
eine Milliarde, bereit geſtellt. 725 Millionen Mark waren durch die 
Geſetze vom 26. April 1886, 20. April 1898, 1. Juli 1912 und 
20. CS 1908 bewilligt, weitere 230 Millionen find, da jene 
725 Millionen im weſentlichen teils ſchon erfchöpft find, teils im 
Laufe des Jahres 1913 ausgegeben werden, durch die diesjährige 
Novelle ausgeworfen. Im einzelnen ſind der Staatsregierung durch die 
verſchiedenen Geſetze zur Verfügung geſtellt in Millionen Mark für die: 
„ —. . rer en —. . ̃ —. . er | 


Beſitzfeſtigung 


bäuerlicher Grund⸗ 
ſtücke u. Arbeiter⸗ 
anſiedlungen 


Bauern⸗ 


vermehrung 


Dafür find bis Ende 1912 im ganzen 4250 qkm Land erworben; 
es ſind 20434 Anſiedlerſtellen vergeben und 159 Häuslerſtellen in 
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ſtaatlichen Arbeitermiethäuſern eingerichtet; wohl 150 — 200000 Mier: 
ſchen ſind durch Siedlung und Beſitzfeſtigung den Provinzen Poſen und 
Weſtpreußen neu zugeführt oder darin feſtgehalten worden. 

Vergleicht man nun die für die Bodenpolitik in der Oſtmark 
bereitgeſtellten Mittel im einzelnen, ſo fällt auf, daß durch die Novelle 
von 1913 für die Bauernvermehrung, die die „Begründung“ des Geſetz⸗ 
entwurfs ſelbſt als eee bezeichnet !), nur 75 Millionen Mark 
angefordert und bewilligt wurden, dagegen für die Beſitzbefeſtigung im 
ganzen 130 Millionen bereit geſtellt ſind. In der Tat rührt man damit 
an eine wichtige und in letzter Zeit öfter erörterte Frage: ob auf die 
Anſiedlung von Bauern oder auf die Beſitzfeſiigung das Schwergewicht 
der ſtaatlichen Aktion zu legen ſei. Nach der Verteilung der Summen 
in der letzten Novelle hat es den Anſchein, als ob die Staatsregierung 
die Beſitzfeſtigung zurzeit für wichtiger hält als die Anſiedlung; und 
der konſervative Abgeordnete Dr. v. Kries hat es im Landtage geradezu 
ausgeſprochen (Stenogramm vom 11. 3. 1913), daß die Beſitzfeſtigung 
„der wichtigſte Teil des großen nationalen Werkes der Oſtmarkenpolitik“ 
ſei. Wir können uns dieſe Auffaſſung nicht zu eigen machen. Der 
Gedanke, zunächſt den vorhandenen deutſchen Beſitz nationalpolitiſch 
ſichern zu wollen und erſt dann an eine energiſche Siedlung zu gehen, 
iſt auf den erſten Blick gewiß plauſibel. Aber es ſteht ihm doch fol⸗ 

des entgegen. Einmal kann die Wohltat der Beſitzfeſtigung einem 
erheblichen Teil auch des deutſchen Grundbeſitzes, der gefeſtigt werden 
möchte, nicht zuteil werden. Von den 14 534 Beſitzfeſtigungsanträgen, die 
im ganzen bis Ende 1912 bei der Mittelſtandskaſſe und der Bauernbank 
angebracht waren, find 3905, alſo 268%, 5 worden; zu⸗ 
meiſt, weil die Verſchuldung die zuläſſige Beleihungsgrenze (75%) über⸗ 
ſtieg. Gerade die Grundſtücke, die über 75% verſchuldet, alſo überſchuldet 
ſind, und bei denen deshalb die Gefahr, in polniſche Hand überzugehen 
am größten iſt, ſind von der Feſtigung ausgeſchloſſen. Das Feld für 
Verluſte der deutſchen 1 wird alſo doch immer recht groß bleiben, 
wenn es auch hoffentlich ſpäter infolge der Beſitzfeſtigung ſich verkleinern 
wird. Einſtweilen iſt das noch nicht der Fall; 1910 (neuere Zahlen 
liegen noch nicht vor) betrug der Reinverluſt der deutſchen Hand wieder 
7916 ha?). Insgeſamt betrug Ende 1910 der Verluſt der deutſchen 
Ve ſeit 1896:92764 ha; er dt bis Ende 1912 auf 99400 ha 
geſtiegen. 


1) Landtags druckſache Nr. 1227 (1912/13) ©. 3. 

2) 893 ha durch Spaltung und 7023 ha ungeteilter Beſitz. Die Zahlen 
der Vorjahre feit 1896 f. Oſtland I S. 154. Der dort zum Jahre 1909 angegebene 
Reinverluſt von 6 300 ha an ungeteilten Beſitzungen erfährt eine Anderung durch 
den Erwerb des Fideikommiſſes Reiſen, das dem preußiſchen Staat als Rechtsnach⸗ 
folger der polniſchen Edukationskommiſſion zufiel. Da ſein Umfang 7 626 ha beträgt, 
ergibt ſich für die deutſche Hand in 1909 ein Reingewinn von 1 326 ha an ne 
1 85 Beſitzungen; der Geſamtreinverluſt des Jahres ſchrumpft dadurch auf 344 ha 
guſammen. 
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Was aber die Hauptſache iſt, und das dt hier ſchon vor einem 
Jahre betont: die Oſtmarkenfrage iſt ein Problem der Bevölkerungszahl; 
es kommt darauf an, möglichſt viel deutſche Menſchen in die vom Polen⸗ 
tum bedrohten Bezirke neu hineinzubringen. Wir müſſen, wie es Bismarck 
ausgedrückt hat, die „Verhältniszahl“ zwiſchen Deutſchen und Polen zu 
unſeren Gunſten verbeſſern. Wir brauchen eine ſtärkere Vermehrung der Schicht 
der deutſchen Bauern und Landarbeiter; ohne eine ſolche Stärkung der 
breiten ländlichen Schichten iſt es einfach nicht möglich, die Poloniſierung 
der Städte, der gewerblichen Berufe, des geſamten Wirtſchaftslebens in 
Poſen und Weſtpreußen zu verhindern. Zweifellos iſt dabei die Beſitz⸗ 
feſtigung eine wertvolle und unentbehrliche Hilfsaktion; aber die Ver⸗ 
ſtärkung der ländlichen Unterſchichten in der Oſtmark über den gegen⸗ 
wärtigen Stand hinaus iſt nur durch die Anſiedlung möglich, 
und ſie und nicht die Beſitzfeſtigung iſt deshalb das Hauptſtück „des 
großen nationalen Werkes der Oſtmarkenpolitik.“ 

Die Tätigkeit der Anſiedlungskommiſſion aber war im Jahre 1912 
noch geringer als in den Vorjahren. Der beſſeren Überſichtlichkeit 
halber ſeien hier die Hauptzahlen der letzten Jahre wieder zuſammengeſtellt:“) 


Der Durch 
ſchnittspreis 


Angekauft Ausge⸗ 
tanes 
Stellen⸗ 


land 
ha 


Genehmigte 
Vertragsſchlüſſe 


aus 
polniſcher] deutſcher 
Hand 


ha ha 


9 370 11660 


1908 1 752 12 341 14 093 1526 22 020 115.1 
1909 3 456 17 627 21 083 [1386 19 619 130,8 
1910 1 366 12 318 414 898 1598 (—500) = 1098] 20 697 150,6 
1911 1202 7736 8 938 11443 (—162) = 1281 18 066 139,7 
1912 5 321 864 (— 59)= 805] 10 479 144,1 


Was zunäaͤchſt den Landerwerb betrifft, jo ſcheint danach die 
Anſiedlungskommiſſion ganz günſtig abgeſchnitten zu haben; ſieht man 
von den Jahren 1903 —1906 ab, in denen durchſchnittlich 30000 ha 
jährlich gekauft wurden, ſo hat das Jahr 1912 überhaupt die höchſte 
Ankaufsziffer ſeit 1886. Aber davon iſt einmal, wenn man die Ver⸗ 
hältniſſe des freien Gütermarkts beurteilen will, abzuziehen das Fürſtl. 
Sulkowski'ſche Majorat Reifen (Kr. Liſſa und Rawitſch) mit rund 
7600 ha, das dem preußiſchen Staat im Erbgang zugefallen und außerdem 
Ba verpachtet iſt. Nur 320 ha kommen davon 1913 Sé 

eſiedlung. Ferner ( in der Ankaufsziffer enthalten die 5 815 
roße (früher dem Herzog von Sachſen⸗Altenburg gehörige) Herrſchaft 
ehle (Kr. Czarnikau), die übrigens auch bis 1923 verpachtet iſt und 


) Oſtland Bd. I S. 155. Denkſchrift der Anſiedlungskommiſſion für 1912. 
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zu zwei Dritteln (3500 ha) aus Wald beſteht. Auch dieſer Erwerb iſt 
ein glücklicher Zufall und hat natürlich mit dem Gütermarkt nichts zu 
tun. Es bleiben alſo rund 12 000 ha übrig d. h. ungefähr eben ſoviel 
als in den Vorjahren. Man kann deshalb nicht ſagen, daß ſich 1912 
die Marktverhältniſſe für die Anſiedlungskommiſſion gebeſſert hätten. 
Aus polniſcher Hand ſind, zieht man Reiſen ab, nur 860 ha erworben 
worden; alſo noch weniger als in den Vorjahren“). 

Noch ungünſtiger als das Landerwerbsgeſchäft aber hat ſich das 
Beſiedlungswerk 1912 geſtaltet. Es ſind im letzten Jahre 
864 rechtsgültige Anſiedlungsverträge geſchloſſen; darunter ſind aber 
59 Häuslerſtellen, die vorher vermietet waren; neu hinzugekommen ſind 
alſo nur 805 Bauern⸗ und Arbeiterſtellen. Damit vergleiche man die 
Vorjahre! Und die vergebene Fläche, die ſonſt meiſt einen Umfang 
von 20 000 ha und darüber hatte, betrug 1912 nur 10 479 ha. An 
Land ſind alſo rund 50% weniger vergeben worden als ſonſt; die Zahl 
der Anſiedler hat ſich ſelbſt gegen das ſchlechte Jahr 1910 um faſt 300, 
gegen 1911 um 476 vermindert und nimmt man gar die jährliche Zahl 
von Anſiedlern zum Vergleich, die früher auch die Regierung für not⸗ 
wendig hielt, um die „Beſſerung der Verhältniszahl“ zu erreichen (1500), 
ſo iſt man ſchon faſt auf die Hälfte heruntergegangen. Bei den Bera⸗ 
tungen der Budgetkommiſſion vom 17. April 1912 ging der Land⸗ 
wirtſchaftsminiſter davon aus?), daß 1912 mindeſtens 1 000 Stellen be⸗ 
ſiedelt werden müßten; dies Minimum hat ſich alſo nicht erreichen laſſen. 

Dabei war auch im letzten Jahre unter den 805 vergebenen Stellen 
wieder eine große Zahl Arbeiterſtellen (bis zu 2 ha), nämlich 244 
gegen 418 (1911), 563 (1910) und 307 (1909). 13 weitere Stellen 
(2—5 ha) ſind Handwerkerſtellen; außerdem ſind 1912 zwei 
Reſtgüter vergeben; für die verſchiedenen bäuerlichen Größenklaſſen 
bleiben alſo nur 546 Stellen. Der Rückgang der bäuerlichen 
Koloniſation iſt ſeit 1909 alſo noch viel ſtärker als es nach 
den Zahlen über die rechtsgültigen Anſiedlungsverträge den Anſchein 
hat: während früher die geſamte, an ſich ſchon viel umfang⸗ 
reichere Koloniſation im weſentlichen reine Bauernkoloniſation 
war, iſt ſie in den letzten Jahren nicht nur dem Umfange nach 
erheblich verringert, ſondern auch zu einem Drittel (1912: 30%, 1911: 29%, 
1910: 35 %, 1909: 27%) Arbeiteranſiedlung geworden. Ich 

abe ſchon vor einem Jahr hier auf die Bedenken hingewieſen, die es hat, die 
rbeiteranfiedlung auf Koſten der Bauernſiedlung dergeſtalt in den Vorder⸗ 
und zu ſchieben. So wünſchenswert die Arbeiteranſiedlung an ſich iſt, es 
iſt unerfreulich, daß durch ihre ſtarke Betonung die bäuerliche Koloniſation 
noch mehr zuſammenſchrumpft als es bei dem herrſchenden Landmangel 


) Die durch den Beſchluß vom 10. Oktober 1912 enteigneten Güter erſcheinen 
natürlich noch nicht in der Denkſchrift für 1912, da Ende des Jahres das Verfahren 
noch nicht durchgeführt war. 


2) Landtagsdruckſache Nr. 296 (21. Leg. Per, V Get. 1912) S. 17. 
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ſchon ohnehin der Fall iſt. Denn, daß Dé nur durch die bäuerliche Koloni⸗ 
ſation die populationiſtiſchen und nationalpolitiſchen Ziele erreichen laſſen, 
um derenwillen die Anſiedlungskommiſſion gegründet iſt, darüber iſt ja ein 
Zeie nicht möglich. Zudem iſt die nationale Wideritandsfähigleit der 

rbeiter geringer als die der Bauern. So teilte der Dziennik Bydgoski 
(3. 4. 1913) mit, daß einige Arbeiter, die von der Anſiedlungskommiſſion 
bei Wongrowitz angeſiedelt ſind, Mitglieder der „Polniſchen Berufs⸗ 
vereinigung“, der polniſchen Gewerkſchaft, geworden ſeien. Wir wollen aus 
ſolchem hoffentlich nur vereinzelten Fall nicht zu viel folgern; auch bei den 
bäuerlichen Anſiedlern kommen hier und da Fälle nationaler Pflicht⸗ 
vergeſſenheit, wenn auch nicht ſo kraſſer Art, vor. Aber es fehlt 
den Arbeitern, die ja ohnehin viel weniger feit ſitzen, an einem 
Zuſammenſchluß und nationalen Rückhalt, wie ihn die Bauern 
in den Genoſſenſchaften haben; ſie unterliegen deshalb in national⸗ 
gemiſchten oder überwiegend polniſchen Gegenden auch leichter den 
polniſchen Einflüſſen; außerdem ſind ja die angeſiedelten Arbeiter zum 
RE Teile gewerbliche Arbeiter und damit auch der politiſchen 

adikaliſierung in höherem Maße ausgeſetzt. Nach dieſer Richtung 
werden jedenfalls mit der Zunahme der Arbeiterſiedlung bald vor⸗ 
beugende Maßnahmen getroffen werden müſſen. — 

Es iſt wenig wahrſcheinlich, daß die Anſiedlung in abſehbarer 
Zeit wieder weſentlich energiſcher betrieben wird. Die Landreſerve 
der Anſiedlungskommiſſion, die in früheren Jahren aufgehäuft war, war 
ſchon Ende 1911 zu Ende; ſie betrug da nur noch 15000 ha. Im 
Jahre 1912 iſt eine ſo geringe Fläche ausgelegt, daß Ende 1912 an 
reinem Stellenland 20 600 ha vorhanden waren. Dazu ſind nach einer 
Mitteilung an die Preſſe im erſten Vierteljahr 1913 noch über 9300 ha 
erworben; wieviel davon freilich gleich für die Beſiedlung in Angriff 
genommen werden kann, iſt nicht bekannt. Die Fläche von 20 600 ha 
reicht für 1700 Anſiedler; mehr als 1000 werden aber im laufenden 
Jahre ſchwerlich angeſetzt werden; es muß ja auch immer eine gewiſſe 
Auswahl an Stellen vorhanden ſein. Wie ſchwer das Anſiedlungs⸗ 
geſchäft jetzt iſt, ſieht man daraus, daß 1912 von 244 katholiſchen Be⸗ 
werbern nur mit 8 endgültige Verträge abgeſchloſſen werden konnten; 
„hauptſächlich“, wie die Denkſchrift ſagt, „weil es an einer ausreichenden 
Stellenauswahl fehlte“. So lange die Anſiedlungskommiſſion auf frei⸗ 
händigen Landerwerb angewieſen iſt, wird das nicht anders werden; 
vermutlich wird man in Zukunft ſehr oft, ebenſo wie 1912, unter der 
Zahl von 1000 Anſiedlern bleiben müſſen. 

Die Staatsregierung ſcheint ſich auch damit abzufinden, dauernd 
verhältnismäßig ſo wenig Anſiedler im Jahre anzuſetzen. In der 
„Begründung“ der Novelle von 1913 heißt es, es werde möglich ſein, 
„die Anſiedlungstätigkeit nach Erſchöpfung der für ſie bereit zu ſtellenden 
75 Millionen & aus den dem Anſiedlungsfonds zuwachſenden laufenden 
Einnahmen in angemeſſenem Umfange ſo lange als notwendig weiter⸗ 
zuführen.“ Die jetzt für die Bauernvermehrung bereitgeſtellten 75 Millionen 
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ſollen alſo die letzte Bewilligung dafür ſein. Daß die Auffüllungen des 
Anſiedlungsfonds aufhören müſſen, wenn die Rückeinnahmen bei der 
Kommiſſion die erforderliche Höhe erreicht haben, iſt klar. Wie hoch die 
Reineinnahmen der Kommiſſion nach Erſchöpfung der jetzt bewilligten 
Kapitalien ſein werden, läßt ſich heute ſchon kaum genau feſtſtellen. 
Verzinſt man aber die bis jetzt für die V ausgeſetzte 
Summe (475 Millionen) mit 2,02 % ), die für die Beſitzfeſtigun 
(125 Millionen) mit 3,3 %, ſo würden die Reineinnahmen jährlich 
13,7 Millionen & betragen. Dazu kommen dann die Zinſen aus der 
Geſamtſumme der Reineinnahme bis Ende 1911, die 2 Millionen ſchwerlich 
überſteigen dürften, und ferner die Zinſen aus der jetzt bewilligten Summe 
von 75 Millionen A und 130 Millionen , die nach den obigen Prozent⸗ 
jägen berechnet zuſammen 5,7 Millionen betragen würden. Das ergäbe 
jährlich 21,3 Millionen oder unter Berückſichtigung der Steigerung der 
Zinſen aus den Reineinnahmen rund 22 Millionen A im Jahre. Dafür 
könnten nach den heutigen Güterpreiſen 15 000 —16 000 ha im Jahre 
gekauft werden, was an ſich etwa für 1200 Anſiedler reichen, aber in der Praxis 
kaum geſtatten würde, mehr als 800—900 Anſiedler im Jahre anzuſiedeln. 
So ungefähr würde ſich das Bild geſtalten, wenn für die Bauern⸗ 
vermehrung keine weiteren Fonds angefordert werden ſollen. Daß es 
nicht erfreulich iſt, liegt auf der Hand. Vergleicht man die Bewegung 
der Nationalitäten in den letzten Jahrfünften?), fo ſieht man, daß im 
Regierungsbezirk Poſen die Polen auch von 1905 —10 nicht nur abſolut, 
nn auch relativ ſchneller zugenommen haben; bei ihnen betrug die 
ermehrung 5,8%, bei den Deutſchen nur 5,02; im Verhältnis zur 
Geſamtbevölkerung nahmen die Deutſchen ab, die Polen zu. Auch im 
Regierungsbezirk Danzig hat ſich die Stellung des Deutſchtums den 
Polen und Kaſchuben gegenüber verſchlechtert. Vorteile ſind dagegen 
erzielt einmal im Regierungsbezirk Bromberg, wo ſich die beiden Be⸗ 
völkerungsteile von jeher ungefähr die Wage hielten und wo auch weit⸗ 
aus am ſtärkſten geſiedelt iſt; hier hat das Deutſchtum ſchon ſeit 1900 
für ſich und im Verhältnis zur Geſamtbevölkerung ſchnellere Fortſchritte 
gemacht als die Polen. Und ferner im Regierungsbezirk Marienwerder, 
wo von 1905—10 zum erſten Mal die Deutſchen eine ſchnellere Zu⸗ 
nahme aufzuweiſen haben als die Polen (2,74 % gegen 1,94%), auch 
die ſtarke Zunahme der Zweiſprachigen um 102% kann man im 
weſentlichen ihnen gutſchreiben. Aber dieſe höchſt erfreulichen Fortſchritte 
ſind doch noch recht gering; ſie ſind lediglich der ſtarken Siedlung von 
1902—1909 zu verdanken. Die „Begründung“ der letzten Novelle 
ſpricht ſich ſelbſt darüber aus, welche Folgen das Einſtellen des Sied⸗ 
lungswerkes haben würde. Es heißt da (S. 9): „Obwohl der wirt⸗ 
ſchaftliche Aufſchwung der beiden Provinzen beſonders dem dortigen 


0 Dieſe Schadloshaltung des Staates berechnet die amtliche Denkſchrift 
„Zwanzig Jahre deutſcher Kulturarbeit“ S. 72. Von Stumpfe und von Dewitz iſt 
eine noch niedrigere Berzinſung herausgerechnet. 

3) Siehe die Tabelle auf der ſten Seite. 
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Reg.⸗Bez. Danzig 
1890 
1900 
1905 
1910 


Reg.⸗Bez. Marien 
werder 


1890 
1900 
1905 
1910 


Reg.⸗Bez. Poſen 


1890 
1900 
1905 
1910 


Reg.⸗Bez. Bromberg 


1890 
1900 
1905 
1910 


Deutſche 
über⸗ v. H. 
H völkerung 

421 125 | 71,48 
477693 | 71,71 
611423 | 72,10 
032 620 | 71,72 
608 855 60,25 
529 807 | 59,02 
550 262 59,01 
565 323 | 58,84 
382 416 33,94 
385 500 | 32,17 
406 6587 | 32,20 
427017 | 31,97 
309 756 49,66 
332 921 | 48,32 
354 714 | 48,99 
379400 | 49,66 


Polen) 
über⸗ v. H. 
5 aupt der Be 

völkerung 

109 593 18,60 

93 021 13,97 
129 545 18,26 
102 080 13,75 
321 340 38,05 
344 895 38,42 
366 663 39,32 
373 773 38,90 
736 714 65,39 
806 123 67,27 
850 869 67,38 
900 274 67,39 
311 410 49,82 
351 119 50,96 
365 337 50,46 
378 919 49,60 


Deutſch u. polniſch 


Sprechende 
über⸗ v. H. der 
Ge Bevöl⸗ 

kerung 
5 419 0,92 
4217 0,64 
3 727 0,53 
5 684 0,77 
11 866 1,41 
11 883 1,32 
6 673 0,72 
13 508 1,41 
6521 0,58 
5 857 0,49 
4008 0,32 
6 867 0,51 
3 600 0,57 
4 736 0,68 
3322 0,46 
4 929 0,65 


1) Die Kaſchuben betrugen im Reg.⸗Bez. Danzig 1890: 8,62%, 1900: 13,34%, 


1905: 8,88%, 1910: 13,49% der Geſamtbevölkerung. 
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Zunahme (+) oder Abnahme (—) betru 


8 
; 1 bei den deutſch⸗polniſch 
bei den Deutſchen bei den Polen D Sprechenden 


v. H. v. H. v. H. v. H. der 
der B der der Ge, Polen bzw. v. H. d. Be⸗ Ce 
völferung | Deutſchen völkerung Kaſchuben | völkerung] Sprechenden 
1890/1900 | ＋ 0,23 41341] — 4.63 — 15,12] — 0,28 | — 21,63 
(+4,72) | (+ 74,98) 
1900/1905 +0,39 | +7,08 | +49 | 4 39,26 —o1 | — 12% 
(— 4,51) | ( 29,48) 
1905/1910 — 0,38 ＋ 4,14 — 4,51 — 21,20 | +0,24 ＋ 52,61 
(+4,66) | (+ 59,81) 
1890/1900 — 1,23 | +412 | +037 | +733 | — 009 +0,14 
1900/1905 — 001 | +386 | +09 4631 | — 0.60 — 4384 
1905/1910 —0,17 | +274 | — 0,2 | +1% | +0,89 | + 102,43 
1890/1900 — 1,77 | +081 [7188 +942 | —oo | — 10,18 
1900/1905 + 0,03 +5,47 +0,11 ＋ 5,55 — 0,17] — 31,57 
1905 / 1910 — 0,23 + 5,02 ＋ 0,01 + 5,80 +0,19 | + 71,33 
1890/11900 | — 124 | +748 | +11 412,75 | +0,11 | +31,56 
1900/1905 + 0,67 ＋ 6,55 — 0,50 ＋ 4,06 — 0,22 | — 29,86 
1905/1910 | +0,67 | +6,96 +372 | +019 | +4837 


— 0,86 


1) Die in Klammern geſetzten Zahlen beziehen ſich auf die Kaſchuben. 
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Deutſchtum zugute gekommen iſt, iſt es doch noch nicht ſo weit erſtarkt, 
daß es aus eigener Kraſt den wirtſchaftlichen Machtkampf gegen das 
Polentum mit Erfolg fortführen und eine weitere ſtaatliche Förderung 
durch Siedlung und Beſitzfeſtigung entbehren könnte. Dazu iſt auch 
die Anſiedlungs politik von dem zu verfolgenden Ziele, 
die beiden Provinzen mit einem feſtgefügten, ſeßhaften Deutſchtum zu 
durchſetzen und dadurch den Deutſchen wirtſchaftlich und 
national das übergewicht und dem geſamten öffent⸗ 
lichen Leben ein deutſches, die Polen miterfaſſendes 
Weſen zu geben, noch zu weit entfernt. Ohne Unterſtützung 
durch weitere Siedlung würden die vielen Wirtſchaftsgebilde, die unter 
der Einwirkung der ſtaatlichen Geldzuflüſſe entſtanden und noch nicht 
gefeſtigt genug ſind, zuſammenbrechen; in ihren Zuſammenbruch würde 
eine Reihe anderer, ſelbſt geſunder Teile des wirtſchaftlichen Gefüges 
hineingezogen werden. Der deutſche Bevölkerungsteil, deſſen 
Vorwärtsbewegung nur durch die ſtaatliche Siedlung 
hervorgerufen iſt, würde wieder zurückgehen und zwar 
um ſo mehr, je mehr die erneute Lähmung des Wirt⸗ 
ſchaftslebens die Deutſchen wie früher zur Ab⸗ 
wanderung triebe.“ Das wird man Wort für Wort unter⸗ 
ſchreiben müſſen; nur ſteht bei den verhältnismäßig geringen bis jetzt 
erzielten bevölkerungspolitiſchen Erfolgen zu befürchten, daß der Rückgang 
des deutſchen Bevölkerungsteils nicht nur bei einem Stillſtand der Anſiedlung, 
ſondern auch ſchon bei dem jetzigen Nachlaſſen ihrer Intenſität eintritt. — 

Im übrigen ſeien für dieſes Jahr nur noch einige Einzelheiten aus 
der Denkſchrift hervorgehoben. Die Zahl der Anſiedlungsbewerber ging 
auf 8128 zurück gegen 8481 (1911) und 8276 (1910); zum erſten Mal 
ſeit langen Jahren iſt ſtatt der Zunahme ein Rückgang eingetreten. Die 
Preiſe find aber weiter geſtiegen; es wurden durchſchnittlich 1400 & 
pro Hektar gezahlt gegen 1395 4 (1911) nnd 1114 & (1910); der 
Durchſchnittspreis betrug das 144, 1fache des Grundſteuerreinertrages!). 
Dabei iſt noch zu beachten, daß bei Reiſen nur das 103fache des 
Grundſteuerreinertrags gezahlt wurde; auch bei Behle blieb der Preis 
für den Hektar unter dem Durchſchnitt des Jahres. Die Hoffnung, daß 
mit dem Nachlaſſen der Anſiedlungstätigkeit auch die Preiſe zurückgehen 
würden, läßt ſich kaum noch aufrechterhalten. Land iſt noch genug da; 
in beiden Provinzen hat die Anſiedlungskommiſſion bis jetzt im ganzen 
7,71% der Geſamtfläche und 13,79% der Gutsbezirksfläche nach dem 
Stande von 1888 erworben. Auf die einzelnen Kreiſe verteilen ſich ja 
die Ankäufe in ſehr verſchiedener Weiſe; für die Regierungsbezirke und 
Provinzen verhalten ſich die Zahlen ſo: In Danzig ſind insgeſamt 
erworben 2,55 % der Geſamtfläche und 6,47 % der Gutsbezirksfläche 
von 1888; in Marienwerder 6,15% und 11,70%; in ganz Weſtpreußen 
5,03 % der Geſamtfläche und 10,29 % der Gutsbezirksfläche von 1888. 


1) Über die Vorjahre ſ. Oſtland Bd. I S. 155. 


Die Tätigkeit der Anſiedlungskommiſſion; das Polentum in Preußen 207 


Im Regierungsbezirk Poſen find insgeſamt gekauft 7,43 % der Geſamt⸗ 
fläche und 12,16 % der Gutsbezirksfläche von 1888; im Regierungs⸗ 
bezirk Bromberg 14,10 % und 22,75%. In der ganzen Provinz Poſen 
find 10,07% der Geſamtfläche und 16,29% der Gutsbezirksfläche von 
1888 im ganzen erworben. Dabei wurden noch 1907 in der Provinz 
Poſen 45,99 % der Geſamtfläche, in Weſtpreußen 36,84 % im Groß⸗ 
betriebe bewirtſchaftet. Für die einzelnen Regierungsbezirke waren die 
Zahlen: Poſen 47,52 %, Bromberg 43,56 %, Marienwerder 40,40 9% 
und Danzig 28,73%. Nur in den pommerſchen Regierungsbezirken und 
im Regierungsbezirk Königsberg wurde ein noch größerer Teil der 
Geſamtfläche im Großbetriebe bewirtſchaftet als in Poſen und Bromberg; 
auf Bromberg folgte Breslau und dann Marienwerder. Erſt in größerem 
Abſtande kamen dann Frankfurt, Oppeln uſw. Daß ferner der Beſitz⸗ 
wechſel im Kampfgebiet ſehr groß iſt, iſt bekannt. Gerade in der Größen⸗ 
klaſſe von 100 —200 ha wechſelten im Jahresdurchſchnitt von 1896—1910 
in Poſen und Bromberg 13,1% bzw. 12,2% aller vorhandenen land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Grundſtücke den Eigentümer; die beiden Bezirke 
ſtanden damit an der Spitze des Staates. Man kann tief davon über⸗ 
zeugt ſein, daß die Erhaltung des Großgrundbeſitzes in den berechtigten 
Grenzen abſolut notwendig iſt (— welches dieſe Grenzen ſind, wird von 
Regierungspräſident v. Schwerin⸗Frankfurt in dieſem Jahrgang des 
„Oſtland“ auseinander geſetzt —) und wird doch ſagen müſſen, daß die 
Anſiedlungskommiſſion in den Anſiedlungsprovinzen und ſelbſt in dem 
Regierungsbezirk Bromberg noch ein ſehr weites Feld ihrer Tätigkeit hat. 
Alſo es fehlt nicht an Land, auch nicht am Landangebot an ſich, aber 
es verhält ſich ſo, daß das Land, das zu haben iſt, meiſt nicht zu 
brauchen iſt, und was brauchbar wäre, iſt meiſt nicht zu haben. Hier 
ſollte bekanntlich die Enteignung einſetzen. Der Staat hat ja das Geſetz 
vom 20. März 1908 im vorigen Jahre auch zum erſten Mal angewandt; 
da aber das Verfahren über die Höhe der Entſchädigungen noch vor 
den Gerichten ſchwebt, wird dieſe erſte Enteignungsaktion beſſer erſt in 
der nächſtjährigen Überſicht zu beſprechen ſein. — 


II. 


Das preußiſche Polentum iſt im letzten Winter durch zwei Er⸗ 
eigniſſe beherrſcht worden: den Balkankrieg und die erſtmalige 
Anwendung der Enteignung. Daß die Befreiungskämpfe der 
ſlaviſchen Balkanvölker gegen die Türkei auch im preußiſchen Anteil das 
Selbſtgefühl und die nationalen Hoffnungen des Polentums lebhaft 
geſteigert haben, iſt zweifellos. Zwar iſt es in Preußen natürlich 
zu offenen Erörterungen darüber, auf welche Seite man ſich im Falle 
eines ruſſiſch⸗öſterreichiſch⸗deutſchen Krieges ſchlagen ſolle, nicht, wie in 
Galizien, gekommen; ſelbſt die Vorgänge in Galizien (ſ. darüber die 
vorhergehende Überſicht S. 183 ff.) wurden verhältnismäßig wenig diskutiert. 
Das leitende Blatt der Poſener Nationaldemokratie, der Kurjer Poznaßski, 
verhielt ſich gegen die „Vorläufige Kommiſſion“ ablehnend, wozu ihr 
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ſtarker ſozialiſtiſcher Einſchlag und der Umſtand, daß ihr Vorgehen nach 
polniſchem Geſchmack zu ſehr Oſterreich zugute kam, in gleicher Weiſe 
beitrugen; man hielt es mit der abwartenden Taktik des galiziſchen 
Nationalrats. Verhältnismäßig wenig wurden ferner auch in konkreter 
Weiſe die Folgen erörtert, die ſich aus einer großen europäiſchen Kriſe 
für das preußiſche Polentum ergeben könnten. Nur die Gazeta Torunska 
(17. 11. 1912) gab den ſtillen Hoffnungen polniſcher Politiker ſo Ausdruck: 
„Es unterliegt nicht dem geringſten Zweifel, daß für uns nützliche 
Veränderungen nur eintreten werden, wenn Preußen die ent- 
ſcheidende Stimme in Europa verliert. Das würde erſt dann der Fall 
ſein, wenn Preußen entweder iſoliert ſein, oder in einem Kampf auf 
Leben und Tod mit England und Frankreich begriffen, nicht imſtande 
ſein würde, ſein Schwert bei der Geſtaltung der oſteuropäiſchen 
a in die Wagſchale zu werfen. 

Im weſentlichen aber blieb die öffentliche Diskuſſion ſehr allgemein 
und kam im ganzen über rein gefühlsmäßige und politiſch ganz vage 
Außerungen nicht hinaus. Man begeiſterte ſich an den Siegen der 
Balkanſtaaten; man betonte, daß fie ihre überraſchend ſchnell und gegen 
den Willen Europas errungene endgiltige Befreiung nur ihrer eigenen 
Kraft und moraliſchen Tüchtigkeit verdankten, und ſchöpfte daraus, 
ſo ſeltſam es klingen mag, die Hoffnung, daß ebenſo über kurz oder 
lang auch dem polniſchen Volk die Befreiung gelingen werde. So oft, 
wie ſonſt in Jahren nicht, iſt im letzten Winter im preußiſchen Anteil 
dieſer Hoffnung Ausdruck gegeben, meiſt in der Form, daß die 
moraliſche Tüchtigkeit und das gute Recht der Polen doch noch einmal 
das Übergewicht über die brutale Gewalt des preußiſchen Staates ger 
winnen würden. So ſchrieb — um nur ein Beiſpiel zu geben — der 
Kurjer Poznanski (8. 11. 1912): „Das ſteht feſt, daß biete Siege den 
in uns an und für ſich ſchon ſtarken Glauben an die Kraft der 
moraliſchen Elemente im Leben der Nationen noch mehr geſtärkt haben, 
im Gegenſaß zu der brutalen materiellen Übermacht. Dieſe Übermacht 
herrſcht manchmal lange Jahre; aber ihre Herrſchaft nimmt dermaleinſt 
ein Ende, und dann muß ſie ſich vor dem Übergewicht der moraliſchen 
Kräfte beugen, die bisher mit Füßen getreten ſind. Die Balkanländer 
haben das türkiſche Joch nicht 100, ſondern nahezu 600 Jahre ge⸗ 
tragen, und dennoch ſchlägt heut für ſie die Stunde der Freiheit, nicht 
nur gegen den Willen der Landräuber (der Preußen), ſondern gegen 
den des ganzen europäiſchen Konzerts und ungeachtet der Tatſache, daß 
vor etwa 14 Tagen noch ganz Europa „die Unantaſtbarkeit des bis⸗ 
9 Beſitzſtandes auf dem Balkan“ beteuerte.“ 

Das iſt der Ton, auf den unzählige Verſammlungsreden und 
Zeitun 1 eſtimmt waren, und es paßt ja dazu durchaus, wenn 
die kleine polniſche Volkspreſſe mit beſonderem Eifer bei jeder Gelegen⸗ 
heit ihre Leſer von der ſittlichen Verkommenheit des deutſchen un 
zu über en ſuchte. Bei der Intelligenz aber kam noch hinzu 
Gefühl Bitterkeit, daß die am höchſten kultivierte der WE 
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Nationen noch die politiſche Freiheit entbehren müſſe, die die tiefer 
ſtehenden Balkanſlaven ſchon errungen hätten. Uhnlich wirkte die 
erſtmalige Anwendung des Enteignungsgeſetzes (ſ. Oſtland Bd. I 
S. 149), die zeitlich faſt genau mit dem Ausbruch des Balkankrieges 
uſammenfiel; ſie brachte auch den breiten Maſſen der polniſchen 
evölkerung ihre politiſche Lage in verſtärktemn Maße zum Bewußtſein. 
Das alles und die langanhaltende Unſicherheit der internationalen 
Situation bewirkte auch im preußiſchen Polentum eine lebhafte politiſche 
Erregung und hat den Wunſch und die Hoffnung, aus dem preußiſchen 
Staat herauszukommen, zweifellos ganz erheblich verſtärkt. 
Es iſt nun aber den Polen, ſoweit es ſich heute bereits überſehen 
läßt, doch nur in ſehr beſcheidenem Maße gelungen, dieſe Erregung 
poſitiv, zu einer Stärkung oder Zuſammenfaſſung ihrer Organiſationen, 
auszumünzen. Aus der „energiſchen Verteidigungsaktion“ gegen die 
Enteignung iſt nicht viel geworden. Die Vorſchläge, die gemacht wurden, 
waren von vornherein wenig beſtimmt; ſie liefen auf die Schaffun 
eines „Nationalrats“, eines „Bureaus der Bodenverteidigung“ un 
eines „Fonds der nationalen Verteidigung“ hinaus. Ins Leben getreten 
iſt davon nur der „Nationalrat“ !). Die Gründung eines „Nationalrats“, 
einer oberſten leitenden politiſchen Stelle, hatte ſchon vor Jahren 
Napieralski angeregt und auch der Prälat Wawrzyniak hat ſich noch 
kurz vor ſeinem Tode (November 1910) bemüht, das Zentralwahlkomitee 
dazu auszugeſtalten. Aber wie ſich damals die Demokraten dem 
Ausbau des unter konſervativem Einfluß ſtehenden Zentralwahlkomitees 
zu einem Nationalrat widerſetzt haben, ſo waren es jetzt die Konſer⸗ 
vativen, die Schwierigkeiten machten — aus Furcht, auch dies Organ 
werde der ohnehin ſchon übermächtigen Nationaldemokratie in die 
Hand fallen. Eine Poſener Korreſpondenz des konſervativen Krakauer 
„Czas“ (15. 12. 1912) ſchildert dieſe Beſorgniſſe und zugleich das 
Stärkeverhältnis der beiden Parteien ſo anſchaulich, daß ich ihre wich⸗ 
tigſten Sätze doch hierher ſetzen möchte: „Die einzig ernſtlich organiſierte 
politiſche Gruppe in Poſen iſt die Partei der Nationaldemokratie. 
Geſchickt geleitet, bemächtigt ſie ſich bald offen durch einen raſchen 
Angriff, bald verſteckt eines Vorpoſtens im Lande nach dem andern. 
Sie handelt dabei mit großer Sachkenntnis. Es iſt ihr um das Weſen 
der gegebenen Aktion oder Einrichtung zu tun, nicht um den äußeren 
Schein. Sie beſetzt deshalb gewöhnlich nicht alle Poſten und Stellen 
der ſozialpolitiſchen Poſition, die ſie zu beherrſchen beabſichtigt, ſondern 
Lie nur ſoviel, um fich die Herrſchaft, den andern aber den Schein 
er Mitwirkung zu ſichern. Auf dieſe Weiſe bemächtigte ſich die 
Nationaldemokratie verſchiedener wirtſchaftlicher Vorpoſten; ſie beherrſcht 


1) Auf Grund der Beratungen des Zentralwahlkomitees und der Reichs⸗ und 
Landtagsfraktion vom 2. und 3. April 1913. Er ſetzt ſich zuſammen aus 9 Ver⸗ 
tretern des Zentralwahlkomitees, 5 der Reichstags⸗, 3 der Landtagsfraktion und 
2 Mitgliedern des Herrenhauſes. Seine Tätigkeit hat er Anfang Juli begonnen. 
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ferner den Straſch⸗Verein und unſere Vertreterſchaft in Berlin und 
möchte ſich jetzt auch des Nationalrats bemächtigen.“ Demgegenüber 
könnten „im Großherzogtum Poſen die antinationaldemokratiſchen Ele⸗ 
mente, obwohl ſie hier vielleicht am ſtärkſten ſind, bei dem Mangel 
einer Organiſation und gemeinſamen Taktik vorläufig nicht in Betracht 
gezogen werden.“ Immerhin brachte es der Widerſtand der Konſer⸗ 
vativen dahin, daß dem Nationalrat lediglich eine beratende 
Rolle zugewieſen wurde. Und da er einſtweilen auch über ein größeres 
Kapital als 70 000 & nicht verfügt — eben genug, wie ein polniſcher 
Kritiker ſagte, um ein Bureau zu unterhalten —, ſo iſt dieſe polniſche 
Schöpfung noch nicht ſehr bedeutungsvoll. Damit iſt das, was der letzte 
Winter bis jetzt poſitiv für das Polentum ergeben hat, eigentlich ſchon 
erſchöpft; höchſtens könnte man noch das „Informationsbureau“ nennen, 
das Anfang Januar 1913 in Poſen von konſervativer Seite ins Leben 
gerufen wurde und das die polniſchen Abgeordneten und die Preſſe mit 
ſtatiſtiſchem Material verſorgen ſoll. Die wichtige Frage, ob die pol⸗ 
niſchen Organiſationen unter dem Eindruck der Enteignung einen Zuſtrom 
von Mitgliedern gehabt haben, läßt ſich heute freilich noch nicht beantworten; 
nach den bisherigen Beobachtungen ſcheint es in größerem Umfange 
nicht der Fall geweſen zu ſein. Aber man darf dabei nicht außer Acht 
laſſen, daß in den letzten Monaten eine ungewöhnlich große Zahl kleiner 
polniſcher Zeitungen gegründet iſt (ſo in Schwetz, Berent, Löbau, Neu⸗ 
ſtadt (Weſtpr.), Schrimm, Schildberg, Schroda) und daß ſich die Er⸗ 
gebniſſe dieſer intenſiveren Agitation erſt in der Zukunft zeigen werden. 

So hat ſich einſtweilen die politiſche Erregung des letzten Winters 
im weſentlichen in zahlloſen Proteſtkundgebungen und ⸗Verſammlungen 
gegen die Anwendung der Enteignung kundgetan und weiter — zum 
erſten Mal wieder ſeit langer Zeit — in Straßendemonſtrationen, die 
an den Jahrestagen der Aufſtände von 1830 nnd 1863 (29. 11. und 
22. 1.) und dann wieder am 20. und 21. Juli ſtattfanden. Es kam 
dabei, namentlich bei der Fünfzigjahrfeier des Aufſtandes von 1863, zu 
lebhaften Kundgebungen für die Unabhängigkeit Polens; den Saal des 
„Bazar Poznanski“, in dem eine Verſammlung ſtattfand, ſchmückten 
Inſchriften wie „Gebt uns das Vaterland wieder“ und „Polen wird 
wieder auferſtehn“ und auf der Straße wurden dann die bekannten 
polniſchen Nationallieder geſungen. — In das Kapitel der Demonſtra⸗ 
tionen gehört auch die Enteignungsinterpellation im Reichstage (29. und 
30. Januar 1913), die bekanntlich zur Annahme eines Mißtrauens⸗ 
votums gegen den Reichskanzler führte; auch die Ablehnung der Heeres⸗ 
und Deckungsvorlagen durch die Polen und der Beſchluß der Landtags⸗ 
fraktion, ſich an den Jubiläumsfeierlichkeiten nicht zu beteiligen, ſeien 
gleich hier regiſtriert. Übrigens beſtanden die Jubiläumsartikel der 
preußiſchen Polenpreſſe durchweg aus einer Aufzählung der während der 
Regierungszeit des Kaiſers erlaſſenen antipolniſchen Geſetze. 

Während dieſe Berliner Kundgebungen den Zweck hatten, vor 
dem Auslande für die polniſche Sache Propaganda zu machen, oder 
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dem tiefen Gegenſatz und Haß gegen den preußiſchen Staat und ſein 
Oberhaupt Ausdruck zu geben, ſuchte man in den Kampfprovinzen vor 
Weihnachten den Boykott der polniſchen Konſumenten gegenüber den 
deutſchen Kaufleuten und Gewerbetreibenden möglichſt zu verſchärfen und 
auf dieſe Weiſe ſich für die Enteignung ſchadlos zu halten. 

In zahlloſen Verſammlungen wurde für den Boykott agitiert; 
die polnif e Geiſtlichkeit machte ebenfalls ihren großen Einfluß 
auf das Volk dahin geltend; ſelbſt auf der Straße wurden Polen 
von dem Betreten deutſcher Geſchäfte zurückgehalten. Eine Unter⸗ 
ſuchung des polniſchen Boykotts, ſeiner Geſchichte und ſeiner Eigenart, 
wäre eine ebenſo reizvolle wie dankenswerte Aufgabe. 1255 ſei nur 
darauf hingewieſen, daß die Liga Polska ſchon 1848 den Boykott mit 
aller Schärfe gegen die deutſchen Gewerbetreibenden anwandte, daß 
aber andererſeits die deutſche Preſſe es damals ablehnte, dem deutſchen 
Publikum das gleiche Mittel gegenüber den Polen zu empfehlen.“) 
Und ferner muß immer wieder betont werden, daß es nicht der 
Hauptzweck des polniſchen Boykotts iſt, die Deutſchen zu ſchädigen, wenn 
das auch natürlich nebenher geht; ſondern man will dadurch in erſter 
Linie den eigenen gewerblichen Mittelſtand fördern. Das wird ſchon in 
der polniſchen Preſſe der ſechziger Jahre deutlich ausgeſprochen. Um 
ihrem neuerwachſenden Mittelſtande die polniſche Kundſchaft zuzutreiben, 
haben die Polen Jahrzehnte hindurch tagaus, tagein den Boykott gepredigt; 
er war ihnen zu ihrem wirtſchaftlichen Aufſteigen durchaus unentbehrlich. 
Er ſichert dem polniſchen Kaufmann mit der polniſchen Kundſchaft auch 
die Exiſtenz, und ſchon aus dieſem Grunde, ganz abgeſehen von 
dem verſchärften nationalen Gegenſatz, werden die Polen nicht aufhören, 
das „Swoj do swego“ (Jeder zu ſeinem Landsmann) ihren Maſſen 
einzuſchärfen. Es war eine gänzliche Verkennung dieſer Verhältniſſe, 
wenn der „Verband Poſener Detailliſten“ im November, nach der Ver⸗ 
ſchärfung des polniſchen Boykotts, mit einer Eingabe hervortrat, die 
darin gipfelte, „die Regierung möchte von allen weiteren Enteignungen 
abſehen, und dadurch ein friedliches Einvernehmen mit unſeren polnischen 
Mitbürgern, das wir... wünſchen, zum Vorteile der ſchwer geſchädigten 
deutſchen Kaufmannſchaft und des deutſchen Gewerbes wieder herbei⸗ 
führen.“ Wie nach dem Geſagten nicht anders zu erwarten, hat kein 
polniſches Blatt auf dieſe und ähnliche Friedensanerbietungen irgendwie 
reagiert. Vielmehr blieb den Deutſchen nichts übrig, da in der Tat eine 
Schädigung des deutſchen gewerblichen Mittelſtandes drohte, als nun 
ihrerſeits die deutſchen Kaufleute uſw. zu unterſtützen und die polniſchen 
Geſchäfte zu boykottieren. Dieſer Gegenboykott iſt mit Nachdruck durch⸗ 
geführt worden, namentlich dank der Verfügung des Poſener Regierungs⸗ 
präſidenten vom 5. Dezember 1912, die unter Bezugnahme auf den 
Staatsminiſterialerlaß vom 12. April 1898 die Beamtenſchaft eindringlich 
ermahnte, nur bei Deutſchen zu kaufen, und die vom Anſiedlungs⸗ 


1) Jaffé, Geſchichte der Stadt Poſen S. 215 Anm. 1, Seite 313—15. 
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präſidenten, dem Bromberger Regierungspräſidenten, dem General- 
kommando uſw. nachgeahmt wurde; ferner dank der ſehr energiſchen 
Agitation des Deutſchen Oſtmarkenvereins, der in verſchiedenen Städten, 
beſonders in Poſen, „Führer durch die deutſchen Geſchäfte“ herausgab 
und dadurch die Durchführung des Boykotts echt praktiſch möglich machte. 
Das Ergebnis dieſes Kampfes iſt exakt natürlich nicht feſtzuſtellen!). 
Aber im allgemeinen iſt es kaum zweifelhaft. In der polniſchen Preſſe 
wurde zugegeben, daß „der Boykott uns mehr Schaden zugefügt hat 
als den Deutſchen“ (Czas, 9. 5. 1913), und das iſt auch der Eindruck 
auf deutſcher Seite: die Mehrzahl der deutſchen Kaufleute machte trotz 
der allgemeinen wirtſchaftlichen Depreſſion ein beſſeres Weihnachtsgeſchäft 
als 1911. Offenbar rührt dies Ergebnis daher, daß bisher noch viel 
mehr Deutſche in polniſchen Geſchäften kauften als umgekehrt, und daß 
die deutſche Bevölkerung die kaufkräftigere iſt. In der Hauptſache hat 
ſich freilich der Güteraustauſch auch ſchon vorher getrennt innerhalb der 
Nationalitäten vollzogen; an manchen Orten war auch eine Verſchärfung 
des polniſchen Boykotts kaum noch möglich, ſo daß, im ganzen betrachtet, aus 
der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung für beide Seiten nicht allzu bedeutende Er⸗ 
gebniſſe herauskommen dürften. Das ſehr erfreuliche Reſultat aber bleibt, 
daß der deutſche gewerbliche Mittelſtand durch den deutſchen Gegenboykott 
vor Schaden jedenfalls bewahrt geblieben iſt. Polniſcherſeits aber hat 
man die Agitation für den Boykott wieder auf das für den Deutſchen 
zumeiſt nicht überſehbare Feld der Zeitungsartikel und der perſönlichen 
Einwirkung zurückverlegt, in der leider nicht ganz unberechtigten Hoffnung, 
daß dann die deutſche Lauheit in nationalen Dingen allmählich wieder 
hervortreten würde. 


Auf einen zweiten wirtſchaftlichen Kampf, der aus national=politifchen 
Gründen ausbrach und gleichfalls für das Polentum erfolglos war, auf den 
Bergarbeiterſtreik in Oberſchleſien, braucht hier nicht näher 
eingegangen zu werden; er iſt an anderer Stelle (S. 303 ff. dieſes Bandes) 
behandelt. Es war das erſte Mal, daß in Oberſchleſien im nationalen 
Kampfe von der dort ausſchlaggebenden polniſchen Organiſation, der 
Polniſchen Berufsvereinigung, in großem Umfange das Mittel des Streiks 
angewandt iſt. Frühere Ausſtände in Oberſchleſien waren ſtets nur 
ganz lokaler Natur geweſen; diesmal zuerſt gelang die Inſzenierung 
eines großen und vorzüglich organiſierten Streiks, und zwar, wie 
nicht genug betont werden kann, eines Streiks aus national⸗ 
politiſchen Motiven. Die Gefährlichkeit der Lage in Oberſchleſien, wo 
mit dem nationalen Fanatismus ſich der ſcharfe Klaſſengegenſatz der 
Induſtriebezirke verbindet, wurde dadurch grell beleuchtet. Daß dieſer 


1) Das polniſche Informationsbureau hat im Februar d. J. eine Enquete 
unter den polniſchen Handels⸗ und Gewerbetreibenden veranftaltet, ob die vermehrte 
polniſche Kundſchaft für die polniſchen Geſchäfte den Schaden ausgeglichen hat, der 
durch das Fernbleiben der deutſchen Kundſchaft entſtanden iſt. Reſultate dieſer 
Enquete ſind bis jetzt nicht veröffentlicht. 
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Streik in einem Augenblick wiederholt wird, der für die national⸗polniſchen 
Intereſſen und in wirtſchaftlicher Hinſicht günſtig erſcheint, iſt ſo gut 
wie ſicher; ebenſo iſt klar, welche große Stärkung des Polentums die 
olge ſein würde, wenn die Polniſche Berufsvereinigung einmal ſiegreich 
liebe. Um ſo notwendiger und dringlicher iſt deshalb die deutſche 
Gegenarbeit. Die Methoden für ſie ſind ja in Oberſchleſien längſt 
gefunden; zum Teil wird ſie auch ſchon in muſtergültiger Weiſe durch⸗ 
geführt (vgl. Oſtland Bd. I S. 27 ff. und 205 ff., beſonders Bd. II 
S. 123 ff.). Aber es iſt nicht zu leugnen, daß der Staat ſowohl wie die 
Induſtrie noch erheblich größere Mittel aufwenden könnten und müßten; 
im Verhältnis zu der Wichtigkeit und Dringlichkeit der oberſchleſiſchen 
Polenfrage geſchieht doch noch viel zu wenig. Iſt die oberſchleſiſche 
Bevölkerung erſt einmal ſo bewußt polniſch geworden wie in Poſen, ſo 
iſt es zu einer Löſung der dortigen Polenfrage zu ſpät. Solange aber 
noch die Möglichkeit beſteht, mit Erfolg die oberſchleſiſche Bevölkerung 
im deutſchen Sinne zu beeinfluſſen, müßte der Staat mit größtem 
Nachdruck darauf hinarbeiten; was die Gegenwart etwa in Oberſchleſien 
verſäumt, wird zum guten Teil in Zukunft überhaupt nicht nachzuholen 
ſein. Auch die Induſtrie könnte in ihrem eigenſten Intereſſe, wie der 
diesjährige Streik zeigt, für nationale Zwecke noch ganz bedeutend mehr 
leiſten, wenn ja auch z. B. auf dem Gebiete der Wohlfahrtseinrichtungen 
ſchon viel geſchehen iſt. Gerade jetzt, nach der Niederlage der Polniſchen 
Berufsvereinigung, wo vermutlich durch die polniſche Arbeiterſchaft ein 
Gefühl der Enttäuſchung geht, müßte die deutſche Arbeit in ſtark ver⸗ 
größertem Umfange fortgeführt werden, und nichts iſt mehr zu wünſchen, 
als daß Staat und Induſtrie in Zukunft mit vereinten und verſtärkten 
Kräften daran gehen, Gefahren vorzubeugen, deren Eintreten in dieſem 
Jahre zum erſten Mal im Bereich der Möglichkeit war. 
Zum Schluß noch ein Wort über die Landtagswahlen. 
Das wichtigſte war, daß das Kompromiß, das bei den Reichstagswahlen 
in Oppeln zwiſchen dem deutſchen Wahlverein und dem Zentrum 
geſchloſſen wurde, ebenſo wie bei der Landtagserſatzwahl 1912 auch jetzt 
erneuert wurde; es wurde ferner ein gleiches Kompromiß in Pleß⸗ 
Rybnik und in Ratibor ſowie in dem weſtpreußiſchen Wahlkreiſe Neuſtadt⸗ 
Karthaus⸗Putzig geſchloſſen. Infolgedeſſen gingen den Polen ihre beiden 
Mandate in Pleß⸗Rybnik und Ratibor verloren (das in Oppeln hatten 
fie ſchon bei der Erſatzwahl 1912 eingebüßt); die drei oberſchleſiſchen 
Mandate, die ſie 1908 mit Hilfe des Zentrums gewonnen hatten, ſind 
f alſo jetzt mit Hilfe des Zentrums wieder abgenommen. Auch in 
arthaus⸗Putzig hat die bis dahin übergroße polniſche Majorität große 
Einbuße erlitten. Es iſt das perſönliche Verdienſt des Regierungs⸗ 
präſidenten v. Schwerin in Oppeln, das oberſchleſiſche Zentrum in den 
dortigen national gefährdeten Wahlkreiſen auf die deutſche Seite hin⸗ 
übergezogen zu haben. Wenn auch die betreffenden Zentrums organiſationen 
nicht einhellig, in Weſtpreußen noch weniger als in Oberſchleſien, dieſe 
Politik mitgemacht haben, ſo iſt doch die Erneuerung und beſonders die 
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Ausdehnung dieſes Kompromiſſes höchſt erfreulich, und auf die Dauer 
kann dies Verhalten der lokalen Organiſationen auf die allgemeine 
Stellung des Zentrums zur Polenfrage ſchwerlich ohne Einfluß ſein. 
Einzelne Anſätze dazu ſind auch ſchon vorhanden; allerdings iſt auf 
der anderen Seite leider durch die Schuld des Zentrums die Oſtmarken⸗ 
ulage für die Reichsbeamten endgültig geſtrichen worden. Daß 
ſich aber das Verhältnis der Polen zum Zentrum, das ſo ſchlecht iſt 
wie möglich, in abſehbarer Zeit ändert, kann als ausgeſchloſſen gelten: 
die polniſche Preſſe überbietet ſich fortgeſetzt in heftigen Angriffen auf 
deutſche Katholiken und deutſch⸗katholiſche Geiſtliche; man ſieht in ihnen, 
da ſie angeblich die polniſchen Parochianen germaniſieren, die ſchlimmſten 
Feinde des Polentums und Beleidigungsklagen deutſch⸗katholiſcher Pfarrer 
gegen polniſche Redakteure ſind daher, beſonders in Weſtpreußen, an der 
Tagesordnung. Außerdem hat das Zentrum durch ſeine Politik drei 
Mandate im Oſten gewonnen (1 in Oppeln, 1 in Ratibor, 1 in Konitz⸗ 
Tuchel); freilich ſind ihm dafür in Rheinland⸗Weſtfalen, wo die Polen 
Stimmenthaltung übten, drei Mandate (Dortmund, Bochum⸗Gelſenkirchen 
und Mülheim (Ruhr)⸗Hamborn) verloren gegangen. 

Im übrigen verliefen die Wahlen ohne Verſchiebungen im nationalen 
Beſitzſtande. In Poſen erhielten die Nationalliberalen, entſprechend dem 
vor den Reichstagswahlen geſchloſſenen Kompromiß, je ein Mandat von 
Konſervativen uud Freiſinn (Gneſen⸗Witkowo und Poſen⸗Land). Auf 
polniſcher Seite kam es bei der Aufſtellung der Kandidaten diesmal nur 
zu wenigen und belangloſen Streitigkeiten; man wollte dem Gegner nach 
den Ereigniſſen des Winters nicht das Bild der Zerſplitterung gewähren. 
Die Polen behielten 10 Mandate (7 in Poſen, 3 in Weſtpreußen.) 

Zieht man das Fazit, ſo haben die Polen im letzten Jahre zwei 
Mandate eingebüßt; ſie haben in den wirtſchaftlichen Kämpfen in Poſen 
und Oberſchleſien eine Niederlage erlitten und auch den Ausbau ihrer 
Organiſationen nur in unvollkommener Weiſe erreicht. Aber ihre 
Erbitterung gegen den preußiſchen Staat hat ſich erheblich vertieft und 
ihre nationalen Hoffnungen haben einen neuen und ſtarken Aufſchwung 
genommen. Und vor allem darf man nicht vergeſſen, daß das allmähliche 
wirtſchaftliche Sich⸗Vorſchieben der Polen auf dem Lande und beſonders 
in der Stadt, worin ihre Hauptſtärke und für uns die Hauptgefahr liegt, 
nicht von Jahr zu Jahr erkennbar iſt; weitgehende Schlüſſe darf man 
ſchon deshalb aus den Ereigniſſen des letzten Jahres nicht ziehen. 
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1. Poſen und Weſtpreußen. 


Durch die Novelle vom 28. Mai 1913 zum Anſiedlungs⸗ 
geſetze vom 26. April 1886 iſt der Fonds zur Feſtigung bäuer⸗ 
licher Güter um 100 Millionen auf 175 Millionen, der 
Fonds zur Feſtigung größerer Güter um 30 Millionen auf 
80 Millionen erhöht worden. Dabei ſei erwähnt, daß aus dem 
erſteren auch die Mittel zur Seßhaftmachung von Arbeitern auf dem Lande 
fließen. Die Auffüllung der Beſitzfeſtigungsfonds war notwendig geworden, 
da ihre Erſchöpfung gleich der des Anſiedlungsfonds unmittelbar oder 
in vorausſehbarer Zeit bevorſtand. 


Nach der Denkſchrift der Anſiedlungskommiſſion für das Jahr 1912 
waren bis Ende dieſes Jahres Rentengegenwerte im Betrage von 
70 %5 000 & aus dem Fonds zur Beſitzfeſtigung bäuerlicher Grundſtücke 
und im Betrage von 28 759 000 K aus dem zur Beſitzfeſtigung größerer 
Güter ausgezahlt. 

Die folgende Aufſtellung zeigt die Ergebniſſe der Beſitzfeſtigung 
bis Ende des Jahres 1912. Sie ergibt für letzteres Jahr wiederum eine 
nicht unbedeutende Steigerung, namentlich nach der Zahl der durchgeführten 
Beſitzfeſtigungen. Ein gleich erfreulicher Fortgang darf für das Jahr 1913 
angenommen werden, da die beiden Beſitzfeſtigungsbanken, die Deutſche 
Mittelſtandskaſſe in Poſen und die Deutſche Bauern⸗ 
bank in Danzig bei Beginn des Jahres mit der Abwicklung von 
1188 (Poſen) und 1690 (Weſtpreußen) insgeſamt 2878 Beſitzfeſtigungs⸗ 
ſachen befaßt waren. 
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Gefeſtigt find: 


Poſen Weſtpreußen Se 
Jahr SS 
Zahl | Größe Zahl | Größe Zahl | Größe 
ha ha ha 
a) bäuerliche Grund⸗ 1906 55 937,97] — — 55 937,97 
ſtücke 1907 | 396 | 8230,38 | 109 3855,89] 505 1208627 


1908 | 656 | 13238,27 | 679 | 18232,52 | 1336 | 31470,79 
1909 | 522 | 9500,19 | 559 | 12944,16 | 1081 | 22444,35 
1910 | 666 | 10820,64 | 636 | 13931,08 | 1302 | 24761,72 
1911 I 91ö | 16126,68 | 649 | 14280,11 | 1564 | 29406,79 
1912 | 1010 | 14024,— | 735 | 16180,36 | 1745 | 30204,36 


Bufammen 
71878,13 79424,12 7687 | 151302,26 


am 31. 12.1912 J 4220 


b) größere Güter 1909 6 3769 6030,84 | 18 8799,84 
1910 | 12 8770 9286,02 | 39 | 18066,02 
1911 | 22 15065 13800,— | 52 | 28865,— 
1912 14 6461 16651,89| 55 | 23112,89 


Bufammen 
am 31.12. 1912 | 54 | 34065 | 110 |44768,76 | 164 | 78833,75 


c) bäuerliche Grundſtücke und größere Güter zuſammen in Poſen und Weſtpreußen 
om: 31: 32.1912: 2.42 2 wat u E 230 136 ha. 


Die folgende Aufitellung ordnet die gefeſtigten bäuerlichen 
Grundſtücke nach ihrer Größe: 


von | von von von | von 100 ins⸗ 
5 10 20 50 
a und ge⸗ 
tie bis bis bis bis bis mehr 


5 ha 10 ha 20 ha 50 ha 100 hal ha ] ſamt 


Poſen 4220 
davon im Jahre 1912 1010 
Weſtpreußen 3 367 
davon im Jahre 1912 735 
Im ganzen. . .| 918 1245 1703 17171337 | 442 | 235 | 7587 


davon im Jahre 1912 | 299 | 316 | 384 | 366 | 252 85 43 I 1745 


Von Intereſſe ift die außerordentlich ſtarke Beteiligung kleiner 
Beſitzungen an der Beſitzfeſtigung. Faſſen wir die Grundſtücke 
bis zu 5 ha zuſammen, fo find dies in Poſen 1232 oder 29,2 9%, in Weſt⸗ 
preußen 931 oder 27,7%, zuſammen 2163 oder 28,5 % der gefeſtigten 
bäuerlichen Grundſtücke. 
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Die Feſtigung dieſer Beſitzgrößen iſt beſonders erwünſcht, weil 
in ihnen bekanntermaßen abſolutwie verhältnis⸗ 
mäßig der ſtärkſte Beſitzwechſel ſtattfindet; was in 
Poſen und Weſtpreußen gleichbedeutend damit iſt, daß bei dieſen Beſitz⸗ 
größen die Gefahr, in polniſche Hand überzugehen, am größten iſt. 


Etwa drei Viertel dieſer kleinen Grundſtücke ſind als Arbeiter⸗ 
ſtellen anzuſprechen. Es erhellt ohne weiteres, daß es eines der 
erſtrebenswerteſten Ziele der Beſitzfeſtigung iſt, den Stamm an deutſchen 
Arbeitern, die noch in der Oſtmark heimiſch und an Zahl gar nicht ſo gering 
iſt, wie man vielfach annimmt, zu erhalten. Gelingt dies, ſo bleibt auch die 
Grundlage für eine allmählich fortſchreitende Arbeiteranſiedlung erhalten. 
Denn dieſe wird ſich, im Gegenſatz zur Bauernanſiedlung, in erſter Linie 
auf die eingeborenen deutſchen Elemente ſtützen müſſen. Die Bedeutung 
der Beſitzfeſtigung in dieſer Hinſicht wird auch in keiner Weiſe abgeſchwächt, 
inſoweit ſie Sachſengänger, alſo Beſitzer betrifft, die außerhalb 
der Provinz Arbeit nehmen. Im Gegenteil: die Wiege eines deutſchen 
Stammes in dem großen Heere der meiſt fremdnationalen Wanderarbeiter 
zu feſtigen, liegt im Intereſſe des Geſamtſtaates; aber auch der Oſtmark 
ſelbſt, denn die Feſtigung ſeines Beſitzes wird den deutſchen Sachſengänger 
davon abhalten, im Weſten ſeßhaft zu werden. Sie bewirkt, daß ſein 
wirtſchaftliches Schwergewicht in der Heimat bleibt. 


Das vierte Viertel dieſer kleinen Stellen ſetzt ſich aus land⸗ 
wirtſchaftlich und gewerblich gemiſchten Betrieben 
zuſammen, bei denen jedoch das Gewerbe — Gaſt wirtſchaft, Müllerei, 
Ziegelei, Stellmacherei, Schmiedehandwerk uſw. — zumeiſt überwiegt. 
Ihre Beſitzfeſtigung iſt inſofern von Wichtigkeit, als auf dieſe Weiſe die 
gewerblichen Berufe in deutſcher Hand verbleiben und ſo die notwendige 
Möglichkeit des Austauſches zwiſchen den einzelnen Berufsſtänden und 
Schichten der Bevölkerung nicht zum Schaden der Deutſchen verloren geht. 


Von wachſender Bedeutung iſt die Tätigkeit der Beſitzfeſtigungs⸗ 
banken als Vermittelungsſtellen für Grundſtücks⸗ 
An⸗ und Verkäufe. Mit den Jahren haben die Banken einen 
umfaſſenden Überblick über den Gütermarkt ihrer Provinzen gewonnen. 
Durch vorſichtiges aber ſicheres Eingreifen haben ſie ſich das Vertrauen 
weiteſter Kreiſe der deutſchen landwirtſchaftlichen Bevölkerung erworben, 
ſodaß Angebot und Nachfrage ſich mehr und mehr von ſelbſt bei ihnen 
konzentrieren. Von Weſtpreußen, wo die Beſitzfeſtigung überhaupt 
geringeren Widerſtänden begegnet als in Poſen, gilt dies im beſonderen 
Maße. Auch auf dem Gebiete der Grundſtücksvermittelung bewährt 
ſich das Handinhandarbeiten mit den genoſſenſchaftlichen Organiſationen. 
Schon heute kann von beiden Provinzen geſagt werden, daß infolge dieſer 
Mittlertätigkeit der Beſitzfeſtigungsbanken jene Nervoſitöt, die früher den 
Gütermarkt hier beherrſcht hat, im weſentlichen gewichen iſt. 
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Durch die Beſitzfeſtigungsbanken find bis 31. Dezember 1912: 


EE 466 Grundſtückskäufe mit 19 216 ha 
in Weſtpreußen 959 1 „ 29 932 ha 
ge fngnmn E 1425 Grundſtückskäufe mit 49 148 ha 


vermittelt worden, wobei es ſich ganz überwiegend um bisher nicht gefeſtigte 
Beſitze handelt. Von dieſen Grundſtücken ſind 


in Pen 49 mit 2422 ha 
in Weſtpreußen 94 „ 2365 ha 
insgeſamememememmemmm 143 mit 4787 ha 


aus polniſcher in deutſche Hand übergeführt worden. Immer häufiger 
übernehmen gerade Anſiedler zur Erweiterung ihrer Wirtſchaften oder, um 
Söhne ſelbſtändig zu machen, polniſchen Beſitz im Wege der Beſitzfeſtigung. 

Die Aufteilung von Gütern erfolgt durch die Beſitz⸗ 
feſtigungsbanken nur, ſoweit die Anſiedlungskommiſſion dafür nicht in 
Frage kommt, alſo da, wo Güter geringeren Umfangs in der Hauptſache 
an Anlieger aufzuteilen ſind. Von Bedeutung ſind einzelne Fälle, in denen 
die Aufteilung forſtfiskaliſch er Flächen eine zurückweichende deutſche 
Bevölkerung feſtigte. Da zeigt ſich, wie nationalpolitiſch wertvoll der 
über die Provinzen verſtreute große Forſtbeſitz des Staates iſt. In Poſen 
ſind bis 31. Dezember 1913 6944 ha, in Weſtpreußen 6673 ha aufgeteilt, 
wobei 577 bzw. 217 Teilgrundſtücke an Anlieger, deren Stammgrundſtücke 
mitgefeſtigt wurden, abgegeben, 50 bzw. 138 ſelbſtändige Wirtſchaften mit 
neuen Gehöften gebildet wurden und 75 bzw. 39 Reſtgrundſtücke verblieben. 

Ein Beſitzwechſel gefeſtigter Grundſtücke fand 
bisher in Poſen 432 mal, in Weſtpreußen 658 mal ſtatt. Davon ging 
in 127 bzw. 110 Fällen oder in 29,4 % bzw. 16,7 % der gezählten Beſitz⸗ 
wechſelfälle das Grundſtück auf Mitglieder der Familie über. Die Fälle 
des Eigentumsübergangs auf Fremde machen in Poſen 6,7%, in Weſt⸗ 
preußen 15,8 aller in der Zeit von 1906 bis 1912 durchgeführten Beſitz⸗ 
feſtigungen aus, im Jahresdurchſchnitt alſo 1,1 % und 2,6 . 

Dagegen beträgt der Beſitzwechſel in land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Grundſtücken von 2 ha an, der ſich im Wege des Kaufes ohne Teilung 
vollzieht, im Verhältnis zum Geſamtbeſtande derartiger Grundſtücke im 
Jahresdurchſchnitt 1896 bis 1910 in Poſen 5,15 , in Weſtpreußen 6,15 %. 
Beide Provinzen haben den ſtärkſten Beſitzwechſel in der Monarchie, nur 
Oſtpreußen kommt ihnen noch nahe. Um ſo erfreulicher iſt es, daß die 
gefeſtigten Grundſtücke einen verhältnismäßig weit geringeren Beſitz⸗ 
wechſel aufweiſen, zweifellos eine Wirkung der mit der Beſitzfeſtigung 
verbundenen Wohltat der Entſchuldung. Andererſeits widerlegen die 
angeführten Zahlen über die ſtattgehabten Beſitzwechſelfälle die namentlich 
früher vielfach ausgeſprochene Vermutung, daß das mit der Beſitzfeſtigung 
verbundene Wiederkaufsrecht des Staates die Güter unverkäuflich mache. 

Hinwiederum ſoll man auch nicht auf Grund vereinzelter Fälle, 
in denen vielleicht die billige Beſitzfeſtigungsrente vom Eigentümer beim 
Verkauf durch entſprechenden Preisaufſchlag zu Kapital gemacht worden 
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iſt, ein verallgemeinerndes Urteil fällen. Solche Erſcheinungen verdienen 
allerdings ernſte Beachtung (les iſt darum verdienſtlich, daß von Kries im 
Abgeordnetenhauſe darauf hingewieſen hat); ſie laſſen ſich aber auf dem 
Boden des geltenden Rechts leider nicht verhindern. 

Die Begründung zur Novelle vom 28. Mai 1913 würdigt das bisher 
durch die Anſiedlungs⸗ und Beſitzfeſtigungstätigkeit Geleiſtete ausführlich 
auch vom bevölkerungspolitiſchen Standpunkte; 
ſie ſchätzt dabei die Zahl der durch die Beſitzfeſtigung dauernd mit dem 
Boden der Oſtmark verknüpften deutſchen Bevölkerung auf etwa 47 000 
Seelen. Davon würden nach dem Verhältnis der durchgeführten Beſitz⸗ 
feſtigungen etwa 28 000 auf Poſen und etwa 19 000 auf Weſtpreußen 
entfallen. Vom bevölkerungspolitiſchen Standpunkte 
aus betrachtet, muß aber als Beſitzfeſtigung auch 
ein großer Teil der Tätigkeit der Anſiedlungskom⸗ 
miſſion angeſprochen werden. Mehr als ein Viertel aller von ihr 
Angeſiedelten ſind Provinzeingeſeſſene; das ſind bis 1912 5335 Familien 
mit ſchätzungsweiſe 32 000 Seelen. Man darf billigerweiſe annehmen, 
daß die Mehrzahl dieſes deutſchen Nachwuchſes wie früher der Oſtmark 
den Rücken gekehrt hätte, wenn er ſich nicht hier hätte anſäſſig machen 
können. Dieſe auf die Erhaltung des eingeſeſſenen Provinzdeutſchtums 
gerichtete Tätigkeit der Anſiedlungskommiſſion hat bisher in Parlament 
und Preſſe noch kaum die verdiente Würdigung gefunden. 

Im Rahmen dieſer Überficht intereſſiert es einmal feſtzuſtellen, in 
welchem Verhältnis der national⸗politiſch gebundene 
Beſitz zu dem nicht gebundenen ſteht. Dabei ſollen die von 
der Anſiedlungskommiſſion erworbenen und die von den Beſitzfeſtigungs⸗ 
banken gefeſtigten Flächen zuſammengefaßt werden, da ſie unter ein 
weſentlich gleiches Bodenrecht, unter das Recht des Anſiedlungsrenten⸗ 
gutes, geſtellt ſind, oder, ſoweit die Anſiedlungskommiſſion das erworbene 
Land erſt aufteilt, geſtellt werden. Daneben iſt der ſtaatliche oder der 
unter unmittelbarem ſtaatlichen Einfluß ſtehende Beſitz, ſowie der 
Beſitz des königlichen Hauſes ohne Unterſchied der Eigentums form 
geſtellt. Der fideikommiſſariſch gebundene Beſitz iſt nicht berückſichtigt, da es 
ohne Kenntnis der Stiftungsurkunden unmöglich iſt zu entſcheiden, inwie⸗ 
weit die betreffenden Güter nationalpolitiſch als gebunden anzuſehen ſind!). 

1) Als Unterlagen der aufgemachten Statiſtik dienten für Spalte 2 die 1912 
herausgegebenen Gemeindelexika der vier in Betracht kommenden Regierungsbezirke, 
für Spalte 3, 4, 5 die Anlagen II und XIII a zur Denkſchrift der Anſiedlungskom⸗ 
miſſion für 1912, für Spalte 7 und 8 „Provinz Poſen“, Handbuch des Grundbeſitzes 
im Deutſchen Reiche, neunte Auflage 1913, und Niekammers Güteradreßbuch für die 
Provinz Weſtpreußen 1912. Die beiden letzteren Unterlagen können, obwohl ſie ſich 
auf amtliche Quellen berufen, Anſpruch auf vollſtändige Zuverläſſigkeit nicht erheben. 
Doch mußte auf ſie zurückgegriffen werden, da die amtlichen Statiſtiken über den 
ſtaatlichen Beſitz nach Kreiſen geordnet nicht veröffentlicht ſind. Die Angaben des 
preußiſchen ſtatiſtiſchen Jahrbuchs für 1912 über den Flächeninhalt der SUE 
Ende 1910 in den einzelnen Regierungsbezirken find zur Richtigſtellung der aus ſoeben 
bezeichneten, nichtamtlichen Quellen geſchöpften Zahlen, in denen forſtfiskaliſcher Beſttz, der 
außerhalb ſelbſtändiger Gutsbezirke liegt, fehlen dürfte, an den Endſummen berüchtigt 
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2. Oſtpreußen, Pommern, Schleſien. 


Zu dem Beſitzfeſtigungsgeſez vom 26. Juni 1912 betr. die 
außerhalb der Provinzen Poſen und Weſtpreußen gelegenen national 
gefährdeten Gebiete, iſt durch Königliche Verordnung 
vom 12. März 1913 die nähere Beſtimmung erfolgt, welche Bezirke 
als national gefährdet im Sinne des § 1 Abſatz 1 des genannten Geſetzes 
zu betrachten ſind. Soweit dieſe im Oſten der Monarchie gelegen ſind, 
laſſen wir ſie nachſtehend folgen: 


Oſtpreußen: 
Regierungsbezirk Königsberg, Kreis Raſtenburg, 
N Gumbinnen, Kreis Angerburg, 
„ Goldap, 
„ Oletzko, 
u Allenſtein, ſämtliche Kreiſe. 


Pommern: 
Regierungsbezirk Köslin, Kreis Bütow, 
„ Lauenburg, 
im Landkreiſe Stolp die Amtsbezirke Bochowke, 
Groß⸗Noſſin, Moie, Mickrow, Schwarz 
Damerkow und Wundichow. 
Schleſien: 
Regierungsbezirk Liegnitz, Kreis Freyſtadt, 
Stadt⸗ und Landkreis Glogau, 
Kreis Grünberg, 


„ Lüben, 

„ Sagan, auf der rechten Seite des 
Bobers, 

„ Sprottau, auf der rechten Seite des 
Bobers. 

Regierungsbezirk Breslau, Kreis Groß⸗Wartensleben, 

„ Guhrau, 

„ Mlliſch, 

„ Nanslau, 


im Kreiſe Ols die Amtsbezirke Brieſe, Groß⸗ 
Graben, Pontwitz, Stronn, Ulbers⸗ 
dorf, 
Kreis Steinau, 
„ Trebnitz mit Ausnahme der Amt 
bezirke Biſchwitz, Hennigsdorf, Hühnern, 
Kapsdorf, Schebitz, 
„ Wohlau. 
Regierungsbezirk Oppeln, mit Ausnahme der Kreiſe Grottkau, Leob⸗ 
ſchütz und des Stadt- und Landkreiſes Neiße. 
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Mit der Durchführung der Beſitzfeſtigung in Schleſien iſt die im 
April 1913 gegründete Schleſiſche Landgeſellſchaft m. b. H. zu Breslau 
beauftragt worden. Die Aufgabe der Geſellſchaft beſteht außer in der 
Beſitzfeſtigung nach Maßgabe des Geſetzes vom 26. Juni 1912 in der 
Entſchuldung des landwirtſchaftlichen Grundbeſitzes überhaupt, ſowie in 
der Anſiedlung von Bauern und ländlichen Arbeitern. Beſitzfeſtigung 
und innere Koloniſation ſollen alſo auch in Schleſien Hand in Hand gehen 
wie in den Anſiedlungsprovinzen und wie es in Oſtpreußen und Pommern 
gleichfalls beabſichtigt iſt. Das Stammkapital der Schleſiſchen Land⸗ 
geſellſchaft beträgt 5,5 Millionen Mark. An ihr ſind der Staat, der 
Provinzial⸗Verband Schleſien, die Schleſiſche Landſchaft, die Provinzial⸗ 
Genoſſenſchaftskaſſe für Schleſien e. G. m. b. H. (Offenbacher Syſtem), die 
Schleſiſche Genoſſenſchaftsbank für Betriebsgenoſſenſchaften e. G. m. b. H. 
(Raiffeiſen Syſtem) und die Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe der Schleſiſchen 
Bauern⸗Vereine e. G. m. b. H. (Katholiſche Genoſſenſchaften) beteiligt. 
Die drei zuletzt genannten Geſellſchafter ſind die Verbandskaſſen der 
drei wichtigſten in Schleſien vertretenen landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
chafts⸗ Verbände. Denn wie in Poſen und Weſtpreußen wird die 

itwirkung der örtlichen Genoſſenſchaften bei der Erfüllung der Aufgaben, 
die der Landgeſellſchaft geſtellt ſind, insbeſondere bei der Beſitzfeſtigung 
und Entſchuldung des bäuerlichen Grundbeſitzes vorausgeſetzt. 

Über das Geſamtgebiet der Beſitzfeſtigung im Oſten 
des Preußiſchen Staates ſoll die beigefügte Karte, die zugleich diejenigen 
Gebiete erkennen läßt, in denen überwiegend polniſch oder eine ähnliche 
Sprache geſprochen wird, ein Bild geben!). 


1) Die Linie, die auf ihr die im Jahre 1900 überwiegend polniſch und maſu⸗ 

ik 5 Gebiete abgrenzt, iſt entnommen der Karte zu dem Buche von 

ax Sering. Die Verteilung des Grundbeſitzes und die Abwanderung vom Lande. 
Berlin 1910. Verlag von Paul Parey. 
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Deutſches und polniſches Genoſſenſchaftsweſen. 
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Seit dem Erſcheinen des erſten Jahrgangs dieſes Jahrbuches ſind 
es beſonders zwei Fragen des oſtdeutſchen Genoſſenſchaftsweſens, die 
ein allgemeines Intereſſe wach gerufen haben: die Stellung der Genoſſen⸗ 
ſchaften in der Nationalitätenfrage und die Zentralorganiſation der Ge⸗ 
leien Beide Fragen find grundſätzlich und praktiſch von großer 

ragweite. 

Der „Kampf“ zwiſchen Deutſchen und Polen iſt im Kern nichts 
anderes als der Wettbewerb beider Nationalitäten um die vorhandenen 
und neue Nahrungen. Für den Ankauf einer Bauernwirtſchaft oder eines 
Geſchäfts oder für die Einrichtung einer neuen Werkſtatt iſt regelmäßig 
Kredit eine Vorbedingung. Die Genoſſenſchaft gewährt ihren Kredit 
nicht lediglich auf gegebene Sicherheiten, ſondern fie berückſichtigt die 
Tüchtigkeit des Schuldners, d. h. ſie gibt Perſonalkredit. Sie tritt mit 
ihrem Kredit da ein, wo andere Kreditinſtitute verſagen und wo außer 
ihr höchſtens Wucherkredit zu bekommen iſt. Dadurch wirkt die Kredit⸗ 
genoſſenſchaft bei der Verſchiebung der Nationalitäten mit, und da gerade 
das ſtrittige Gebiet das kapitalärmſte in Deutſchland iſt, fo ſpielt fie hierbei 
oft eine entſcheidende Rolle. Die übrigen Genoſſenſchaftsarten, die den 
Betrieb des Landwirts fördern, machen ihn ebenfalls ge 
im wirtſchaftlichen Wettbewerb; auch ſie können alſo ebenfalls auf die 
un der Nationalitäten einwirken, je nachdem welcher ſie zugute 

mmen. 

Tiefer als dieſe unmittelbare wirtſchaftliche Wirkung der Genoſſen⸗ 
ſchaften geht ihr erziehlicher Einfluß. Die Genoſſenſchaft gewährt auch 
dem wirtſchaftlich Schwachen Kredit, aber ſie fordert von ihm, daß er ordent⸗ 
lich, mäßig und ſparſam iſt; ſie erzieht ihn durch den Abzahlungszwang 
zu dieſen Tugenden. Dadurch hat ſie die beſonders bei den Polen früher 
allgemeine Trunkſucht faſt ganz ausgerottet, ſie hat den Bauern befähigt, 
den Übergang zur intenſwen Wirtſchaft mit ihren bedeutenden Betriebs- 
ausgaben und Einnahmen ſicher zu gehen. 
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Der Schuldner, der ſich aus eigener Kraft hilft, bekommt ein begrün⸗ 
detes Selbſtvertrauen, das wieder eine Grundlage der ſtaatsbürgerlichen 
Betätigung iſt. Die Selbſtverwaltung der Genoſſenſchaft mit Vorſtand, 
Aufſichtsrat und Generalverſammlung iſt eine Schule für die Verwaltung 
aller gemeinſamen Angelegenheiten, ſei es in nationalen Vereinigungen, 
ſei es in Gemeinde und Staat. Die Genoſſenſchaft will innerhalb ihres 
Wirkungskreiſes möglichſt alle umfaſſen, um möglichſt viel leiſten zu können. 
Sie ſchließt alle Stände und Berufe zuſammen. Sie erzieht zum Bewußtſein 
gemeinſamer Intereſſen, ſie bekämpft den Eigennutz und das Mißtrauen, 
ſie lehrt den Einzelnen, ſich zu ſeinem eigenen Vorteil dem Ganzen anzu⸗ 
eler? und unterzuordnen. Dies Gemeinſchaftsgefühl erzieht zur Opfer⸗ 
willigkeit. 

Wirtſchaftliche Unabhängigkeit und ein reges Gemeinſchaftsleben 
ſind die ſtärkſten Wurzeln der Bodenſtändigkeit und Heimatliebe, aus ihnen 
wächſt erſt das Nationalbewußtſein und der Nationalſtolz. 

Die Polen haben frühzeitig ſchon ſeit den 60er Jahren des 19. Jahr⸗ 
hunderts die wirtſchaſtlichen und moraliſchen Kräfte der Genoſſenſchaſt 
erkannt und bewußt in den Dienſt ihrer Nationalität geſtellt, indem ſie damit 
den Volksgenoſſen wirtſchaftlich Fräftigten, erzogen und für ihn neue Plätze 
im Wirtſchaftsleben eroberten. Seit 1871 gibt es einen polniſchen Genoſſen⸗ 
ſchaftsverband. Unter der klugen und planvollen Leitung ihres Patrons 
Wawrzyniak (1892 —1910) breiteten ſich die polniſchen Genoſſenſchaften 
mächtig aus und wurden zum wichtigſten Hebel der Fortſchritte des Polen⸗ 
tums gegen die Deutſchen. 

Durch die Bücher von Wegener!) und Bernhard?) wurde zuerſt die 
Bedeutung der Genoſſenſchaften für die wirtſchaftliche Erſtarkung des 
Polentums allgemeiner bekannt. Die genoſſenſchaftliche Organiſation 
der Polen war es vor allem, deren Bedeutung Bernhard kennzeichnete, 
indem er das Wort von einem „polniſchen Gemeinweſen im preußiſchen 
Staate“ prägte. 

Die Frage liegt nahe, warum die Deutſchen für ſich nicht ebenſo 
die Genoſſenſchaften ausgebaut und benutzt haben. Schon Wegener gibt 
darauf eine kurze Amwort, ebenſo Hartmann und der Verfaſſer in mehreren 
Aufſätzen über das Genoſſenſchaftsweſen in SE die im Jahre 1911 
veröffentlicht find.) Als wichtigſter Grund für das Zurückbleiben der deut- 
ſchen Genoſſenſchaften hinter den polniſchen wurde die Neutralität, d. h. 
die nationale Farbloſigkeit bezeichnet. Sie galt den deutſchen 
Vorſchußvereinen von jeher als Grundſatz. Anfangs war dieſer Grundſatz 
auch von den beiden landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsorganiſationen 
der Neuwieder und Offenbacher Richtung angenommen. Die erſtere 


L. Wegener, Der wirtſchaftliche ed der Deutſchen mit den Polen 
um die Provinz Poſen. Poſen 1903. Jolowic 
2) L. Bernhard, Das polniſche oe im es Staat. Die 
Bolenfrage. Leipzig. 1. Aufl. 1907, 2. Aufl. 1910. Dunder & Humblot. 
5) Im Sammelbändchen „Die Oſtmark“ (Aus Natur und Geiſteswelt. 
Bd. 351.) Leipzig 1911. B. G. Teubner. 
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erhielt aber ſeit Ende der 90er Jahre durch ihr Zuſammenarbeiten mit der 
Anſiedlungskommiſſion unter ihrem Verbandsdirektor Hugenberg ein 
nationales Gepräge und wirkte dadurch allmählich auch auf die Offenbacher 
Organiſation zurück. Heute ſtehen beide ländlichen Genoſſenſchaften auf 
dem Standpunkt, keine Genoſſenſchaften zu gründen, die in ihrem wirt⸗ 
ſchaftlichen Erfolg den Polen zugute kommen und zu einem weſent⸗ 
lichen Teil polniſche Mitglieder haben. Der Verband deutſcher Genoſſen⸗ 
ſchaften (Raiffeiſen) vertritt grundſätzlich die Anſchauung, daß die Polen 
überhaupt nicht als Mitglieder aufgenommen werden ſollten, woran freilich 
die Einzelgenoſſenſchaften nicht immer feſthalten. 

Überall ſind die Polen der ärmere Teil der Bevölkerung und haben 
bei ihrem eifrigen Streben, ſich emporzuarbeiten und ſelbſtändige Nahrungen 
zu erwerben, ein großes Kreditbedürfnis. So iſt es natürlich, daß ein Teil 
von ihnen den geſchäftlich meiſt befriedigend geleiteten deutſchen Kredit⸗ 
genoſſenſchaften als Darlehnsnehmer zuſtrömte, und die polniſchen Genoſſen⸗ 
ſchaften ſehen dies nicht ungern, weil ſie dadurch von allzugroßen Kredit⸗ 

anſprüchen entlaſtet werden. In Gegenden, wo die polniſche Minderheit 
noch zu gering iſt. um eine eigene Volksbank zu tragen. iſt für die Polen der Ein⸗ 
tritt in eine deutſche Genoſſenſchaft von ſelbſt gegeben. Die deutſchen Spar⸗ 
gelder werden alſo für die Polen und ihr wirtſchaftliches Vordringen mitzbar 
gemacht und damit das wichtigſte Moment. das die Deutſchen in ihrem 
Kampfe ſtärken müßte, ihre größere Kapitalkraft, ausgeſchaltet. Jeder 
Darlehnsnehmer muß nach dem Geſetz Mitglied der Kreditgenoſſenſchaft 
werden, für den Sparer iſt dies nicht vorgeſchrieben. Was Wunder, daß 
allmählich in den Gebieten, deren Bevölkerung überwiegend polniſch iſt, 
die Polen die Mehrheit auch in anfangs deutſchen Genoſſenſchaften erlangen, 
mit der Zeit auch die Leitung an ſich reißen und die ſo gewonnene Organiſa⸗ 
tion und das erſparte Genoſſenſchaftsvermögen planmäßig für ihre Nationali⸗ 
tät ausnutzen. Dieſe Entwicklung vollzieht ſich nicht plötzlich, ſondern in lan⸗ 
gen Jahren. Je mehr das polniſche Element eindringt, deſto mehr pflegt ſich 
das deutſche zurückzuziehen. Oft iſt dieſer Vorgang von inneren Kämpfen 
begleitet, die die Entwicklung der Genoſſenſchaft noch mehr lähmen. Gerade 
das letzte Jahrzehnt hat eine ganze Anzahl von Beiſpielen für dieſen Vorgang 
der Poloniſierung gebracht, — es ſei nur an die kürzliche Poloniſierung der 
Vorſchußvereine in Pinne und Znin erinnert —, es handelt ſich dabei um 
einen typiſchen Vorgang. Verfaſſer wies in jenen Aufſätzen auf dieſe 
Gefahr namentlich für die ſtädtiſchen Vorſchußvereine hin und bemerkte 
dazu, daß der Anſchluß einer ſo poloniſierten Genoſſenſchaft an den polniſchen 
Verband nur eine Frage der Zeit ſei. 

Der Allgemeine Verband der Vorſchußvereine hat dieſer Entwicklung 
mit begreiflicher Unruhe zugeſehen und wurde auch durch die veränderte 
Haltung der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsverbände veranlaßt, wieder⸗ 
holt zu dieſer Frage Stellung zu nehmen. Als nun Profeſſor v. Schmoller 
im Jahrbuch für Geſetzgebung und Verwaltung (Jahrgang 1912 S. 379) 
jenes Buch beſprach und der Auffaſſung des Verfaſſers in dieſer Frage 
zuſtimmte, brachte der Anwalt des „Allgemeinen Verbandes“, Profeſſor 
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Dr. Crüger ſeinen abweichenden Standpunkt zur Geltung. Als Ergebnis 
eines mit Schmoller geführten Briefwechſels iſt im Jahrgang 1913 des 
enannten Jahrbuchs S. 813 ein Aufſatz von Crüger erſchienen mit der 
berſchrift: „Die Schulze ⸗Delitzſchen Genoſſenſchaften in Poſen als ein 
Bollwerk des Deutſchtums“. 


Crüger gibt zu, daß die Polen beſſer als die Deutſchen die Genoſſenſchaft 
in der Provinz Poſen benutzt und entwickelt haben; er gibt den Behörden die 
Schuld, die der Entwicklung der Vorſchußvereine durch die Förderung des 
ſozialreformeriſchen und gewerblichen Genoſſenſchaftsweſens entgegengewirkt 
eg Crüger beſtreitet nicht, daß in deutſchen Genoſſenſchaften die Polen all- 

lich die Oberhand gewonnen haben; hier trage die Lauheit der Deutſchen 
die Schuld, die nicht in der Generalverſammlung erſchienen und deren 
Vertreter dadurch von den Polen hinausgewählt werden. Maßregeln, 
um dieſer Entwicklung entgegenzuarbeiten, hat er nicht vorzuſchlagen. 
Aus der geſetzlichen Pflicht der Genoſſenſchaft, nur wirtſchaftliche Zwecke 
zu verfolgen, folgert er als „ſelbſtverſtändlich“, daß die Genoſſenſchaften 
nicht dafür in Betracht kommen, den Polen die wirtſchaftlichen Exiſtenz⸗ 
bedingungen zu beſchränken. Die Aufnahme der Polen in ſtädtiſche Ge⸗ 
noſſenſchaften ſei ſchon deshalb nicht zu vermeiden, weil es keine ſichere 
Unterſcheidung von Deutſchen und Polen gebe. Auch hätten die Genoſſen⸗ 
ſchaften, indem ſie die Polen heranzogen, durch die Vergrößerung des 
Geſchäftskreiſes den Deutſchen beſſere Bedingungen geboten, wären wohl 
gar dadurch erſt lebensfähig geworden. 


Schmoller antwortete mit folgendem Nachwort: 


„Crüger meint, die Frage, ob ſich „die Schulze⸗Delitzſch'ſchen Ge- 
noſſenſchaften in Poſen als ein Bollwerk des Deutſchtums gegenüber dem 
Vordringen der Polen“ darſtellen, ſei falſch geſtellt, und er begründet das 
mit dem rechtlich und wirtſchaftlich unpolitiſchen Weſen der Genoſſenſchaften. 
Gegen dieſe Begründung läßt ſich zunächſt bemerken, daß auch bei bewußter 
politiſcher Neutralität der Schulze⸗Delitzſch ſchen Genoſſenſchaften ein 
ungewolltes Wirken zugunſten des Deutſchtums durchaus möglich und dann 
gegebenenfalls auch objektiv feſtſtellbar wäre. Eine ſolche Unterſuchung 
wäre eine hiſtoriſche, die ſich mit der Frage nach einem Tatbeſtande im 
Nationalitätenkampfe der Oſtmark beſchäftigte. Weshalb ſoll man alſo die 
Frage nicht ſo ſtellen können, wie ich ſie geſtellt habe? Mir ſcheint, daß 
die Berufung auf das Geſetz die verſchiedenen Arten der Genoſſenſchaften 
überhaupt nicht davor ſchützt, daß He auf ihre politiſche Haltung (auch 
außerhalb des Nationalitätenkampfes) geprüft werden. Als man 1855 
bis 1880 die neuen Genoſſenſchaften ſchuf und Leute aus allen damaligen 
Parteien heranziehen wollte, wurde von den Gründern und Anwälten 
der Genoſſenſchaften das Prinzip der politiſchen Neutralität verkündet 
und ſo kam es auch als leitende Idee ins Geſetz. Dieſes Prinzip war den 
Verhältniſſen, die man damals im 1 Auge hatte, ganz angepaßt, aber es zeigte 
ſich bald, daß die vorhandenen Genoſſenſchaften dieſer Idee ſchon damals 
nicht vollkommen entſprachen, die Schulze⸗Delitzſch'ſchen mit am wenigſten, 
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denn ſie ſind von jeher und bis heute freiſinnig⸗fortſchrittlich geweſen. 
Das wird Crüger keinem Menſchen von politiſchem Urteil ausreden können. 

Wenn und ſoweit das Prinzip der politiſchen Neutralität zwiſchen 
den Parteien bei den Genoſſenſchaften wenigſtens als Ziel ſeine Berechti⸗ 
gung haben mag, ſo iſt doch die Frage, ob dieſes Prinzip auch in einem 
nationalen Kampfe unbedingte Geltung haben ſoll, wie er in den 
Oſtmarken herrſcht. Das iſt dort kein Parteikampf, wie er ſich im Streite 
des fortſchrittlichen und des konſervativen Prinzips ausdrückt. Es kann 
vielmehr gar keinem Zweifel unterliegen, daß die Politik der nationalen 
Abſchließung, wie ſie die Polen verfolgen, nur die Vorbereitung für eine 
beabſichtigte Losreißung von Deutſchland darſtellt. Und gegenüber ſolchen 
Vorgängen wird ein wacher nationaler Inſtinkt eben ſtets die ſonſt im öffent⸗ 
lichen Leben geltenden Prinzipien einer erneuten Prüfung unterziehen 
und ſie entſprechend anders anwenden. Wo das nicht geſchieht, liegt ein 
nationales Verſagen vor. In einem Reiche, das doch nicht umſonſt das 
deutſche heißt, deutſch⸗national geſinnt zu ſein, dort, wo in dieſem Reiche 
ein Nationalitätenkampf beſteht, alle Inſtitutionen nur ſo zu benutzen, 
daß ſie nicht dem Gegner des Deutſchtums zugute kommen, das iſt für einen 
Deutſchen keine Politik, ſondern eine Selbſtverſtändlichkeit — 
müßte es ſein. 

Darüber, daß die hartnäckig feſtgehaltene ſogenannte politiſche 
Neutralität den Schulze⸗Delitzſch'ſchen Genoſſenſchaften in der Oſtmark 
nichts genutzt hat, läßt die Darſtellung Crügers keinen Zweifel: ſie ſtag⸗ 
nieren, ſind ſogar eher zurückgegangen, wenn man das Wachstum der 
anderen Genoſſenſchaftsarten damit vergleicht. Crüger ſucht freilich die 
Schuld für dieſe Stagnation außerhalb ſeiner Genoſſenſchaften. Aber 
wen wird er hiervon überzeugen, wenn er (gleich im Anſchluß an die Schil⸗ 
derung von der Ungunſt der äußeren Verhältniſſe für die freiſinnigen 
Genoſſenſchaften) zugeben muß, daß die Polen es trefflich verſtan den 
hätten, das ganze Genoſſenſchaftsweſen ihren polniſch⸗ nationalen Zwecken 
dienſtbar zu machen? Sonderbarerweiſe behauptet Crüger auße rdem 
noch in gleichem Atem, die Polen hätten unter den vorhandenen Genoſſen⸗ 
ſchaftsſyſtemen nach ſorgfältiger Prüfung das Schulze⸗Delitzſch'ſche aus⸗ 
gewählt und für ſich angenommen. Wenn hieran etwas richtig iſt, dann 
ganz gewiß nicht das, daß bei den Polen auch die Schulze⸗Delitz ſch'ſche 
ſogenannte Neutralität gilt. Das Gegenteil iſt der Fall. Den Polen iſt 
hiernach gelungen, was der Verband Crügers nicht fertig gebracht hat, 
nämlich das im übrigen feſtgehaltene Schulze⸗Delitzſch ſche Syſtem mit 
einem ausgeſprochenen Nationalbewußtſein zu verbinden. Nach Bern⸗ 
hards „Polenfrage“ (2. Auflage S. 374) ſind in 225 polniſchen Genoſſen⸗ 
ſchaften 217 Geiſtliche die eigentlichen Leiter. Glaubt Crüger, daß dieſe 
217 Geiſtlichen in nationaler Hinſicht neutral gerichtete Genoſſenſchaftler 
ſind? Was mögen wohl die polniſchen Genoſſenſchaftsführer zu Crügers 
Breslauer Rede, die er in ſeiner vorſtehenden Abhandlung ſtolz zitiert, 
ſagen, wenn ſie unter ſich ſind? Er hat da behauptet, es gäbe keine Mittel, 
um einen kreditſuchenden Mann auf Herz und Nieren zu prüfen, ob er ein 
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königstreuer — alfo wohl auch deutſchgeſinnter — Mann ſei. Nun, die Polen 
ſcheinen ſolche Mittel für ihre Zwecke doch gefunden zu haben, und ſie wenden 
ſie an, obwohl ſie ſonſt nach Crüger Genoſſenſchaftler von Schulze Delitzſch⸗ 
ſcher Obſervanz ſind. Vielleicht ließe ſich alſo von den Polen etwas lernen 
möglicherweiſe wird dann die Stagnation in den freiſinnigen Genoſſen⸗ 
ſchaften in Poſen bald durch ein friſches Wachstum abgelöſt werden. — 
Den Weg, auf dem urſprünglich deutſche Schulze Delitzſch ſche 
Genoſſenſchaften ſich in polniſche Genoſſenſchaften verwandeln, ſchildert 
Crüũger ſelbſt ſehr intereſſant und überzeugend. Die deutſchen freiſinnigen 
Genoſſenſchaftsmitglieder kommen nicht zu den Generalverſammlungen; 
ſo wird ohne ſie der polniſch geſinnte Vorſtand und der polniſche Aufſichts⸗ 
rat gewählt, und wenn dann der Poloniſierungsprozeß in der Genoſſenſchaft 
weitergeht (Polniſch als Genoſſenſchaftsſprache uſw. Nam ee müſſen ſich die 
Deutſchen ſtill ergeben und können ſich höchſtens it tröſten, daß das 
geheiligte Prinzip der „politiſchen“ Neutralität wieder geben gerettet fei. 
Herrſchte bei den freiſtnigen Genoſſenſchaftsmitgliedern ein deutſches 
Nationalgefühl von der gleichen lebendigen Friſche wie bei den polniſchen, 
dann wäre eine für das Deutſchtum ſo folgenſchwere Läſſigkeit undenkbar. 
Und wenn nun jener Vorgang von Crüger ſelbſt als der typiſche für die 
Poloniſierung deutſch⸗freiſinniger Genoſſenſchaften angeſehen wird, wie 
kann er ſich dann wundern, daß Swart der Anſicht iſt, es ſei „nur eine 
Frage der Zeit, wann ſie den . an den polniſchen Verband nehmen!“ 
Es ſcheint vielmehr, daß Swart mit ſeiner Vermutung nicht allzuweit von 
der Wahrheit entfernt iſt. Ebenſo ſcheint mir die Hoffnung, die Schulze⸗ 
W Genoſſenſchaften möchten ſich „ doch noch als „ein 
des Deutſchtums gegenüber dem Vordringen der Polen“ erweiſen, 
durch er Crüger ſelbſt eo SE entkräftet zu fein. 
Der fu Ag iſt auf deutſcher Seite unerläßlich. 
Kein vernünftiger Genre: war daran, die Provinz Poſen ganz 
und gar zu germaniſieren. Aber Gas kompakter Gürtel von eingeſeſſenen 
eg ar? muß geſchaffen und erhalten werden, der im Falle von Krieg 
und Aufſtand eine verläßliche Stütze bietet. Und in dieſem Gürtel dürfte es 
auch nur kerndeutſche Genoſſenſchaften geben, die, ohne Parteipolitik zu 
treiben, doch eben national deutſch geſinnt ſein möffen. Aus dieſem Grunde 
bleibe ich bei meinen von Crüger 1 itierten Worten, die ich ſchon 
einmal hier in meinem Jahrbuch ſchrieb: „Daher die Notwendigkeit, 
Regierung, Großgrundbeſtz, Anſiedlungskommifſion, Senofienfäaftänefen, 
Oſtmarkenverein feſt EEN zuſammenzuhalten, um 
Provinz deutſch zu erhalten 


Bedeutungsvoll wurde das Jahr 1912 für die genoſſenſchaftliche 
SA alte zwei gehe Jede Genoſſenſchaft iſt geſetzlich verpflichtet, ſich 
päteſtens alle zwei Jahre revidieren zu laſſen und pflegt zur Durchführung 
einer ſachverſtändigen Reviſion mit anderen Genoſſenſchaften zu einem 
Reviſionsverbande zu gehören, deſſen Rat fie auch m andern 
Fragen in Anſpruch nimmt. Jede Genoſſenſchaft hat auch das Bedürfnis 
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nach einer Bankverbindung für ihren Geldausgleich. Die ländlichen Ge⸗ 
noſſenſchaften haben ſich für dieſen Zweck durch gemeinſame Beteiligung 
beſondere Genoſſenſchaftsbanken (Verbandskaſſen) geſchaffen, 
ebenſo auch die deutſchen Handwerkergenoſſenſchaften und die polniſchen Ge⸗ 
noſſenſchaften, während die Vorſchußvereine ſich auf eine loſe Verbindung, 
vor allem für den Giroverkehr, mit der Dresdener Bank beſchränken. Eine 
Ausnahme machen die Genoſſenſchaften des Verbandes der oſt⸗ und weſt⸗ 
preußiſchen Genoſſenſchaften in Allenſtein, die ſich ebenfalls eine Verbands⸗ 
bank errichtet haben. Freilich befolgen ſie nicht allgemein den Grundſatz, 
den ganzen Bankverkehr mit ihr abzuwickeln und ſie hierzu durch eine ent⸗ 
ſprechende Beteiligung zu befähigen. 

Gerade dieſer Grundſatz der Ausſchließlichkeit in der Bankverbindung 
hat aber die ländlichen Genoſſenſchaftsbanken ſtark und eigenartig entwickelt. 
Andererſeits haben die Genoſſenſchaftsbanken ihre Kredite an die Bedingung 
geknüpft, daß die Genoſſenſchaft dem ihr naheſtehenden Reviſionsverbande 
angehören muß. Sie geben damit nicht nur ihren Beleihungen eine beſſere 
Überficht und größere Sicherheit, ſondern ſetzen auch den Reviſionsverband 
in die Lage ſeiner Reviſion Nachdruck zu geben. Zugleich ſind ſie das 
finanzielle Rückgrat des Reviſionsverbandes. Dieſer kann dadurch tüchtigere 
Beamte in den Reviſionsdienſt einſtellen und hat die Mittel, um die Grün⸗ 
dung neuer Genoſſenſchaften in die Hand zu nehmen. In dieſer Verbindung 
zwiſchen Genoſſenſchaftsbank und Reviſionsverband beruht zum großen 
Teil die Stärke und Ausdehnungskraft des deutſchen ländlichen Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſens; zum guten Teil auch die der polniſchen Genoſſenſchafts⸗ 
organiſation. Die Frage nach der beſten Einrichtung einer ſolchen Zentral⸗ 
organiſation wird verſchieden beantwortet; ſie iſt im letzten Jahr durch die 
Geldknappheit und die Kriegsſorgen, beſonders aber durch die Kämpfe 
innerhalb der Neuwieder Organiſation und durch den Zuſammenbruch der 
Reichsgenoſſenſchaftsbank in Darmſtadt in Fluß gekommen. 

Das ländliche Genoſſenſchaftsweſen ſpaltete ſich ſchon in ſeinen An⸗ 
fängen in zwei Richtungen. Raiffeiſen faßte ſeine Genoſſenſchaften nach dem 
Vorbild Schulze⸗Delitzſch's anfangs in einem Anwaltſchaftsverband (Revi⸗ 
ſionsverband) in Neuwied zuſammen. Für den Geldausgleich bildete er durch 
Beteiligung ſeiner Darlehnskaſſen anfangs provinzielle ſelbſtändige Ver⸗ 
bandskaſſen in der Form einer Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftpflicht, 
die ſich wieder zu einer Generalbank zuſammenſchließen ſollten. Der Verſuch 
mußte nach der damaligen Lage der Geſetzgebung aufgegeben werden, noch 
ehe er praktiſch auf ſeine Brauchbarkeit geprüft werden konnte. Raiffeiſen 
gründete nun als einheitliche Zentralbank die Landwirtſchaftliche Zentral⸗ 
darlehnskaſſe für Deutſchland mit dem Sitz in Neuwied a. Rh. (ſeit 1910 
in Berlin), und zwar in der Form der Aktiengeſellſchaft, wobei außer einigen 
Privatperſonen feine Vereine durch Namensaktien beteiligt wurden. 
Die auch von ihm bald als ſpäter notwendig erkannte provinzielle leitende 
Stelle wollte er ſeinen Genoſſenſchaften in der Form von Filialen geben. 
Dieſe wurden auch einige Jahre nach ſeinem Tode 1895 ſowohl von der 
Landwirtſchaftlichen Zentraldarlehnskaſſe errichtet als auch von der mit 
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ihr eng verbundenen Firma Raiffeiſen und Konſorten, die nach dem Wunſch 
Raiffeiſens nicht nur das zentrale Warengeſchäft durchführen, ſondern auch 
ſeine Ideen ausbreiten und mit ihren Gewinnen hierfür die nötigen Mittel 
beſchaffen ſollte. 

Anders Haas (f 1913), der das Genoſſenſchaftsweſen des Groß⸗ 
herzogtums Heſſen in ſeinen Anfängen zuſammenſchloß. Er ging davon aus, 
daß die genoſſenſchaftlichen Zentralinſtitute die Genoſſenſchaften provin⸗ 
ziell (und in den Mittelſtaaten für dieſe im Ganzen) ſelbſtändig zur Bildung 
von Reviſionsverbänden, Verbandskaſſen und Zentralwareninſtituten 
vereinigen ſollten. Als Raiffeiſen 1876 die Landwirtſchaftliche Zentral⸗ 
darlehnskaſſe in Neuwied als Aktiengeſellſchaft mit direkter Beteiligung der 
Vereine gründete und damit den Gedanken eines provinziell ſelbſtändigen 
Unterbaues endgültig aufgab, ſchloſſen ſich ihm die Heſſen und Weſtfalen 
nicht wieder an, ſondern errichteten eigene Genoſſenſchaftsbanken. Im 
Jahre 1883 ſchloſſen Wéi dieſe provinziellen Organiſationen zum Reichs⸗ 
verbande der deutſchen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften zuſammen, 
der ſeinen Sitz in Offenbach, ſpäter in Darmſtadt nahm. 

Seitdem entwickelte ſich ein Wettſtreit zwiſchen beiden Richtungen 
auf dem noch neuen Felde der ländlichen Genoſſenſchaften. Die von Anfang 
an vollſtändige ſtraffe Zentral⸗Organiſation der Neuwieder Richtung und 
der Name Raiffeiſens erleichterten ihr die Ausbreitung auf dem genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Neuland. Den Anfängen der Offenbacher Organiſationen in 
den einzelnen Provinzen fehlte es zunächſt an einer Geldzentrale und den 
nötigen Anfangskrediten. Dieſen Rückhalt gab ihnen der weitblickende 
Finanzminiſter Miquel durch die Gründung der Preußiſchen Zentral⸗ 
genoſſenſchaftskaſſe im Jahre 1895, die alsbald zu einem ganz außerordent⸗ 
lichen Aufſchwung im Genoſſenſchaftsweſen führte. 

Im Ganzen war die werbende Kraft der provinziell ſelbſtändigen Organi⸗ 
ſationen größer. In den vier öſtlichſten Provinzen herrſcht in Oſt⸗ und 
Weſtpreußen das Raiffeiſenſyſtem im ländlichen Genoſſenſchaftsweſen 
vor — die Offenbacher Richtung iſt dort mur durch zwei loſe Molkereiverbände 
vertreten —, in Schleſien und Poſen bildeten ſich große Offenbacher Organi⸗ 
ſationen in Breslau und Poſen neben kräftigen Raiffeiſenverbänden, 
ſowie die ebenfalls provinzielle Genoſſenſchaftsorganiſation des ſchleſiſchen 
Bauernvereins, deren Reviſionsverband und Warenzentrale in Breslau 
ihren Sitz haben, während die Verbandsbank noch in Neiſſe geblieben iſt. 

Die Neuwieder Organiſation brach im Jahre 1899 mit der konſe⸗ 
quenten Zentraliſation, indem ſie für die den Geldverkehr der ſog. Betriebs⸗ 
genoſſenſchaften (Molkereien, Bezugsgenoſſenſchaften uſw.) beſondere 
Landesgenoſſenſchaftsbanken an den Filialorten gründete. Die Leitung 
dieſer Banken wurde in die Hand der Filialdirektoren gelegt, die in den 
1 der Zentraldarlehnskaſſe eintraten. Eine weitere Annäherung 
der Neuwieder Richtung an das Offenbacher Syſtem brachte das Jahr 1905. 

In dieſem Jahre ſchloß der Neuwieder Generalverband nach geſchäft⸗ 
lichen Verluſten in der Zentraldarlehnskaſſe mit dem Reichsverbande 
ein Abkommen, wonach die provinziellen Unterverbände Neuwieds das 
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Reviſionsrecht erhielten und als ſelbſtändige Glieder dem Reichsverbande 
beitraten, ebenſo trat auch die Zentraldarlehnskaſſe und ſpäter der General⸗ 
verband in den Reichsverband ein. Der Vertrag ſah entſprechende Verein⸗ 
barungen zwiſchen den provinziellen Einzelverbänden beider Richtungen 
vor, um den Wettkampf zu bejeiligen und ihren völligen Zuſammenſchluß 
vorzubereiten. Der Reichsverband glaubte, daß die Selbſtändigkeit der 
Neuwieder Verbände zu einer Roovingialifierung des Warenverkehrs und 
ſchließlich auch des Geldverkehrs der Darlehnskaſſen in der Landwirtſchaft⸗ 
lichen Zentraldarlehnskaſſe führen würde. Eine Zeitlang ging die Ent⸗ 
wicklung auch in dieſer Richtung: Der zentrale Warenverkehr mit den 
Darlehnskaſſen, den 1899 die Zentraldarlehnskaſſe von der liquidierenden 
Firma Raiffeiſen und Konſorten übernommen hatte, wurde 1906 in Poſen 
an das Deutſche Lagerhaus Poſen übertragen, das 1901 von den Betriebs- 
genoſſenſchaften der Raiffeiſenorganiſation in Verbindung mit deutſchen 
Großgrundbeſitzern errichtet war. 1909 beſchloß die Zentraldarlehnskaſſe, 
überall dieſem Beiſpiel zu folgen und übertrug im folgenden Jahre das 
Warengeſchäft für Schleſien an die von ihren dortigen Genoſſenſchaften 
neuerrichtete Schleſiſche An⸗ und Verkaufsgeſellſchaft Raiffeiſenſcher 
Organiſation, G. m. b. H. in Breslau und eng eußen ebenſo an die 
Tandwirtſchaftliche Großhandelsgeſellſchaft, G b. H. in Danzig. 

Generaldirektor Caſpers — zugleich Leiter b des Coblenzer Raiffeiſen⸗ 
verbandes — legte im Jahre 1910 den Poſten als Leiter der Zentraldarlehns⸗ 
kaſſe und des Generalverbandes nieder. An ſeine Stelle trat der Reichstags⸗ 
und Landtagsabgeordnete Juſtizrat Dietrich⸗Prenzlau. Die zentraliſtiſche 
Strömung gewann wieder die Oberhand. Man beſchränkte die Selbſtändig⸗ 
keit der Provinzen und ihren Einfluß auf die Leitung der Zenraldarlehns⸗ 
kaſſe, indem man die Filialdirektoren, die als Verbandsdirektoren und Leiter 
der Lan desgenoſſenſchaftsbanken vorwiegend provinzielle Intereſſen hatten, 
aus dem Vorſtande ausſchloß und ſie dem Generaldirektor unterordnete. 
Die Auflöſung der wenig leiſtungsfähigen Landesgenoſſenſchaften in Erfurt, 
Nürnberg, Frankfurt, Ludwigshafen und Straßburg wurde eingeleitet, die Be⸗ 
leihung ihrer Betriebsgenoſſenſchaften den Filialen zugewieſen. Zu außer⸗ 
ordentlichen Abſchreibungen und zur Sanierung von Einzelgenoſſenſchaften 
und Landesgenoſſenſchaftsbanken forderte die Zentraldarlehnskaſſe eine Bei⸗ 
hilfe von den ihr angeſchloſſenen Darlehnskaſſen. Sie wählte hierfür die Form 
einer Beihilfe, die nach 15 Jahren aus dem Reingewinn der Zentraldarlehns⸗ 
kaſſe zurückgezahlt werden ſollte, jedoch nur an ſolche Vereine, die bis dahin 
im Verkehr mit ihr bleiben würden. Damit wurde ein ſtarkes Band ge⸗ 
ſchaffen, das die Abtrennung der Darlehnskaſſen einer einzelnen Provinz 
eben den Willen der Zentraldarlehnskaſſe, etwa zum Anſchluß an die 

ende Landesgenoſſenſchaftsbank der Beiriebsgenoſſenſchaften, 
ſehr erſchweren mußte. 

Die Poſener Raiffeiſen-Organiſation hatte ihre provinziellen In⸗ 
ſtitute am ſtärkſten ausgebaut. Sie fürchtete für deren Selbſtändigkeit und 
glaubte, der nötigen Kredite nach dem Ausſcheiden des Verbandsdireltors aus 
dem Vorſtande der Zentraldarlehnskaſſe nicht mehr ſicher zu ſein. Dazu 
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kamen grundſätzliche Bedenken, daß die verſchärfte Zentraliſation auf die 
Dauer aus Mangel an Überficht in der Zentrale zu neuen Mißerfolgen führen 
würde, zumal die Zentraldarlehnskaſſe bereits im Begriff ſtand, den Rück⸗ 
halt an der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe aufzugeben, während 
die Poſener Organiſation dieſe in langen Jahren bewährte Verbindung 
in ihrer Landesgenoſſenſchaftsbank feſthielt. Sie trennte ſich deshalb im 
Frühjahr 1911 von der Neuwieder Organiſation, indem ihre Darlehnskaſſen 
ſich der Poſenſchen Landesgenoſſenſchaftsbank anſchloſſen. Damit iſt die 
Poſener Raiffeiſen⸗Organiſation (Verband deutſcher Genoſſenſchaften 
in der Provinz Poſen) durchaus nach dem Offenbacher Syſtem eingerichtet. 
Die Zentraldarlehnskaſſe verſuchte durch eine energiſche Agitation, die 
Poſener Darlehnskaſſen zum Austritt aus dem Verbande zu bewegen und 
in einer neuen Poſener Filiale zuſammenzufaſſen. Im ganzen behauptete 
ie in Poſen 21 Darlehnskaſſen und 2 Dreſchgenoſſenſchaften, zu denen ſie 
Jahre 1912 durch eine erneute Agitation 6 weitere Darlehnskaſſen 
Aë eg ferner 4 neue Darlehnskaſſen, die fie im Jahre 1911, und 2, die 
ie im Jahre 1912 gründete. Die Reviſion dieſer 35 Genoſſenſchaften übertrug 
ſie zunächſt dem Generalverbande, dann dem Brandenburgiſchen Raiff⸗ 
eiſenverbande. Als dies zu Schwierigkeiten im Reichsverbande führte, 
ſchloß ſie die Poſener Genoſſenſchaften formell zu einem „Verbande Raiff⸗ 
eiſenſcher Genoſſenſchaften in der Provinz Poſen“ zuſammen, deſſen Leitung 
dem Berliner Verbandsdirektor verblieb. Die Genoſſenſchaften dieſes 
neuen Verbandes beſtehen zur Hälfte ihrer Mitglieder aus Polen und die 
im Jahre 1912 neu gegründeten beiden Darlehnskaſſen ſind ebenfalls 
polniſch; daraus erklärt ſich auch der Übertritt von 4 polnischen Genoſſen⸗ 
ſchaften im Herbſt 1912 aus dem alten Raiffeiſenverbande, der ſeit ſeiner 
Selbſtändigkeit (1905) grundſätzlich polniſche Gründungen ablehnt. 

Ein ähnlicher Gegenſatz entſtand in Oſt preuße n. Dort hatte zwar 
der Raiffeiſenſche Reviſionsverband die neue Zentraliſation gebilligt, 
nicht aber die Verbandsbank der Betriebsgenoſſenſchaften, die Oſtpreußiſche 
Provinzialgenoſſenſchaftskaſſe. Die ihr angeſchloſſenen Genoſſenſchaften 
ſind vor allem die ſog. Ein- und Verkaufsvereine, Genoſſenſchaften mit 
Speicherbetrieben in den kleinen Städten der Provinz. Sie ſind in Oſt⸗ 
preußen meiſt recht groß und haben durchweg mehrere Filialen. Die 
Geſchäftsführung der Oſtpreußiſchen Provinzialgenoſſenſchaftskaſſe hatte 
früher, wie in den andern Filialbezirken, in der Hand des Filialdirektors 
gelegen. Als dieſer jedoch ihre Intereſſen denen der Zentraldarlehnskaſſe 
unterordnete und ſchwere Verluſte entſtanden waren, hatte ſie ſich 
eine ſelbſtändige Leitung geſchaffen. Die Zentraldarlehnskaſſe deckte einen 
Teil der Verluſte, ließ ſich aber (1907) dafür von den bei der Provinzial⸗ 
genoſſenſchaftskaſſe beteiligten Ein⸗ und Verkaufsvereinen die Zuſicherung 
geben, daß ſie bei ſyndizierten Waren uſw. weitere 10 Jahre hindurch die 
Warenabteilung der Zentraldarlehnskaſſe als Bezugszentrale benutzen 
würden. Seitdem verſuchte die Landw. Zentraldarlehnskaſſe, die Leitung 
der Oſtpreußiſchen Provinzialgenoſſenſchaftskaſſe wieder in die Hand ihres 
Filialdirektors zu bringen. In dem provinziellen Wareninſtitut, in das 
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wie in den anderen Oſtprovinzen, ihre Warenabteilung umgewandelt 
werden ſoll, wünſcht ſie ſich mit Hilfe der Darlehnskaſſen einen maßgebenden 
Einfluß und den Bankverkehr zu ſichern, während die Oſtpreußiſche Provin⸗ 
zialgenoſſenſchaftskaſſe dies Warengeſchäft mit den Betriebsgenoſſenſchaften 
bilden und ſelbſt mit ihm den Bankverkehr pflegen möchte. Die Verhält⸗ 
niſſe werden dadurch verwickelt, daß zwiſchen den Betriebsgenoſſenſchaften 
und Darlehnskaſſen zahlreiche Fäden perſönlicher und geſchäftlicher Art hin 
und herlaufen. Die Oſtpreußiſche Provinzialgenoſſenſchaftskaſſe ſteht 
mit der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe in Bankverbindung, die 
das Syſtem provinziell ſelbſtändiger Verbandskaſſen für eine geeignetere 
Grundlage des genoſſenſchaftlichen Geldausgleichs hält. Der Abbruch 
des Bankverkehrs zwiſchen der Landwirtſchaftlichen Zentraldarlehnskaſſe 
und der Preußenkaſſe mußte auf den oſtpreußiſchen Streit verſchärfend 
wirken. Die Errichtung einer Warenzentrale iſt bisher beiden Teilen 
nicht gelungen, da der eine Teil vertraglich gehindert iſt, der andere zuviel 
Kaufpreis von der Provinz fordert oder die Kräftigung der Provinziali⸗ 
ſierung fürchtet. Die Zentraldarlehnskaſſe ließ allmählich die Warenbezüge 
der Betriebsgenoſſenſchaften zu Bankkrediten werden, trat ſomit gegen die 
Provinzialgenoſſenſchaftskaſſe in direkten Wettbewerb und veranlaßte 
die Ein⸗ und Verkaufsvereine, den Grundſatz der Ausſchließlichkeit des 
Bankverkehrs aufzugeben, auf dem die Überſicht der Kreditgabe einer 
Genoſſenſchaftsbank beruht. Der Provinzialgenoſſenſchaftskaſſe drohte 
damit der Boden entzogen zu werden. Sie antwortete, indem ſie beſchloß, 
auch Darlehnskaſſen als Mitglieder aufzunehmen (1912). Sie trat aus dem 
Raiffeiſenſchen Reviſionsverbande aus, mit der Begründung, daß dieſer 
nachläſſig revidiere und die Reviſion mißbrauche, um die konkurrierenden 
Intereſſen der Zentraldarlehnskaſſe wahrzunehmen. Ein Teil der ihr 
angeſchloſſenen Genoſſenſchaften folgte ihr und gründete den neuen 
„Verband oſtpreußiſcher Genoſſenſchaften“, der im Frühjahr 1913 vom 
Handelsminiſter das Reviſionsrecht erhielt. Die großen Ein⸗ und Ver⸗ 
kaufsvereine ſtehen meiſt noch ſchwankend zwiſchen beiden Teilen. 

Nach mehrjährigen Verhandlungen iſt die Oſtpreußiſche Land⸗ 
geſellſchaft, die der Oſtpreußiſchen Provinzialgenoſſenſchaftskaſſe nahe 
ſteht, mit der Durchführung des Entſchuldungs verfahrens 
in Oſtpreußen betraut worden. Da hierbei die Darlehnskaſſen Träger der 
Entſchuldungsbürgſchaften werden und als Inkaſſo⸗ und Kreditſte' len 
für die Entſchuldeten eine neue große und verantwortungsvolle Aufgabe 
erhalten, ſo ordnete infolge der erwähnten Beſchwerden der Handelsminiſter 
eine Unterſuchung an, ob die Reviſion des oſtpreußiſchen Raiffeiſenverbandes 
die nötige Gewähr für eine gewiſſenhafte und ſachgemäße Aufſicht und 
Beratung biete. 

Die neue Betonung der Zentraliſation führte im Neuwieder General⸗ 
verbonde zu einem ſtärkeren Ausbau der verſchiedenſten Einrichtungen, 
die nach dem Abkommen von 1905 ausſchließlich dem Reichsverbande 
zuſtanden. Die ſtraffe Unterordnung der Neuwieder Verbandsdirektoren 
führte dazu, daß der Generaldirektor praktiſch über die Vielheit ihrer Stim⸗ 
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men in den Körperſchaften des Reichsverbandes verfügte; er bedurfte nur 
weniger anderer Stimmen, um den Reichsverband zu majoriſieren. Das 
war nun freilich die Umkehrung der Folgen, die man im Reichsverbande 
vom Zutritt der Neuwieder Verbände im Jahre 1905 erwartet hatte. Der 
zunehmende Gegenſatz führte zunächſt zum Austritt des Generalverbandes 
aus dem Reichsverbande (1912), dann zur * des Abkommens von 
1905 zum 1. Juli 1913. 


Es waren nicht allein dieſe K Kämpfe, welche die 
Frage nach dem ſyſtematiſchen Aufbau der Zentralkaſſen dringlich machten, 
ſondern auch die praktiſchen Anforderungen des Geldmarktes im Jahre 
1912. Die Ernte im Jahre 1911 war zwar an Winterkorn nicht ſchlecht, 
ergab aber infolge der Dürre einen Fehlſchlag bei der Sommerung der 
Wieſen, den Futtergewächſen und Hackfrüchten, und dadurch einen Rückſchlag 
im Ertrage des Viehſtandes. Auch wirkte die Maul- und Klauenſeuche 
noch immer nach. An die Genoſſenſchaften wurden deshalb im Jahre 
1912 ganz außergewöhnliche Kreditanſprüche geſtellt, denen nur ein geringer 
Zuwachs, vielfach ein Abzug von Spareinlagen gegenüberſtand. In den 
Verbandsbanken mußte dieſe Schwankung in verſtärktem Maß auftreten. 
Sie fiel zuſammen mit einer allgemeinen Knappheit auf dem offenen 
Geldmarkt — der Reichsbankdiskont ging im Herbſt 1911 auf 5 Prozent, 
im Herbſt 1912 auf 6 Prozent und hielt ſich auf dieſer Höhe — und ſeit 
dem Herbſt 1912 mit anhaltenden Kriegsſorgen. Durch den Reichsbank⸗ 
präſidenten Havenſtein waren die Banken ſchon ſeit längerer Zeit auf 
die Verbeſſerung ihrer Zahlungsbereitſchaft (Liquidität), beſonders für 
den Kriegsfall hingewieſen und die Reichsbank hatte durch ihre Beleihungs⸗ 
grundſätze dieſen Ratſchlägen Nachdruck verliehen. Den landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften und beſonders den Verbandsbanken war ſomit die 
Prüfung ihres Aufbaues nahegelegt. 

Die ländlichen Darlehnskaſſen ſind allmählich zu kleinen 
Banken herangewachſen, denen Hunderttauſende von kurzfriſtigen 
Spargeldern anvertraut worden und die infolge der fortſchreitenden 
Intenſität des ländlichen Betriebs einen großen Verkehr in laufender 
Rechnung (z. T. in der Form des Warenbezugs) abzuwickeln haben. 
Sie ſind auch von Jahr zu Jahr ſtärkeren Schwankungen der Geld⸗ 
bewegung ausgeſetzt. Hinſichtlich ihrer Zahlungsbereitſchaft verläßt ſich 
die eine Hälfte hauptſächlich auf den offenen Kredit bei ihrer Verbandsbank; 
die andere Hälfte unterhält bei ihrer Verbandsbank ein Guthaben und iſt 
ſomit für die eigene Liquidität ebenfalls auf die Verbandsbank ange⸗ 
wieſen. Eine Verbeſſerung dieſes Zuſtandes liegt in einer Erhöhung der 
eigenen Mittel, nicht bloß durch die Vermehrung der Reſerven, ſondern 
auch durch höhere Geſchäftsanteile, damit das Verhältnis der eigenen 
zu den fremden Mitteln günſtiger wird. Eine zweite Maßnahme iſt die 
Einbürgerung des Wechſels. Eine ſolche Verbeſſerung würde natürlich 
die Zahlungsbereitſchaft der Verbandsbanken günſtig beeinfluſſen. In 
dem von uns behandelten Gebiet gingen die Darlehnskaſſen des alten 
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Poſener Raiffeiſenverbandes (Verband deutſcher Genoſſenſchaften) allge⸗ 
mein zur Erhöhung der Geſchäftsanteile über, durchweg auf den immer 
noch mäßigen Satz von 100 &, der in den Offenbacher Verbänden ſchon 
länger verbreitet iſt. Durch eine enge Beſchränkung der Dividende wird 
dabei der kapitaliſtiſchen Ausgeſtaltung der Genoſſenſchaft vorgebeugt. 
Dagegen halten die Verbände der Neuwieder Organiſation auch jetzt noch 
an dem alten Normalſatz von höchſtens 10 & feſt. 

Die provinziellen Verbandsbanken haben ſich durch ihren Bank⸗ 
verkehr mit der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe gewöhnt, ihren 
Forderungen an die Einzelgenoſſenſchaften zum großen Teil die Form des 
Wechſels zu geben, der mit ihrem Giro und dem der Preußenkaſſe verſehen, 
reichsbankfähig iſt. Sie ſichern ſich hierdurch die nötigen Diskontkredite 
des offenen Geldmarktes. Durch die Beteiligung der Einzelgenoſſenſchaften 
mit ſehr beträchtlichen Haftſummen (vgl. die unten S. 242 f. gegebene Über- 
ſicht) iſt ihnen eine breite Grundlage zur Aufnahme von Krediten — von 
genoſſenſchaftlichen Guthaben und von Bankkredit — gegeben. Die Landw. 
Zentraldarlehnskaſſe, die als Aktiengeſellſchaft nur über ihr eigenes Vermögen 
verfügt, brachte im Jahre 1913 die ſeit 1902 ſchwebende Erhöhung ihres 
Stammkapitals von 5 auf 10 Millionen Mark zum Abſchluß und be 
ſchloß die weitere Erhöhung auf 15 Millionen Mark. Sie bleibt 
damit noch freilich in dem Verhältnis des eigenen zum fremden Kapital 
hinter den provinziellen Genoſſenſchaftsbanken zurück, da dieſe durchweg 
über beträchtliche Geſchäftsanteile verfügen und verhältnismäßig größere 
Reſerven geſammelt haben. 

Der Gegenſatz beider Syſteme für die Frage der Zahlungsbereit⸗ 
ſchaft liegt vor allem darin, ob die Verbandsbank den Geldausgleich nur 
für eine Provinz oder für eine ganze Anzahl ſolcher durchführen ſoll. Letzteres 
bezweckt die Landwirtſchaftliche Zentraldarlehnskaſſe, wobei ſie zugleich 
den Geldreichtum weſtlicher Provinzen mit dem Geldmangel öſtlicher 
Provinzen und den verſchiedenen Ausfall der Ernten ausgleichen ſoll. 
Indeſſen kommen auch Jahre eines allgemeinen Geldbedarfs, und je mehr 
ſich das Genoſſenſchaftsweſen ausbreitet und entwickelt, deſto enger wird 
auch ſein Zuſammenhang mit den großen Bewegungen des Geldmarktes. 
Und auch die Ernten gleichen ſich nicht notwendig aus, wie das Jahr 1911 
zeigte. Die Geldklemme des Jahres 1907 hatte die Zentraldarlehnskaſſe 
mit Hilfe der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe überſtanden. Als 
ſie dieſe Bankverbindung abbrach, hatte ſie große flüſſige Mittel und hoffte 
ſich durch die Zinspolitik ſolche in genügendem Maße dauernd erhalten 
zu können. Das Jahr 1912 zeigte, daß dies ein Irrtum geweſen war, 
ſie mußte trotz mehrfacher Zinserhöhungen den offenen Geldmarkt ſtark 
in Anſpruch nehmen. Es zeigte ſich auch die Schwierigkeit, die kommenden 
Schwankungen rechtzeitig in ihrer Größe zu erkennen, während eine pro⸗ 
vinzielle Verbandskaſſe leichter den Geldbedarf vorausſieht und ihre Maß⸗ 
nahmen treffen kann. Bekanntlich iſt der landesübliche Zinsfuß in Oſt⸗ 
deutſchland weſentlich höher als in Weſt⸗ und Süddeutſchland. Für das 
Syſtem der Zentraldarlehnskaſſe (zentraler Geldausgleich über eine ganze 
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Anzahl von Provinzen) wird nun vielfach geltend gemacht, daß dadurch 
dem Weſten ein über durchſchnittlicher Zinsfuß für Spareinlagen geboten 
werden könne, während andererſeits dem Oſten das Geld zu einem un ter 
dem landesüblichen ſtehenden Satze gegeben werden könne. Ob dies 
tatſächlich der Fall iſt, mag hier dahingeſtellt bleiben. Vorausſetzung dafür 
iſt jedenfalls ein und derſelbe Zinsſatz für alle gleichartigen angeſchloſſenen 
Genoſſenſchaften, gleichgültig ob ſie im el oder Weiten liegen. Dies 
hat aber zur Folge, daß ſehr viele Genoſſenſchaften im Weſten dauernd 
mehr Spargelder an ſich ziehen, als ſie unter normalen Verhältniſſen im 
eigenen Bezirk anlegen können. Andererſeits werden die öſtlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften durch die Billigkeit des Bankkredits davon abgehalten, ihren Spar⸗ 
geldzinsfuß hoch zu halten, um ſoviel Spargelder an ſich zu ziehen, daß ſie 
ihren Geldbedarf normalerweiſe aus dem eigenen Bezirk aufbringen. 
Die Folge iſt, daß die öſtlichen Genoſſenſchaften keine richtige Sparpolitik 
treiben können, da fie oft einen Zinsverluſt haben, ſobald fie bei der Zentral; 
darlehnskaſſe ins Guthaben kommen. Es droht dann die Gefahr des leicht⸗ 
ſinnigen Ausleihens (über den Bezirk hinaus) oder der Verſchleppung, 
d. h. man legt keinen Wert auf pünktliche Abzahlung. Beides iſt für die 
Einzelgenoſſenſchaft nicht geſund. Praktiſch ſind der Erhöhung der Schuld⸗ 
zinsfüße im Weſten engere Grenzen gezogen als im Oſten. Darum mußte 
jener Grundſatz eines einheitlichen Zinsfußes in geldfeuren Jahren ot, 
gegeben werden, jo 1907/08 und auch 1912. 


Die provinziellen Verbandsbanken ſuchen die Verbindung mit dem 
offenen Geldmarkt durch Vermittlung einer Zentralbank. Für die preußiſchen 
Verbandsbanken iſt das die Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, die, 
mit etwa 80 Millionen Mark eigenem Kapital ausgerüſtet, imſtande iſt, 
ihnen zur Sicherung der Zahlungsbereitſchaft eine ſtarke Rückendeckung 
zu gewähren. Eine Zeitlang war es das Beſtreben der Leitung des Reichs⸗ 
verbandes, eine eigene genoſſenſchaftliche Zentralbank zu gründen. Indeſſen 
die 1904 von den Verbandsbanken des Reichsverbandes gegründete Reichs⸗ 
genoſſenſchaftsbank in Darmſtadt verfügte für dieſe Aufgabe über zu geringe 
Mittel, ſodaß die preußiſchen Genoſſenſchaftsbanken es vorzogen, an der 
Preußenkaſſe feſtzuhalten. Die Reichsgenoſſenſchaftsbank verlor den 
größten Teil ihres Kapitals in verfehlten geſchäftlichen Unternehmungen; 
ſie mußte 1912 in ſtille Liquidation treten und zog die heſſiſche Genoſſen⸗ 
ſchaftsbank, die ihr große Depoſiten anvertraut hatte, mit ſich. Es zeigte ſich 
hier das Bedenkliche einer unzulänglichen Zentralbank, die für die anver⸗ 
trauten Gelder bei größeren Verluſten nicht genug Sicherheit bietet. Auch 
die Bedenken einer Genoſſenſchaftsbank auf Aktien werden dadurch beleuchtet. 
Die heſſiſche Genoſſenſchaftsbank war eine ſolche, und es gehen dabei Spar⸗ 
einlagen der Genoſſenſchaften verloren, während die in der Form der 
Genoſſenſchaft errichteten provinziellen Verbandskaſſen mit ihren Haft⸗ 
ſummen dieſe Spareinlagen decken und etwaige große Verluſte gleichmäßig 
auf die Beteiligten verteilen würden. — Die öſtlichen Genoſſenſchaftsbanken 
waren größtenteils der Reichsgenoſſenſchaftsbank fern geblieben. 
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Eine llberſicht der ländlichen Verbandskaſſen der vier öſtlichen Provinzen 
bietet die umſtehende Tabelle (Tabelle 1). Dabei iſt zu beachten, daß den 
Darlehnskaſſen der Raiffeiſenverbände die Landwirtſchaftliche Zentral⸗ 
darlehnskaſſe mit ihren Filialen als Verbandsbank dient. 


In engem Zuſammenhang mit den ländlichen Zentralkaſſen ſteht das 
zentrale Warengeſchäft. Ein ſolches iſt für die ländlichen Genoſſenſchaften 
unentbehrlich, die den Warenverkehr mit pflegen. Denn ſie ſind über die 
Marktkonjunkturen nicht ſo genau unterrichtet und brauchen deshalb einen 
Großkaufmann, dem ſie unbedingtes Vertrauen ſchenken können. Sie können 
auch nur ſo den Grundſatz durchführen, unterſuchte Waren und nach Gehalt 
zu liefern. Auch die größeren Ein⸗ und Verkaufsvereine können durch eine 
ſolche genoſſenſchaftliche Zentrale beſſere Bedingungen erreichen. Nach 
dem Offenbacher Syſtem, wie es bei allen ſelbſtändigen provinziellen 
Zentralen der hier behandelten 4 Provinzen beſteht, ſind hierfür beſondere 
Inſtitute errichtet, deren Leitung regelmäßig mit der Verbandsbank und 
dem Reviſionsverbande in Verbindung ſteht. Erſtere dient auch dem Waren⸗ 
inſtitut als Bankverbindung. In der Landwirtſchaftlichen Zentraldarlehns⸗ 
kaſſe war, wie ſchon erwähnt, dies Warengeſchäft 1899 mit dem Geldgeſchäft 
vereinigt; 1906 1910 entſchloß man ſich hierin, das Offenbacher Syſtem, 
anzunehmen, was indeſſen in Oſtpreußen bisher noch nicht durchgeführt iſt. 
Die Wareninſtitute haben teils die Form der Genoſſenſchaft mit beſchränkter 
Haftpflicht, teils die der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. Regel⸗ 
mäßig ſind neben den Genoſſenſchaften auch größere Einzelbeſitzer als 
Mitglieder zugelaſſen. Näheres über den Stand und die geſchäftlichen 
Ergebniſſe dieſer Gefellfchaften ergibt die Überfiht auf S. 24 f Go 
belle 2.) Im Einzelnen ſei dazu bemerkt, daß der Verluſt in der 
Warenzentrale des ſchleſiſchen Bauernvereins im Jahre 1911 zu einem 
Wechſel der Leitung führte, worauf in den letzten Geſchäftsjahren wieder 
normale Ergebniſſe erzielt wurden. 

In Weſtpreußen ging die kleine Bezugszentrale in Neumark im 
Jahre 1912 in der Großhandelsgeſellſchaft des Danziger Raiffeiſenverbandes 
auf. Damit iſt wohl auch die Übernahme des kleinen von Neumark geleiteten 
Reviſionsverbandes angebahnt. Auf der anderen Seite geriet die weſt⸗ 
preußiſche Raiffeiſen⸗Organiſation mit der pommerſchen Genoſſenſchafts⸗ 
zentrale in Konflikt, in deſſen Verlauf die Pommerſche Hauptgenoſſenſchaft 
(Stettin) eine Filiale in Danzig errichtete. 

In Poſen beſtand ſeit 1902 zwiſchen den beiden ländlichen Verbänden 
ein Abkommen, wonach die Provinz für Gründungen in zwei faſt gleiche Hälften 
aufgeteilt wurde; die Übernahme von Genoſſenſchaften des einen Verbandes 
in den anderen Verband ſollte nur im beiderſeitigen Einvernehmen möglich 
ſein. Dies Abkommen lief 1912 ab und wurde durch ein neues erſetzt, 
wonach die Teilung für Gründungen beſtehen bleibt, die Übernahme be- 
ſtehender Genoſſenſchaften freigegeben wurde. 

Ein wichtiges Ereignis war der Zuſammenſchluß der Poſener 
Brennereien nach dem Vorbilde der pommerſchen Brennereien zu einer 
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Spiritusverwertungsgenoſſenſchaft, die ihre Intereſſen gegenüber 
der weiter verarbeitenden Spritinduſtrie und bei der Erneuerung der Spiritus⸗ 
zentrale (für die Zeit nach dem Jahre 1918) wahrnehmen ſoll. Die große 
Mehrheit der Poſener Brennereien ſchloß ſich dieſer Genoſſenſchaft an, die im 
Jahre 1918 aus den jährlichen Einzahlungen über ein eigenes Kapital von 2 
Mill. M. verfügen dürfte. Die Provinz Poſen hat mehr Brennereien als jede 
andere Provinz; es handelt ſich ſomit um ein bedeutendes Unternehmen. 
Die Schleſiſche Raiffeiſen⸗Organiſation verlor im Frühjahr ihren 
Verbandsdirektor Daum, der ſie mit großem geſchäftlichen Erfolge ge⸗ 
leitet hat. Es gelang ihm, die 1899 gegründete Genoſſenſchaftsbank für 
die Betriebsgenoſſenſchaften kräftig zu entwickeln. Sein Eintreten führte 
hauptſächlich zu dem Beſchluß der Neuwieder Organiſation, die Waren⸗ 
geſchäfte an ſelbſtändige provinzielle Inſtitute zu übertragen. Die Ent⸗ 
wicklung des alsbald von ihm errichteten ſchleſiſchen Wareninſtituts gab 
ihm Recht. Ein weſentliches Verdienſt hat Daum auch an der Gründung 
der Schleſiſchen Landgeſellſchaft, die nach langen Vorverhandlungen unter 
Beteiligung der drei ländlichen Verbandskaſſen im Jahre 1913 ins Leben 
treten konnte. Sein Nachfolger iſt der frühere Landrat Steinmann. 


Die Beſprechung der gewerblichen Verbandskaſſen und der Verbands⸗ 
kaſſe der oſt⸗ und weſtpreußiſchen Vorſchußvereine ſei dem nächſten Jahrbuch 
vorbehalten, in dem auch die Entwicklung der einzelnen Genoſſenſchaftsarten 
weiter verfolgt werden ſoll. Hier mögen noch einige Ausführungen über 
die polniſche Zentralorganiſation folgen. 

Schon frühzeitig haben die polniſchen Genoſſenſchaften daran 
gedacht, ſich ſelbſt eine Genoſſenſchaftsbank zu ſchaffen. Nachdem die bank 
Wioscianski, eine kleine Aktienbank in Poſen, dieſen Zweck nicht nach 
ihrem Wunſch erfüllt hatte und Verhandlungen mit der größten polniſchen 
Einzel⸗Kreditgenoſſenſchaft, der bank przemystowc6w in Poſen, nicht 
zum Ziel geführt hatten, rief man 1886 die bank zwigzku spölek zarob- 
kowych ins Leben. Dieſe Bank iſt eine Aktienbank, an der auch Privat⸗ 
perſonen beteiligt ſind; jedoch iſt den Genoſſenſchaften ſatzungsmäßig das 
Übergewicht geſichert. Das Grundkapital beträgt 6 Millionen Mark und 
iſt bis auf einen kleinen Reſt eingezahlt. Davon entfielen Ende 1911 
rund 5 Millionen Mark Aktien auf 209 Genoſſenſchaften. Die Reſerven 
betrugen nach der Zuſchreibung aus dem Gewinn des Jahres 1911 
1½ Millionen Mark. Der Reingewinn betrug (nach Abzug des Vortrags 
aus dem Vorjahr) 

o 487 062 K 

F 519 880 „ 
Es wurde daraus die herkömmliche Dividende von 6 Prozent verteilt. 
Von Privaten hatte die Bank Ende 1911 27,3 Millionen Mark Einlagen 
(1910: 24,8 Millionen Mark) an ſich gezogen. Die Genoſſenſchaften hatten 
bei ihr an dieſem Termine 8,9 Millionen Mark Guthaben in laufender 
Rechnung. Wie ſich dieſe Mittel in der Geldanlage auf Genoſſenſchaften 
und Private verteilen, iſt aus der Bilanz nicht zu erſehen. Einzelheiten 
ergibt die Überſicht der Bilanzen für 1910 und 1911 auf S. 246. (Tab. 3.) 
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Die ländlichen Zentralkaſſen in den Provinzen Oſt⸗ 
(Nach dem Jahrbuch des Reichsverbandes der 


Oſtpreuß. Pro- Landw. Ges 
Ländliche vinzialge⸗ noſſenſchafts 


Firma Zentralkaſſe noſſenſchafts⸗ kaſſe 
e. G. m. b. DI. e EE 
G. m. b. H. e. G. m. b 
Sit der Genoſſenſcha t. e Si 
Gründungsjahr `, tete 
Mitgliederzahl Ende 1911: 
Darlehnskaſſeunn 
Bezugsgenoſſenſchaften 
Molkereigenoſſenſchaften 
Sonftige Genoſſenſchaften 
Andere Körperſchaften und Vereine 
Einzelmitglieder 


Aktiva: Kaſſe nen 24 944 9 358 — 
Wertpapiere.. 327 700 61 155 — 
Wechſeelklkl Ee — 806 064 221 000 
Guthaben bei Genoſſenſchaften . . 1188942 1 806 881 161 236 
Guthaben bei Bankben .» 100 000 9 100 — 
Guthaben bei Privaten und Körper⸗ 

ſchaftee n 241 795 — — 
Immobilien und Inventar . . 
Sonſtige Aktidoaagagn 


Summe der Aktiva. . .| 2613174 3 405 005 


Paſſiva: Geſchäftsguthaben an Genoſſen 184 500 475 400 60 156 


Reſerv‚enn en. 65 826 92 106 20 877 
Einlagen der Genoſſen 1843 323 808 484 58 166 
Bankſchuldn ss 208 084 154 399 16 867 
en und Einlagen von 
Körperſchaftenn — 1587 835 — 
Wechſelverb indlich keiten 250 000 — — 
Sonſtige Paſſivoa eas. 45 652 286 781 1067 
Summe der Paſſiva . .| 2597385 | 3 405 005 | 378 133 
Reingewnn n. 15 789 — 7 056 
ai he len rn ae ee 25 860 682 172 928 176 | 16 368 464 


Sefamthaftfumme . . . . 2. 2: 2 2 220 en 1 875 000 4 740 000 848 000 
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und Weſtpreußen, Poſen und Schlesien im Jahre 1911. Tabelle 1. 
deutſchen landwirſchaftl. Genoſſenſchaften für 1912.) 


Wee. Provinzial, | Poel: wenge. aa | 14 EE 


Provinzial⸗ genoſſen⸗ Landes⸗ genoſſen⸗ laſſe des 
genoſſen⸗ ſchaftskaſſe genoſſen⸗ ſchaftskaſſe Schleſiſ chen ga fie 
„| aftskaſſe für Poſen ſchaftsbank | für Schlefien Bauerudereind e. G kä SE 
m. b. H. e. G. m. b. H. e. G. m. b. H. e. G. m. b. H. e. G. m. b. O. orsanifation) 


Danzig Poſen Poſen Breslau Neiſſe Breslau 
1898 1895 1899 1895 1890 1899 


= 303 182 766 319 Ss 
1 18 12 Ge 20 = 
35 21 31 24 14 33 
37 53 76 55 13 47 
4 1 = gg SN 3 
ap 4 27 13 6 10 
112 400 | 328 | 847 372 93 
21 473 46 840 242 280 32 530 54 143 8316 
118 214 610.000 769 330 | 3564818 389 890 3 766 
220226 | 2827119 3451226 19 039 Se 81 770 
5 157 205 9323794 | 13760790 | 17122679 | 10115641 | 2587701 
253 598 33 371 = 1 856 975 184 616 278 273 
361 840 681 Se 476 665 Ge 227 066 
330 745 255 509 664 632 3 475 1697 1 600 
592 100 414 899 974 818 365 794 781¹ 143 724 


70056 401 13 412 213 19 863 076 23 441 975 10 746 768 3 332 206 


306 670 1 943 450 1 781184 1 862 320 1 631 400 692 340 
147 295 224 236 342 475 344 279 137 000. 107 263 
1 006 991 9 354 012 1245674 | 20615 928 6 477 104 246 498 
672986 1 609 596 6 591 968 1 145 665 666 251 


4 963 952 41 748 6111 464 1 312 380 1670 451 
— — 3 346 000 — — 
1476 135 905 358 000 10 094 — 


6 999 370 13 308 947 19 776 765 23 356 618 10 713 643 3 282 803 


66 031 103 266 86 311 85 357 33 125 49 403 
277412439 235 889616 | 335 754 966 | 244 059 672 89 025 928 | 104 955 092 
3132000 | 18988 000 17 846 500 37 247 000 16 440 000 5 620 000 
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Die ländlichen Warenzentralen in den Provinzen Of- und 
(Nach dem Jahrbuch des Reichsverbandes der deutſchen 


Ländl. Wirt⸗ 
Ermländiſ 5 
Seen, d Seine sel Landwirt⸗ 
; kralgenoſſenſchaft „ ſchaft zum An- ſchaftlicher 
Firma oftpreuß. land⸗ re Be eis verein 
Bann en artiteln e. G. m. b. H. 
e. bh m. b. e. 6. m. 
Mehlſack Neumark 
Sitz der Genoſſenſcha fte... Inſterburg Oſtpr. Weſipr. 


Gründungsjah ett 1871 1904 1889 


A 1. Januar bis 1. SE bis 1. 38 bis 
Berichtsjall hh | 31. Dez. 1911 


Genoſſenſchaften 9 60 8 
Mitglieder | Einzelmitglieder 300 113 386 


zuſammen 309 173 394 
Immobilien und Inventae 433 645 54 806 127 174 
Geſchäftsguthaben der Genoſſen 245 780 3 326 60 702 
Reſervzen 75 195 36 651 90 490 
Geſamthaftſummne 1 098 000 86 500 901 000 
Fremde Mittel 1278 013 112 189 1086 789 
Mein ngaͥsnn Eee 30 714 2 536 4164 
Berluſ — — — 
Düngemittel (tr.) 258 982 186 815 71 915 
Düngemittel (Wert in Marl) .... . — — 195 073 
Futtermittel (Str.: 117 044 4712 60 193 
Futtermittel (Wert in Mark) — — 410 915 
Sämereien und [Menge (Bir) )) 71 500 — 1832 
Saatgetreide Zem in Mark) en = 45 620 
Role Menge (Str. 176 822 = 266 500 
Wert in Mark. — — 174 451 
Menge (tr.) 224 14 398 738 
n Wert in Mark — — 1581 
Land wirtſchaftliche Maſchinen (Wert in Mark) — 87 759 9 950 
Geſamtbezug (Wert in Ma rf) 1 906 969 463 769 837 590 
Menge (Ztr.))))) 20 726 — 143 328 
BEE | Wert in Mark.. 177 742 88 1100 208 
Menge (Ztr.) — — 125 408 
Sale: OR ROUTER Wert in Mark. = VS 208 724 
Geſamtwert der verkauften Erzeugniſſ e 
Wert in Mark.. 177 742 — 1308 932 


Deutſches und polniſches Genoſſenſchaftsweſen 245 


Weſtpreußen, Poſen und Schlesien im Jahre 1911. Tabelle 2. 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften für 1912.) 

Landwirt⸗ Landw. Zen⸗ Landw. Ein⸗ Landw. Zentral, Schleſiſche An⸗ 
liche Groß⸗ tral⸗Ein⸗ und eee und Verkaufs⸗ — 4 ech 
handelsgeſell⸗[“Verkaufsge⸗ d Kg genofjenichaft ſchaſt des Schle⸗ en: 1 

o. | moffenihaft a Ve, cen eee ST 
G. m. b. e. G. m. b. H r G. m. b. H. e. G. m. b. H. G. m. b. . 
Danzig Poſen Poſen Breslau | Breslau Breslau 
1909 1890 1901 1895 1890 1909 


1. Juni1910bis 1. Januar bis 1 Juli 1910 bis 1. April 1910 b. 1. Juli 1910 bis 1. Juli 1910 bis 
31. Mai 1911031. Dez. 1911/30. Juni 1911031. März 191130. = 1911| 30. = 1911 


EIERN ra = 
250 
1191 929 15 409 417 354 9079 66 430 131 985 
1 500 000 146 879 500 000 557 000 221 100 800 000 
13 229 151 602 214 248 182 318 4331 40 968 
— 864 000 — 1 081 000 1 068 000 — 
2 361 211 898 895 1129 949 1237 556 1 096 286 1 154 746 
110 443 69 118 12 321 — 33 374 140 696 
— — — 96 919 — — 
1004 800 1030 927 1210 000 1623 954 553 810 1145 160 
2 790 111 2 196 951 3 838 126 — 1 015 246 2 183 770 
450 623 180 449 638 000 597 564 105 024 335 389 
2 470 225 1 184 519 3 282 1% — 573 239 2117 690 
8 642 1056 — 8 744 6217 10 164 
463 694 29 581 315 265 — 171 246 221 392 
1492 059 1235 955 1130 000 2 218 900 994 220 3 465 676 
1540 398 732 905 830 806 — 630 567 3 159 667 
8943 18 176 —— 1569 163 184 82 289 
42 217 46 684 — — 1 056 489 509 793 
274 385 — 287 000 126 000 — 1 775 750 
7581 030 4 1% 640 8 553 392 9087 976 3 447 087 9 968 062 
2 145 807 233 953 1 033 058 112 583 129 413 234 786 
17 200 539 1955 857 8 487 557 985 100 971 606 1 911 512 
— — — — 34 292 60 095 
— E — — 85 183 138 510 
17 200 539 1955 857 8 487 557 985 100 1056 789 2 060 789 
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Bank zwiazku spolek zarobkowych. Tabelle 3. 
Bilanz am 31. Dezember 1). 


Aktiva Paſſiva 


1910 1911 1910 | u 


865 977 73 27820658] . . . . Rafle. ... . = = 
— — .. Grundkapital 6 000 000 6 000 000 
888 750,—| 328.000,—| davon nicht eingezahlt = e 
laufende Rechnung mit 


127 05029| 120460,—| . . Genoſſenſchaften . | 8065 078,50 8 914 372,31 
laufende Rechnung mit 
582 328,11 677 453,833. Banken 3 046 265,62] 6882 614,50 
laufende Rechnung mit 
6 907 834,04] 7 231 751,199. . . Privaten . . . 24 807 800,67 27 337 209,69 
8 042 791,75 8 778 256,555. Effekten — — 

23 822 974,68 25 574 465,822. Wechſel — — 
1647 198,33] 1 063 367,39| . . . Avale . . | 647 198,33] 1 063 367,39 
— 126,47 . . Gerichtskoſten 141,22 — 

— — .. . Reſerven . . 1 347 875,06] 1500 232,21 
2 105 649,67] 1 697 272,30. . . Hypotheken 270 000,—| 270 000,— 
443 331,48 
21 629,50 So n .. Immobilien — — 
81 601,27 21 629,50 
100,.— 100,—| . . . Mobilien — — 
Dividende 
— — . für 1907 bis 1911 257 547,35 338 162,40 
— — .. . Zantieme . . . 21 000,— 25 000,— 
— — Vortrag für 1912. 74 310,10 83 462,61 
45 537 216,85 46 214 421,11 e 537 216.85 46 214 421,11 


1) Nach Verteilung des Reingewinns. 
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Die Verbandsbank bildet heute einen ähnlichen ſtarken Mittelpunkt 
für die polniſchen Genoſſenſchaften, wie die ländlichen Verbandskaſſen 
es für die ihrigen ſind. Sie gibt in ihrer Verbindung mit der Leitung des 
Reviſionsverbandes, dem „Patronat“, dieſem eine Autorität und einen 
Nachdruck, die den Reviſionsverbänden der deutſchen Vorſchußvereine 
nicht zu Gebote ſtehen. Das Syſtem weicht freilich von der deutſchen 
ländlichen Verbandskaſſe etwas ab. Die polniſche Verbandsbank pflegt 
neben dem genoſſenſchaftlichen auch das private Kreditgeſchäft, und zwar 
in großem Umfange, während ſich die deutſchen ländlichen Verbandskaſſen 
grundſätzlich auf den Bankverkehr mit Genoſſenſchaften beſchränken. Ferner 
haben die deutſchen Verbandskaſſen möglichſt alle Einzelgenoſſenſchaften des 
Reviſionsverbandes als Mitglieder und ſtehen mit ihnen im Bankverkehr. Für 
die polniſche Verbandsbank bilden dagegen die Kreditgenoſſenſchaften (meiſt 
bank ludowy, „Volksbank“ genannt) den Unterbau. Von dieſen Volksbanken 
liegen zwei Drittel in den Städten, der Reſt in größeren Dörfern. Die 
anderen Genoſſenſchaften ſollen nicht von der Verbandsbank, ſondern 
von der Bank ludowy finanziert werden. Bisher haben die Polen außer 
dieſer noch zwei Genoſſenſchaftsarten ausgebreitet: den rolnik und die 
bank parcelacyny. 

Die Rolniks entſprechen genau den deutſchen „Ein⸗ und Ver⸗ 
kaufsvereinen“ in den Marktorten der Provinzen Poſen, Pommern 
und Oſtpreußen. Sie beſitzen einen Speicher für Getreide, Futter⸗ und 
Düngemittel, Kohlen und landwirtſchaftliche Maſchinen, der von einem 
beſonderen Geſchäftsführer betrieben wird. Ende 1912 gehörten dem 
Verbande bereits 54 ſolche Rolniks an, ihre Zahl und ihre wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung wird vorausſichtlich noch ganz bedeutend 
wachſen. Ihr Geſchäftsbetrieb führt — wie bei den deutſchen Ein⸗ und 
Verkaufsvereinen — zu einer meiſt beträchtlichen Kreditgewährung. 
Indem nun der Rolnik ſeinen Bankkredit von der am gleichen Orte befind⸗ 
lichen Volksbank nimmt, muß er dieſer Einblick gewähren und iſt meiſt 
auch mit ihr durch Perſonen ſeiner Verwaltungsorgane verknüpft. Die 
Volksbank kann durch dieſe Weiſe die Gefahren einer mehrſeitigen Kredit⸗ 
gewährung an dieſelbe Perſon mildern. Da der Bankkredit immerhin 
beſchränkt iſt und die Kreditwünſche der Mitglieder gewöhnlich weiter gehen, 
ſo liegt es für den Rolnik nahe, Spargelder anzunehmen und daraus ſeinen 
Kredit zu gewähren. Der polniſche Verband verwirft dies Verfahren 
grundſätzlich, da der Rolnik mit der beſchränkten Haftpflicht und dem ris⸗ 
kanteren Geſchäft nicht die für die Spareinlagen des kleinen Mannes nötige 
Sicherheit bietet. Die Kreditgenoſſenſchaft ſoll das Monopol dafür haben, 
und indem ſie ſelbſt der Bankier des Rolniks iſt, kann ſie deſſen Wett⸗ 
bewerb um die Spargelder eher unterdrücken. 

hnliche Fragen erheben ſich bei den Parzellierungsgenoſſen⸗ 
ſchaften, met bank parcelacyny oder bank ziemski (Land- 
bank) genannt. Im ganzen zählte der polniſche Verband Ende 
1911 23 ſolche Genoſſenſchaften, von denen aber die spolka 
ziemska in Poſen und die in Olobok eine beſondere Stellung ein⸗ 
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nehmen, ebenſo die spolka rolniköw parcelacyny in Poſen und die 
bank parcelacyny in Poſen und der eigenartige zwigzek ziemian. Die 
übrigen ſind eine noch neue Art von Genoſſenſchaften, als deren erſte die 
in Priment 1901 entſtand. Die Parzellierung ſollte ihre erſte Aufgabe 
ſein, im Zuſammenhang damit und ſoweit es dazu nötig war, auch das 
Hypothekengeſchäft und die Gewährung von Zwiſchenkrediten beim Beſitz⸗ 
wechſel. Dieſe letzteren Aufgaben ſind mehr und mehr in den Vordergrund 
getreten; der Verband bezeichnet geradezu als Hauptaufgabe die Neu- 
ordnung der bäuerlichen Hypothekenverhältniſſe, wie dies auf deutſcher 
Seite die Deutſche Mittelſtandskaſſe und die Deutſche Bauernbank tun, 
und er erklärt es für zeitgemäß, wenn die größeren Volksbanken eine ſolche 
Genoſſenſchaft neben ſich haben. Die Vermittlung des bäuerlichen Beſitz⸗ 
wechſels und die Parzellierung namentlich größerer bäuerlicher Grund⸗ 
ſtücke an Anlieger werden daneben fortgeſetzt. Dieſe Verſchiebung der 
Hauptaufgabe erklärt es, daß die Parzellierungsgenoſſenſchaften an Zahl 
und Geſchäftsumfang trotz der Beſchränkung der polniſchen Parzellierung 
zugenommen haben. 

Die Organiſation der Poſener Zentrale iſt bereits von Bernhard 
beſchrieben. Intereſſante Ergänzungen bringt das neue Buch von Pawlicki)), 
namentlich über die Stellung des Patrons (des Verbandsdirektors) als 
Kurator der Verbandsbank. Der Patron iſt auch in der Verbandsbank 
in den wichtigſten Fragen ausſchlaggebend. So hat er alle Kredite an 
Genoſſenſchaften zu genehmigen, die über die reglementmäßige Höhe 
(ein Drittel des eigenen Vermögens der Genoſſenſchaft) hinausgehen. 
Er kann auch ſolche Überkredite fordern und trägt dann die Verantwortung. 
Er kann jederzeit die Verbandsbank revidieren und den Aufſichtsrat zum 
Einſchreiten veranlaſſen; dagegen kann die Verbandsbank nur mit feiner 
Zuſtimmung eine Kundengenoſſenſchaft revidieren. So iſt die monarchiſche 


1) W. Pawlicki. Zur Entwicklung des Genoſſenſchaftsweſens in der 
Provinz Poſen (Zſchft. f. d. geſamte Staatswiſſenſchaft, hrsg. v. Karl Bücher, Er⸗ 
gänzungsheft 43) Tübingen 1912. Das Buch iſt nicht ganz unparteiiſch. Es bietet 
wichtiges Material über das polniſche Genoſſenſchaftsweſen; die a ung des 
deutſchen bleibt dagegen an der Oberfläche, die gezogenen Vergleiche beruhen Durchs 
weg auf unrichtiger Grundlage (cfr. die Beſprechungen Broſes im Aprilheft 1913 
des „Poſener Landes“ S. 184 f. und die des Verfaſſers im Jahrbuch für Geſetz— 
gebung und Verwaltung hrsg. v. Schmoller 1913 S. 1014 f.). 

Bemerkenswert iſt das Eingeſtändnis Pawlickis, daß der nationale Boykott 
von den Polen gehandhabt wird, um die Deutſchen aus den Städten zu verdrängen. 
Er ſagt darüber (S. 41): „Freilich iſt nicht zu leugnen, daß dieſes Vordringen den 
Polen durch den nationalen Boykott, nach dem die Polen mit Aufträgen nur an 
ihre eigene Landsleute herantreten ſollten, in großem Maßſtabe erleichtert 
wurde; jedoch kann man den Polen die Art und Weiſe, durch die ſie ihre Nation 
wirtſchaftlich zu heben verſuchten, nicht übel nehmen Dieſes Eindringen 
der polniſchen Bevölkerung in Handel und Gewerbe hatten einen Rückgang der 
jüdiſchen Bevölkerung zur Folge, in deren Händen ſich im 19. Jahrhundert faſt der 
ganze Handel und ein großer Teil des Gewerbes und der Induſtrie befand.“ 

Wer durch die auf das Weihnachtsgeſchäft berechnete Boykottbewegung des 
Herbſtes 1912 noch nicht belehrt iſt, mag ſich aus dieſen Worten von der Plan⸗ 
mäßigkeit und der Gefahr des polniſchen Boykotts überzeugen. 
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Herrſchaft des polniſchen Verbandsdirektors in der Verbandsbank ſicher 
geſtellt; und es iſt gewiß eine beachtenswerte Leiſtung, wie dieſe praktiſch 
abſolute Gewalt trotz aller demokratiſchen Formen doch ſatzungsmäßig 
ſicher geſtellt iſt. Für das polniſche Genoſſenſchaftsweſen iſt dieſe Einheit 
ihrer Organiſation und die Vereinigung der Macht in der Hand des von der 
Gunſt des Augenblicks und der Parteien unabhängigen Patrons von großem 
Nutzen. Auf Einzelheiten des Buches wird im nächſten Jahrbuch bei der 
Darſtellung der Einzelgenoſſenſchaften zurückzukommen ſein. 


Das Jahr 1912 hat auch an die polniſche Verbandsbank ganz außer⸗ 
gewöhnliche Anſprüche geſtellt. Die Kriegsſorgen, die man anfangs auf 
polniſcher Seite nicht ungern ſah, weil mancher polniſche Sparpfennig 
den deutſchen Sparkaſſen entzogen wurde, ſind hie und da auch den pol⸗ 
niſchen Volksbanken recht unbequem geworden, ſo namentlich der großen 
bank przemystowcöw in Poſen. Dieſe Erſcheinung iſt jedenfalls ein 
Beweis, daß auch die polniſchen Volksbanken an ihre Liquidität denken 
müſſen und nicht dadurch, daß ſie meiſt kleine Leute als Sparer und viel 
kleine Konten haben, gegen Überraſchungen geſchützt find. Zu beachten 
bleibt, daß die Volksbanken in bedeutendem Umfange Gelder im Realkredit 
feſtgelegt haben, wenn dies auch bei der Einkleidung faſt jedes Darlehns 
in Wechſelform aus den Bilanzen nicht erkennbar iſt. 

Im Jahre 1912 richtete die Verbandsbank nach dem Muſter der 
deutſchen Vorſchußvereine eine eigene Giroſtelle ein, der bis zum 
Ende des Jahres 27 Genoſſenſchaften beigetreten ſind. 

Im Frühjahr 1913 eröffnete die Verbandsbank eine Filiale 
in Thorn, wohl um den weſtpreußiſchen Genoſſenſchaften entgegen⸗ 
zukommen, die ſchon ſeit langer Zeit Abſonderungsbeſtrebungen haben. 

Bekannt iſt der ſtarke Einfluß der polniſchen Geiſtlichkeit auf das 
Genoſſenſchaftsweſen, ſind doch zurzeit nahezu 300 Geiſtliche in den Ge⸗ 
noſſenſchaften des polniſchen Verbandes tätig. Auch der rückwirkende 
Einfluß dieſer wirtſchaftlichen Tätigkeit auf den Charakter der Geiſtlichkeit 
und ihre ſeelſorgeriſche und politiſche Autorität iſt nicht zu unterſchätzen. 
Das päpſtliche Dekret der Konſiſtorial⸗Kongregation vom 18. November 
1910 befahl den Geiſtlichen, aus ihren genoſſenſchaftlichen Amtern binnen 
vier Monaten auszuſcheiden. Auf die lauten Proteſte hin wurde die Be⸗ 
ſtimmung zunächſt dahin interpretiert, daß ſie auf die Mitgliedſchaft im 
Aufſichtsrat keine Anwendung finden würde. Die Adminiſtratoren der 
Erzdiözeſe Gneſen⸗Poſen erwirkten am 3. Februar 1911 einen Diſpens 
auf 2 Jahre, dieſe Friſt iſt am 18. März 1913 abgelaufen. Das Konſiſtorium 
der Diözeſe Kulm hat bereits Ende 1912 einer Reihe von Geiſtlichen befohlen, 
aus den Genoſſenſchaftsvorſtänden auszuſcheiden. 


Va. 


Deutſches und polniſches Dolksbildungsweien in poſen. 
Von Wilhelm Chriſtiani. 


I. Das polniſche Volksbibliotheksweſeny. 


Dem ſehr ausführlichen Bericht des polniſchen Volksbibliotheken⸗ 
vereins (Towarzystwo czytelni ludowych) für das Geſchäftsjahr 1911/12 
(1. Juli 1911 bis 30. Juni 1912) entnehmen wir folgende Angaben 
(ſ. Przeglad os wiatowy VII, 267-306). 

Der aus 16 Perſonen beſtehende Hauptvorſtand in Poſen hielt 
acht Sitzungen ab. Um die Organiſation des Vereins zu fördern ſtellte 
er den Geiſtlichen Ludwiczak als Inſtruktor an, der ſein Amt am 
1. Februar 1912 antrat. Ludwiczak übernahm auch die Redaktion des 
Vereinsorgans (Aufl.: 1950). Die Zahl der Kreiskomitees, deren Organi⸗ 
ſation nicht nur in Schleſien und Weſtpreußen, ſondern auch in Poſen 
noch viel zu wünſchen übrig läßt, betrug 79. Viele von ihnen ſandten keine 
oder nur unvollſtändige Berichte ein. Im Berichtsjahr wurden vier Kreiſe 
(Poſen⸗Weſt, Schrimm, Samter, Thorn) geteilt. Die Kreiskomitees hielten 
insgeſamt 107 Sitzungen ab, davon 97 in der Provinz Poſen, 8 in Weſt⸗ 
preußen und 3 in Schleſien, im Vorjahr fanden dagegen nur 72 Verſamm⸗ 
lungen ſtatt. Die Kreiskomitees zählen jetzt zuſammen 445 Mitglieder 
gegen 258 im Vorjahr. Während die Zahl der Komiteemitglieder ſomit 
ſtark geſtiegen iſt, hat die Zahl der Verſammlungen nicht in gleichem Maße 
zugenommen. Dies erklärt ſich dadurch, daß ein Teil der Kreiſe erſt in der 
zweiten Hälfte des Berichtsjahres organiſiert wurde. In der Provinz Poſen 
kamen im Durchſchnitt drei Verſammlungen auf den Kreis, in Weſtpreußen 
0,8 und in Schleſien 0,6. 

Die Einnahmen beliefen ſich auf 64 824,25 . die Ausgaben auf 
44 581,69 . An Jahresbeiträgen gingen ein 

im Geſchäftsjahr 1909/10: 14 374,51 .. 
x „ 1910/11: 18 268,81 „ 
A 1911/12: 19 991,43 „ 


Einige Komitees ſandten die von ihnen geſammelten Mitglieds⸗ 
beiträge erſt nach dem 30. Juni ein, dieſe Beiträge konnten daher nicht mehr 
gebucht werden. An Vermögen waren rund 117 900 A vorhanden. 

Die Angaben über die Zahl der Bibliotheken ſind nicht zuverläſſig 
und widerſprechen früheren Angaben. Am 30. Juni 1911 beſtanden etwa 
1550 Bibliotheken, am 30. Juni 1912 1700 Bibliotheken. Die von den 
Kreiskomitees eingeſandten Berichte waren zum Teil ganz unvollſtändig; 


1) Über das deutſche Volksbibliotheksweſen wird im nächſten Jahrgang 
berichtet werden 
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von dieſen Berichten konnten daher nur 46 (gegen 40 im Vorjahr) benutzt 
werden, die aber ebenfalls oft lückenhaft waren. 

Aus dieſen Berichten ſind folgende Angaben geſchöpft: die Zahl 
der Leſer nahm in 27 Kreiſen zu, in 17 Kreiſen nahm ſie nur unbedeutend 
zu und in einem Kreiſe (Bromberg) ging ſie zurück. Bibliotheksreviſionen 
fanden in 33 Kreiſen ſtatt (gegen 21 im Vorjahr), und zwar wurden in 22 
(15) Kreiſen alle Bibliotheken revidiert, in 11 (6) Kreiſen einige. Leſe⸗ 
hallen, in denen Zeitungen und Zeitſchriften auslagen, gab es in 15 (10) 
Kreiſen. Die Zahl ihrer Beſucher wird nicht angegeben; der Bericht teilt 
nur mit, daß die Leſehallen in 5 (3) Kreiſen ſehr ſtark beſucht wurden, in 
6 (6) Kreiſen war der Beſuch befriedigend und in (4) (1) Kreiſen gering. 

Die Zahl der Leſer iſt zurückgegangen. Sie wird auf 88 000 
geſchätzt gegen 92 000 im Vorjahr und 107 000 im Geſchäftsjahr 1909/10. 
Die Zahl der verliehenen Bände wird auf 900 000 geſchätzt und iſt eben⸗ 
falls zurückgegangen, denn fie betrug im Vorjahr 1 092 000. 

Das Zentraldepot verſandte 


im Jahr 190% 1¹ubWbuubW0W0W0WW. 36 169 Bände 
„ % r ( 31427 „ 
„%% ²p) 88 25794 „ 
Die örtliche Verteilung der verſandten Bücher veranſchaulicht 
folgende Tabelle: 

1910/11 1911/12 
Poſen . . . . 15 986 Bände, 14 520 Bände 
Weſtpreußen 8694 „ 5393 „ 
Ditpreußen ....... 8 323 „ 285 „ 
Oberſchleſien 1649 „ 2715 „ 
Emigration 4775 „ 2881 2 


Zuſammen ... 31 427 Bände, 25 794 Bände. 

In Weſtpreußen erhielten zehn Bibliotheken neue Bücher, und zwar 
jede Bibliothek durchſchnittlich 21 Bände; außerdem wurden dort zwei 
neue Büchereien gegründet, von denen jede 40 Bände erhielt. 

Die am 1. Juli 1912 in Poſen eröffnete Kraſzewski⸗Bibliothek 
(Biblioteka im. Kraszewskiego) erhielt vom Volksbibliothekenverein 
eine einmalige Unterſtützung im Betrage von 5000 A. Sie verleiht ſeit 
dem 26. Februar 1913 außer Romanen und Erzählungen auch hiſtoriſche 
und literarhiſtoriſche Werke und beſitzt an Werken aus dieſen beiden Gebieten 
900 Bände. 

Zur Bekämpfung der Schundliteratur hat der Hauptvorſtand des 
Volksbibliothekenvereins mit der Verlagsbuchhandlung Z. Rzepecki & Co. 
in Poſen ein Abkommen geſchloſſen. Die Firma hat die Herausgabe guter 
Bücher übernommen, die zum Preiſe von 10 Pf. verkauft werden ſollen. 
Vom Reingewinn bekommt der Verein einen Teil. Der Hauptvorſtand 
prüft die Bücher. 

Der kritiſche Ausſchuß hielt neun Sitzungen ab und prüfte 152 Werke 
in 168 Bänden. Er empfahl davon 104 Werke in 116 Bänden zum Ankauf. 
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Im erſten Bericht über das polniſche Volksbibliotheksweſen (Oſt⸗ 
land J, 203) ſind Angaben über den Beſtand und die Benutzung der 
Bibliotheken einiger polniſcher Vereine mitgeteilt. Der dort erwähnte 
Verband der katholiſchen Vereine erwerbstätiger Frauen zählte 1912 
14 Bibliotheken, in denen 3233 Bände gegen 3035 Bände im Vor⸗ 
jahr vorhanden waren. Verliehen wurden 6219 Bände gegen 4117 
Bände im Vorjahr. Die meiſten Verleihungen entfielen 1912 auf die 
Bibliothek des Vereins „Jednosc“ in Bromberg (1716 verliehene Bände), 
des Arbeiterinnenvereins in Jerſitz (1103 verliehene Bände) und des 
Vereins „Zgoda“ in Hohenſalza (700 verliehene Bände). Über die 
Zahl der Leſer liegen keine Daten vor. 

Von den dem Verbande der katholiſchen Vereine polniſcher Arbeiter 
der Erzdiözeſe Gneſen und Poſen angehörenden Vereinen beſaßen im 
Jahre 1912 157 ihre eigenen Büchereien gegen 150 im Vorjahre. In 
dieſen Büchereien waren insgeſamt 23 966 Bände vorhanden gegen 
23 279 Bände im Vorjahr. Über die Benutzung hatten nur 130 Vereine 
Berichte eingeſandt. Danach betrug die Geſamtzahl der verliehenen 
Bände 39 428 gegen 37 530 im Vorjahr. 


II. Das deutſche Volksunterhaltungsweſen in 
Poſen. 

Die „Zentralſtelle für Volksunterhaltung in der Provinz Poſen“ 
iſt eine ſtaatliche Einrichtung und beſteht ſeit dem 15. November 1905. 
Sie iſt der Kaiſer⸗Wilhelm⸗Bibliothek angegliedert. Die Zentralſtelle 
hat die Aufgabe, alles zur Einrichtung von Volksunterhaltungs⸗, Familien- 
und Vereinsabenden dienende Material zu ſammeln und den Leitern ſolcher 
Veranſtaltungen unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen. Sie beſitzt Literatur 
jeder Art und Muſikalien, ferner Lichtbilderſerien und Texte zur Erläuterung 
derſelben. Der Fiskus hat für ſämtliche Landkreiſe der Provinz Lichtbilder⸗ 
nn. angeſchafft, die auf Antrag nach jedem Ort entliehen werden 
önnen. 

Den Betrieb veranſchaulicht folgende Tabelle: 


Zahl der vorhandenen 
Lichtbilderſerien 


Benutzung der 
Lichtbilderſerien 


Verſendung von Literatur 


Jahr und Muſikalien 


1905/06 25 172 mal 420 Bände 
1906/07 40 233 „ 244 „ 
1907/08 50 304 „ 241 „ 
1908/09 55 398 „ 478 „ 
1909/10 63 451 „ 581 „ 
1910/11 67 415 „ 458 „ 
1911/12 70 631 „ 1010 „ 
1912/13 79 670 „ 772 „ 
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III. Das polniſche Volksunterhaltungs⸗ und 
Vortragsweſen. 


Im Auftrage des Hauptvorſtandes des polniſchen Volksbibliotheken⸗ 
vereins iſt ein beſonderer Vortragsausſchuß tätig, der aus zehn Perſonen 
beſteht. Dieſer Ausſchuß hat im Geſchäftsjahr 0 eine Sammlung 
von Vorträgen „Zbiör przemöwien na wiecach T. C. L.“ heraus 
gegeben. Das Buch enthält zehn Vorträge, u. a. folgende: Bildung 
und Wohlſtand, Die Bildung in unſerem Gemeinweſen, Die Notwendigkeit 
der Bildung, Das Finanzweſen des Volksbibliothekenvereins, Die Auf⸗ 
gaben der polniſchen Frau dem Volksbibliothekenverein gegenüber. — 
Ein zweites Handbuch, das zur Veranſtaltung von Volksunterhaltungs⸗ 
abenden und Liebhaberaufführungen geeignetes Material enthalten wird, 
iſt in Vorbereitung. 

Seit dem Oktober 1911 beſteht eine Ausleihſtelle von Lichtbilder⸗ 
ſerien als beſondere Abteilung des Bureaus des Volksbibliothekenvereins 
in Poſen. Über die Zahl der vorhandenen Lichtbilderſerien liegen keine, 
über den ſehr regen Betrieb der Ausleihſtelle folgende Angaben vor: 


Zahl der verſandten 


Jahr Monat Lichtbilderſerien 
1911 Oktober 26 
„ November 120 
„ Dezember 209 
1912 Januaũ 142 
„ Februar 121 
„ März 125 
„ 11 57 
„ M. 12 
„ SUN 15 
Bufammen .... 837 


Die Lichtbilder beziehen ſich auf folgende Gebiete: Religion, 
Urgeſchichte, Naturwiſſenſchaft, polniſche Geſchichte und Literaturgeſchichte, 
Geographie, Heimatkunde, Naturwiſſenſchaft, Technik, Kunſtgeſchichte, 
Märchen. Zu den beliebteſten Lichtbilderſerien, die mehr als zehnmal aus⸗ 
geliehen wurden, gehörten u. a. folgende: Kraſinski (61), Königin Jadwiga 
(16), Das polniſche Jahr (15), Die Himmelskönigin, Unſere Urahnen, 
Die Weichſel, Skarga (je 13 mal), Lourdes, Kosciuſzko, Das Heimatland, 
Wieliczka (je 12 mal), Nazareth, Der Vatikan, Die Anfänge der polniſchen 
Geſchichte (je 11 mal). Zehnmal verliehen wurden die Serien: Das 
Neue Teſtament, Die Expedition Nanſens und Die Paſſionsgeſchichte. 


Vb. 
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in Oberſchleſien. 
Von Karl Kaiſig. 


Das deutſche Volksbildungsweſen iſt im vorliegenden Jahr⸗ 
buch von Regierungsaſſeſſor Brauweiler erſchöpfend behandelt 
worden, es bleibt nur noch übrig, im Anſchluß an den vorjährigen Bericht 
(Oſtland Bd. I, S. 202) die weitere Entwickelung des polniſchen 
Volksbildungsweſens zu überſchauen. 

In Oberſchleſien ſteht weiterhin die Volksbücherei, die von 
dem Poſener Volksbüchereiverein (Towarzystwo Czytelni Ludowych) 
geſpeiſt wird, im Vordergrunde. Über die kürzlich von dieſem Verein 
errichtete Lichtbilderſtelle iſt von anderer Seite berichtet worden (Oſtland 
Bd. II S. 253); im Regierungsbezirk Oppeln ſcheint ſie ihre Tätigkeit noch 
nicht aufgenommen zu haben. 

Um in Oberſchleſien feſter Fuß zu faſſen, hat der genannte Verein 
nach dem Bericht feiner Vereinszeitſchrift (Przeglad Oswiatowy) einen 
Vertrauensmann mit dem Auftrage hierher entſandt, Büchereien zu gründen 
und die Kreisverbände auszubauen. Der Verſuch iſt jedoch eingeſtandener⸗ 
maßen nicht gelungen. Der Hauptvorſtand hat daraufhin vom 1. Februar 
1912 ab dem Geiſtlichen Ludwiczak aus Pinne die Aufgabe übertragen, 
ſich im ganzen Vereinsgebiet (d. i. in den polniſch durchſetzten Teilen 
Preußens) anregend und beratend zu betätigen. 

Am 30. Juni 1912 beſtanden nach dem im „Przeglad Oswiatowy“ 
(Heft 11 des 7. Jahrg.) erſtatteten Bericht 91 Büchereien. Sie wurden 
von 2690 Leſern beſucht und verzeichneten im ganzen 22 443 Ausleihungen. 
Dieſe Zahlen gelten jedoch nur für die Kreisverbände, die Berichte einge⸗ 
ſandt haben. Nicht berichtet hat u. a. der Kreis Oppeln, der in Bezug auf 
rührige Arbeit in Oberſchleſien vielleicht an der Spitze ſteht. Aber ſelbſt 
wenn man die angegebenen Zahlen verdoppelt, fallen ſie im Vergleich 
zu den entſprechenden Leiſtungen des deutſchen Büchereiweſens (1911/12: 
1194 Büchereien, 133 951 Leſer, über zwei Millionen Ausleihungen) 
vorläufig kaum ins Gewicht. An Geldern wurden der Poſener Zentrale 
aus ſieben oberſchleſiſchen Kreiſen 431,40 M zugeführt, davon entfielen 
allein auf den Kreis Oppeln 210 Mark. (Demgegenüber nichtſtaatliche 
Leiſtungen für deutſche Volksbüchereien Oberſchleſiens im Rechnungsjahr 
1911/12: 112 183,31 .) 

Die neueſte Errungenſchaft auf dem Gebiete des polniſchen Volks⸗ 
bildungsweſens ſcheinen literariſche Vereine zu ſein, beſonders 
Frauenleſevereine, die ſich in Beuthen, Kattowitz, Ratibor, 
Königshütte, Schoppinitz, Zalenze und Deutſch Piekar nachweiſen laſſen. 
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Man trifft auch hier wieder auf die ſchon im vorjährigen Bericht feſtge⸗ 
ſtellte Tatſache, daß die neuen Gebilde ſich alsbald in den Dienſt der Tages⸗ 
politik ſtellen. Die Satzungen des am 31. März 1910 gegründeten Frauen⸗ 
leſevereins in Deutſch Piekar beſtimmen ausdrücklich, daß Politik nicht 
ausgeſchloſſen iſt. 

nliche Aufgaben wie die Frauenleſevereine verfolgt der am 8. 
Sept. 1912 gegründete Leſeverein „Iskra“ (Funke) in Beuthen und der 
Philaretenverein in Zaborze. Der Verein Iskra hat ſich in 
$ 1 ſeiner Satzung die Förderung des allgemeinen und nationalen 
Wiſſens und des Geſellſchaftslebens unter den Mitgliedern zur Aufgabe 
gemacht. Dies wird erſtrebt durch Veranſtaltung von Unterhaltungs⸗ 
abenden, Verſammlungen, Ausflügen, durch Unterhaltung einer Bibliothek 
und durch Bücher- und Zeitſchriftenankäufe. Das rein Bildende iſt hier, 
wie man ſieht, unter den Aufgaben an die letzte Stelle gerückt. Durch die 
Bevorzugung der Geſelligkeit wird offenbar die Werbung möglichſt vieler 
Mitglieder erſtrebt. Auch hier beſagt übrigens § 2: „Während aller 
Vereinsverſammlungen ſind Debatten politiſcher Natur nicht ausgeſchloſſen“. 
In 8 3 iſt die Mitgliedſchaft ausdrücklich auf Perſonen polniſcher Nation 
beſchränkt. 

Der Philaretenverein in Zaborze legt im „Dziennik Slaski“ 
(Königshütte, Stück 217 vom 24. Dez. 1912) ſeine Aufgaben folgendermaßen 
dar: „Freunde des Geſanges haben in der Geſangsabteilung Gelegenheit 
zu ſingen, und diejenigen, die etwas lernen wollen, können ſich die Vorträge 
anhören, die an jedem Tage, an dem die Bibliothek offen iſt, gehalten 
werden. Sportfreunde haben Gelegenheit, jeden Sonntag gemeinſame 
Ausflüge zu veranſtalten, ſo daß allen modernen Anſprüchen genügt wird. 
Unſer Zweck iſt es, die geiſtige Bildung durch verſchiedene Mittel zu heben, 
namentlich auf nationalem Gebiet. Die Väter und Mütter 
fordern wir auf, ſich eine Legitimationskarte zu beſchaffen und unſere 
wiſſenſchaftlichen Unterhaltungen zu beſuchen. Geöffnet iſt die Bibliothek 
am Montag, Mittwoch und Sonnabend von 157 bis 9 Uhr.“ 

Dadurch, daß ſich die geſchilderten Veranſtaltungen mehr oder 
weniger offen in den Dienſt der Politik ſtellen, andersſprachige Mitglieder 
ausſchließen und, wie das Beiſpiel von Bogutſchütz beweiſt, ſogar die Ver⸗ 
rufserklärungen der polniſchen Führer mitmachen, unterſcheiden ſie ſich 
deutlich von den gleichartigen deutſchen Einrichtungen und machen es 
ſchwer, ſie unter dem Geſichtspunkte der Bildungspflege zu würdigen. 
Wenn das aber ſchon von den reinen Bildungsveranſtaltungen gilt, ſo 
verlohnt es wohl kaum, auf die der deutſchen kulturellen Wohlfahrtspflege 
ſonſt noch gegenübergeſtellten Einrichtungen, die nicht einmal von der 
polniſchen Volksbildungszeitſchrift erwähnt werden, einzugehen. Sie 
ſind ausſchließlich Mittel des politiſchen und nationalen Kampfes und 
ſcheiden für einen unter der Überſchrift „Volksbildungsweſen“ erſtatteten 
Bericht aus. 


zn 


VI 


Die polniſchen Organiſationen. 
Von Fritz Vosberg. 


Inhalt: I. Die Entwicklung der Wahlorganiſationen S. 256. — II. Der 
Aufbau der Wahlorganiſation S. 259. — III. Die Wirkſamkeit der Wahlorganiſation 
S. 263. — Literatur S. 265. 


Von den Organiſationen des Polentums iſt im Folgenden die 
wichtigſte politiſche Organiſation, die Wahlorganiſation, behandelt. 
Die Fortſetzung der im I. Jahrgang des „Oſtlandes“ behandelten Berufs⸗ 
organiſationen ſowie die weiteren politiſchen, beruflichen und anderen 
Organiſationen bleiben den nächſtjährigen Überſichten vorbehalten. 


J. Die Entwicklung der Wahlorganiſationen. 

Die heutigen Wahlorganiſationen des Polentums für die Reichs⸗ 
und Landtagswahlen ſtammen aus dem Jahre 1894. Der alte Unterbau 
der polniſchen Fraktion im Reichstage und Landtage entſprach nicht mehr 
den veränderten Parteiverhältniſſen, war verknöchert und wurde von der 
führenden Adelspartei mißbraucht, ihre Herrſchaft aufrecht zu erhalten. 
Adel und Geiſtlichkeit waren die alleinigen politiſchen Führer des Volkes 
geweſen. Die Wahlorganiſationen lagen vollſtändig in den Händen ihrer 
Partei, und ſie ſetzte ohne Schwierigkeit ihre Abgeordnetenkandidaten 
durch. Mit dem Erſtarken des ſtädtiſchen Bürgertums aber und dem Ent⸗ 
ſtehen der Demokratie begannen bis dahin ſchlummernde politiſche Diffe⸗ 
renzen ſich zu regen. Eine neue Partei entſtand, die „Volkspartei“. Das 
war ſeit etwa Ende der 80er Jahre zu beobachten. Die neue Partei ſtrebte 
naturgemäß nach politiſcher Vertretung. Dieſem Streben ſtand das alte, 
auf die konſervative Adelspartei zugeſchnittene Wahlreglement im Wege, 
und die junge Partei wurde ſo die treibende Kraft, die wichtigſte politiſche 
Organiſation der Polen weiter zu entwickeln. Sie machte zunächſt in 
Verſammlungen und Preſſe (Oredownik, Postep, Goniec, Przeglad 
Poznanski) Stimmung für Anderung des Wahlreglements. Nahrung und 
Förderung fand dieſe Bewegung, als der Przeglad Poznanski!) ein 
vertrauliches Rundſchreiben des Provinzial⸗Wahlkomitees für das Groß⸗ 
herzogtum Poſen vom 18. September 1893 veröffentlichte, in dem die 
Vorſitzenden des Kreiswahlkomitees erſucht wurden, mit größter Energie 
den Beſtrebungen der Volkspartei entgegenzutreten. Damit war der 
Nachweis der Parteilichkeit der Wahlbehörde erbracht, und die Volkspartei 
drohte mit der Bildung eines zweiten Provinzial⸗Wahlkomitees?). In 


I) vgl. Nr. 26 v. 23. September 1894. 
2) vgl. Oredownik Nr. 224 v. 2. Oktober 1894. 
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der Verſammlung der Kreisdelegierten und des Provinzial⸗Wahlkomitees 
vom 23. Oktober 1894 zu Poſen wurde dann ein neues Wahlreglement 
angenommen. Nur mit Hilfe von zwei konſervativen Stimmen (15: 17) 
gelang es den Demokraten, dieſe Reformen der Adels partei abzuringen “). 
Das neue Wahlreglement erfüllte aber noch nicht die Wünſche der Volks⸗ 
partei. Insbeſondere erregte $ 16 Anſtoß, welcher den Kreiskomitees 
das Recht der Präſentation der Abgeordnetenkandidaten und das Recht 
der Kooptation gewährte, und ſie damit in die Lage verſetzte, eine beſtimmte 
politiſche Richtung zu manifeſtieren und ihre Autorität im Intereſſe einer 
Partei auszunützen. Die weiteren politiſchen Parteikämpfe aber laſſen 
erkennen, daß auch die Volkspartei, wo ſie in den Wahlorganiſationen 
das Heft i in die Hand bekam, mindeſtens ebenſo einfeitig ihre Macht gegen 
die Adelspartei 5 ſuchte, wie bisher dieſe den Sozialdemokraten 
gegenüber es getan hatte. 

Die an von 1894 bedeuteten einen weſentlichen Fortſchritt 
im Sinne der Volkspartei, wenn man bedenkt, daß früher die Entſcheidung 
über die Aufftellung der Kandidaten letzten Endes ſtets im Zuſammenhange 
mit der Dominſel in Poſen erfolgte, und die Wahl auch weniger genehmer 
Kandidaten dort mit aller Kraft durchgeſetzt wurde. Was man aber mit 
den Reformen gleichzeitig erreichen wollte, eine regere und ſtetige Wahl- 
arbeit und politiſche Aufklärung der Wähler durch eine gleichmäßige Tätig⸗ 
e = Wahlbehörden, gelang ebenſowenig wie vorher und auch ſpäterhin 

is heute. 

Dieſer in der Offentlichkeit wiederholt gerügte Mangel, ferner die 
durch das weitere Anwachſen der demokratiſchen Bewegung immer ſchärfer 
werdenden Parteikämpfe, die Parteizerſplitterung in Oberſchleſien, Kon⸗ 
flikte und Sezeſſionen bei den Wahlen in Poſen und Weſtpreußen, ein 
Wahlkompromiß der Polen im Weſten mit dem Zentrum, das in Poſen 
Widerſpruch gefunden hatte, all dieſe Momente waren die treibenden 
lokalen Kräfte, die 1903 weitere Reformen herbeiführten. 

Die Wahlorganiſationen waren provinziell geordnet. Es beſtanden 
bis dahin nebeneinander: 

1. Das „Provinzialwahlkomitee für das Großherzogtum Poſen“ mit 
dem Sitz in Poſen, 
Das „Provinzialkomitee für Weſtpreußen“ mit dem Sitz in Thorn, 
Der „Polniſche Wahlverein für Schleſien“ mit dem Sitz in Katto⸗ 


witz, 
Das „Hauptwahlkomitee für Weſtfalen, Rheinland und die angren⸗ 
zenden Provinzen“ mit dem Sitz in Bochum, 
5. Das „Politiſche Komitee“ mit dem Sitz in Berlin. 
Die Provinzialwahlkomitees in Poſen und Weſtpreußen, die als 
oberſte Wahlbehörden in ihren Provinzen fungierten, ſtanden nicht einmal 
in organiſchem Zuſammenhang; in Oberſchleſien war erſt 1902 von dem 


I) vgl. Goniec Wielkopolski Nr. 7 v. 11. Januar 1903. 
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„national aufgeklärten Teile“ der polniſchen Bevölkerung der „ Polniſche 
Wahlverein für Schleſien“ durch die Nationaldemokratie (Korfanty) im 
5 zur Katolik-Partei gegründet worden, und das Hauptwahl⸗ 
komitee in Bochum, wie das politiſche Komitee in Berlin, das mangels 
feſterer Formen nicht volle Anerkennung fand, waren nicht von weſent⸗ 
licher Bedeutung. Und alle dieſe Organiſationen ſtanden mur durch die 
Preſſe miteinander in Fühlung. Sonſt trieb jede ihre eigene Politik. 
atte man früher an dem Grundſatz feſtgehalten, daß jeder Landes⸗ 

teil feine beſondere politiſche Organiſation beſitzen und eigene Gelbftver- 
waltung entſprechend ſeiner de riſchen Vergangenheit und feinen ver⸗ 
ſchiedenen nationalen Verhältniſſen ausüben gees fo un man Anfang 
des 19. Jahrhunderts dank der Jahrzehnte langen Agitation in den einzelnen 
Landesteilen, dieſe zu einem einheitlichen politiſchen Ganzen zuſammen⸗ 
gelcheibt zu haben. Es war die bemkratifce Anſchauung, die die polnische 
Bevölkerung Poſens und Weſtpreußens mit der Oberſchleſiens, Mittel⸗ 
und Weſtdeutſchlands verband, während die Adelspartei auf Weſtpreußen 
und Poſen beſchränkt war. Aus Oberſchleſien war 1903 der erſte polniſche 
Abgeordnete in die polniſche Fraktion nach Berlin entſandt, und damit 
äußerlich der innere Zuſammenhang Oberſchleſiens mit Poſen und Weſt⸗ 
preußen dokumentiert worden, Wahlangelegenheiten in Weſtfalen wurden 
in öffentlicher Verſammlung in Poſen erörtert, Momente, die als eine 
innere Rechtfertigung für die Notwendigkeit einer einheitlichen politiſchen 
Oberleitung, d. h. einer einheitlichen alle Polen im deutſchen Reiche um⸗ 
en Wahlorganiſation, der Grundlage für die polniſche Fraktion im 

Reichs- und Landtage, erſchienen. 

Widerſtände gegen die Schaffung einer einheitlichen Wahlorganiſation 
mit einer alle Landesteile umfaſſenden Wahlbehörde an der Spitze 
mußten in Poſen und Weſtpreußen in den bisherigen Organiſationen 
ſeitens der klerikalen Adelspartei und in Oberſchleſien ſeitens der Katolik⸗ 
Partei überwunden werden. Nach längeren Kämpfen trat dann das „pol- 
10097 a für das Deutſche Reich“ im Dezember 1903 
ins Leben. 

Die Anerkennung des Zentral⸗Wahlkomitees als oberſte Inſtanz 
éi alle Wahlangelegenheiten für alle von Polen bewohnten Gebietsteile 

m Deutſchen Reiche bedeutet die Schaffung eines einheitlichen, in ſich 
Gelee politiſchen Organismus. Sie bringt die nationale Einheit 
aller Polen im Gebiete des Deutſchen Reiches zum Ausdruck, insbeſondere 
die endgültige Verſchmelzung Schleſiens mit den übrigen ehemals polniſchen 
Landesteilen und die Unterordnung und Abhängigkeit der „Emigration“ 
von dem Mutterlande. 

Die folgenden Jahre brachten eine Reihe weiterer mehr oder weniger 
bedeutſamer Verbeſſerungen innerhalb des beſtehenden 1903 geſchaffenen 
Rahmens, die teils auf Zweckmäßigkeitsgründen beruhten, teils don der 
Demokratie durchgeſetzt wurden. Dabei trat das Beſtreben hervor, das 
bisher in den einzelnen Gebietsteilen verſchiedenartig ausgebaute Syſtem 


möglichſt gleichmäßig zu geſtalten. 
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Die Mittel für die Wahlen wurden bisher durch Sammlungen 
nn. Dieſer Weg erwies ſich als unzweckmäßig. Einmal waren die 
Einnahmen, deren Beſchaffung den Kreiskomitees oblag, zu ungleichmäßig 
und unſicher, dann kam man dabei auch mit den Geſetzen in Konflikt. In⸗ 
folgedeſſen ging man ſeit 1904 dazu über, einen feſteren Unterbau zu ſchaffen 
und Wahlvereine zu gründen, deren wichti e Aufgabe die Leiſtung von 
Beiträgen iſt. Die Wahlvereine bieten außerdem die Möglichkeit, auch 
außerhalb der Wahlzeit in ſolchen Kreiſen, 0 denen nach den Beſtimmungen 
des Reichsvereinsgeſetzes die deutſche Sprache in öffentlichen Verſammlungen 
angewandt werden muß, Wählerverſammlungen in en bon geſchloſſenen 
Mitgliederverſammlungen abzuhalten. So entſtanden 1904 ein „Zentral 
Wahlverein für Weſtfalen, die Rheinprovinz und die eee Pro⸗ 
vinzen“, 1906 „der Verband der Polniſchen Wahlvereine für Weſt⸗ und 
Oſtpreußen und Pommern“, 1905 der „Polniſche Wahlverein für Berlin 
und Brandenburg“. In demſelben Jahre wurde in Poſen die Bildung von 
Wahlvereinen beſchloſſen. Auch für Schleſien fällt der Ausbau dieſer 
Organiſation in jene Zeit. Dieſe Wahlvereine erhielten allmählich Be 
gleiche Muſterſtatuten. Einen größeren Einfluß der Wähler auf die Auf 
ſtellung der Abgeordnetenkandidatenliſte, um den die Demokratie ſchon ſeit 
1894 kämpfte, erreichte ſie erſt durch die Reformen des Wahlreglements 
und der Statuten in den Jahren 1908/1909 und 1912/1913. 


II. Der Aufbau der Wahlorganiſationen. 

Der Aufbau der Wahlorganiſation iſt durch die Statuten, Wahl⸗ 
reglements, Inſtruktionen für die Kreiskomitees uſw. bis in die Heinften 
Einzelheiten genau feſtgeſetzt. Er vollzie Gleck in drei Inſtanzen: die Organi⸗ 
ſation des Kreiſes, der Provinz und das Zentral⸗Wahlkomitee. Der Schwer⸗ 
punkt liegt bei der Provinz. Die Unterſchiede in den Organiſationen von 
Poſen, Weft-, Oſtpreußen und Schleſien ſind nur gering. Dagegen unter- 
che ſich dieſe von den Organiſationen der beiden weſtlichen Gebiets⸗ 
teile. 


Zunächſt die Organiſationen im Oſten: 

1. Die Kreisorganiſation. Der Träger iſt hier das 
Kreiswahlkomitee. Es ſetzt ſich zuſammen aus den in den Wählerver- 
ſammlungen oder von den lokalen Wahlvereinen gewählten Dele⸗ 
gierten. In Poſen !) teilt das Kreiskomitee den Kreis in Bezirke ein. Die 
Bezirksverſammlungen wählen 1. je nach der Wählerzahl 
mehr oder weniger Mitglieder in das Kreiswahlkomitee, 2. einen Kandidaten 
und feinen Stellvertreter für das Amt des Kreisdelegierten zur Haupt⸗ 
delegiertenverſammlung und 3. drei Kandidaten für die vom Kreiskomitee 
aufzuſtellende Liſte der Abgeordnetenkandidaten. Das Kreiskomitee 
wählt aus der Zahl der in den Bezirksverſammlungen gewählten Kandidaten 


1) vgl. das Wahlreglement, abgedruckt im Dziennik Poznahski Nr. 89 vo 
20. April 1909 und 0 Oredownik ZC Kr. 298 vom 21. Degember 1912 Bam. Nr. 62 
vom 16. Mürz 1913. 
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je einen Kreisdelegierten zur Hauptdelegiertenverſammlung und zwei Kandi⸗ 
daten für die der höchſten 5 W vorzuſchlagenden zwei 

rdnetenkandidaten. Um den Willen der Wählerschaft dabei möglicht 
zum Ausdruck zu bringen, hat das Kreiskomitee als erſten Abgeordneten⸗ 
kandidaten ohne weiteres denjenigen vorzuſchlagen, der in den Bezirks⸗ 
bzw. Kreisverſammlungen die meiſten Stimmen auf ſich vereinigt hat, und 
bei der Auswahl des zweiten Kandidaten zuerſt über deſſen Gegenkandidaten 
aus der Bezirksverſammlung abzuſtimmen. Beſteht ein Wahlkreis aus 
mehr als einem landrätlichen Kreiſe, ſo wählen die zuſammengehörenden 
Kreiskomitees aus ſich heraus ein Wahlkreiskomitee, deſſen 
Obliegenheit darin beſteht, gemeinſame Wahlaufrufe zu erlaſſen, insbeſon⸗ 
dere ſich über die den Bezirksverſammlungen zur Wahl vorzuſchlagenden 
Kandidaten für die Abgeordnetenliſte zu einigen. Auf dieſem Vorſchlags⸗ 
recht beruht der Einfluß der konſervativen Partei auf die Maſſe der Wähler. 
In Weſtpreußen ſteht an Stelle der Bezirksverſammlungen die 
Kreisgeneralverſammlung. In Oberſchleſien) wird die Kreisverſamm⸗ 
lung von den Vertretern der Wahlvereine im Kreiſe gebildet, deren Zahl ſich 
nach der Anzahl der Wähler richtet, auf je 3000 Wähler eine Stimme. 
Die Kreisverſammlungen ſtellen hier die Vorf chlagsliſte der Abgeordneten⸗ 
kandidaten auf. 

Die Kreiskomitees bilden für jede Stadt und jeden Polizeidiſtrikt 
ein Subkomitee, beſtellen für jeden Wahl⸗ bzw. Urwahlbezirk einen Ver⸗ 
trauensmann und gründen die lokalen Wahlvereine, die unterſte Stufe der 
Organiſation. Durch dieſe unteren Organe werden die Beiträge und 
Spenden für Wahlzwecke geſammelt, und es iſt im einzelnen genau feſt⸗ 
blaß welche Summe jeder Kreis an die Hauptkaſſe des Provinzialwahl⸗ 

mitees abzuführen hat, wieviel das Kreiskomitee erhält und wieviel der 
Wahlverein für lokale Zwecke zurückbehalten darf. 

Die Kreiskomitees leiten die Wahlen in ihrem Kreiſe und leiſten 
die eigentliche Wahlarbeit, ſie führen auch die Wahlſtatiſtik und ſammeln 
Material für Beſchwerden über vorgekommene Unregelmäßigkeiten und 
Einſprüche gegen die Wahl. Die Vertrauensmänner der Kreiskomitees 
führen auch eine Beſitzwechſelſtatiſtik und haben die Einwohner ihres Bezirks 
über die Gefahren, die dem polniſchen Beſitzer durch Regulierungen der 
deutſchen Beſitzbefeſtigungsbanken drohen, aufzuklären. Den Kreis⸗ 
komitees fällt auch die Aufgabe zu, alle nicht politiſchen Wahlen, wie die 
Wahlen zu den Stadtverordnetenverſammlungen, Krankenkaſſen, Gewerbe⸗ 
SE uſw., zur Landſchaft uſw. vorzubereiten und zu leiten, und zwar 
ohne beſondere Anregung und Kontrolle des Provinzialwahlkomitees. 

2. Die provinzielle Organiſation. An der Spitze 
der Provinz Poſen ſteht das „Prodinzialwahlkomitee für das Großherzog⸗ 
— Poſen“ mit dem Sitze in Poſen, an der Spitze von Weſtpreußen 

das „Provinzialwahlkomitee für Weſtpreußen, Ermland und Pommern“ 


) vgl. Kurjer Slaski Nr. 295 vom 22. Dezember 1908 und Gazeta Ludowa 
(Kattowitz) Nr. vom 2. Oktober 1912 und Nr. 246 vom 27. Oktober 1912. 
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mit dem Sitz in Graudenz, an der Spitze von Schleſien Ss SE 
Provinzialwahlkomitee für Schleſien“ mit dem Sitz in Gleiw 

Die Provinzialwahlkomitees ſind nach eng age 
die höchſte Inſtanz in allen Wahlangelegenheiten ihrer Provinz, doch 
unterliegt ihnen nicht der Abſchluß von Wahlkompromiſſen mit anderen 
Parteien. Neben bzw. über ihnen Heft die Hauptdelegierten⸗ 
verſammlung. Dieſe iſt zuſammengeſetzt aus den Delegierten der 
Kreis- bzw. Bezirksverſammlungen und wählt aus ihrer Mitte das Provin⸗ 
zialwahlkomitee: in Poſen 9, in Weſtpreußen 7 und in Schleſien 9 Mit⸗ 
glieder. Der Vorſitzende des Provinzialwahlkomitees beruft und leitet 
die Hauptdelegiertenverſammlung, und das Provinzialwahlkomitee hat der 
Verſammlung Bericht und Rechenſchaft abzulegen. In der gemeinſchaft⸗ 
lichen Sitzung beider Organe werden die Abgeordnetenkandidaten unter 
Leitung des 5 aufgeſtellt, doch ſind hierbei nur die Dele⸗ 
gierten, nicht die Mitglieder des Provinzialkomitees wahlberechtigt. Die 
Wahl erfolgt durch Ballotage. Das Provinzialkomitee macht dann die 
Namen der aufgeſtellten Kandidaten öffentlich bekannt, wie es auch die 
Aufgabe hat, die Kreiskomitees zum Eintritt in die Vorbereitung der Wahlen 
aufzufordern und die ganze Wahl in der Provinz zu leiten. Streitigkeiten 
in den einzelnen Wahlkreiſen unterliegen der Zuſtändigkeit des Provinzial⸗ 
komitees. Anderungen des Wahlreglements, der Satzungen uſw. gehören 
aber zur Zuſtändigkeit der Hauptdelegiertenverſammlung. Das Provinzial⸗ 
wahlkomitee wählt in Poſen 6, in Weſtpreußen, Ermland und 
—— 4, in Schleſien 3 Mitglieder aus ſeiner Mitte in das Zentral⸗ 
wahlko 

Die Provinzialkomitees unterhalten 97 in denen 
das von den Kreiskomitees und Vertrauensmännern überſandte Material 
geſammelt wird. Um einen Überblick über die Tätigkeit der untergeordneten 
Wahlinſtanzen gewinnen und eine Kontrolle ausüben zu können, ſind dieſe 
verpflichtet, Protokolle über alle Sitzungen und Verſammlungen dem 
Provinzialkomitee einzuſenden. 

In Schleſien ſind nur folgende 16 Kreiſe berechtigt, Delegierte 
in die Hauptdelegiertenverſammlung zu entſenden: Beuthen Stadt und 
Land, Kreuzburg, Koſel, Königshütte, Lublinitz, Roſenberg, Oppeln Stadt 
und Land, Neuſtadt, Pleß, Ratibor Stadt und Land, Rybnik, Gr. Strehlitz, 
Tarnowitz und Zabrze. Wohl aber wurden von dem Provinzialkomitee 
Zählkandidaten in 4 Kreiſen Mittel⸗ und Niederſchleſiens aufgeſtellt. In 
Breslau wurde 1907 ein beſonderes Wahlkomitee ins Leben gerufen. 

Die Organiſation in Mittel⸗ und Weſtdeutſchland: 

Für Mitteldeutſchland und Rheinland⸗Weſtfalen iſt die Organiſation 
weniger kompliziert. Die Wähler treten hier direkt mit dem 
Provinzialwahlkomitee in Fühlung, das aus direkten Wahlen der 
Wahlvereine hervorgeht. Für Mitteldeutſchland beſteht „das 
politiſche Komitee der Polen in der Fremde auf 
dem rechten Ufer der Elbe“ mit dem Sitze in Berlin. 
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G ſetzt ſich ($ 1 des Statuts!) aus 25 Mitgliedern, die in der 
Generalverſammlung der Delegierten der Wahlvereine des ganzen 
Bezirkes gewählt werden, zuſammen. Die Wahlvereine wählen auf je 
100 Mitglieder einen Delegierten. Die Aufgabe der Wahlvereine und des 
politiſchen Wahlkomitees iſt nach den Statuten beider nicht bloß die Vor⸗ 
bereitung der Wahlen in der oben geſchilderten Form, ſondern auch die 
nationale Aufklärung der polniſchen Bevölkerung durch Einrichtung von 
Bibliotheken und Leſehallen, Veranſtaltung von Vorträgen, Verbreitung 
von Flugſchriften, Broſchüren vim. Die Vereine zahlen die Hälfte der 
Beiträge an das politiſche Komitee. Ende 1912 gehörten folgende 25 
Vereine dem „Wahlverein für Berlin und Branden 
burg“ und dem politiſchen Komitee an: Charlottenburg, Adlershof, 
SN Gr. Räſchen (Lauſitz), Hamburg I, Brandenburg (Havel), 
Schiffbeck, Schöneberg, Tegel, Schulau, Kiel, Neu⸗Welzow, Weißenſee 
und Lichtenberg bei Berlin, Tempelhof, Rendsburg, Magdeburg, Ham⸗ 
burg II, Berlin Oſt, Berlin Südoſt, en Berlin⸗Moabit, 
Berlin Zentrum, Berlin Nord und Neukölln. Der Verband unterhält auch 
ein Sekretariat und ein Verbandsorgan, den Polak na obezyznie“ 
(Der Pole in der Fremde). Im cheinſſch weſtfälſchen el 
beſteht das „polni ſche Hauptwahlkomitee für Weſt⸗ 

falen, Rheinland und die benachbarten Provinzen 
links an der Elbe“ mit dem Sitz in Bochum). Die einzelnen 
Wahlvereine wählen Delegierte, die das Kreiswahlkomitee bilden. Die 
Vorſitzenden und Kaſſierer des letzteren, die Delegierten zum Zentral- 
wahlkomitee und deren Stellvertreter ſowie vom Kreiswahlkomitee (auf je 500 
Mitglieder der Wahlvereine einer) gewählte Delegierte bilden zuſammen das 
Hauptwahlkomitee. Die Funktionen des Kreiskomitees und des Hauptwahl⸗ 
komitees ſind analog denen der öſtlichen Wahlorganiſationen. Die Haupt⸗ 
tätigkeit liegt bei den Kreiskomitees, die außerdem die gleiche „nationale“ 
Aufklärungsarbeit entfalten wie die Organiſation in Mitteldeutſchland. 
Nach 5 7 des Statuts iſt „jeder auf nationalem Boden ſtehende Pole ver⸗ 
pflichtet, zu den Ausgaben des Hauptwahlkomitees vierteljährlich 10 Pfg. 
nationale Steuer zu zahlen“. Zur Kontrolle erhält jeder jährlich eine 
Legitimationskarte, in der durch Einkleben von Marken quittiert wird. 
Dieſe Marken gibt das Hauptwahlkomitee heraus. „Den gehörig legiti⸗ 
mierten Kaſſierern und Vertrauensmännern hat jeder Pole auf u 
feine Legitimationskarte vorzulegen, damit feſtgeſtellt werden kann, o 

er die nationale Steuer regelmäßig entrichtet.“ 


3. Die oberſte Wahlinſtanz. Die Spitze dieſes kom⸗ 
plizierten Aufbaues bildet nun das „Polniſche ans 


1) Abgedruckt im Dzlennik Berlinski Nr. 66 vom 20. März 1909. 


E ie Statuten vom 3. November 1912 find abgedruckt im Narodowiec 
Nr. 267 vom 19. November 1912. 
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tomitee für das Deutſche Reich“ 5 Kühe SE 
Nach $ 1 feines Statuts!) iſt das Zentralwahlkomitee 
für alle Polen, von welchen die einzelnen im EE 


eußen, Pommern, 3. E 

aus ihrer Mitte gewählt.“ Nach dem 1911 
Gre ſetzt es ſich ($ 4) aus 15 liedern ebenſovielen Vertretern 
von denen 6 die Provinz Poſen, 4 Weſt⸗, Oſtpreußen und Pom⸗ 
Com 3 Schleſen und je 1 das N Komitee in 175 lin und das Haupt⸗ 

in Bochum wählen. Aufgabe des Zentralwahlkomitees 
bezeichnet $ 10 des Statuts 

1. Vor jeder Wahl in ben Deutihn Beicstag und in ben a 

der Wah in welchen 


nicht obgeichofien veer dürfen. Dieſe 5 iſt 1912 nach den 
Wahlen im Kreiſe Frauſtndt⸗Liſſa getroffen worden 

2. Die Eingehung etwaiger Kompromiſſe e anderen Parteien. 

3. Die Beilegung etwaiger Streitigkeiten, welche zwiſchen den 
Wahlbehörden und lern vorkommen, in letzter Inſtanz. 

4. Die Unterhaltung eines Informationsbureaus zwecks: 

a) Lieferung glaubwürdigen 8 an die polniſche Fraktion; 

b) Verbeſſerung und Ergänzung der lor 

c) Einwirkung Gel die öffentliche Meinung ſowohl die mie als 

Be durch die Preſſe und durch beſondere Veröffent⸗ 
ungen. 

Sämtliche Wahlinſtanzen, Delegierte vim. find für eine Wahl⸗ 

periode, d. h. für 5 Jahre, gewählt. 


II. Die Wirkſamkeit der Wahlorganiſation. 


In ſeiner Wahlorganiſation hat das Polentum einen bis in die iich 
Kleinigkeiten reglementierten Apparat aufgebaut, der die wichtigſte politiſche 
Organiſation darſellt und bis zu der im Frühjahr 1913 erfolgten Bildung 
eines beſonderen Nationalrats auch date ten een 
Angelegenheiten galt. Es entſteht die Frage: Funktioniert der Apparat fo, 
wie es gedacht und erwartet wurde? Die Antwort iſt: nein, oder 
zum Teil We Wohl find von den Provinzialkomitees und dem Zentral- 
wahlkomitee Streitigkeiten im Sinne der Statuten geſchlichtet, wohl ſind 
1) Abgedruckt im Dziennik Poznahski Nr. 141 vom 22. Juni 1910 und 


5. vom 31. Dezember 1912, bzw. im Kurjer DEEN Nr. 248 vom 29. Ok⸗ 
to . 
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die 1908 bei den Landtagswahlen in Schleſien und Weſtfalen, 1909 bei den 
Reichstagserſatzwahlen im Wahlkreis Meſeritz⸗Bomſt und 1910 in der 
Landtagserſatzwahl in Leobſchütz⸗Koſel die mit dem Zentrum abgeſchloſſenen 
Wahlkompromiſſe von Parteien und Wählern gehalten worden. Aber die 
Wahlorganiſation beſaß nicht die Kraft, offene Auflehnungen im eigenen 
Lager gegen ſeine offiziellen Anordnungen zu verhindern. Die Partei⸗ 
leidenſchaften erwieſen ſich ſtärker als die nationale Solidarität und die 
Achtung vor der als Behörde geltenden Geet 1909 hatte infolge 
des Fernbleibens demokratiſcher Delegierter die Adelspartei die Majorität 

im Provinzialwahlkomitee erreicht. Die Sezeſſion, die bei der Reichstags⸗ 
erſaßwahl 1910 in Poſen Stadt und Land ſeitens der Demokraten ſtatt⸗ 
fand und mit dem Siege dieſer über die Adelspartei (Nowicki contra 
Soſinski) endete, war ein Beweis der großen ſozialen und parteipolitiſchen 
Kriſe, die ſeit langem das Polentum beſchäftigte, zeigte aber auch, daß die 
Zuſammenſetzung der Wahlbehörde den tatſächlichen Parteiverhältniſſen 
nicht entſprach. Die demokratiſche Partei ſetzte ſich über die Statuten 
und Reglements hinweg und bildete ein beſonderes Volkswahlkomitee, 
dos die Wahl leitete. Dem Zentralwahlkomitee blieb ſchließlich nichts 
anderes übrig als nachzugeben und die Wahl des nicht offiziellen Kandidaten 
anzuerkennen, und die Fraktion nahm ihn als Mitglied auf. Das gleiche 
Schauſpiel 5 ſich bei den Reichstagswahlen 1912 im Wahlkreiſe 
Krotoſchin⸗Koſchmin, wo es infolge der Parteikämpfe ebenfalls zur Auf⸗ 
ſtellung von Gegenkandidaten kam, ohne daß die höheren Wahlinſtanzen 
es verhindern konnten. Die untere Wahlinſtanz, das Kreiskomitee, verletzte 
ſogar die Statuten, ein Teil ſeiner un mußte nachträglich zur Nieder⸗ 
legung der Amter veranlaßt werden, und der Kreisdelegierte ſetzte ſich 
rechtswidrig wiederum über die Beſchlüſſe des Kreiskomitees hinweg. 
Entgegen den Statuten des Zentralwahlkomitees kam es 1912 auch in 
Frauſtadt⸗Liſſa zu einer ſtillen Spaltung der polniſchen Stimmen, deren 
eine Teil ohne öffentliche Aufforderung für den Grafen Oppersdorff 
abgegeben wurde. In Berlin bei der Reichstagserſatzwahl 1911 beſchloß 
eine polniſche Wahlverſammlung den gleichen Beſtimmungen entgegen 
für die Sozialdemokraten einzutreten. Auch in Weſtpreußen und Schleſien 
waren zum Teil ſchwere Konflikte und Verſtöße gegen das Wahlreglement 
durch Parteikämpfe vorgekommen. So iſt die Wahlorganiſation, die über 
den Parteien ſtehen ſoll, der Schauplatz erbitterter Parteikämpfe. Und die 
gegenwärtige Zuſammenſetzung = Wahlinſtanzen gibt zwar ein unge- 
ähres, aber kein genaues Bild der Parteiſtärken im Polentum wieder. 

ichtiger ſpiegelt dieſe die Zuſammenſetzung der Reichstagsfraktion wieder, 
da die eingetretenen Konflikte Ungerechtigkeiten der Wahlorganiſationen 
wieder ausgleichen!). Die Zuſammenſetzung nach Parteien iſt gegen⸗ 
wärtig folgende: 


. 5 D drigkeit der Abgeordnet den iedenen 
wie das Badge E ae nalbund b Be a w. Is fd 
nicht leicht beſtimmen, da die Grenzen der einzelnen Partei nicht | gezogen ſind. 
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im Provinzialwahl⸗ 
komitee 


im Reichstag 
im preußiſchen 


Landtag 


im Zentralwahl⸗ 
komitee 


Weſt⸗ 
Schleſien 


S 
1 
5 
Sa. 


Poſen 


* oe Kaſino und 


Gemäößigte Demokraten . 
und bürgerliches Zentrum) 5 3 7 2 6 6 


Radikale Demokraten (Nationaldemo⸗ 
kratie) 


7 4 2 2 — 3 


Die Mitglieder des politiſchen Komitees in [ und das Haupt⸗ 
wahlkomitee zu Bochum gehören alle der Demokratie an. 

Die politiſche Führung der polniſchen 1 liegt heute — 
abgeſehen von den Wahlkomitees in Berlin und Bochum — zu mehr als 
2½ (23: 47) in den Händen der Demokratie. 

Es iſt klar, daß Konflikte, wie ſie vorgekommen, eine moraliſche 
Niederlage der Wahlbehörden bedeuten und nicht dazu beitragen, ihr An⸗ 
ſehen in der breiten Maſſe des 1 die ſich als Sieger fühlt, zu heben. 
Dazu kommt noch ein Punkt: Alle Bemühungen, die Wahlorganiſation zu 
einer dauernd tätigen Eimichtung auszugeſtalten, ſind fehl geſchlagen. 
Sie liegt etwa 4%, Jahre ſtill, und gibt ert 2 Jahr vor der Neuwahl 
durch ein Rundſchreiben und einen Aufruf an die nachgeordneten Inſtanzen 
und die Wähler ein Lebenszeichen von ſich. So iſt es erklärlich, daß die 
rührige Demokratie ſich dem entgegenſtellte, als das Zentralwahlkomitee 
im Jahre 1910 für ſich Stellung und Anſehen des ſeit einigen Jahren er⸗ 
ſtrebten Nationalrats“ in Anſpruch nahm. Der Nationalrat ſollte 
eine angebliche Lücke in der geſamten Organiſation des preußiſchen Polen⸗ 
tums ausfüllen. Er ſollte die oberste politiſche Zentralbehörde ſein, die nicht 
die Wahlen, ſondern alle großen politiſchen Bewegungen, wie ſie der Schul⸗ 
ſtreik, die Bewegung gegen die Enteignung uſw. darſtellen, leitet. Im 
Frühjahr 1913 iſt ein „Nationalrat“ neben dem Zentralwahlkomitee 
geſchaffen worden. (Vgl. dazu S. 207 dieſes Bandes). 

Die polniſche Sozialdemokratie (P. P. S.) hat ſich an den Kämpfen 
in den Wahlorganiſationen nicht beteiligt. — 


Literatur: Bernhard, das polniſche Gemeinweſen im preußiſchen 
on N Aufl., Leipzig 1910. — Die gejamte inne Preſſe von 1893 
is 191 


VII. 


Die oſtdeutſche Land wirtſchaft. 
Von Erich Neup. 


Inhalt: Ernte 1912 S. 267. — Biehſtand S. 268. — Entwickl Gg 
Schweinebeſtände S. 268. e von Groß⸗ und Kleinbetrieb S. 
Lokale Verteilung der Saiſonarbeiter S. 2 
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Hatte der Aufſatz an gleicher Stelle im erſten Bande dieſes Jahrbuches 
die Grundlage ſchaffen ſollen für die allgemeine Beurteilung unſerer 
landwirtſchaftlichen Verhältniſſe im . ſo kommt dem vorliegenden 
bereits die Aufgabe zu, auch den Fluß der Entwicklung ins Auge zu faſſen, 
beſonders da, wo dieſer eine bedeutſame Wendung genommen hat. 

Über Boden und Klima, Verkehrs- und Abſatzverhältniſſe, Anbau und 
Erträge der verſchiedenen Früchte, Viehzucht und Betriebsverhältniſſe hat 
Privatdozent Dr Augſtin das vorige Mal unter Heranziehung der ſtatiſtiſchen 
Daten berichtet. Nicht alle dieſe Zweige ſind unter dem Geſichtspunkte der 
Entwicklungsfähigkeit von gleicher Bedeutung. Am ſtabilſten, beharrlichſten 
in ſeinem Zuſtande iſt der Boden, am veränderlichſten ſind die klimatiſchen 
Verhältniſſe. Von Sonne und Regen in Menge und Wechſel hängt aber 
weiter ab, ob ſich des Landmanns Scheuern füllen oder nicht. Und volle 
Scheunen wieder bringen auch gefüllte Ställe und für den heimiſchen 
Markt billige Preiſe für Getreide und Fleiſch. Ernteerträge und Viehzucht 
nehmen alſo an den Schwankungen der klimatiſchen Faktoren ſtarken Anteil. 
Zwiſchen jenen beiden Extremen, Boden und Klima, aber ſtehen, ſich nur 
langſam und dennoch gleichfalls bemerkbar derändernd, die übrigen Zweige: 
Verkehrs⸗ und Abſatzverhältniſſe, Anbau der Früchte und Betriebsver⸗ 
hältniſſe. Sie unterliegen zum Teil ganz beſtimmten Entwicklungstendenzen, 

wirtſchaftlichen Geſetzen, in denen im Gegenſatz zu jenen obigen der Faktor 
Menſch die ausſchlaggebende, der Faktor Natur die untergeordnete Rolle ſpielt. 

Ihnen gelte zunächſt nicht unſere Aufmerkſamkeit. Beſonders 
abweichende Witterungsverhältniſſe in den beiden vergangenen Jahren 
und die damit verbundenen Folgen zwingen vielmehr unſer Intereſſe, 
ſich zunächſt dieſen zuzuwenden. Das Dürrejahr 1911 iſt in ſeiner Abnormität 
noch zu greifbar im Gedächtnis, als daß ich es nochmals ſchildern müßte, 
weniger dürfte es jedoch zum Bewußtſein gekommen ſein, daß auch das 
Jahr 1912 ein ſtark von der Norm abweichendes geweſen iſt, und zwar nach 
der entgegengeſetzten Richtung. Die Sonnenſcheindauer hat in dieſem 
Jahre ſeit Jahrzehnten die niedrigſten Zahlen auf weiten Gebieten auf⸗ 
zuweiſen gehabt, die Niederſchlagsmenge die höchſten. 
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Trotzdem haben unter ee unfreundlichen Witterungsverhält⸗ 
niſſen in größerem Maße nur die Kartoffeln gelitten, die ſtellenweiſe 
im Herbſt ſtark faulten, teilweiſe auch erfroren ſind. Im übrigen aber iſt 
es gelungen, die Ernte, die ſich im feuchten Juni und einigermaßen trockenen 
Juli gut entwickelt hatte, befriedigend zu bergen, wenn auch die Qualität 
der ſpäten Halmfrüchte und des Heues oft zu wünſchen übrig ließ. 
ganzen jedenfalls kann die Landwirtſchaft mit der Ernte 1912 beſonders 
der Quantität nach zufrieden ſein. Sie bedeutet ſogar in mehreren Früchten 
eine Standarternte und hat über manchen Verluſt des Jahres 1911 hin⸗ 
weggetröſtet. Die folgende Tabelle) zeigt, wie ſich in den einzelnen 
Provinzen die Erträge zu einer Mittelernte (letztere Sr 100 geſetzt) Heilen: 


8 
141 
Oſtpreu ßen 112.1 
Weſtpreu ben 112.7 
Brandenburg. . . | 112.2 
Pommern 100.9 
Poſen 109.8 


Schleſten 118.4 


1912 115.1 111.1 102.1 90.8 106.3 
Preußen . . 1911 107.4 1101 57.4] 713| 76.0 
1910 | 103.3| 104.6| 100.6| 98.7| 104.7| 108.8| 117.8| 108.8 


Da auch in dieſem Jahre nach der amtlichen Saatenſtandsaufnahme“) 
die Ernte mit Ausnahme des Hafers in weiteſten Teilen eine gute Mittel⸗ 
ernte verſpricht, beſonders in den ſüͤdlichen Gebieten der 6 öſtlichen Provinzen, 
ſo darf man hoffen, daß die dezimierende Wirkung, die die Mißernte von 
1911 zuſammen mit der damals herrſchenden Maul- und Klauenſeuche 
und anderen 5 unſerem Viehſtande gebracht hatte, in kurzem 
überwunden ſein wird. 

Die Zahlen des Viehbeſtandes am 1. Dezember 1911 und 1912 und 
außerdem die des Schweinebeſtandes vom 2. Juni 1913 waren in Tauſenden 
die folgenden): 


2 4 ge net auf Grund der Daten S. 138 u. 142 des Stat. Jahrbuchs für 
a 12. 
Stat. Korreſp. 1813 Nr. 31. 
gei 8 p. 1913 Nr. 7 u. 29. 
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Pferde ][ Rinder | Schafe Schweine] e 
D a 
1911 | 1912 | 1911 | 1912 | 1911 1912 1911 | 1912 | 1918 


Oſtpreußen 1489| 1232] 1097 
Weſtpreußen 982 964 
Brandenburg 93 6234 1280 1172 1129 
Pommern 8061 1322| 11784 1140 
Poſen 2045 98 2811 1288| 1113] 1132 
Schleſien | 1256| 1191| 1293 
Preußen. 4016520984] 3172| 3190|11682|11856] 4372| 4107|17245115458115441 


Wie erſichtlich haben die Pferde und Rinder langſam zugenommen 
(um 0,59 % 1 1,49 %), die Schafe in ge wohntem Tempo weiter abge⸗ 
nommen (um 6 ‚069 00. 
| Eine beſondere Betrachtung verdienen die Schweine. Mit Ausnahme 
des Jahres 1907/08, wo ſie um 11,09 % fielen, hatten ſie einen ähnlichen 
Sturz (10,39 %) überhaupt noch nicht zu verzeichnen. Von 13,4 Millionen 
im Jahre 1908 waren ſie bis 1911 ſprungweiſe auf 17,2 Millionen hinauf⸗ 
geſchnellt, um dann in einem Jahre das Wachstum zweier voraufgegangener 
faſt ganz wieder einzubüßen. Es wäre aber falſch anzunehmen, daß hier die 
Mißernte und die Maul- und Klauenſeuche allein die Schuld an dieſer 
betrüblichen Erſcheinung trügen. In Wahrheit ſpielte die Preisgeſtaltung 
für Schweine im Jahre 1911 eine ausſchlaggebende Rolle mit. Im erſten 
und zweiten Vierteljahr 1911 erreichten die Preiſe auf dem größten Markte 
des Oſtens und des Reiches überhaupt, in Berlin, einen ſeit 1908 nicht da⸗ 
geweſenen Tiefſtand (108,09 M pro Doppelzentner Schlacht gewicht für 
1 bis 1,2 Doppelzentner ſchwere Schweine).!) Erſt das Jahr 1912 
brachte dann die bekannte rapide Steigerung der Preiſe, die einen neuen 
Kriegszug gegen die Fleiſchnot géi (Im letzten Vierteljahr hatte 
ſie den Höchſtſtand von 164,7 M pro Doppelzentner erreicht). Schlechte 
Preiſe, Futternot und Seuchengefahr haben zuſammen gewirkt, um zu 
jener Dezimierung der Schweinebeſtände und Fleiſchknappheit zu führen. 
Beſonders der Großbetrieb gab ſchnell und in weitem Umfange 1911/12 
die unrentabel gewordene Schweinehaltung auf. Die Beſtände der Guts⸗ 
bezirke ſind in dieſem Jahr um 14,93, die der Landgemeinden dagegen 
nur um 9,72% gefallen ). 


/ Vierteljahrshefte a 29 d. Dtſch. Reichs 1911/12. 
2) Stat. Korr. 1913 
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Trotzdem die Schweinezucht und Haltung bei weitem die größte 
Anpaſſungsfähigkeit an den Bedarf hat, iſt auch ſie natürlich dem Fehler aller 
organiſchen Betriebszweige unterworfen; es vergeht eine größere Spanne 
Zeit, ehe die Wirkung von Abhilfemaßnahmen zur Geltung kommt. Es iſt des⸗ 
halb nicht zu verwundern, daß auch bis zum Juni 1913 in toto eine Beſſerung 
noch nicht zu erkennen iſt. Sie iſt aber dennoch vorhanden. Die Zahl der 
jüngeren Schweine ift insgeſamt um !/,, gewachſen. Nur in den Guts⸗ 
bezirken ift fie wie noch mehr die der über ½ Jahr alten weiter gefallen. 
Die Landgemeinden dagegen haben bereits heute 
ihren Geſamtbeſtand vom 2. Dezember 1912 über⸗ 
flügelt, noch mehr aber den in den jüngeren Beſtänden. 
Eine umrühml iche Ausnahme im Wachstum macht im Oſten allein die Provinz 
Oſtpreußen, während Schleſien in der Vermehrung ſeiner Schweinebeſtände 
an der Spitze des ganzen Staates ſteht. Wichtiger aber iſt, daß überall im 
Oſten — wie auch im Weſten — im kommenden Jahre eine erhebliche 
Steigerung der Beſtände ſicher zu erwarten iſt, ausgenommen immer die 
Großbetriebe. Bei einer ziemlich gleichen Geſamtzahl von 15,1 Milllionen 
Schweinen waren im Jahre 1907 an Zuchtſauen über ein Jahr vorhanden 
rund 966 000, dagegen am 2. Juni 1913 nicht weniger als 1 135 300. 
Die Zahlen für die einzelnen Oſtprovinzen find aus der folgenden kleinen 
Tabelle e 

Oſtpreußen Weſtpreußen Brandenburg Pommern Poſen Schleſien 
1907 81902 62 336 58219 70884 123 096 59 132 
1913 93 598 73 232 61667 76130 136 743 67833 

Es wird dies natürlich trotzdem nicht hindern, daß in dieſem Jahre 
noch die Schweinepreiſe hoch bleiben, ja wahrſcheinlich wegen der Knappheit 
überhalbjähriger Tiere noch ſteigende Tendenz an Sg Sicher aber 
d 115 nn ſtatiſtiſchen Zahlen, wie auch nach den Ernteausſichten, 

daß das Jahr 1914 mit durchaus angemeſſenen, vielleicht ſogar 
mit 1 8 Schweinepreiſen zu SC iſt. 
Ein Bild der kolloſſalen Entwicklung der Schweinebeſtände auch in 


den öſtlichen Provinzen ſeit 1873 gibt die folgende Tabelle ). 
Es wurden gezählt in 1000 Stück: 


am 1. Dezember 


9390 10 967 [12 564 15 096 
1) J. one 3. d. Vierteljahrsheft d. Stat. des Diſch. R. 1909. 
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Es iſt keine Frage, daß befonders betreffs der Produktion don 
Schweinefleiſch, das 1911 rund 64,5 alles verbrauchten und im Inlande 
produzierten Fleiſches lieferte, unſere Landwirtſchaft ihrer Aufgabe potentiell 
l iſt; ja es iſt meines Erachtens ſogar eine a an periodiſch ar 
etende Überproduktion in dieſem Betriebszweige ſchuld 
Seren ab und zu Tieſſtgrenzen erreichen, die die Rentabilität — 
Schweinehaltung gegenüber den konkurierenden Betriebszweigen in Frage 
ſtellen. Je höher die ihr dienenden Rohprodukte unveredelt oder durch andere 
Zweige der Landwirtſchaft verwendet werden können und je ſtärker die Zahl 
der Schweine, d. h. ihr Angebot auf dem Markte anwächſt, deſto eher wird dieſe 
Grenze erreicht werden. Es ift daher auch plausibel, warum die am teuerften, 
weil mit fremden Arbeitskräften produzierenden Großbetriebe in ſolchen 
Zeiten am ſchnellſten vom Schweinemarkt verſchwinden. Wenn nun, wie 
im Jahre 1911, eine Mißernte noch ſtark vertiefend hinzutritt, ſo wird die 
leicht begreifliche Folge fein, daß des Guten in der Abſtellung der Schweine 
und beſonders der Mutterſauen zu viel getan wird. Der Erfolg iſt eine 
mehr oder weniger plötzlich auftretende Schweineknappheit, die mit 
einem gleichzeitigen Steigen der Preiskurve in die Erſcheinung tritt. Jon 
neuem wird dadurch die Produktion angeregt, die Schweinebeſtände wachſen 
wieder, drücken dann aber erneut auf den Markt, drängen alſo gegen die 
Rentabilitätsgrenze an, um damit eine neue Abſtellung und Knappheit zu 
verurſachen. In faſt gleichmäßigem Wechſel kann man dieſe Kurven⸗ 
ës in ca. 2 bis Zjährigen Intervallen in der Preisſtatiſtik per, 
olgen 
Leider verbietet der Raum, auf dieſe Erſcheinung und ihre Folgerungen 
für die Frage der Möglichkeit, Deutſchland mit ſelbſtproduziertem Fleiſch 
zu verſorgen, näher einzugehen. Eine Anregung möchte ich aber für 
die Teile unſeres Oſtens, die wie die Anſiedlungsprovinzen im Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen weit vorgeſchritten ſind, im engen Anſchluß daran nicht 
unterlaſſen. Man ſollte beſonders von ſeiten der Viehverwertungsge⸗ 
noſſenſchaften — beſſer noch der 5 Se zwar ganz 
oder teilweiſe aus dazu bereit zu ſtellenden ſtaatlichen Mitteln — durch 
Prämienverteilung in Zeiten niedriger Schweinepreiſe das Abſtellen 
von Sauen verhindern, ihre Ergänzung im Gegenteil noch durch Nach⸗ 
zucht fördern. Man ſollte dies n dann tun, wenn dadurch die Not⸗ 
wendigkeit ſtarker Futterzukäufe teht. Zur Zeit der bald darauf zu 
erwartenden Preisſteigerung würde ſich dieſe Maßnahme ſicher und reich⸗ 
lich bezahlt machen, und zwar nicht nur privatwirtſchaftlich, ſondern vor 
allem vollkswirtſchaftlich. 


II. 


Von der Frage der Viehbeſtände und der Fleiſchverſorgung des 
Inlandsmarktes komme ich auf eine andere, die für den deutſchen Oſten von 
eminenter Bedeutung iſt, die innere Koloniſation und die damit wirtſchafts⸗ 
politiſch engverbundene Frage der Leiſtungs fähigkeit von Groß- und 
Kleinbetrieb in der Land wirtſchaft. Die Fleiſchteuerung des vorigen 
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Jahres hat den Anſtoß gegeben, daß don Staats wegen 25 Millionen Mark zur 

örderung der inneren Koloniſation eingeſtellt worden ſind, ganz abgeſehen 
von den für das national umſtrittene Gebiet ausgeworfenen Summen. Die 
Hoffnung iſt, daß durch die Schaffung von Bauernwirtſchaften aus großen 
Gittern eine für den Markt bedeutſame Steigerung der Fleiſchproduktion 
entſtehen wird, wie man ja nn in der wiſſenſchaftlichen National⸗ 
ökonomie ſeit den aus dem Seringſchen Seminar hervorgegangenen Arbeiten 
von Stumpfe, Auhagen u. a. dazu neigte, dem kleineren Betriebe die wirt⸗ 
— 5 erlegenheit zuzuſchreiben. Dieſe letztere Frage wurde jedoch in 

tärke wieder neu entfacht durch einen Artikel des Rittergutsbeſitzers 

gan Chlapowski (Turew) in den Preuß. Jahrb. (Februar N 
ber in feinen Überlegungen zu einem entgegengeſetzten Reſultate ka 
Seine Folgerungen gipfeln ſchließlich in der Frage, ob es nach den dort 
gemachten Erwägungen nicht gerechtfertigt ſei, „die Anſiedler als Staats- 
penſionäre auf Koſten der Allgemeinheit zu bezeichnen.“ 

Das Glück wollte jedoch, daß gerade zur ſelben Zeit zwei im Auf⸗ 
trage der Berliner Landwirtſchaftlichen Hochſchule über die gleiche Frage 
u: Unterſuchungen zum Abſchluß gelangt 1 0 die auf Grund 
Wer er Zahlen und ſehr umfangreichen Tatſachenmaterials die wirtſchaftliche 

erlegenheit der Bauernkoloniſten gegenüber dem normalen Gut2- 
betriebe des Oſtens bewieſen!). Meine eigenen Unterſuchungen berück⸗ 
fichtigen vier große Rentengutskolonien in Hinterpommern und der Neu- 
mark und ſtellen deren wi liche Ergebniſſe denjenigen der früher auf 
dem gleichen Boden wirtſchaftenden Großbetriebe gegenüber. Gleich⸗ 
zeitig aber ſind vier in der Nachbarſchaft belegene, möglichſt unter gleichen 
oder beſſeren Wirtſchaftbedingungen arbeitende Großbetriebe (Parallel- 
güter) zum Vergleich mit herangezogen. Und zwar iſt für jeden von ihnen 
eine Periode von mehreren Jahren um 1900 herum, alſo parallel den 
früheren Gutsbetrieben, und eine ſolche um 1909, alſo parallel den zu gleicher 
Beit unterjuchten Rentengutskolonien zugrunde gelegt worden. Die g 
von der Unterſuchung berückſichtigte landwirtſchaftliche Fläche berägt 
rund 30 000 Morgen. In ſolcher Weiſe war es möglich, auch die eventuellen 
Jortſchritte der aufgelöſten Gutsbetriebe durch dieſe Parallelreihen zu 
meſſen und gleichzeitig einen Maßſtab zu gewinnen für die wichtige 
Fug ob die früheren Güter für die betreffende Gegend als normale 

tsbetriebe anzuſprechen ſind oder nicht. Die mit herangezogenen 
Vergleichsgüter waren nämlich ſtets beſtbeleumundet, teilweiſe ſogar 
überhaupt die beſten der betreffenden Kreiſe. Ihr Boden war mit 
einem Reinertrage von 16,91 & pro Hektar, dem der früheren Güter und 
Rentengutskolonien dagegen nur mit 14,22 4 im Durchſchnitt bonitiert. 

Trotzdem iſt die Geſamtheit der Bauernbetriebe der Kolonien nicht 
allein den früheren, ſondern auch den Parallelgütern ganz außerordentlich 
überlegen. Ihre Leiſtungen für den Markt erreichen trotz Ernährung faſt 
der doppelten Menſchenzahl auf gleicher Fläche im Durchſchnitt einen 


3) Keup und Mührer, Groß- und Kleinbetrieb in der Landwirtſchaft. Berlin 1918 
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Wert von 177 A pro Hektar landwirtſchaftlicher Nutzfläche gegenüber 
102 K bei den früheren Gütern. Die Parallelgüter vermochten dagegen 
immer unter Zugrundelegung gleicher Preisſätze dieſen Wert nur von 
115 & auf 150 & zu ſteigern. Dabei entfielen auf tieriſche Produkte bei 
den bäuerlichen Wirtſchaften rund /, bei den Gütern und Parallelgütern 
hingegen nur rund ½¼ bis %/, des Abſatzwertes. Auf weitere Einzelheiten 
einzugehen, muß mir leider verſagt bleiben. Ich weiſe ihretwegen den 
Leſer auf die Unterſuchungen ſelbſt hin. Hinzufügen will ich noch, daß die 
andere Arbeit, die 11 Kolonien im Poſenſchen mit ebenſo viel gut bewirt⸗ 
ſchafteten und benachbart gelegenen Großbetrieben vergleicht, trotz ganz 
ungleicher Methode in allen Hauptpunkten zu denſelben Reſultaten kommt. 

Die rein theoretiſchen Einwände von Chtapowskis ſind damit auf 
das ſchlagenſte widerlegt, ganz abgeſehen davon, daß ſie auch als ſolche, 
als theoretiſierende Überlegungen in einer ganzen Reihe von Artikeln als 
in allem weſentlichen unhaltbar erwieſen worden ſind (Präſident Metz in 
den „Grenzboten“ 1913 Heft 15, Dr Keup ebd. Heft 17, Pagenkopf 
und Prof. Dr Auhagen im Maiheft des Archivs f. i. Kol. u. a.). 

Ahnliche Bedenken wie Chlapowski hat dann Herr von Heyde⸗ 
breck⸗ Markowitz mehrfach zur Geltung gebracht. Seine Einwendungen 
betreffen vor allem die Frage der Überlegenheit der Kleinbetriebe in der 
Fleiſchproduktion und der Arbeitsorganiſation. In ſeinem Artikel in Nr. 48 
des Zentralblattes der Poſener Landwirtſchaftskammer (30. Nov. 1912) macht 
er geltend, daß zum mindeſten für die dortige Gegend die bäuerliche Wirt⸗ 
chaft weder im Beſtand noch im Abſatz von Viehprodukten mit dem 
Großbetriebe konkurrieren könne, trotzdem es ſich bei den herausgegriffenen 
Beiſpielen „keineswegs um Ausnahmefälle handele.“ Dennoch müſſen 
die von ihm angeführten als ſolche angeſehen werden, wie die auf Poſen 
bezüͤglichen Zahlen der nachſtehenden Tabelle ohne weiteres klarmachen. 
Es wurden am 1. Dezember 1911 gezählt in Tauſenden !): 


Pferde Rinder Schafe Schweine 
in den in den in den in den 
Sand» | Guts⸗Land⸗ Guts⸗Land⸗ Guts-⸗] Land⸗ Guts⸗ 
e⸗ be⸗ Ke be» es bes ge» bes 

meinden 


meinden] zirken zirken] meinden zirken meinden rien 
Dftpreußen . 1078.9| 831.7 
Weſtpreußen 816.0 243.9 
Brandenburg 952.1 210.0 
Pommern 741.30 460.8 
Poſennn 837.0 368.9 
Schleſien 1013.80 178.6 


Preußen. 2 079.4 554.7 [9 235,3 1 884.211 855.4 2 335.213 804.02 027.9 


1) Ergänzungsheft zur Ztſchr. des Kgl. Pr. Stat. Landesamts 1912. 
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Es iſt ein Fehler, immer wieder für den Großbetrieb Verdienſte in 
Anſpruch zu nehmen, auf die er ſeiner Natur nach füglich kein Anrecht hat. 
Seine Bedeutung liegt auf ganz anderem Gebiete, auf dem des landw. 
techniſchen Fortſchritts, als da iſt Einführung beſſerer Arbeitsgeräte und 
Maſchinen, beſſerer Kulturmethoden und Gebrauch künſtlicher Dünge⸗ 
mittel. Vor allem aber kommt dem Großgrundbeſitz nicht ſo ſehr als Be⸗ 
triebsform denn als Vertretung eines unternehmenden intelligenten und 
unabhängigen Standes auf dem platten Lande eine nicht zu unterſchätzende 
wirtſchaftliche und politiſche Bedeutung zu. Aus dieſen Gründen allein 
wäre es ein nie wieder gut zu machender Fehler, wie dies die Bürgerkriege 
für die Landwirtſchaft Nordamerikas gelehrt haben, dieſen Stand im Oſten 
unſeres Vaterlandes zu vernichten. Kein vernünftiger Förderer der 
inneren Koloniſation wird dazu ſeine Hand bieten wollen. Das kann und 
darf aber nicht hindern, da, wo der Großbetrieb in Preußen noch faſt die 
Hälfte und mehr des landwirtſchaftlich genutzten Landes inne hat und deshalb 
ſeine ſchädigenden Wirkungen — beſonders auf populationiſtiſchem Gebiet — 
ſeine nützlichen überwuchern, volkreiche Dörfer an ſeine Stelle zu ſetzen. 
Denn abgeſehen von der Eindämmung der Landflucht und der höheren 
vollswirtſchaftlichen Bedeutung in der Frage der Beſchaffung der wichtigſten 
Lebensmittel für das deutſche Volk, ſteuern dieſe Dörfer auch dem immer be⸗ 
drohlicher werdenden Anwachſen des ausländiſchen Saiſonarbeiterbedarfes. 
397 000 ausländiſche Landarbeiter wurden bereits im Jahre 1911 — und 
zwar ganz vorwiegend in den Großbetrieben des preußiſchen Oſtens — 
zur Bergung unſerer Ernte benötigt. Gerade in den gegenwärtigen d 
politiſchen Verhältniſſen ift dies ein bedrohliches und kaum zu ernſt aufzu⸗ 
nehmendes Menetekel. 

Folgende Tabelle gibt für das Jahr 1909 einen näheren Einblick 
in die lokale Verteilung der Saiſonarbeiter in den 6 öſtlichen Provinzen y: 

ie 3 omg Pommern Poſen Schleſten Preußen 
ee 19 781 19848 36 559 34 840 24864 56941 288260 
insgeſamt 


dio. pro 1000 ha f ’ 10. 
der Idw. Suë. 7.9 11.9 16.7 17.5 12.1 22.5 0.1 


dto. pro 100 fl.) 5 10.7 14.1 7.1 14.5 109 
der Sa 10 s. 


9 Kühn⸗Archiv Bd. II, 2. Halbband S. 401: Dr. Schmidt, die Wanderarbeiter 
in der Landwirtſchaft uſw. und: Archiv f. inn. Kol. 1913. Heft 7. Dr. Keup, die 
Ldw. Arbeiterfrage und die inn. Kolon. 
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Der derewigte Oberpräfident der Provinz Weſtpreußen, Staatsminiſter 
don Goßler, äußerte einmal, „es ſei ihm bei der Durchſicht der Handels⸗ 
kammerberichte aufgefallen, daß faſt durchweg die Lage des Handels 

ungünſtig beurteilt werde, während er in dem ihm unterſtellten Gebiet 
wachſenden Wohlſtand wahrnehme“ 

Dieſe Beobachtung war zweifellos richtig. In dem ſorgenvollen 
Kampfe des Handels- und Gewerbetreibenden iſt er leicht geneigt, die 
Unvollkommenheiten und Mängel der Gegenwart, die Unſicherheit der Zu⸗ 
kunft ſtärker zu ſehen als die erzielten Erfolge. 

Im Gegenſatze zu jener Beobachtung gewährt die Lektüre der Jahres⸗ 
berichte über das Jahr 1912 eine helle Freude. Sie beginnen, dem Sinne 
nach, faſt durchweg mit den gleichen Worten, daß „die wirtſchaftlich günſtige 
Lage des Jahres 1911 ſich auch auf 1912 übertragen und Handel und 
Induſtrie im großen und ganzen günſtig gearbeitet haben“. Dieſe Ein⸗ 
mütigkeit iſt um ſo bemerkenswerter, als gegen Schluß des abgelaufenen 
Jahres Wolken genug den Horizont verdunkelt haben. Wenn zur Zeit 
zwar der Friede auf dem Balkan nahe erſcheint, jo wird ert das Jahr 
1913 in vollem Umfange erkennen laſſen, wie weit die ſchädlichen Wir⸗ 
kungen des Balkankrieges ſich auch auf die öſtlichen Provinzen des preußiſchen 
Staates erſtreckt haben. 

Die gute Entwickelung des Wirtſchaftslebens im Jahre 1911 tritt 
9 seh vor Augen in den Ziffern des deutſchen Außenhandels. 


Millionen Tonnen Milliarden Mark 


in Einfuhr: 1910 ............. 64,5 8,9 
III 68,4 9,7 
912 71,4 10,3 

in Ausfuhr: 1910 ............- 54,2 S 
ge 59,2 8,1 
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Dieſe len zeigen einen ſehr erfreulichen Aufſchwung, der um 
ſo günſtiger erſcheint, als die Ausfuhr der Menge nach um 20 Prozent, 
die Einfuhr dagegen nur um 11 Prozent, dem Werte nach um 15 und 
18 Prozent geſtiegen ſind. Auf der ſteigenden Ausfuhr beruht vor allem 
Deutſchlands Bedeutung im andel und die Entwickelung des Gewerbe⸗ 
fleißes kommt darin am meiſten zum Ausdruck, aber auch der Wettbewerb 
mit anderen Völkern, denen Deutſchland unbequem geworden iſt. Es 
iſt gut, daß endlich auch in Großbritannien das Verſtändnis dafür 
wächſt, daß man die deutſche Entwickelung wohl mit beſſeren Methoden, 
nicht aber mit den Waffen in der Hand beſiegen kann. 

Von Jahr zu Jahr ſchließen ſich die Maſchen des Verkehrs enger 
und enger über die ganze Welt. Der Bau von Eiſenbahnen, die Entwickelung 
des Dampfſchiffverkehrs nehmen überall zu, Telephon und Telegraph — 
mit und ohne Draht — werden mehr und mehr das natürlichſte Mittel des 
täglichen Verkehrs, auch in weit entfernten, von den Hauptverkehrsſtraßen 
abgelegenen Orten und Einzelwohnungen. Das Automobil iſt heute nicht 
mehr ein Gegenſtand des Luxus, ſondern wird, weil es ſtets arbeitsbereit 
und unabhängig von Fahrplänen iſt, ein wichtiges Hilfsmittel für den 
Perſonen⸗ und Laſtenverkehr. Eine nicht geringe Anzahl von Firmen 
z. B. ſendet ihre Reiſenden nicht mehr auf der Eiſenbahn, ſondern ver⸗ 
mittels ihrer Kraftwagen durch die Provinzen und erreicht dadurch erheb⸗ 
liche Erſparniſſe an Zei und Geld. Kann unter Benutzung all dieſer 
modernen Hilfsmittel der Verkehr ſich ins Unendliche ausdehnen, ſo hat 
e der anderen Seite die Empfindlichkeit gegen Störungen im Welthandel 
und die Empfänglichkeit für Fernwirkungen erheblich zugenommen. Im 
guten, wie im böſen Sinne. 

So hat der Krieg um Tripolis für die Häfen der Oſtmark eine 
günſtige Wirkung gehabt. 

Die Dardanellenſperre hat die Ausfuhr von Getreide über die 
Schwarzmeerhäfen zeitweiſe unmöglich gemacht; infolgedeſſen iſt ein nicht 
unerheblicher Teil dieſer Güter über Danzig und Königsberg ausgeführt 
worden und hat zur Belebung des Verkehrs dieſer wichtigſten Häfen 
der Oſtmark beigetragen. Der gewaltige Streik der Bergarbeiter in 
England hat ihnen dagegen erheblichen Schaden getan. Der Handel in 
engliſcher Kohle war für ſie ſtets von großer Bedeutung und er ſicherte 
den Redereien eine wertvolle Einfuhrfracht für ihre Schiffe. Der Ausfall 
dieſer Einfuhr zwang zu vermehrten Bezügen von deutſcher Kohle, vor⸗ 
nehmlich aus Oberſchleſien, aber auch Weſtfalen hat erheblichen Anteil 
daran gehabt; ſo ſind nach Königsberg ca. 55 000 Tonnen, nach Danzig 
64 000 Tonnen deutſcher Kohle über See verſchifft worden. 

Der Wandel im Kohlenhandel iſt ſehr bemerkenswert. Es betrug 
die Einfuhr von Steinkohlen, Koks und Briketts: 

ſeewärts bahnwärts insgeſamt 

in Danzig: 19100 287 115 t 237 948 t 225 063 t 
1911ĩ5k6 224 725 „ 262 979 „ 487 704, 

1912. 176 758 „ 526 459 „ 703217 „ 


18* 
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ſeewärts bahnwärts insgeſamt 


in Königsberg: 1910. 382 463 t 50 611 433 074 t 
1911 888 209 „ 61084, 399 293, 
1912. 295 330, 188 679, 4384 009 


Bei einer an ſich ſehr bedeutenden Zunahme des Kohlenverbrauchs 
— ein Zeichen günſtiger Entwickelung der Induſtrie — zeigt dieſe 
Zuſammenſtellung den Rückgang der engliſchen zugunſten der 
deutſchen Kohle. 

Für die Holzausfuhr war die Steigerung der Preiſe des 
amerikaniſchen Pitchpine von Bedeutung. Danziger kieferne Balkenhölzer 
ſind deshalb wieder ein in England ſtark begehrter Artikel geworden. 

Aus allen Berichten der oſtdeutſchen Handelsvertretungen geht von 
neuem übereinſtimmend hervor, welche hervorragende Rolle die gedeihliche 
Entwickelung der Landwirtſchaft für die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des 
Oſtens ſpielt, wie wichtig aber auch die kaufmänniſche Arbeit für die Ver⸗ 
wertung der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe iſt. 

Die ausgezeichnete Beſchaffenheit der 1911er Getreideernte hat 
noch bis weit in den Sommer 1912 hinein ihre wohltätigen Wirkungen 
ausgeübt, ſodaß eine größere Ausfuhr auch nach Frankreich, Italien und 
Spanien ſtattfinden konnte. War die Ernte von 1911 gefährdet durch 
Dürre, ſo die von 1912 bei weitem mehr durch Näſſe. Die ungünſtige 
Witterung des Herbſtes 1912 hat auf die Beſchaffenheit des Getreides, 
vornehmlich von Weizen und Hafer, eine ſehr ſchädigende Wirkung aus⸗ 
geübt. An Men ge des geernteten Getreides hat es nicht gefehlt: im Gegen⸗ 
teil, übereinſtimmend wird berichtet, daß fie alle früheren erheblich über⸗ 
ſtiegen hat. Roggen iſt in leidlich guter Beſchaffenheit hereingekommen, 
dagegen hat bei Weizen und bei Hafer, insbeſondere bei Weizen, die feuchte 
Einbringung vielfach dumpfen 5 ſchlechte Farbe und reichlichen 
Auswuchs erzeugt, ſodaß große Mengen nur als Viehfutter verwendet 
werden konnten. Es wurde dadurch die für menſchlichen Verbrauch ver⸗ 
fügbare Menge beſchränkt, ſodaß nach vorübergehender Abſchwächung die 
Preiſe wieder eine erhebliche Höhe erreichten. Die Mahlmühlen konnten 
die ungünſtige Beſchaffenheit des Weizens nur dadurch überwinden, daß 
der feuchte heimiſche mit gutem trockenem ruſſiſchem Weizen vermiſcht 
wurde. Bei ſolcher Miſchung ſoll ſogar die Backfähigkeit durch die Bei⸗ 
miſchung von etwas Auswuchs gewonnen haben. 

Die feuchte Beſchaffenheit der Ernte hat für den Exporthandel 
außer ſchweren Verluſten noch andere ernſte Folgen gehabt, auf die wegen 
ihrer Bedeutung näher eingegangen werden mu 

Die Zollbehörde verweigerte nämlich die Austellung bon EEN 
ſcheinen, weil das ausgeführte feuchte Getreide im Sinne des 2 der 
Ein ſcheinordnung vom 15. 2. 1902 nicht marktgängig ſei. 
ig Schiffsladung mußte ſogar wieder entladen werden, da die Aus 

e Gewährung des Einfuhrſcheines nicht möglich war. Das glei 
Schicſal drohte $ weiteren e ren, bis ſchließlich die maßgebenden 
Behörden die vorgelegten Proben als noch marktgängige Ware anerkannten. 
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In der Zeitſchrift für das Zollweſen beſpricht Regierungsrat Dr. Klein 
dieſe Frage vom Standpunkte der Zollverwaltung. In dem vorher ge⸗ 
nannten $ 2 heißt es: 

„Einfuhrſcheine dürfen nur für Fruchtarten don marktgängiger 
Beſchaffenheit erteilt werden. Unerhebliche Abweichungen gelten nicht 
als di cht marktga 

Weizen, Roggen und Hafer, auf die es hier e Alte 
un zu Brot oder Futter verarbeitet werden, müßte alſo als 
gängig“ angeſehen werden, was „als Brot- oder Futtergetreide martt⸗ 
gängig ſei“. „Marktgängig ſein“ darf nicht mit „gehandelt werden“ gleich⸗ 
ës werden, auch ſolche are nicht, die et durch Aufmiſchung mit 
ſſerem Getreide brauchbar gemacht werden kann. Würde eine ſolche 
Auffaſſung jener wichtigen Beſtimmung, die zum Schutze gegen Betrug 
unbedingt erforderlich iſt, Gemeingut werden, ſo würde dies der kauf⸗ 
männiſchen Auslegung des $ 2 ſchnurſtracks wiberfprede. Es war desha 
ſehr dankenswert, daß der Danziger Kaufmann Dr. Paul Damme in der 
Beer He chrift auf dieſe wichtige Frage eingegangen ft. Er weiſt 
mit Recht darauf hin, daß man bei der Prüfung des $ 2 von dem Wort 
„Markt“ ausgehen müſſe. „Was hier geht, d. h. regelmäßig und in größeren 
Mengen Abſatz findet, iſt marktgängig.“ Einen ganz feſtſtehenden Begriff 
könne es nicht geben, weil E andere Faktoren, wie die politische Lage, 
Beſchaffenheit, Angebot, N eis uſw. mit den Ausſch 
geben. „Was geſtern marktgängig war, mag es heute nicht mehr ſein.“ 

Vor allem aber eg man bei den Bodener gniſſen der 
wirtſchaft nicht überſehen, daß nicht die geleiſtete Arbeit allein auf ihre 
Beſchaffenheit Einfluß habe, 5 Wind, Wetter, Regen, Sonnenſchein. 
Dieſer nd t an den großen Getreidebörſen 5 und 
Beachtung. Deshalb Re dort alljährlich Standardmuſter für Waren 
mittlerer Art und Güte aufgeſtellt, die für den Großhandel maßgebend 
find. Die Ernte 1912 hat aber nur etwa 10 Prozent der Gef 
in der Beſchaffenheit normaler Jahre gebracht, etwa 90 Prozent hatten 
unter naſſer Witterung gelitten. Dann würde alſo der größte Teil der 
Weizenernte „dem normalen Zwecke, als Brotgetreide zu dienen“ nicht 
entſprochen haben. In dieſer Auffaſſung liege ein erheblicher Irrtum. 
Der Ausgleich für die geringere Güte werde im Preiſe gefunden und ebenſo 
ſei die Auffaſſung unrichtig, daß die Aufmiſchung mit fremdem Getreide 
immer nur eine Verbeſſerung des geringen einheimiſchen bedeute. 1 * 

Fi Erg a könne es ſich um eine Normaliſierung zu guten heimiſchen Ge⸗ 

urch geringeres ausländiſches handeln. Jedenfalls dürfe man nicht 
SE ausgehen, daß der Gaſetzgeber nur für normale Ernten die Gewährung 
don Einfuhrſcheinen geplant habe, verunglücke aber, wie die don 1912, 
davon habe ausſchließen wollen. Das bedeute agg anderen Worten eine 
Verbeſſerung guter und eine Verſchlech 9 ees Ernten unter 
Mithilfe des Staats. Das Richtige werde auch die Zollverwaltung ns 
en in zweifelhaften Fällen emie Sachverſtändige 
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Hoffentlich werden ſo ungünſtige Ernteverhältniſſe ſtets eine ſo 
ſeltene . ſein, daß die Wiederholung ſolcher Erörterungen ſich 


eg 
hindern. Alle Berichte ſtimmen überein in der Kage über die zu 
8 Höhe n Fleiſchpreiſe und deren Wi 
auf den Verbrauch anderer War Verſchiedentlich wird dabei betont, 
daß der Rückgang der T bee auf dieſe Urſache zurückzuführen ei 
Die bisher — — wehrmaßregeln gegen die Fleiſcher finden im 
allgemeinen keine ſehr günſtige Beurteilung. Die Unternehmungen der 
Städte zur SE billigen ruſſiſchen Fleiſches werden als unzu⸗ 
länglich bezeichnet 

Der Vollſtändigkeit halber ſei noch erwähnt, daß infolge der ver⸗ 
minderten Fleiſchproduktion auch die davon abhängigen Gewerbe, wie 
Verwertung des Fettes, der Häute und Knochen über verminderte Tätig⸗ 
keit zu klagen hatten 

Bromberg ebt die gute Ernte Rußlands 1911 in Sonnenblumen, 
Dotter, Hanf und Rübſen hervor. Ein großes Geſchäft in ruſſiſchem Futter⸗ 
kuchen war die Folge, das, dank auch des ermäßigten Eiſenbahntarifs, 
bis nach dem Rheinland und Süddeutſchland den Verſand geſtattete. Der 
Umſatz in 5 war 1912 doppelt ſo groß als 1911. 

Der Abſatz von Melaſſefutter nimmt zu, da Rohmelaſſe zurzeit 
ſehr billig iſt. 

Große Schwierigkeiten bereitete im Herbſte der Handel in Gerſte, 
da die Händler bei ſehr großen Vorräten meiſt nur feine Braugerſten 
und von Futtergerſten nur die beſſerenPartieen abſetzen konnten, dagegen 
mindere Qualitäten auf Lager behielten, die ſchwer Abſatz fanden. Die 
Cer waren ſchließlich mit Partien minderwerter Gerſte überfüllt, wo⸗ 

durch ſchwere Verluſte herbeigeführt wurden. Ahnlich lag es mit Hafer. 

Die Bierbrauerei litt unter mangelhaftem Abſatz wegen der kühlen 
Witterung, CA? gute Braugerſte und Hopfen teuer waren. 

Die Kartoffelernte war ſehr unbefriedigend. Große Mengen 
verdarben auf den Feldern, weil fie wegen andauernden Regens nicht 
geerntet werden konnten. 

Dazu kamen ſpäter weitere Schäden durch frühe Fröſte. Aber 
auch die dem Boden entnommenen Kartoffeln faulten leicht, ſo daß die 
verarbeitenden Induſtrien, wie Branntweinbrennereien, Hefe- und Stärke⸗ 
fabriken gleich nach der Ernte Tag und Nacht arbeiten mußten, um SC 
ſchnell die dem Verderben ausgeſetzte Frucht zu verwerten. Die Fabri 
von Kartoffelflocken arbeiteten befriedigend. 

In beſonders engem Zuſammenhange mit der Landwirtſchaft ſteht 
der Abſatz von künſtlichen Düngemitteln. Ama der zunehmend intenjiven 
Kultur des Bodens der ganzen Oſtmark wächſt der Bedarf in einem ſo 
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erfreulichen SEN daß in Danzig eine große neue chemiſche Fabrik hat 
See werden können. Die älteren großen Unternehmungen dieſer Art 
e e, guten Erfolg erzielt und ſpielen eine wichtige Rolle in der 

e des 

Auch die Zuckerrübe hat unter der Näſſe gelitten. Poſen berichtet, 
daß — trotz großer Ernte — im Herbſte zunächſt Rübenmangel baten alen 
war, da des ſchlechten Wetters wegen andere dringende 
Herausnehmen der Rüben vorangehen mußten. Oſtpreußen Ce an Ken 
Zuckerproduktion nur mit der Fabrik in Raſtenburg beteiligt, während der 
Rübenbau in den Provinzen Weſtpreußen und Poſen zunimmt. Der 
Zuckergehalt und die geerntete Menge erwieſen ſich ſchließlich als gut, 
während 1911 die Ergebniſſe ſehr ungünſtig geweſen waren. Infolge 
des Übergangs von einer ſchlechten zu einer guten Ernte in der ganzen 
Welt, die eine große Steigerung der verfügbaren Mengen an Zucker zur 
Folge hatte, zeigte der Markt Preisſchwankungen, die zu einem bedeu⸗ 

tenden Preisfalle en. 

Die Kampagne 1911/12 hatte 31, dagegen die Kampagne 1912/13 
55 Millionen Zentner Zucker E fich alſo faſt verdoppelt. Der Preis 
für Zucker war im Januar 1912 4 15,—, im Februar & 16,50, ſpäter da⸗ 
gegen nur noch K 9,— für den Zentner von 50 kg. Die Zuckerraffinerien 
waren gut beſchäftigt. Die mitteldeutſchen und weſtdeutſchen Raffinerien 
hatten nur ſchwer ausreichende Mengen von Rohware erhalten können, 
ſo blieb in jenen Gebieten für die Loſtdeutſchen Raffinerien ein befrie⸗ 
digender Markt. Nach England dagegen war der Export granulierten 
Zuckers durch die ſtarke Ausfuhr ruſſiſchen Zuckers unterbunden. 

Für die ruſſiſche Zuckerausfuhr hat Danzig in den letzten Jahren 
in erſter Reihe geſtanden. Die Zufuhr betrug 1911 24 109 Tonnen, 1912 
dagegen nur 17 677 Tonnen, einmal als Folge verminderter Ernte, dann 
aber auch, weil die Beſtimmungen der Brüſſeler Konvention die ruſſiſche 
direkte Ausfuhr erleichtert haben. 

Erheblich ſind im Zuckerhandel, wie auch für andere Maſſenartikel, 
die Klagen über Mangel an Eiſenbahnwagen. Nach den Erklärungen 
des Miniſters der öffentlichen Arbeiten iſt zu erwarten, daß der Wieder⸗ 
kehr dieſer Schwierigkeiten nunmehr vorgebeugt iſt. 

Die naſſe Witterung, die der Landwirtſchaft ſo ſchweren Schaden 
zugefügt hat, war für den Verkehr günftig, da alle Flüſſe und Kanäle reichlich 
Waſſer führten, und der Waſſerverkehr daher ſehr belebt war, im Gegen⸗ 
ſatze zu dem zu trockenen Jahre 1911 

Unter deſſen ungünſtigen Verhältnis ſen hatte 1911 beſonders der Holz⸗ 
handel gelitten. Jetzt kamen nicht nur die aus 1911 überwinterten Trans⸗ 
porte frühzeitig herein, ſondern auch, bis auf etwa 80 Traften, der ganze 
friſche ruſſiſche Einſchlag. Allerdings war die Flößerei ſehr erſchwert 

durch die geſteigerten ruſſiſchen Löhne, und infolge von lang anhaltenden 
Stürmen und Regengüſſen war die Verflößung langſamer, als der Waſſer⸗ 
reichtum erwarten ließ, ſo daß z. B. die letzten Weichſeltraften erſt am 
18. November Schilno paſſierten. 
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Bei dem günſtigen Waſſerſtand waren die ſchlechten Verhältniſſe 
der ruſſiſchen Weichſel nicht ſo ſtörend, wie in früheren Jahren. Es bleibt 
aber ein dringender Wunſch des geſamten Handels, daß durch deutſch⸗ 
ruſſiſche Verhandlungen die Regulierung des ruſſiſchen Flußteils endlich 
erfolge. Etwa ſiebzig Jahre laſſen ſich dieſe Klagen rückwärts verfolgen, 
wie auch jetzt dieſe Frage immer wieder auftaucht, wie z. B. in dem Jahres⸗ 
berichte von Graudenz. 

Holzhandel und Holzinduſtrie berichtete im großen und ganzen über 
günſtiges Geſchäft. In Memel, Königsberg und Danzig hat die Einfuhr 
zugenommen, und die Ausfuhr war ſehr rege bei ſteigenden Preiſen. In 
den beiden letztgenannten Häfen war das Platzgeſchäft der Schneidemühlen 
gut, da ſowohl für öffentliche Behörden, wie für Private viel gebaut wurde. 
Bromberg und Poſen dagegen klagen, beſonders gegen Schluß des Jahres, 
wegen des ſchweren Abſatzes. Der teuere Geldſtand, die Erſchwerung 
der Kreditgewährung haben auf den Grundſtücksmarkt ſehr ungünſtig 
gewirkt. Bekannt iſt, wie die Beſchaffung von Hypothekengeldern ſelbſt 
zur erſten Stelle den allergrößten Schwierigkeiten begegnet. Daß dieſe Sorge 
nicht allein in Deutſchland herrſcht, ſondern daß ſie z. B. in England, dieſem 
Lande des großen Kapitals, ziemlich eben ſo groß iſt, iſt für die deutſchen 
Intereſſenten ein geringer Troſt. erall dort, wo die Bautätigkeit rege 
war, hat auch der Handel in Baumaterialien, die Herſtellung von Ziegeln, 
Dauer uſw. befriedigende Umſätze und Ergebniſſe erzielt. 

Die Zufuhr von Heringen war in den Seeſtädten 5 und 
der Verbrauch belebt. Von Kolonialwaren war der Abf E normal. Sehr 
bemerkt wurde aber die Zunahme des Verkehrs von Erſatzmitteln, vor 
allem für Kaffee, deſſen Verkauf wegen der teuren Preiſe entſchieden 
abnahm. Das Gleiche gilt für tieriſche Fette. Butter war ſo teuer, daß 
Margarine und Pflanzenbutter häufig an ihre Stelle traten. 

Eine vollſtändige Reis⸗Mißernte in Indien hat dieſen Artikel ſtark 
im Werte geſteigert; der Handel hatte damit ſehr ſchweren Stand, und der 
Verbrauch iſt ent chieden zurückgegangen. 

Die Lage der Induſtrie wird bei ſehr ſtarkem Bedarf in der ganzen 
Oſtmark überwiegend günſtig beurteilt. Natürlich kommen bei ihrer Ent⸗ 
wickelung die örtlichen und provinziellen Verhältniſſe beſonders zur Erſchei⸗ 

nung. In Oſtpreußen fehlen (außer in Raſtenburg) die Zuckerfabriken. 
Der Seeſchiffbau, an deſſen Spitze Schichau ſteht, iſt an die Küſte gebunden 
und hat reichliche Beſchäftigung gefunden, ebenſo wie die Fabriken, die 
Eiſenbahnmaterial herſtellen. Die chemiſchen Fabriken entwickeln ſich 
eeler eulich. Ihre Arbeit gilt vornehmlich der Erzeugung künſtlicher Dünge- 

L von . Thomasmehl uſw., die auch jenſeits der 
deutſchen Grenze Abſatz finde 

In Danzig nimmt die SE Verarbeitung von Bernſtein ſtetig 
wieder zu und hat ſich den Weltmarkt geſichert. Geklagt wird aber über die 
wachſende Schwierigkeit der Beſchaffung genügender Mengen Rohmaterial. 
Trotz intenfiver bergmänniſcher Gewinnung, die überdies viel teurer ge- 
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worden iſt, kann der Staat mit ſeinem Monopol kaum die verlangten 
Mengen in den geeigneten Bernſteinſorten ſchaffen. 

Poſen hat eine gut entwickelte Konſerveninduſtrie, die unter der 
Ungunſt der Witterung ſehr zu leiden hatte. Pflaumen fielen faſt ganz aus 
(ſtatt 10 000 Zentnern konnten in einem beſonders angeführten Falle nur 
800 geliefert werden). Erdbeeren mußten aus Holland bezogen werden, 
da die heimiſche Provinz nicht genug liefert. Es iſt das ſehr bedauerlich. 
Da die Erdbeere im Oſten gut gedeiht und ſehr aromatiſch wird, ſollte die 
Landwirtſchaft ſich des Anbaues dieſer Frucht beſonders annehmen. Das 
fernere Gedeihen gerade dieſer Induſtrie kann für den Oſten ſehr anregend 
wirken. Steinpilze waren ſo reichlich, daß ihre Menge kaum zu bewältigen 


war. 

Die naſſe Witterung war für die bedeutende Geflügelzucht des 
Oſtens ſehr abträglich. Der Verluſt durch Abſterben war viel größer, als 
in trockenen Jahren, berichtet die Handelskammer in Bromberg. In Tilſit 
wird geklagt über die knappe Zufuhr ruſſiſchen Geflügels, während deſſen 
gute Beſchaffenheit gerühmt wird. Gleichzeitig wird aber betont, — ähnlich 
wie dies eben von Erdbeeren erwähnt iſt —, daß leider die einheimiſche 
Geflügelaufzucht lange nicht genug leiſte. Sollte es wirklich nicht möglich 
ſein, dieſe volkswirtſchaftlich ſo wichtige Produktion zu heben, wo doch 

land Millionen ins Ausland für Geflügel ſenden muß? Dies iſt 
um ſo wichtiger, als die Preiſe ſtetig ſteigen, weil Fleiſch immer teurer 
wird. Es iſt bemerkenswert, wie dieſer Ausgleich in den Preiſen ſich über⸗ 
all automatiſch vollzieht. Die Volksernährung findet es immer ſchwieriger, 
teure Nahrungsſtoffe durch billigere zu erſetzen, nachdem auch Fiſche 
der Preisbewegung aufwärts gefolgt ſind. 


Oſtpreußen erfreut ſich des Beſitzes von fünf blühenden Zellſtoff⸗ 


In mehreren Berichten wird darauf hingewieſen, daß die Erfolge 
der Induſtrie 1 vielfach nicht den Erwartungen entſprochen haben, 
als die Erhöhung Geſtehungskoſten durch höhere Arbeitslöhne, teuere 
Rohſto ffe und bee nicht immer ausreichend in den Verkaufspreiſen 
zum druck kamen. Ferner wiederholt ſich die Klage früherer Jahre, 
daß Staat, Gemeinde und Private nicht die Produktion der Oſtmark in dem 
Grade fördern, wie ſie es nach ihren Leiſtungen verdienen und daß man oft, 
aus alter Gewohnheit, dem weſtlichen Fabrikate den Borzug gebe. Die 
Handelskammer in Bromberg jagt dazu wörtlich Folgendes 


„Die durchaus Ee die unſeres Bezirks iſt viel⸗ 

fach auf die Unterſtützung des Staates und der Gemeinden durch Ver⸗ 
gebung von Lieferungen angewieſen. Es ſollte das Prinzip Anwendung 
inden, daß mindeſtens der Zuwachs an Bedarf dem Oſten übertragen 
wird: dann haben die bisher beſchäftigten Fabriken des Weſtens keinen 
Anlaß zu berechtigten Beſchwerden, um ſo weniger, da ſie zumeiſt neben 
Staat und Gemeinde auch leiſtungsfähige Privatunternehmer haben, 
wie ſie in unge weniger induſtriell entwickelten Oſten fehlen. Leider ift 


fabriken 
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aber eine hinreichende Berückſichtigung der Induſtrie des Oſtens noch 

immer nicht wahrzunehmen, und es werden Arbeiten wegen belangloſer 

Preisdifferenzen nach dem Weſten vergeben, die in mindeſtens gleicher 
Gute hier angefertigt werden könnten.“ 


Dieſe Klagen erſcheinen durchaus berechtigt. Die Induſtrie des 
Oſtens arbeitet unter ſchwierigeren Verhältniſſen, als die des Weſtens, 
da ihr Brenn⸗ und Rohſtoffe nicht jo unmittelbar zuwachſen, wie dort und 
ihr Abſatz viel begrenzter iſt, nach Rußland ohnehin durch die Zollmauern 
ſehr eingeengt wird. Es iſt wirklich nicht zu viel verlangt, wenn man den Auf⸗ 
traggebern der Oſtmark zuruft: Kauft im Oſten, was übrigens der Bund 
der oſtdeutſchen Induſtriellen unermüdlich tut. 


Intereſſant iſt eine Kontroverſe, die die Handelskammer Graudenz. 
zur Kenntnis bringt. 

Die Kalkſandſteinfabrik in Rohdſen hatte für die Tonne Kohle 
50 Pfg., alſo 5 A für den Waggon von 10 Tonnen, nach ihrer Station 
Miſchke mehr Fracht zu zahlen, als andere Fabriken nach dem nahegelegenen 
Graudenz. Die Unterſuchung ergab, daß die Oberſchleſiſche Kohlen⸗ 
konvention für Graudenz mindere Preiſe ſtellte, weil bis dorthin die engliſche 
Kohle auf dem Waſſerwege dringen konnte. Da das waſſerfern gelegene 
Miſchke dieſen natürlichen Vorteil nicht hat, ſo muß es eben teurer 


zahlen. 

Der Bericht ſagt dazu: „Wo engliſche Kohle konkurrieren könne, 
beanſpruche man zum Schutze der nationalen Arbeit Herabſetzung der 
Eiſenbahntarife, die ſomit nur dem Produzenten, nicht dem Verbraucher 
we Dieſe Politik bedeutet eine Unterbindung der deutſchen In⸗ 

uftrie.” 

Wie im Reiche, und man darf hinzufügen, ziemlich in der ganzen 
Welt, litten Handel und Gewerbe im Oſten unter den ſehr ſchwierigen 
Geldverhältniſſen, die gegen den Herbſt im Gefolge der Balkanwirren 
beſonders fühlbar wurden. Die Furcht vor kriegeriſchen Verwickelungen 
für Deutſchland ſelbſt, deſſen Nachbarn, Rußland und Oſterreich⸗Ungarn, 
ſichtbar mobiliſierten, führte zeitweiſe zu panikartigen Zuſtänden. Das 
Publikum wurde noch beſonders argwöhniſch durch die ſtarke Ausgabe 
kleiner Banknoten und Kaſſenſcheine — die übrigens in der Mannigfaltig⸗ 
keit ihrer Formate für den großen Verkehr ſo unhandlich als möglich ſind — 
und begann, bares Geld, Gold und Silber, feſtzuhalten. Millionen Mark 
ſind auf dieſe Weiſe in den alten Sicherheitsbehälter, den „Strumpf“ 
gelegt und dort Monate lang feſtgehalten worden. Den Banken und Spar⸗ 
kaſſen wurden große Summen entzogen, die erſt gegen Jahresſchluß, als 
der politiſche Horizont ſich lichtete, langſam zurückzufließen begannen. 
Es ſcheint, daß alle öffentliche Belehrung über die Unzweckmäßigkeit ſolcher 
Geldentnahmen ergebnislos abprallt an dem unbeſtimmten Gefühl der 
Maſſen, daß nur der körperliche Beſitz von hartem Gelde Sicherheit bietet. 
Wie oft aber läßt ſich nachweiſen, daß Leichtſinn, Vergeudung gerade dieſen 
ſcheinbar ſo ſicheren Beſitz zerſtören. 
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Die Geldknappheit hatte zur Folge, daß die Reichsbank den Diskont⸗ 
ſatz dauernd ſteigern mußte. Er war vom 1. Januar bis 11. Juni 5 Prozent, 
dom 11. Juni bis 24. Oktober 4%, Prozent, um drei Wochen ſpäter wieder 
auf 5 Prozent zu ſteigen. Am 14. November 1912 iſt er dann auf 6 Prozent 
erhöht worden und auf dieſem bedauerlich hohen Satze bis weit in das 
Jahr 1913 hinein geblieben. 


Der Durchſchnittsſatz des Reichsbankdiskonts war 4,946 Prozent 
in 1912 gegen 4,397 Prozent in 1911. Dieſer hohe Geldſtand mußte Ein⸗ 
ſchränkungen des Kredits zur Folge haben, die zum Teil nützlich wirkten, 
ſoweit es ſich um die Korrektur vorhergegangener Übertreibungen handelte. 
Es iſt aber klar, daß bei einem Zinsſatze von 7½ bis 8 Prozent für Bank⸗ 
kredite an die Kundſchaft Handel und Induſtrie ſchließlich nur noch ſchwer 
arbeiten können. 

Überaus bedauerlich ſind die Erſchwerungen der ohnehin ſchwierigen 
Verhältniſſe durch die Differenzen nationaler Art, die in den Bezirken 
don Poſen und Bromberg beſonders fühlbar wurden. Der Boykott der 
Polen gegen Deutſche und umgekehrt von Deutſchen gegen Polen, der 
außerordentlich zu beklagen iſt, wird immer empfindlicher. 


Die Handelskammer in Poſen ſagt dazu folgendes: 


„Hat bedauerlicherweiſe ſich auch ſchon bisher eine Trennung 
der beiden Nationalitäten in einzelnen Beziehungen gezeigt, ſo ſind dieſe 
Verhältniſſe jetzt dermaßen verſchärft worden, daß das geſchäftliche 
Leben darunter leidet. Unſere Provinz iſt von der Natur und durch 
ihre geographiſche und politiſche Lage in gewerblicher Hinſicht ſchon ſo 
WEEN geſtellt, daß ihre Bevölkerung eigentlich alle Urſache hat, vereint 

nd nicht national geſpalten an der Fortentwickelung des wirtſchaftlichen 
Lebens zu arbeiten.“ 


Da zur Zeit der Abfaſſung dieſes Berichts noch nicht ſämtliche 
Berichte 5 Handelskammern vorliegen, muß auf die Beibringung um⸗ 
Kine ſtatiſtiſcher Ziffern verzichtet werden. Wenigſtens aber konnten 

Ergebniſſe des geſamten Seeverkehrs der Häfen Königsberg und 
Danzig hier noch Aufnahme finden. 

Königsberg⸗Pillau: 

Einſuhhe 2635 Schiffe mit 2 305 119 Kubikmetern, 
Ausfuhr ............. 2568 Schiffe mit 2 313 720 Kubikmetern, 


Snagejamt ........... 5203 Schiffe mit 4 618 839 Kubikmetern. 


Es iſt gegen 1911 eine Verminderung eingetreten, die Bee 
auf geringere Kohlenzufuhr und verminderten Holzerport zurückzuführen 
iſt. Dieſer Rückgang beträgt 428 000 Feſtmeter, d. h. die Ausfuhr iſt faſt um 
ein Drittel geringer als 1911, da die Ausfuhr von „Nonnenholz“ beendet 
war, die in beider Vorfahren großen Umfang angenommen hatte. 


284 Otto Muͤnſterberg 


In Danzig hat im Laufe der Jahre eine ſehr erhebliche Zunahme 
ſtattgefunden. Der Geſamtgüterverkehr ſeewärts (ein und aus) betrug: 


Ooh 922 380 Tonnen (1000 kg), 
19000; 8 1 510 610 „ 
hr. 1 796 258 „ 
C 2 243 498 „ 


er iſt alſo in 21 Jahren auf faſt das zweieinhalbfache geſtiegen. 
Die Ziffern für das Jahr 1912 allein ſind die folgenden: 


Einfuhr ............. 2299 Schiffe mit 2 620 198 Kubikmetern, 
Ausfuhr ............. 2120 Schiffe mit 1 760 408 Kubikmetern, 
Ansgelamt ........... 4419 Schiffe mit 4 380 606 Kubikmetern. 


In Danzig hat die Einfuhr die Ausfuhr bedeutend überwogen. 
Die erhöhte Bedeutung der Spedition einerſeits, wie die — infolge der 
mehrfach erwähnten Ernteverhältniſſe — erſchwerte Getreideaus fuhr 
kommen hierbei zur Geltung. In Königsberg dagegen iſt die Einfuhr, 
allerdings nur um die geringe Menge von rund 8600 Kubikmetern, hinter 
der Ausfuhr zurückgeblieben. 

In Königsberg iſt die Entwickelung des Seeverkehrs eine ſo 
erfreuliche, daß die ſchweren Laſten für Verzinſung und Tilgung des 

itals den Seekanal getragen werden konnten. Die Einnahmen 
haben die Voranſchläge überſchritten. Mit Recht verlangt die Kaufmann⸗ 
ſchaft Herabſetzung der hohen Hafengebühren 

In Danzig iſt 8 die Verbreiterung des Hafenkanals bis auf 
hundert Meter im Werke. Bei der Senden Größe der modernſten 
Kriegsſchiffe und der Schiffe für den Transatlantiſchen Verkehr genügten 
die alten Abmeſſungen ſchon längſt nicht mehr. Und die Ereigniſſe des 
Frühjahrs 1913, daß von zweien ſolcher Rieſenſchiffe, die eben die Schichau⸗ 
werft verlaſſen hatten, im Hafenkanal das eine, unmittelbar vor dem Hafen 

auf der Reede das andere, feſtkamen und nur in ſorgenvoller Arbeit abgebracht 
werden konnten, beweiſen die Notwendigkeit der Verbreiterung und Ver⸗ 
Zeg des Hafens. Da der Verkehr überhaupt wächſt, ſind Unterſuchungen 
im Gange, wie der geſamte Hafen leiſtungsfähiger gemacht werden könne. 

Die Reedereien in den Seeplätzen haben dieſes Mal allgemein aus⸗ 
gezeichnete Ergebniſſe gehabt. Frachten waren ſehr ſtark geſtiegen. Trotz⸗ 
dem hat der Weltverkehr dieſe Erhöhung Sie getragen. 

Mit Anerkennung und Freude darf der Bericht feſtſtellen, daß das 
Bildungsbedürfnis in den kaufmänniſchen und induſtriellen Kreiſen an⸗ 
dauernd wächſt. Dies geht aus den zahlreichen Fortbildungs⸗Fachſchulen 
für Männer und Frauen hervor, die an die Handelskammern und Vor⸗ 
ſteherämter angegliedert, vielfach von ihnen geleitet und u 
werden. Sogar die Frage einer Handelshochſchule iſt in m ernft 
erwogen. Seit 1907 beſtehen dort entſprechende Kurſe, 
in eine Hochſchule iſt aber die ſtaatliche Genehmigung bislang noch nicht 
erteilt. Königsberg fürchtet eine Abwanderung von Studenten an 
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andere kaufmänniſche Hochſchulen. Stadt und Kaufmannſchaft treten 
S ie? Einvernehmen energiſch für die Schaffung dieſer wichtigen 
n ; 

Eine günſtige Weltkonjunktur hat, wie ſchon am Eingange dieſes 
Berichts hervorgehoben wurde, überall ihren Segen verbreitet. Iſt ſie 
ihrem Ende nahe? Dieſe Frage wird das Jahr 1913 zu löſen haben. Es 
ſcheint aber in der Tat, daß der Höhepunkt überſchritten iſt, und daß die 
hochgeſpannten Erwartungen herabgeſetzt werden müſſen. Ein ſo hoher 
Geldleihſatz muß die Handelsbewegung lähmen, dem Unternehmungs⸗ 
geiſte ſchwer erträgliche Feſſeln anlegen. Auch Staaten und Gemeinden 
werden ſich daran gewöhnen müſſen, in der Beanſpruchung von Krediten 
zurückhaltender zu ſein. Weil man Jahre lang ſo leicht und billig Geld 
geliehen erhielt, galt allmählich das ſtarke Anwachſen von Schulden faſt als 
eine Art Ehrenpflicht. Hier ſchieben die Verhältniſſe des Geldmarkts 
einen Riegel vor. Manche Arbeit wird verſchoben werden müſſen, bis 
die Geldverhältniſſe leichter geworden ſind. 

Der weniger erfreuliche Ausblick auf 1913 darf aber nicht dazu führen, 
zu vergeſſen, daß das Jahr 1912 — trotz mancher Enttäuſchungen im Ein⸗ 
zelnen — auch der Oſtmark reichen Segen gebracht und in Stadt und Land 
in allen Kreiſen des Volls fördernd gewirkt hat. — 

Nach Abſchluß des vorſtehenden Berichts iſt noch der Jahresbericht 
Memels erſchienen. Er beſtätigt die günſtige Entwickelung des Handels, 
der indeſſen unter der verminderten Einfuhr engliſcher Kohle gelitten hat. 
Die Zufuhr von Holz, wie auch die Preiſe im Ein⸗ und Verkauf waren 
erheblich geſtiegen. Der zunehmende Holzbedarf Rußlands macht den 
Einkauf immer ſchwieriger und teurer. 

Der Geſamt⸗See⸗Verkehr betrug (ein und aus) 596 069 RT, gegen 
613 092 RT in 1911, ut alſo etwas kleiner, während der Warenumſatz 
umgekehrt von 102 e 130 Millionen Mark geſtiegen iſt. Der Haupt⸗ 
artikel Memels Holz iſt in der Aus fuhr um eine Million Mark auf 
rund 28 Millionen, die wl, um faſt 50 % auf 21 Millionen 
Mark geſtiegen. Die Schneidemühlen und die Werke der Schälinduſtrie 
(für Zigarrenkiſtenbretter) waren gut beſchäftigt. Von beſonderem Intereſſe 
für weitere Kreiſe ſind die Bemerkungen über den Papier⸗ und Zellſtoff⸗ 
markt, der gen rt wird durch den in allen Kulturländern ungeheuer 
wachſenden Maſſenverbrauch an Reue Die Beſchaffung des Roh⸗ 
ſtoffs wird immer . er Abſatz ſteht unter dem Druck einer 
überſtürzt gewachſenen Ze 4. — — die jetzt zu einer gewiſſen 
Konſolidierung gekommen zu ſein ſcheine, die aber nur durchgeführt werden 
Sie wenn auch die Preife des Fabrikats ſich auf angemeſſener Höhe 

en. 
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Im induſtriellen Weſten des Vaterlandes, wo ſich ſozuſagen ein 
Fabrikbetrieb an den andern reiht, weiſt man oft mit einem gewiſſen Achſel⸗ 
zucken des Bedauerns auf den „induſtriearmen Oſten“ hin. Gewiß kann 
unſere Oſtmark, wenigſtens was die Provinzen Poſen und Weſtpreußen 
betrifft, in bezug auf Induſtrie den Vergleich mit dem Weſten nicht aus⸗ 
halten; fie iſt eben vorwiegend landwirtſchaftlichen Charakters. Trotzdem 
haben wir auch im Oſten, unter dem ich hier die Provinzen Poſen, Weſt⸗ 
preußen und Oſtpreußen ſowie Hinterpommern verſtanden wiſſen möchte, 
die trotz mancher örtlicher Verſchiedenheiten im großen und ganzen als ein 
Wirtſchaftsgebiet zu betrachten ſind, viele blühende 5 garen 
deren Zahl und Bedeutung von Jahr zu Jahr wächſt. er die gewerb⸗ 
lich tätigen Perſonen in den Gewerbebetrieben der Pro⸗ 
vinzen Poſen und Weſtpreußen mögen folgende Ziffern 
der Berufszählung des Jahres 1907 Aufſchluß geben, die inzwiſchen noch 
beſtiegen ſind: 


Bergbau, Hütten, Salinen, Torfgräberei.............. 2 569 
Induſtrie der Steine und Erden. 26 155 
Metallverarbeitunn- FFNQ2LssssSssssssss 20 462 
Induſtrie der Maſchinen, Inſtrumente, Apparate 28 064 
Chemiſche Induſtriiiekekeke .ͥ ˙: 2 698 
Induſtrie der Leuchtſtoffe, Fette, Ole, Firniſſe 2 063 
eee, 1 841 
Popierinduitrie EE 2 091 
Nederindusttie -...-«--2seeeenenennnnnnnn nn nennen ne 3 781 
Induſtrie der Holz und Schnitzſto ff 30 358 
Induſtrie der Nahrungs⸗ und Genußmittel. 56 927 
Baugeder ne 72 693 
Polygraphiſche Gewerbbte 4 201 
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Von der Endſumme von 253 903 fallen auf die Provinz Poſen 
131 934, auf die Provinz Weſtpreußen 121 969 e tee: 3 
die Tabelle in dem Buche: „Die deutſche Oſtmark,“ S 
ſehen, 5 das Baugewerbe die meiſten Perſonen, == SE die 
er Nahrungs- und Genußmittel, die Induſtrie der Holz. und 
Ges die Maſchineninduſtrie, die Induſtrie der Steine und Erden, 
die Metallverarbeitung und erſt in weitem Abſtande die übrigen Gewerbe. 
Am wenigſten entwickelt ſind der Bergbau und die Textilinduſtrie, die 
früher im Oſten eine große Zahl von Kleinbetrieben aufwies. 


Für die Rückſtändigkeit der öſtlichen Induſtrie ſind eine Reihe von 
Gründen beſtimmend. Vor allem mangelt es dem Oſten an Bodenſchätzen, 
namentlich an Kohle und Eiſe n, den beiden Hauptfaktoren der induſtriellen 
Tätigkeit. Dazu kommen die Abgeſchloſſenheit der Oſtmark vom großen 
Verlehr, die Kapitalarmut des Oſtens, die Schwierigkeiten, welche die 
Arbeiterfrage birgt, die Beſchränkung des Abſatzgebietes, die u Le 
keit des 5 uſw. Nichtsdeſtoweniger hat ſich die Ind 
der deutſchen Oſtmark im Laufe der letzten Jahrzehnte in erfreuli 5 
Maße entwickelt, vor allem durch die Tatkraft und den Unternehmungsgeiſt 
von tüchtigen Männern, die es verſtanden haben, die großen Hinderniſſe, 
die ſich ihnen in den Weg ſtellten, zu überwinden. Beſonders anzuerkennen 
iſt, daß manche Betriebe ihr Abſatzgebiet über die öſtlichen Provinzen hinaus 
bis ins ferne Ausland ausgedehnt haben. 


Ohne Zweifel bietet ſich die Möglichkeit, die induſtrielle Tätigkeit 
der Oſtmark noch weſentlich zu ſteigern. Erinnert ſei nur an die Worte, 
die der Kaiſer bei der Eröffnung der Techniſchen Hochſchule zu Danzig am 
6. Oktober 1904 ſprach: „Mögen immer unſere Oſtprovinzen nach Lage 
und Naturverhältniſſen für eine induftrielle Entwickelung weniger günftige 
Bedingungen darbieten als andere Landesteile, das techniſche Wiſſen ber 
leiht ja gerade vielfach die Macht, zu ergänzen, was die Natur vers 
Hinweiſen möchte ich auch noch auf die umfangreichen Waſſerkräfte des 
Oſtens, namentlich in der Provinz Weſtpreußen, auf die bedeutenden 
Torflager und auf die ausgedehnten Braunkohlenlager, beſonders in der 
Provinz Poſen. 

Die oſtdeutſche Induſtrie kann aber nicht bloß, ſondern ſie muß 
auch zu höherer Entwickelung gebracht werden; denn es iſt eine wirtſchaftliche 
und politiſche Notwendigkeit. Schon im Jahre 1879 bei der Beratung des 
Zolltarifs im Reichstage erklärte die Regierung, daß in den öſtlichen Pro⸗ 
vinzen mehr Induſtrie dee werden müſſe; es ſei dies eine Daſeinsfrage 
für jene Gegenden. Dieſe Überzeugung hat ſich i in immer weiteren Kreiſen 
Bahn gebrochen. Insbeſondere war es der verſtorbene Oberpräſident 
der Provinz Weſtpreußen, Staatsminiſter D. Dr. v. Goßler, der für 
die Verwirklichung jener Idee ſeine ganze Tatkraft einſetzte. Seitdem 
iſt der von ihm begründete Verband Oſtdeutſcher Induſtrieller unabläſſig 
zur Förderung der öſtlichen Induſtrie tätig. Seiner Wirkſamkeit ſind, 
dank dem Verſtändnis und der Unterſtützung, die er bei den Reichs⸗ und 
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Staatsbehörden, ſowie bei den Organen der Selbſtverwaltung findet, 
bereits manche ſchätzenswerte Erfolge beſchieden geweſen. 

Aus wirtſchaftlichen Gründen, ſagte ich, muß die öſtliche 
Induſtrie weiter entwickelt werden; denn die Landwirtſchaft, die das Rück⸗ 
get der öſtlichen Volkswirtſchaft bildet, ift allein nicht in der Lage, den 

olkswohlſtand und damit die Kultur des Oſtens in wünſchenswerter Weiſe 
zu heben. Auch politiſche Gründe ſind, wie oben betont wurde, 
für die Förderung der öſtlichen Induſtrie maßgebend. Mit jener Mittel⸗ 
ſtandspolitik, die nur das Alte konſervieren will, kommen wir nicht vorwärts. 
Es muß ein größerer Stil in das ganze Wirtſchaftsleben des Oſtens kommen. 
Wir müſſen heraus aus der wirtſchaftlichen Verteidigungsſtellung, wir 
müſſen ſelbſt als Angreifer vordringen. Und dazu iſt das geeignetſte und 
anderſeits ein unentbehrliches Mittel die Induſtrie. Im Handwerk, in der 
Landwirtſchaft, im Kleinhandel kann der Pole mit uns erfolgreich und ſogar 
überlegen konkurrieren: in der Großinduſtrie kann er es jedenfalls noch nicht 
und wahrſcheinlich auf lange Zeit hinaus nicht. Wir müſſen von unſerer 
geſchäftlichen Intelligenz, von unſerm Kapital, von unſerer Arbeitsenergie 
in den Oſten werfen, ſoviel wir nur anderswo entbehren können, um hier 
einen größeren Zug, einen modernen Geiſt in das Wirtſchaftsleben zu 
bringen, der uns die Überlegenheit über den polniſchen Wettbewerb fichert. 
Die Induſtrie ſchafft eine wirtſchaftliche Atmoſphäre, in der der polniſche 
Mittelſtand nicht wie bisher gedeihen kann. Es ſchadet nichts, wenn auch 
der Stand der Induſtriearbeiter hier und da einen gewiſſen polniſchen 
Beiſatz bekommen ſollte. Die germaniſierende Kraft der Induſtrie iſt nicht 
in dem Sinne aufzufaſſen, als ob nun die ganze induſtrielle Arbeiterſchaft 
hier im Oſten aus lauter Deutſchen, etwa aus Ablegern der weſt⸗ und 
mitteldeutſchen Induſtrie, zuſammengeſetzt ſein müßte. Es wird ſich nicht 
vermeiden laſſen, hier und da, namentlich in die Schichten der ungelernten 
Arbeiter, auch Polen einzuſtellen; nur muß natürlich ſtreng vermieden 
werden, Ausländer dabei zuzulaſſen. Die Hauptſache bleibt, daß die 
leitenden Kreiſe, das Kapital, der neue Mittelſtand, den die Induſtrie 
heranbildet, die Techniker, Buchhalter, Werkführer und die große Maſſe der 
Arbeiter ſelbſt deutſch ſind. !“) 

Die Abneigung, die an manchen Stellen, namentlich in der Land⸗ 
wirtſchaft, gegen die „Induſtrialiſierung des Oſtens“ herrſcht, iſt unbe⸗ 
gründet. Der Vorwurf, daß die Induſtrie der Landwirtſchaft die Arbeiter 
entziehen würde, iſt nur in gewiſſem Umfange zutreffend. Sicherlich 
würde der bedauerliche Arbeitermangel, der hauptſächlich der ſogenannten 
„Sachſengängerei“ zuzuſchreiben iſt, weſentlich gemildert, und es würden 
manche Familien dadurch der Landwirtſchaft im Oſten erhalten bleiben, 


1) Hintze, Die Induſtrialiſierungspolitik Friedrichs des Großen (verglichen 

mit den von Goßlerſchen Plänen für Weſtpreußen). Vortrag, we bei Gele e 85 

der ſechſten ordentlichen Mitgliederverſammlung des Verbandes utf Induftri r 

am 19. September 1903 in Danzig. — Abdrücke die ſes Vortrages werden auf Wunſch 

ée og EE des Verbandes in Danzig unentgeltlich abgegeben, ſoweit der 
orrat reicht. 
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daß man einem Teile der Familienangehörigen Arbeitsgelegenheit zu 
guten Lohnſätzen in induſtriellen Betrieben und den anderen Mitgliedern 
Gelegenheit geben würde, durch häusliche Tätigkeit im Dienſte der Induſtrie 
ihr Einkommen zu ſteigern, kurzum, wenn man ihnen die Lebenshaltung 
verſchaffen würde, die ſie im Weſten ſuchen. Jene landflüchtigen Elemente, 
die ſich der öſtlichen Induſtrie zuwenden, ſind der Landwirtſchaft unter 
allen Umſtänden verloren; ſie kehren dem Lande den Rücken, ob ſie im 
Oſten oder im Weſten Arbeit finden. Für ſie bietet die öſtliche Se 
nur die erjehnte Möglichkeit, 1 Arbeitsgelegenheit in der Nähe 
ſtatt im Weſten zu finden. Wenn ſie im Oſten bleiben, ae He wenig⸗ 
Heng den Arbeitsverdienſt in der Heimat, während fie bisher die Volkszahl 
und damit den Wohlſtand des Oſtens durch Auswanderung vermindern. 
Vor allem aber ſollte man beherzigen, daß die Induſtrie die Kaufkraft 
der Bevölkerung hebt und hierdurch der Landwirtſchaft den ihr vielfach 
fehlenden Markt unmittelbar vor der eigenen Tür ſchafft. Auch den übrigen 
Erwerbsſtänden, beſonders dem Handel und dem Handwerk des Oſtens 
würde der Aufſchwung der Induſtrie hohen Vorteil bringen. 


Zur Hebung der Induſtrie des Oſtens haben natürlich alle, die Got 
berufen jind, nach beten Kräften beizutragen, alſo die Induſtriellen ein er⸗ 
ſeits und die Staats⸗ und Kommunalbehörden andererſeits. Die Induſtriellen 
milſſen unabläſſig beſtrebt fein, ihre Kenntniſſe in techniſcher, kaufmänniſcher 
und volkswirtſchaftlicher Hinſicht zu mehren und ihre Betriebe nach Möglich- 
keit zu vervollkommnen. Beſonders müſſen fie darauf Bedacht nehmen, 
einen leiſtungsfähigen Arbeiterſtamm zu ſchaffen und einen tüchtigen 

Nachwuchs heranzubilden. Aufgabe der Behörden iſt es, der "eg zer 
die mit jo großen Schwierigkeiten zu kämpfen hat, ihre ungünſtige 
nach Möglichtel zu erleichtern, ſo durch Verbeſſerung der Verlehrsverhäll⸗ 
niſſe, durch Ermäßigung der Eiſenbahnfrachten für den Bezug der Roh⸗ 
ſtoffe und für den Verſand der fertigen Erzeugniſſe, durch Ausgeſtaltung 
des techniſchen Unterrichtsweſens, des Fortbildungzſchulweſens und vor 
allem durch die möglichſt weitgehende 1 öſtlichen Induſtrie 
bei der Vergebung von öffentlichen Aufträgen erhaupt muͤſſen die 
Behörden ſich angelegen ſein laſſen, das, was der öſtlichen Induſtrie not 
tut, ausfindig zu machen, um ihren berechtigten Wünſchen und . 
ſoweit es angängig iſt, Rechnung zu tragen. Alles in allem muß an die 
Stelle vereinzelter und gelegentlicher Maßnahmen eine zielbewußte ſyſte⸗ 
matiſche Induſtrie politik treten. 

Nach dieſen allgemeinen Ausführungen wollen wir einen Rückblick 
auf die Lage der oſtdeutſchen In duſtrie im verfloſſe⸗ 
nen Jahre werfen). Wie die deutſche Volkswirtſchaft im Jahre 
1912 einen geradezu erſtaunlichen Höhepunkt erreicht hat und Handel und 
Wandel, von wenigen Ausnahmen abgeſehen, zu ſchöner Blüte gelangt ſind, 


) S. Jahresbericht des Verbandes Oſtdeutſcher Induſtrieller über 1912. 
Zahlen über die Produktion der einzelnen Induſtriezweige laſſen ſich nicht beibringen, 
da eine bezügliche Statiſtik nicht geführt wird. 
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jo hat auch die öſtliche Induſtrie im großen und ganzen einen erfreulichen 

Aufſchwung genommen. Dieſer hielt Zu: in den Herbft des Berichtsjahres 
an, wo die Lage des Erwerbslebens ſeit dem Ausbruch des Balkankrieges, 
durch den ein ih EZ, europäiſcher Krieg in unmittelbare 


po 
eigniſſen, die eine Ausgepepchene Kriegsfurcht erzeugten und das Ge⸗ 
ſchäftsleben lähmten, kamen noch die außerordentlichen Schwierigkeiten 
auf dem Geldmarkte. Endlich war die Landwirtſchaft infolge der durch 
anhaltende Regengiſſe hervorgerufenen Mißernte in ihrer Kaufkraft ſehr 
geſchwächt und deshalb zu Neuanſchaffungen wenig geneigt. Dies übte 
einen ungünſtigen Rückschlag auf diejenigen Induſtriezweige aus, die haupt⸗ 
ſächlich in der — e e Käufer haben 
Um die wichtigeren Indu ider Wg ber des Ostens kurz zu betrachten, 
ſo war in der Hole induftrſe be Sägemühlen zu Anfang 
des Berichtsjahres im allgemeinen reet oe Nach Berlin, Sachſen, 
Hamburg und den Oſtſeeplätzen fanden größere Verkäufe zu erhöhten 
Preiſen ſtatt, ſodaß in einigen Artikeln wegen Mangels an Vorrat bald eine 
gewiſſe Sege herrſchte; jedoch ließ der Abſatz bald merklich nach, 
weshalb gezwungen war, Preisermäßigungen, beſonders 
Stummbreiter eintreten zu laſſen, wenn es ihr überhaupt noch gelang, 
ihre Ware abzuſetzen. Dazu kam die Schädigung der Bretterbeſtände 
durch das Regenwetter, das im Anfang Auguſt einſetzte. Daß die ſchlechte 
Lage des Baumarktes das Holzgeſchäft ſehr deiert, 9 9 braucht 
nicht beſonders betont zu werden. Wenn trotzdem die öſtliche Schneide⸗ 
mühleninduſtrie leidlich beſchäftigt war, jo war dies auf den größeren 8 
anderer Induſtriezweige, ſo der Waggonfabriten, zurückzuführen. 
Fabriken, welche Türen, Leiſten und dergleichen herſtellen, waren im Ke 
gemeinen gut beichäftigt, erzielten aber meiſtens keine angemeſſenen 
Preiſe für ihre Erzeugniſſe. Der Türenfabrikation erwuchs wiederum 
bon Seiten Schwedens, das trotz der auch hier geſtiegenen Holzpreiſe eher 
nn billigeren als zu erhöhten Preiſen feine Ware anbot, ein ſcharfer Wett⸗ 


"Sie Metallinduftrie ift zum großen Teile von dem Stande 
des Baugewerbes abhängig, namentlich die Betriebe, die Eiſenkonſtruktionen 
herſtellen. Sie wurden vielfach für behördliche Bauten in Anſpruch ge⸗ 
nommen, wenngleich ſie es häufig erleben mußten, daß Aufträge, um die ſie 
ſich beworben hatten, an weſtliche Unternehmer übertragen wurden. Die 
Fabrikation von landwirtſchaftlichen Maſchinen hatte reichlichen Abſatz: 
beſonders begehrt waren Erntemaſchinen und Dreſchmaſchinen. Allerdings 
* das Herbſtgeſchäft infolge der en. die den Land⸗ 
wirten beim Hereinbringen der Ernte durch die fortwährenden Regengüſſe 
bereitet wurden, nicht den Erwartungen. Eine große Fabrik, die den all⸗ 
gemeinen Maſchinenbau betreibt, Dampfkeſſel und gewerbliche Anlagen 
verſchiedenſter Art herſtellt, hat hauptſächlich ihre Erzeugniſſe nach dem 
Auslande ausgeführt, weil in Deutſchland trotz der erhöhten Anſtren⸗ 
gungen nur eine geringfügige Vermehrung des Abſatzes zu erreichen war. 
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Wohl bei allen Maſchinenfabriken hat das anhaltende Steigen der Eiſen⸗ 
und Holzpreiſe und die Erhöhung der Löhne für die Arbeiter nachteilig 
auf den Verdienſt eingewirkt, da die Preiſe für die fertigen gniſſe 
nicht entſprechend erhöht werden konnten. — Im Schiffbau herrſchte 
reges Leben; ſo hat die größte Schiffswerft des Oſtens im Jahre 1912 auf 
ihren beiden Werften in Danzig und Elbing Fahrzeuge mit einem Raum⸗ 

ehalt von 39 600 Bruttoregiſtertonnen und mit 162 700 indizierten 

ferdekräften abgeliefert; wogegen 131 380 Bruttoregiſtertonnen mit 
716 600 indizierten Pferdekräften im Bau verblieben. — Der Wagen⸗ 
bau hatte zahlreiche Aufträge zu erledigen. Die Tätigkeit der Waggon⸗ 
fabriken wurde durch die umfangreichen Beſtellungen der preußiſchen 
Staatsbahnverwaltung gegen das Vorjahr weſentlich geſteigert, wenn auch 
ein großer Betrieb in Königsberg (Pr.) noch immer nicht ſeiner Leiſtungs⸗ 
fähigkeit entſprechend zu tun hatte. 

Die Ziegelinduſtrie wurde durch die ungünſtigen Witte⸗ 
rungsverhältniſſe ſehr geſchädigt; dazu trat die Steigerung der Kohlen⸗ 
preiſe und die Erhöhung der Arbeitslöhne. Im Abſaß der derer Séi 
infolge der verringerten Bautätigkeit ein merklicher Rückgang eingetr 

— Die einzige Zementfabrik 77 een 
beichäftigt, da fie für behördliche Bauten große Lieferungen auszuführen 
hatte, während der Bedarf der privaten Bautätigkeit ſehr zu wünſchen 
übrig ließ. Im Sommer hatte die Fabrik, wie jedes Jahr, über Arbeiter⸗ 
mangel zu klagen. 

Einer der wichtigſten Zweige der öͤſtlichen Induſtrie iſt die In⸗ 
duſtrie der Nahrungs- und Genußmittel. Zunächſt 
kommt die durch zahlreiche Betriebe vertretene Müllerei in Betracht. 
Sie ſtand im Anfang des Berichtsjahres ziemlich günſtig. Als jedoch die 
neue Ernte infolge der ungünſtigen Witterung nicht geborgen werden 
konnte und daher nur in ungenügender Menge auf den Markt gebracht 
wurde, wurde die Müllerei unlohnend: überdies hatten Weizen und Roggen 
durch Näſſe, Brand und Auswuchs ſtark gelitten und ergaben eine in Be⸗ 
ſchaffenheit und Menge geringe Ausbeute. Zur Verſchärfung der Lage 
trug auch die ſtarke Ausfuhr von Roggen bei, durch die das beſte Getreide 
den inländiſchen Mühlen entzogen wurde. Andererſeits drückten die aus 
minderwertigem, billigem Getreide hergeſtellten Erzeugniſſe ſehr auf den 


Die Spirituser zeugung war in den erſten Monaten 
des Berichtsjahres infolge der überaus geringen Kartoffelernte des Jahres 
1911 ſo gering, daß man für den Herbſt eine noch nie dageweſene Knappheit 
an verfügbarer Rohware befürchtete, wenn der Gefahr nicht beizeiten mit 
durchgreifenden Mitteln vorgebeugt würde. Dieſem Umſtande trug die 
Reichsregierung Rechnung, indem ſie das Brennrecht erhöhte und den 
Kartoffelbrennereien die ſonſt verbotene Verwendung von Korn und Mais 
frei end andererſeits die Spirituszentrale durch eine weſentliche 
Erhöhung des Abſchlagspreiſes für Rohſpiritus zu vermehrter Spiritus⸗ 
erzeugung anregte. Jene Maßnahmen hatten einen vollen Erfolg, Es da 
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im Herbſt die neue Erzeugung, zum Teil wegen der ſehr ſtark auftretenden 
Kartoffelfäule, über Erwarten früh einſetzte, vollzog ſich der Übergang 
in die neue Kumpagne ohne jede Schwierigkeit mit ausreichenden Beſtänden. 
Freilich hatte der hohe Preisſtand wiederum eine Minderung des Verbrauchs 
zur Solge. Der Abſatz für Trinkzwecke blieb um etwa 3 Millionen Liter 
hinter der vorjährigen, keineswegs hohen Verbrauchszahl zurück. Dem⸗ 
gemäß war auch der Abſatz der Spritfabriken etwas kleiner als im Vor⸗ 
jahre. — Die Likör fabrikation lag ſehr im argen, einmal wegen 
der hohen Preiſe, welche die Spirituszentrale forderte, ſodann wegen des 
ſozialdemokratiſchen Branntweinboykotts und der Teuerung der Lebens⸗ 
verhältniſſe, nicht zum wenigſten auch infolge der Antialkoholbewegung. 
— Die großen Bierbrauereien des Oſtens haben es verſtanden, 
ihre Erzeugung zu ſteigern, obwohl ihnen das naſſe und kühle Wetter im 
Herbſt und die Antialkoholbewegung ſtarken Abbruch tat. — Der Umſatz 
der Mineralwaſſerfabriken iſt durch die kühle und regneriſche 
Witterung des Sommers und Herbſtes ganz bedeutend zurückgegangen. 
Die Preiſe werden durch die von Jahr zu Jahr ſich mehrenden Klein⸗ 
betriebe, die von Nichtfachleuten errichtet 3 ſehr gedrückt, ſo daß oft 
hum die Selbſtkoſten gedeckt werden. Ohne Zweifel herrſchen in der 
Mineralwaſſerinduſtrie ungeſunde Verhältniſſe, die dringend der Abhilfe 


en. 
Die Zuckerinduſtrie des Oſtens hatte im allgemeinen mit 
großen Schwierigkeiten zu kämpfen. Infolge der Dürre im Jahre 1911 
war die Ernte in Zuckerrübenſamen völlig mißraten. Die großen deutſchen 
Rübenſamenfirmen konnten ihre Abſchlüſſe nur zum Teil erfüllen, und es 
mußte deshalb Erſatz aus dem Auslande, namentlich aus Rußland, unter 
großen Geldopfern bezogen werden. Dieſer Samen war vielfach mit 
Futterrübenſamen verfälſcht, wodurch manche Fabriken großen Schaden 
erlitten. Sodann wurde durch das Regenwetter im Spätſommer und Herbſt 
1912 die Getreideernte ſehr verzögert und erſchwert, andererſeits die Herbſt⸗ 
beſtellung ſehr in die Länge gezogen. Infolgedeſſen war es vielen Land⸗ 
wirten unmöglich, mit der Rübenernte zeitig zu beginnen. Während der 
ganzen Rübenernte blieb das Wetter ſchlecht. Die Rüben kamen ſehr 
ſchmutzig in die Mieten und konnten infolge der anhaltenden Näſſe nicht 
genügend trocknen. Dazu trat um die Mitte November plötzlich ſcharfer 
Froſt ein, wodurch ein großer Teil der Rüben in der Erde einfror, der nach⸗ 
her nur unter großen Schwierigkeiten und mit erheblichen Koſten geerntet 
werden konnte. Die Felder und Wege waren aufgeweicht und dadurch 
die Abfuhr der Rüben aufs höchſte erſchwert. Schließlich bewirkte der 
Wagenmangel auf den Eiſenbahnſtationen empfindliche Störungen. Der 
Zuckergehalt der Rüben ſtellte ſich weſentlich niedriger als im Vorjahre. — 
en für die deutſchen Zuckerraffinerien das Betriebs⸗ 
r 1911/12 infolge der Mißernte des Jahres 1911 in Rübenzucker und der 
in eingetretenen maßloſen Spekulation, auch zufolge des Wett⸗ 
bewerbs des auf eine gute Zucerernte blidenden Nachbarſtaates Rußland 
ſich ſehr ſchwierig geſtaltete, waren die beiden Raffinerien in Danzig um 
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die 16 ihres Rohmaterials nicht verlegen. Allerdings machte ſich 

hier der Wettbewerb des ruſſiſchen Zuckers, der zum großen Teile über den 

Hafen von Danzig⸗Neufahrwaſſer ging, ſehr fühlbar; namentlich wurde die 

Ausfuhr von oſtdeutſchem Zucker nach England dadurch völlig unterbunden. 

deu EE ſich ein lebhaftes Zuckergeſchäft vom Oſten nach Weft« 
eu 

Die Lage der Schokoladen⸗ und Zuckerwaxen⸗ 
induſtrie war durch die großen Preisſchwankungen auf dem Rohſtoff⸗ 
markte gekennzeichnet. In der erſten Hälfte hatte man mit mäßigen Preiſen 

Kakaobohnen, dagegen mit hohen Zuckerpreiſen zu rechnen; im zweiten 
Halbjahr aber ſtiegen die Notierungen für Kakaobohnen auf einen übermäßig 
hohen Stand, während die Preiſe für Zucker ſprungweiſe fielen. — Die 
donigkucheninduſtrie war mit ihrem Abſatz zufrieden, wenn 
auch gerade in der Hauptverkaufszeit, kurz vor dem eich con die 
allgemeine Kriegsfurcht die Kaufluſt des Publikums weſentlich einſchränkte. 

In der Tabakinduſtrie beſtand die ungünſtige Wirkung 
der Steuergeſetze des Jahres 1909 in ungeſchwächtem Maße fort. Wenn 
auch die Beſchäftigung der Zigarrenfabriken ziemlich flott 
verlief, war der Verdienſt infolge der hohen Steuer, die auf dem Rohtabak 
und den Erzeugniſſen laſtet, und wegen des hohen Preisſtandes der Roh⸗ 
tabake unzulänglich. Sodann wurde die Zigarreninduſtrie durch die Zu⸗ 
nahme des Zigarettenrauchens in Deutſchland beeinträchtigt. — Die 
Zigaretteninduſtrie wurde unabläſſig durch das Vordringen 
des amerikaniſchen Tabaktruſts beunruhigt, der nichts mehr und nichts 
weniger anſtrebt, als das geſamte deutſche Tabakgewerbe in ſeine Hand zu 
bekommen. Auch hier im Oſten haben die Ferd des Truſts, der mehrere 
große deutſche Fabriken angekauft hat, ſie aber unter der alten Firma 
weiterführt, bereits in großem Umfange Eingang gefunden und tuen der 
heimiſchen Zigarettenfabrikation empfindlichen Abbruch. Es iſt daher 
dringend zu wünſchen, daß die er Zigarettenraucher ihren Bedarf 
nur von truſtfreien Fabriken beziehen; namentlich aber ſollten in den 
Kaſinos und Kantinen des Heeres und der Marine ſowie in den Speiſe⸗ 
anſtalten der ſtaatlichen Betriebe nur deutſche Erzeugniſſe verkauft werden. 
Mit großer Beſorgnis für die Zukunft blickt die Zigaretteninduſtrie auf die 
verheerenden Wirkungen des Balkankrieges in den Gegenden, aus denen ſie 
hauptſächlich ihren Fohtabat bezieht. Es iſt zu 1 5 8 daß ſowohl 
infolge des Krieges, als auch durch die Machenſchaften des Tabaktruſts, 
der die Erzeugung mancher Gebiete aufgekauft hat, die Preiſe für griechiſche 
und tüͤrkiſche Tabake, die bereits im Vorjahre eine beträchtliche Höhe erreicht 
hatten, eine weitere Steigerung erfahren werden. 

Die Bapier- und Pappeninduſtrie konnte ihre 
Erzeugung zwar ſchlank abſetzen, jedoch ließen die Preiſe für die Erzeugniſſe 
viel zu wünſchen übrig. Gegen die Einfuhr von nordiſchen Lederpappen 
iſt unſere 5 durch unſere Zölle nur ganz ungenügend 
geſchützt, da die Fabriken in den ſkandinaviſchen Ländern wegen der ihnen 
zu Gebote ſtehenden gewaltigen Waſſerkräfte und aus anderen Gründen 
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erheblich billiger arbeiten, als die deutſchen Fabriken. — Die für die Papier ⸗ 
fabrikation arbeitende Zellſtoffinduſtrie hatte vor allem darunter 
zu leiden, daß die Preiſe für das hauptſächlichſte Rohmaterial, das Fichten⸗ 
holz, auf eine noch nicht dageweſene Höhe geſtiegen jind; fernere Preis⸗ 
ſteigerungen ſind zu erwarten, ſodaß die Fabriken in den nächſten Jahren 
mit erheblich vermehrten Herſtellungskoſten rechnen müſſen. 
Was die chemiſche Induſtrie betrifft, ſo hatten die Fabriken 
e are Düngemittel ausgedehnten Abſatz wie zuvor. 3 
ie Erzeugung von Calcium⸗Carbid, das in großen Mengen zur Her⸗ 
des Kallſtickſto ffes, jenes wichtigen Erſaßmütels für Chülsgalpeter, 
gebraucht wird, ſehr unter dem Wettbewerb der ſkandinaviſchen Werke, 
denen, wie eben bemerkt, reiche Waſſerkräfte zur Verfügung ſtehen. Es 
wäre dringend zu wünſchen, daß die durchaus nicht gering zu bewertenden 
Waſſerkräfte des Oſtens, namentlich der Provinz Weſtpreußen, für dieſen 
Induſtriezweig mehr als bisher nutzbar gemacht würden. — Die Seifen ⸗ 
fabrikation hat ein böſes Jahr hinter bc: denn zunächſt ließ der 
Abſatz viel zu wünſchen übrig, ſodann waren die Preiſe für die Rohſtoffe 
das ganze Jahr Lieser ſeht hoch; einige Artikel erreichten ſogar einen 
kaum zu erſchwingenden Preis. Auch das Überhandnehmen der mit 
aufdringlicher Reklame RE Ge Waſchpulver hat zum Niedergange 
der Seifeninduſtrie beigetragen. Endlich wird noch darüber gettagt, daß 
die Zahl der Konkurſe und der fruchtloſen Zwangsvollſtreckungen bei der 
Kundſchaft der Seifenfabrikanten geſtiegen iſt. — Die Fabrikation von 
Carbolineum, Aſphalt⸗Dachpappen und verwandten 
Stoffen, die im Baugewerbe Verwendung finden, blieb infolge der mangel⸗ 
haften Bautätigkeit gegen das Vorjahr zurück. Die Herſtellung verteuerte 
ſich durch das beträchtliche Anſchwellen des Preiſes für Rohteer infolge der 
immer mehr zunehmenden Knappheit dieſes Stoffes. Außer zu Straßen⸗ 
bauzwecken finden nämlich der Rohteer und ſeine Deſtillate neuerdings 
in großem Umfange Verwendung für Dieſelmotore. Durch die große 
Nachfrage der Staatsbahn nach Steinkohlenbriketts wurden bedeutende 
Mengen Pech, das von der Teerpro duktenfabrikation benötigt wird, dieſer 
entzogen, was wiederum eine erhebliche Preisſteigerung bewirkte. 
In der Lederinduſtrie dauerte das Anziehen der Preiſe 
für Rohhäute, das ſchon im Vorjahre eingetreten war, fort. Sowohl 
amerilaniſche als auch deutſche Häute behaupteten einen ‚Boben Preisſtand. 
Hieran war namentlich die Knappheit an Vieh ſchuld, die ja auch in den 
Fleiſchpreiſen zum Ausdruck kam. Im übrigen hatte die Lederinduſtrie 
tten Abſatz, da die Schuhfabriken, Treibriemenfabriken und ſonſtigen 
nehmer von Leder reichlich zu tun hatten. Die lederverbrauchenden 
Werle, beſonders die Schuhfabriken, klagen aber ſehr über die hohen Preiſe, 
die ſie nn ihr Rohmaterial zahlen gu zum Teil auch über Knappheit 
an Leder; ihr Gewinn war daher gerin 
Die allgemeine Lage der Zanbholzinduſtrie hat ſich, 
obwohl man von der am 1. Juli 1911 eingetretenen Zwangskontingen⸗ 
tierung unmittelbar eine Geſundung erhofft hatte, erſt in der zweiten Hälfte 
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des es etwas ert. An eine Er des Ab 
Peres der eigelnen an wat allerbings mit zu eike, wel De 


aa erlernen, fie hinderte, ihre Erzeugung zu vergrößern. 
Beeinträchtigung 


immer weitere Kreiſe Wenge wü. Gegen 
Eh die von vielen Seiten gefordert, bald 

des Berichtsjahres traten bei einigen der wich Bart Pre- * 
Zundholzfabrikation, z. B. Eſpenholz, Leim uſw., ganz beträchtl 
fund vie Een ein, ſodaß die Fabrikanten genötigt waren, die — — 


für die Erzeugniſſe etwas zu erhöhen. 

Das Buchdruckgewerbe konnte zwar über Mangel an Be⸗ 
ſchäftigung nicht klagen, je oh wurde der Nutzen durch den Wettbewerb 
von minderwertigen Druckereien ſehr geſchmälert, vor allem aber durch die 
Erhöhung der Löhne, die der neue Buchdruckertarif mit ſich gebracht hat, 
und die etwa 14 v. H. beträgt. 

Noch einige Worte über das Baugewerbe, das bereits mehrfach 

geſtreift wurde. ier machte ſich die Steifheit des Geldmarktes ſehr emp⸗ 
findlich bemerkbar. Privatbauten wurden in weſentlich geringerem Um⸗ 
fange als ſonſt ausgeführt. Dagegen boten die Bauten für die ſtaatlichen 
und kommunalen Behörden reiche Arbeitsgelegenheit. Freilich wurden 
dieſe Bauten vielfach nicht an öſtliche Unternehmer, ſondern an Berliner 
und andere Firmen aus dem Weſten vergeben, die ſich im Berichtsjahre 
ganz beſonders um die öſtlichen Ausſchreibungen bemühten. Die Folge 
war ein allgemeines Unterbieten der Preiſe, weshalb viele Firmen ohne 
nennenswerten Gewinn, einige ſogar mit Verluſt arbeiteten. Die mit dem 
5 eng zuſammenhängende Grott, Marmor- und Sandſte in⸗ 
ie führt mit Recht —＋ Beſchwerde darüber, daß viele Steinmetz ⸗ 
— ng die im Oſten ſehr gut hätten ausgeführt werden können, nach 
Berlin oder dem weiteren Weſten vergeben wurden. 

Was oben wiederholt über das Mißverhältnis zwiſchen den Ge⸗ 
ſtehungskoſten und den Preiſen für die fertigen Waren geſagt wurde, gilt 
Së wenigen Ausnahmen von allen Induſtriezweigen. Die Preiſe der 

vielfach Rohſtoffe ſind bedeutend geſtiegen und auch die Arbeitslöhne 
vielfach in die Höhe gegangen; dagegen hielt es ſehr ſchwer, für die Erzeug⸗ 
niſſe det es Berkoufäpreife bei der Kundſchaft durchzudrücken. Demgemäß 
entſprach der Unternehmergewinn nicht der aufgewandten Mühe und den 
Sorgen, die ſich für den heutigen Unternehmer von Tag zu Tag mehren, 
namentlich im Oſten, wo das Abſatzgebiet beſchränkt iſt und die Mitbewerber 
— dem Weſten ihre Erzeugniſſe um jeden Preis an den Mann zu bringen 


Die Arbeiterverhältniſſe waren im allgemeinen inſofern günftig, 
als Ausſtände und andere Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeit⸗ 
nehmern nur ſelten vorkamen. Dagegen herrſchte in manchen Betrieben 
Mangel an wirklich brauchbaren und tüchtigen Arbeitern, namentlich für ſolche 
Verrichtungen, die eine größere Geſchiclichkeit und Zuverläſſigkeit erfordern. 
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Wie bereits angedeutet, hatte die oſtdeutſche Induſtrie auch im ver- 
gangenen Jahre wiederum ſehr unter dem Vorurteil zu leiden, das bei 
vielen Behörden und Prwatperſonen gegen öſtliche Erzeugniſſe 1 
und das erfolgreich zu 3 oft gerabegu unmöglich erſcheint. Aber 
es muß bei den Beamten im Oſten, die mit der Vergebung von behörb- 
lichen Aufträgen betraut ſind, die Erkenntnis Platz greifen, daß es ihre 
nationale Pflicht if, das Unternehmertum des Oſtens, der dem 
Vaterlande ſo Großes und ſo o Hohes geleiſtet hat und ein Bollwerk gegen 
das vordringende Slawentum bilden ſoll, nach beſten Kräften zu unter⸗ 
ſtützen. Auch das große Publikum ſollte ſich daran gewöhnen, mehr als 
bisher die öſtlichen Bezugsquellen zu berückſichtigen, gemäß dem vom 
Verband cher Induſtrieller betonten 1 „Kaufet! im Oſten!“ 


der Polen einer kurzen Erörterung unterziehen. Wie das —.—— 
auf allen Gebieten des Wirtſchaftslebens dem Deutſchtum Wettbewerb 
zu bereiten und es zu überjlügeln trachtet, jo auch im ne ber 
Induſtrie. Allerdings wird es vorausſichtlich noch gute Weile 

bis die polniſche Induſtrie in der Oſtmark eine größere Bedeutung erlangt 
hat. Hoffen wir, daß die Beſtrebungen unſerer Feinde, die leider in mancher 
Beziehung von ſo hohem Erfolge gekrönt ſind, wenigſtens hier das ihnen 
vorſchwebende Ziel nicht erreichen werden. Von dem richtigen Gedanken 
ausgehend, daß eine feſte Organiſation vor allem geeignet iſt, auch dieſe 
Idee in die Tat umzuſetzen, iſt gegen Ende des Jahres 1910 von polniſcher 
Seite der „Fabrikantenverband für das Deutſche Reich mit dem Sitze in 
Poſen“ gegründet worden. Sein Zweck iſt, wie es in dem bezüglichen 
Aufruf heißt, die Hebung des heimiſchen Gewerbes, des Handels und der 

Landwirtſchaft, ſowie der Intereſſen der Mitglieder. 


Gong Der polnische Fabrikantenverband fucht feinen Zweck zu erreichen 
urch: 


a) Loge) ber einheimiſchen Bedürfniſſe und Ausfindigmachung von 

atzwegen; 

b) Gründung und Förderung neuer Unternehmungen, deren Mang el 
ſich fühlbar macht, mit beſonderer Berückſichtigung ſolcher Unter- 
nehmungen, die im Heimatlande vorkommende Rohſtoffe verarbeite n; 

d Reorganiſierung beſtehender Fabriken auf reellen kaufmänniſchen 

Grundlagen, ſoweit ein Bedürfnis vorliegt; durch Unterſtützung 
im Verfall begriffener Unternehmungen mittels Einführung ein er 
eigenen Verwaltung oder Liquidation für den Fall, daß ein Unter⸗ 
nehmen keine Daſeinsberechtigung hat, d. h. ſein Weiterbeſtehen 
keinen Gewinn mehr verheißt; 

d) Prüfung und Ausbeutung von Erfindungen durch Verteidigung 
der Intereſſen der Erfinder; 

e) Bekämpfung jeglichen unlauteren Wettbewerbs; 
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f) gemeinſame allgemeine Ausſtellungen, Wanderausſtellungen (Jahr⸗ 
märkte), Modellausſtellungen, Reklamen 

8) Ausbildung der der Induſtrie ſich widmenden Jugend; 

h) ein Informationsbureau für 5 durch ein Bureau 
für Rechtsſchutz, Patente und Kreditangelegenheit 

j) ein Stellenvermittelungsbureau für Ingenieure, Lethniter, Meiſter 

und Fabrikarbeiter; 

k) Wareneinkaufsgenoſſenſchaften. 

Sodann heißt es: Der Verband kann in ſeiner Mitte auch die Gruͤn⸗ 
dung einer Penſionskaſſe für Beamte der ihm angehörigen Fabriken in 
Erwägung ziehen, wodurch ſich fähige . leichter in das Land 
hineinziehen und ſtabiliſieren laſſen wü 

Die Mitglieder ſetzen ſich aus . unterſtützenden und Ehren⸗ 
mitgliedern zuſammen. Aktives Mitglied kann jeder Inhaber eines Induſtrie⸗ 
unternehmens oder einer größeren Werkſtatt, die eigene Erzeugniſſe ber, 
ec ein, ferner eingetragene Handelsfirmen, Vereine und Genoſſen⸗ 

aften. 

Bald nach ſeiner Begründung zählte der neue Verband etwas über 
70 Mitglieder. Man kann nicht leugnen, daß ſein Vorſtand eine rührige 
Tätigkeit entfaltet. Unter den Angelegenheiten, mit denen er ſich bisher 
beſchäftigt hat, ſei die Aufſtellung einer Statiſtik erwähnt. Man begründete 
dieſe Maßnahme damit, daß auf Grund der amtlichen Berufszählung 
vom Jahre 1907 ſich nicht feſtſtellen laſſe, welcher Teil der induſtriellen 
Erzeugung der Oſtmark ſich in polniſchen Händen befinde, vor allem, 
wieviele der ſchon beſtehenden Unternehmungen in polniſchem Beſitze 
ſeien. Dieſe Lücke ſoll durch die „ſpezielle Statiſtik“ der Polen vervoll⸗ 
ſtändigt werden. Hiernach find in 28 Kreiſen des „Großherzogtums“, 
aus denen der Verbandsleitung Material zugegangen iſt, insgeſamt 257 
polniſche Unternehmungen gezählt worden, darunter 86 Anlagen = 
Nahrungs- und Genußmittelinduſtrie, 48 Anlagen der Holzinduſtrie, 38 
Betriebe der Metallinduſtrie uſw. 

Im Berichtsjahre behandelte eine beſondere Kommiſſion des 
Fabrikantenverbandes die Frage, wie materielle Vorteile für die Verbands⸗ 
genoſſen herbeigeführt werden könnten, ſo durch Prämienermäßigung 
bei Verſicherungen uſw.; ferner organiſierte ſie einen gemeinſamen Einkauf 
von Kohlen und traf die nötigen Maßnahmen für die Einführung einer 
gemeinſamen Schutzmarke. Dieſe ſoll das kaufende polniſche Publikum 
auf die polniſchen Induſtrieerzeugniſſe aufmerkſam machen. Der Verband 
wurde in zwei Abteilungen geteilt, in die chemiſch-techniſche und die der 
Fabrikanten landwirtſchaftlicher Maſchinen. Er zählte im Frühjahr 1913 
112 Mitglieder. 

Vor einiger Zeit hat der Verband einen Nachweis polni⸗ 
ſcher Erzeugniſſe herausgegeben, damit das polniſche Publikum 
weiß, welche Ware es verlangen ſoll. Dieſer Nachweis iſt in einer Stärke. 
von 80 000 Stück gedruckt und einer Anzahl Zeitungen beigelegt wo rden 
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Dem Vorſtand gehören zurzeit folgende Herren an: Kammerherr 
Cegielski, Vorſitzender; Dr. A. Seyda und Sew. Samulski, 
ſtellbertretende Vorſitzende; Dr. M. Kryzan, Schriftführer uſw. 

Man muß zugeben, daß die neue Organiſation zielbewußt und tat⸗ 
kräftig arbeitet, wenn auch ihre Beſtrebungen, polniſche Induſtrieunter⸗ 
nehmungen ins Leben zu rufen, bisher nur geringe Erfolge gehabt haben. 
Um die hier in Betracht kommenden Vorgänge während der beiden letzten 
Jahre kurz zu erwähnen, ſo nenne ich folgende: In der Stadt Poſen ſoll 
eine polniſche Wäſchefabrik mit einem Grundkapital von 100 000 Mark 
errichtet werden; eine Genoſſenſchaft gründete mit einem Kapital von 
80 000 Mark eine Schokoladenfabrik in Poſen; ein polniſches Konſortium 
beabſichtigt, eine Zuckerfabrik unweit Konin ins Leben zu rufen; in Kurnik 
joll eine polniſche Zündholzfabrik errichtet werden; ferner iſt angeregt 
worden, eine polniſche Margarinefabrik in Moſchin bei Poſen einzurichten; 
in Pakoſch wurde im Herbſt eine von einer polniſchen Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung erbaute Mühle durch den Abgeordneten, Propft 
Kurzawski feierlich eingeweiht, die den neueſten Anforderungen der Mühlen⸗ 
technik entſprechend eingerichtet und vorläufig für eine Arbeitsleiſtung von 
täglich 240 Zentnern beſtimmt iſt; in Goſtyn errichtete ein polniſcher Kauf⸗ 
mann eine Bürften- und Pinſelfabrik; neuerdings hat ein polnischer Seifen⸗ 
fabrikant aus Gneſen in Poſen eine zweite Seifenfabrik eröffnet; endlich 
ſei noch darauf hingewieſen, daß die polniſche Zigarettenfabrik, Patria“ 
in Poſen eine Erhöhung des Aktienkapitals um 900 000 Mark auf 3 Millionen 
Mark vorgenommen hat. 

Ohne Zweifel äußert ſich der Wille der wirtſchaftlichen Betätigung 
bei den Polen neuerdings ſehr lebhaft. Dies zeigte ſich auch bei der pol ⸗ 
niſchen Gewerbeausſtellung, die vom 15. Auguſt bis 8. Sep⸗ 
tember 1912 in Pleſchen ſtattfand und mit einer großen nationalen 
Feier eröffnet und geſchloſſen wurde. Es beteiligten ſich daran etwa 150 
Firmen. Faſt 23 000 Perſonen, darunter Scharen von Schulkindern unter 
geiſtlicher Führung, haben fie beſucht. Allerdings war fie mindeſtens 
zu 9% eine Ausſtellung deutſcher Erzeugniſſe. Sie bewies, daß die polniſche 
Induſtrie der deutſchen weit unterlegen, und daß das polniſche Erwerbs⸗ 
leben vom deutſchen Wirtſchaftsleben abhängig iſt. Sie läßt aber auch 
das Streben des Polentums nach wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit erkennen. 
Vom politiſchen Standpunkte aus betrachtet war die Ausſtellung eine 
Veranſtaltung wie jede andere zu national⸗polniſchem Zwecke: fie erſtrebte 
die Förderung des polniſchen Gewerbfleißes, die Hebung des polniſchen 
Vollsſtolzes und ſollte einen Anreiz zur wirtſchaftlichen Sperre über die 
Deutſchen bieten. Jedenfalls hat die Ausſtellung für uns Deutſche in der 
Oſtmark den Beweis erbracht, daß wir es nicht nötig haben, 
den polniſchen Gewerbetreibenden vor dem deut⸗ 
ſchen zu bevorzugen, wie es leider vielfach gel chieht. “) 


1) Son Vosberg in der Zeitſchrift: „Die Oſtmark“, Nr. 11, vom 
a le N Deg 
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Steinkohlenbergbau. Im Jahre 1912 betrug die Stein⸗ 
kohlenförderung 41 543 442 Tonnen gegen 36 622 969 Tonnen des Vorjahres, 
fie ſtieg demnach um 4 920 473 Tonnen = 13,4%. Dieſes an ſich ſchon 
ſehr erfreuliche Ergebnis des Jahres 1912 erſcheint noch günſtiger, wenn 
man erwägt, daß gleichzeitig die Steinkohlenförderung in Preußen nur 
um 10,4 % geſteigert werden konnte, daß alſo Dberichleften fe feine Förderung 
erheblich mehr, als dem Durchſchnitt entſpricht, ſteigern konnte. Und ebenſo 
erfreulich iſt der Umſtand, daß der Abſatz noch ſtärker anwachſen konnte als 
die Förderung. Er betrug 38 339 012 Tonnen in 1912 gegen 33 080 414 
Tonnen in 1911, ſtieg alſo um 5 258 598 Tonnen = 15,9 %. Hand in Hand 
mit dieſer Steigerung von Förderung und Abſatz ging eine Erhöhung 
der durchſchnittlichen Erlöſe für eine Tonne Kohle. Bei einem Gejamt- 
erlöſe für verkaufte Kohle in den Jahren 1912 und 1911 von 341 584 962.4 
und 289 141 522 K betrug der Erlös je Tonne 8,951 K und 8,781 K, ſtieg 
alſo um 0,17 K je Tonne. Der bisher höchſte Erlös von 9, 465 Mi je Tonne 
im Jahre 1908 iſt dann allerdings immer noch um 0,514 4 höher als der 
vorjährige. Aber insgeſamt beweiſen die mitgeteilten Zahlen eine bedeutende 
Entwickelung des Steinkohlenbergbaus im vergangenen Jahre. 

Möglich wurde dieſe Entwickelung vorwiegend durch äußere, dem 
oberſchleſiſchen Bergbau beſonders günſtige Umſtände. In allererſter 
Linie iſt hier der große og e Kohlenarbeiterſtreik zu nennen, der vom 
1. März bis zum 9. April dauerte und die engliſche Kohlenausfuhr faſt völlig 
ins Stocken brachte. Ein gleichzeitig im Ruhrrevier ausgebrochener Streik 
von allerdings nur kurzer Dauer, der einen Teil der dortigen 
Belegſchaft ergriff, hinderte dieſen größten deutſchen Kohlenbezirk an der 
vollen Ausnutzung der durch den engliſchen Streik veranlaßten Konjunktur, 
und Oberſchleſien konnte die dadurch hervorgerufenen Ausfälle in Deutſch⸗ 
land ſelbſt, namentlich in Berlin und dem Oſtſeegebiet, decken und wurde 
darüber hinaus zu Lieferungen nach den Hafenſtädten, der Elbmündung, 
nach ruſſiſchen, ſkandinaviſchen und adriatiſchen Häfen, ja nach England 


del Wi ahlen dieſer 5 ſind, ſoweit nicht anders bemerkt, der Statiſtik 
leſiſchen Been We Hüttenwerke, herausgegeben vom Oberſchleſiſchen 
DN — Ag eh entnommen. 
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ſelbſt herangezogen. Das beweiſen folgende Zahlen. Es betrug der Ser, 
ſand in Tonnen an 


engliſcher Kohle) 
nad nach ben 
ros Berlin | Dftfeehäfen ®) 
1411 944 2 848 691 


oberſchleſiſcher Kohle!) 
nach nach dem 
ro Berlin Brokat 


1 628 666 3 422 084 
2 616 248 4389 848 


+ 887693 | + 917264 | + 14 490 |— 1075 011 


1911 


191 
1911 


So erfreulich aber auch dieſe en ſind, fo u doch der Umſtand, 
daß trotz des Streikes ſogar noch eine teigerung des Ber- 
brauchs engliſcher Kohlen in Groß-Berlin 1 konnte, daß die eng⸗ 
liſche Kohle das am inn des Jahres verlorene Feld teilweiſe wieder⸗ 
erobern konnte und daß eine dauernde Beſſerung der Stellung Ober⸗ 
ſchleſiens keineswegs erreicht worden iſt und ohne Tarifermäßigung auch 
nicht o? werden kann. 

günſtig lagen die Verhältniſſe EE? die Ausfuhr nenne 
Kohle nac 0 Often ich l ngarn und Rußland. Auch hier iſt der Grund 
einesteils in dem Zurücktreten des engliſchen Wettbewerbs zu ſuchen, andern⸗ 
teils ließen die günſtigen Ernten in beiden Ländern, die gute Lage der 
Induſtrie und die durch die hohen Preiſe für Naphtarnckſtände veranlaßte 
Rückkehr vieler Verbraucher, ſo auch der öſterreichiſchen Staatsbahnen, 
zur Kohlenfeuerung den Bedarf an Kohle ſteigern 

Es betrug der Hauptbahnverſand in Tonnen 


19110 1912 t 
SS Rußland. 1865280 | 1462 850 
Öftezreichelingarn 8 337 668 9 486 290 
Auch der Abſatz an die ubrigen Hauptabnehmer iſt — Ve 
Innerhalb des Regierungsbezirks Oppeln wurden mit der ahn 


6 287 653 Tonnen“) gegen 4 784 862°) im Vorjahre verladen. an die 
übrigen Zweige der Großinduſtrie wurden 1912 6 290 749 Tonnen = 
16,4 % des Geſamtabſatz es gegen 5 776 408 Tonnen = 17,5 des Geſamt⸗ 
abfatzes i im Vorjahre abgeſetzt. Die prozentuale Zeg des Abſatzes 
an die oberſchleſiſche Induſtrie beweiſt EE daß dieſe auch bei 


15 enbgültigen , find noch nicht erſchienen. 
e IA n; : die end 
) 125 SE ftit der en F 
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durchaus zufried enſtellendem Geſchäftsgange nicht imſtande mm. mit 
dem Fortſchreiten des Steinkohlenbergbaues Schritt zu halten. 

Erzberg bau. Die Förderung anEiſenerzen weiſt eine Steigerung 
um 9,9 auf; während im Jahre 1911 auf den Eiſenerzförderungen ſowie 
den Zink⸗ und Bleierzgruben zuſammen 150 197 Tonnen gefördert wurden, 
waren es im Berichtsjahre 165 110 Tonnen. Auch der allerdings vorwiegend 
auf Schätzung beruhende Wert der Erze iſt etwas geſtiegen. Die Geſamt⸗ 
F Ange an Zink- und Bleierzen und Schwefelkies (die Zahlen im einzelnen 

. Anlage II) iſt um 5,6 %, ihr Geldwert um 14,9% geſtiegen. 

Koks⸗ und Zinderanſtalten. Die Geſchäftslage war 

günſtig, die Produktion des Vorjahres konnte, obwohl es bereits Höchſt⸗ 

len aufwies, um 13,2 98 (Koks und Zinder zuſammen) geſteigert werden, 
ihr F um 11,7%. Ebenſo wuchs die Produktion an Neben⸗ 
produkten. 

Brikettfabriken. Die Produktion ſtieg um 14,0 9%, ihr 
Geldwert um 16,7%. | 

Eiſeninduſtrie. Für die geſamte Eiſeninduſtrie bedeutet 
das Berichtsjahr einen erfreulichen Fortſchritt. In allen Zweigen der 
Eiſeninduſtrie konnte die Erzeugung bedeutend geſteigert werden, die Ent⸗ 
wickelung der Preiſe war im großen und ganzen befriedigend, ſtand aber 
freilich in keinem Verhältnis zu der guten Beſchäftigung der Werke. 

Die Produktion an Roheiſen konnte zum erſten Mal auf 
über 1 Million Tonnen gebracht werden; fie betrug genau 1 048 356 Tonnen 
und überſtieg damit die des Vorjahres um 8,8%. Auch der Wert der 
Produktion ſtieg. Während der Durchſchnittswert einer Tonne Roheiſen 
in 1911 63,00 K betragen hatte, betrug er 1912 65,75 4. Die Notierungen 
der einzelnen Eiſenſorten waren durchweg um 3 bis 4 &, vereinzelt bis zu 
7 & höher als im Vorjahre, das gleichfalls eine Steigerung von 2 bis 4 A 
gebracht hatte. Allerdings konnten dieſe höheren Eiſenpreiſe noch nicht 
voll ausgenutzt werden, da teilweiſe noch Abſchlüſſe aus der Zeit des Tief⸗ 
ſtandes der Preiſe erledigt werden mußten. 

Aber ſo erfreulich dieſe Entwickelung der Roheiſendarſtellung Ober⸗ 
ſchleſiens an ſich iſt, fie hat doch mit der 5 Roheiſenerzeugung 
im Deutſchen Reiche bei weitem nicht Schritt halten können. Die Roh⸗ 
eiſenerzeugung des Deutſchen Reiches und dees ſtieg von 15 557 030 
Tonnen in 1911 auf 17 852 571 Tonnen in 1912, alſo um 14,76 %. Die 
Folge dieſer ſtarken e der deutſchen Produktion war, daß Ober⸗ 
ſchleſiens Anteil daran auf 5,92 % (im Vorjahre 6,21%) ſank. 

Zu erwähnen iſt noch, daß jetzt alle Hochofenwerke Deutſchlands 
und Luxemburgs, die Roheiſen verkaufen, in einem einzigen Syndikat 
vereinigt ſind, nachdem die lothringiſchen und luxemburgiſchen Hochofen⸗ 
werke dem deutſchen Roheiſenverbande, mit dem fie bis dahin nur durch 
ein Preiskartell verbunden waren, nunmehr als Mitglied er beigetreten find. 

In der Eiſen⸗ und Stahlg ießerei konnte die Produktion 
an Gußwaren insgeſamt um 17,1%, an Röhren um 17,5 , ihr Wert 
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um 19,5 % gefteigert werden. Die Geſchäftslage war befriebigend, die 
Preiſe zogen mehr oder weniger an. In der Gußröhreninduſtrie 
machten die Einigungsbeſtrebungen Fortſchritte. 

Die Flußeiſenerzeugung ftieg um 13,8%, den t⸗ 
anteil daran hatte, wie früher, die Produktion der Siemens⸗Martmöfen 
mit 1 046 957 Tonnen gegen 877 565 im Vorjahr. An Schweiß ⸗ 
eiſen wurde eine Kleinigkeit, nämlich 0,7 %, weniger erzeugt als im 
Vorjahr. Die Walzwerke konnten ihre Produktion an Fertigerzeug⸗ 
niſſen um 17,8, deren Wert um 20,1 % ſteigern. Die Produktion von 
Halbzeug zum Verkauf ſank etwas. Im ganzen war das Jahr auch für 
dieſen Zweig der Eiſeninduſtrie günſtig. Die Beſchäſtigung der Werke 
war gut, die Preiſe ſtiegen. Allerdings blieben ſie noch bei weitem hinter 
den Höchſtpreiſen früherer Hochkonjunkturen zurück, ihre Entwickelung wurde 
durch die kriegeriſchen Unruhen und den hohen Geldſtand gehemmt. 

Als Ereigniſſe, die die Entwickelung der Eiſenverarbeitung günſtig 
beeinflußten, find die am 30. April / 1. Mai 1912 erfolgte Verlängerung des 
Stahlwerksverbandes bis zum 30. Juni 1917 — allerdings unter Fallen- 
laſſen der bisherigen Kontingentierung der B -Produkte — ſowie die am 
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gegen Ende des Jahres führten aber wieder eine Zurückhaltung der Käufer 
herbei und nötigten die Walzwerke teilweiſe zu Betriebseinſchränkungen. 

Die Verhältniſſe auf dem Schwefelſäuremarkte blieben 
weiter ungünſtig. Die Produktion ſtieg wiederum ſtärker als die Rohzink⸗ 
erzeugung, es kamen auf 1 Tonne Rohzink 1,508 Tonnen Schwefelſäure 
(bezogen auf 50 grädige Säure). Der geſteigerte Abſatz war deshalb nur 
unter Preisopfern lich. Der Abſatz an ſchwefliger Säure ſtieg etwas 
bei höheren Erlöſen. Wen ben erzielte gleichfalls einen Mehrab ſaß, 
jedoch bei ſchlechteren Preiſen als im Vorjahre. 

Arbeiterverhältniſſe. ie Jahresdurchſchnittslöhne 
wieſen in den wichtigſten Pr der Montaninduſtrie auch im vergangenen 
Jahre Steigerungen auf. Von größeren Arbeitseinſtellungen blieb die 
Montaninduſtrie im Gegenſatz zum Ruhrrevier im Jahre 1912 verfchont, 
nur auf einigen Gruben traten im letzten Drittel des Monats März Teile 
der Belegſchaften in den Ausſtand, der aber in keinem Falle bedrohlichen 
Umfang annahm. 

egen brach im Frühjahr 1913 ein Streik aus, der auf einzelnen 
Gruben am 19., auf der Mehrzahl am 21. April begann und bis nach 
Pfingſten dauerte. Angezettelt wurde der Streik, der ſich auf die Stein⸗ 
kohlengruben des Zentralreviers, des Rybniker und des Hultſchiner 
Reviers und in feinem Höhepunkt auch auf einzelne Erzgruben erſtreckte, 
ſchon im Laufe des Monats März von der auf großpolniſchem Boden 
ſtehenden „Polniſchen Berufsvereinigung“ (Sitz Kattowitz), die in der Haupt⸗ 
ſache folgende Forderungen an die Werkbeſitzer richtete: Erhöhung der 
Löhne, Verkürzung der Arbeitszeit, Bewilligung eines jährlichen Urlaubs 
unter Fortzahlung des Lohnes, beſſere Behandlung ſeitens der Werk⸗ 
beamten. Unterſtützt wurden die Forderungen von dem ſozialdemokratiſchen 
Alten Bergarbeiterverband, den Chriſtlichen Gewerkſchaften und der St, 
Dunckerſchen Organiſation, während ſich die katholiſchen Fachabteilungen 
(Berliner Verband) fernhielten. 

Wenn man die Forderungen der Organiſationen unbefangen prüft 
muß man zu dem Ergebnis kommen, daß ſie keineswegs zu einem Streik 
berechtigten, deſſen wirtfchaftliche Folgen für Arbeitnehmer wie für Arbeit⸗ 
geber gleich verhängnisvoll ſein mußten. Was zunächſt die Hauptforderung, 
die Erhöhung der Löhne, angeht, ſo muß feſtgeſtellt werden, daß dieſe gerade 
beim Steinkohlenbergbau in den letzten Jahren geſtiegen und zwar ſtärker 
geſtiegen ſind als die Erlöſe. Das beweiſt die folgende Zuſammenſtellung: 

Nach der amtlichen Lohnſtatiſtik betrugen die Löhne 


r die eigentli r ſuͤmtliche 

fü Lege tlichen für ſämtlich 
art art 
19088 4,04 3,52 
1909 3,97 3,48 
91000̃ö] ͤð 3,91 3,44 
19111 3,98 3,48 


EE 9,465 4 
1995 „6e % % „ ée d " 
FTT 9,108 „ 
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1: snnende 8,95 


Daraus geht einmal hervor, daß die Löhne den bis jetzt höchſten 
Stand des Jahres 1908 überſchritten haben, daß alſo gerade jetzt die For⸗ 
derung nach Lohnerhöhung gänzlich unberechtigt iſt. anderen iſt 
aus der Zuſammenſtellung zu erſehen, daß die Erlöſe für die Tonne Kohle 
im Gegenſatz zu den Löhnen mal find, daß alſo der Anteil der Löhne 
an den Selbſtkoſten ſtändig ſteigt. Nun weiſen die Arbeiterführer immer 
auf andere preußiſche Bergbaureviere, namentlich auf Weſtfalen, hin, 
wo höhere Löhne als in Oberſchleſien gezahlt werden, und verlangen die 
gleichen Löhne für Oberſchleſien. Demgegenüber muß betont werden, 
daß die Verhältniſſe in beiden Revieren doch völlig verſchieden ſind. In 
Oberſchleſien mit ſeinen mächtigen Flözen leiſtet der mit der eigentlichen 
Hereingewinnung beſchäftigte Häuer eer Kohle, daß mehrere jüngere 
Arbeiter (Schlepper) mit dem Füllen der Förderung in die Förderwagen 
und deren Weiterbeförderung beſchäftigt werden. In anderen Revieren, 
3. B. Weeer in denen die Verhältniſſe weniger günſtig liegen, iſt genau 
das Gegenteil der Fall. Dort find mehrere Häuer beſchäftigt, um die für 
einen Füller nötige Kohle zu gewinnen. Die Folge iſt, daß zur Gewinnung 
und Förderung derſelben Kohlenmenge in Oberſchleſien a 
wenige hoch bezahlte Häuer und verhältnismäßig viele niedriger b e 
weil jüngere, Schlepper beſchäftigt find. Bei der Berechnung des 
ſchnittslohnes werden aber alle dieſe Leute zuſammengerechnet, Së 
natürlich für Oberſchleſien geringere Durchſchnittszahlen herauskommen als 
Weſtfalen. Die beiden Zahlen ſind alſo nicht ohne weiteres vergleichbar. 
Die beſtbezahlte Klaſſe der Bergarbeiter, die der Häuer, verdient auch in 
Oberſchleſien in der Mehrzahl Löhne von über 6 Mark täglich. Der vierte 
Teil der Häuer verdiem Löhne von mehr als 7 Mark. Dazu kommt aber noch, 
daß der oberſchleſiſche Arbeiter wirtſchaftliche Beihilfen, wie Freikohle, 
billige Wohnungen uſw., ſeitens der Verwaltung erhält, die im Durchſchnitt 
den Wert von etwa 300 Mart erreichen. Dieſe Zahlen beweiſen, daß der 
Hinweis auf höhere Löhne in anderen Revieren ganz irreführend iſt, weil 
er die tatſächlichen Verhältniſſe nicht berüdfichtigt. Schließlich muß auch 
noch darauf hingewieſen werden, daß gerade der oberſchleſiſche Arbeiter 
ſehr viel weniger Schichten verfährt als irgend ein anderer Bergarbeiter 
eußens, daß er es alſo in der Hand hat, durch erhöhte Arbeitsleiſtung 
ſeinen Jahreslohn entſprechend zu erhöhen. Auch die Verkürzung der 
Arbeitszeit auf 8 Stunden wird von Seiten der Arbeiterführer immer 
damit begründet, daß fie in allen anderen Revieren eingeführt ſei. Auch 
dieſer Hinweis iſt falſch. Von der oberſchleſiſchen Steinkohlenförderung 
ſtammen faſt genau ½ aus Flözen, die über 3 m mächtig find, und mur 
1/, ſtammt aus weniger mächtigen Flözen. Während alſo der Bergmann 
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in anderen Revieren teilweiſe die ganze Schicht über liegend arbeiten muß, 
kann der oberſchleſiſche Arbeiter faſt ausnahmslos ſeine Arbeit vor gut 
ventilierten, hohen Arbeitsorten ſtehend verrichten. Die faſt ausſchließliche 
Anwendung von Sprengarbeit zur Gewinnung bringt es ferner mit ſich, 
daß innerhalb der normalen, etwa 10 ſtündigen Arbeitszeit ganz von ſelbſt 
eine Anzahl von Pauſen eintrit 1, weil die Arbeiter warten müſſen, bis die 
Schwaben der Sprengſchüſſe abgezogen ſind und bis ſich das durch den 
Schuß erſchütterte Gebirge wieder beruhigt hat. Dieſer Fall tritt während 
einer Schicht mehrmals ein, ſodaß die tatſächliche Arbeitszeit keinesfalls 
mehr als etwa 8 Stunden beträgt. Dieſe Pauſen fallen in anderen Revieren, 
in denen der „ en ſo gut wie gar nicht geſchoſſen 
werden kann, weg. Schließlich ee die oberſchleſiſchen Steinkohlen⸗ 
gruben im e in weſentlich geringeren Teufen als die anderer 
Reviere; daher ſind die Temperaturen geringer. Die Arbeitsbedingungen 
find alſo in Oberſchleſien, darüber iſt gar kein Zweifel, günftiger als anders⸗ 
wo. Daher kann die Schicht ohne Schaden für die Bergarbeiter länger 
ausged werden als anderswo, und ſie muß es, um die nötige Leiſtung 
Ge en. Auf diefem Standpunkt ſtehen ubrigens nicht nur die ober⸗ 
chen B el dan 1 die Bergbehörden, wie die 
Sen des Preußischen 9 andelsminiſters in der Sitzung des 
Preußiſchen Abgeordnetenhauſes dom 16. April 1913 beweiſen, in der 
er das Anſinnen der polniſchen Abgeordneten, in den Streik einzugreifen, 
ine gi Die Bewilligung eines jährlichen Urlaubs an die Bergarbeiter 
eine 900000 reinen Forderung. Man muß bedenken, es ſich 
um etwa 1 rbeiter handelt, deren Fehlen auch nur für ganz kurze 
Zeit bei dem in in Ca ohnehin herrſchenden Arbeitermangel zu 
den ſchwerſten Schädigungen führen würde. Was ſchließlich die letzte For⸗ 
derung, beſſere Behandlung ſeitens der Werksbeamten, betrifft, ſo haben 
die Bergarbeiter ihre geſetzlichen Vertretungen in den Arbeiterausſchüſſen, 
um derartige Klagen dem Werksbeſitzer vorzutragen. Man mag alſo über 
die Arbeiterverhältniſſe in we oélee denken, wie man will, man wird 
jedenfalls zu der Überzeugung kommen müſſen, daß die vorgebrachten 
Klagen unter keinen Umſtänden einen Streik rechtferligten. Es herrſcht 
auch in weiten Kreiſen die Überzeugung, daß die vorgebrachten Forderungen 
durchaus nicht der wahre Grund zum Streik waren, ſondern daß andere 
Gründe nalpolniſcher Natur im Spiele waren. Dafür ſprechen 
mehrere Umſtände. Die Polniſche Berufsvereinigung iſt, das iſt wiederholt 
feſtgeſtellt worden, als ein politiſcher Verein anzuſehen, der zwar nicht 
nach ſeiner Satzung, aber nach ſeiner geſamten Tätigkeit den Zweck hat, 
polniſches Weſen . Zuſammenſchluß polniſch gefinnter Arbeiter unter 
Ausſchluß zu fördern, ihren Einfluß bei den Wahlen auszu⸗ 
üben und die Geiben d des Nationalpolentums zu fördern. Es beſteht 
eine einheitliche, bis in die kleinſten Verbände geregelte Organiſation, 
und es wird Sorge getragen, daß in allen Ortsgruppen die gleichen Grund» 
ſätze herrſchen und die gleichen Ziele verfolgt werden. (Urteil des Königlichen 
Landgerichts Gleiwitz vom 20. Januar 1910 und andere Urteile.) Die 
20 
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Meinung, daß die Polniſche Berufsvereinigung den Streik unternommen 
hat, um ihre ſchwindende Bedeutung zu heben, alſo um der polniſchen 
Bewegung neue Mitglieder zuzuführen und ſie dadurch zu kräftigen, beſteht 
übrigens auch in Arbeiterkreiſen. So ſchreibt „Der Arbeiter“, das Organ 
des Verbandes der katholiſchen Arbeitervereine, in ſeiner Nummer 14 vom 
6. April 1913: „Vor Wochen laſen wir bereits in den oberſchleſiſchen Blättern, 
daß die polnifche Berufsvereinigung an großem Mitgliederſchwund litt, 
daß die Streikkaſſen leer ſeien; ein Streik könne nur den Zweck haben, 
der Polniſchen Berufsvereinigung mit Hilfe des Schreckgeſpenſtes eines 
Streiks neue Mitglieder zuzujagen. Die Arbeiter ſelbſt müſſen bei dem 
Streik unterliegen. Sogar die ſozialdemokratiſchen Blätter ſchilderten 
die Dinge in dieſer Weiſe.“ Und ſchließlich haben im Ausland erſcheinende 
polniſche Zeitungen die nationale Seite des Streikes offen zugegeben, 
wie z. B. der in Sosnowice in Ruſſiſch⸗Polen erſcheinende „Kurjer Za⸗ 
glembia,“ der in ſeiner Nummer 112 vom 29. April folgendes ſchreibt: 

„Der Kampf, der gegenwärtig in Oberſchleſien tobt, hat nicht nur 
ſoziale und wirtſchaftliche, ſondern auch nationale Bedeutung. 
Die Verbeſſerung der Lage, um die der polniſche Arbeiter in Oberſchleſien 
Sank iſt gleichzeitig eine Verbeſſerung der Situation des polniſchen 
Elements. Eine Niederlage des polniſchen Arbeiters in Oberſchleſien 
käme einer nationalpolniſchen Niederlage im Kampfe 
mit dem Germanis mus gleich. Die Niederlage wäre doppelt, 
wenn der polniſche Arbeiter Rußlands oder Oſterreichs dazu beitragen 
ſollte. Das Nationalbewußtſein hat ſich in den letzten Jahrzehnten unter 
der polniſchen Bevölkerung in Oberſchleſien entwickelt, und zwar ziemlich 

Zweifelsohne wäre es für dasſelbe aber ein ſchwerer Schlag, wenn 

ich dem polniſchen Arbeiter in Oberſchleſien der polniſche Arbeiter Ruß⸗ 
lands oder Oſterreichs entgegenftellen ſollte. Vor dieſer nationalen 
Niederlage müßten vor allem diejenigen ſchützen, die einen Ein⸗ 
fluß auf die Arbeitermaſſen haben. Sie müßten ſelbſt den an: 
Maſſen erklären, welch ſchädliche Rolle die „Streikbrecher“ aus Rußland und 
Galizien gegenüber dem oberſchleſiſchen Kampfe ſpielen.“ 

Als die Bergverwaltungen es ablehnten, mit den Verwaltungen 
über deren Forderung zu verhandeln, reichten dieſe Kündigungsliſten mit 
etwa 10 000 Unterſchriften ein. Allerdings konnten nicht alle dieſe Kündi⸗ 
gungen als rechtsgültig angeſehen werden, weil die Unterſchriften zum 

eil auf loſem Bogen ohne Text ſtanden und auf mehreren Gruben die 
eg erklärten, fie wüßten nicht, Ce fie ihre Unterſchrift gegeben 
hätten. Am 19 April, dem Tage, zu dem gekündigt worden war, traten 
dann aber weit mehr Arbeiter, als gekündigt hatten, in den Ausſtand. Auch 
Belegſchaften ſolcher Gruben, von denen gar keine Forderungen eingereicht 
waren, traten in den Streik ein. Die Zahl der Ausſtändigen nahm in den 
eriten Tagen ftändig zu und nach und nach traten immer mehr Gruben in den 
mn Das iſt wahrſcheinlich kein Zufall, ſondern geſchah auf Anweiſun 

der Streikleitung, die auf dieſe Weiſe den Eindruck erwecten wollte, daß 
der Streik immer mehr zunehme. Schließlich ſtanden etwa 60 000 Mann 
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im Ausſtande. Der Streik war, das muß anerkannt werden, vorzüglich 
organiſiert und bedeutete inſofern eine Überraſchung gegenüber allen 
früheren Arbeiterausſtänden in Oberſchleſien, bei denen wohl anfangs 
eine große Begeiſterung herrſchte, die aber ſehr raſch abflaute. Ebenſo 
vorzüglich und durchgreifend waren die Maßnahmen, die von Seiten der 
Behörden getroffen worden waren, um Ausſchreitungen zu verhindern. 
Es waren rechtzeitig ausreichend Polizeimannſchaften von auswärts heran⸗ 
gezogen worden und außerdem wurden in ſämtlichen Ortſchaften des 
Induſtriebezirks die Schankſtätten polizeilich geſchloſſen. Auch die Arbeiter⸗ 
führer wirkten auf ein ruhiges Verhalten der Belegſchaft hin. Daher 
bot das äußere Bild der oberſchleſiſchen Ortſchaften gegen ſonſtige 
Zeiten kaum einen Unterſchied. Ausſchreitungen kamen auch nur 
vereinzelt vor. 

Das Ziel der Verbände war es wohl geweſen, durch einen gut 
organiſierten Streik die Verwaltungen zu überraſchen und in ganz kurzer 
Zeit zum Nachgeben zu bewegen. Die Werke gaben aber nicht nach, ſondern 
lehnten die Forderungen der Arbeiter nach wie vor ab und hielten mit 
den verbliebenen Arbeitern die Förderung, ſo gut es ging, aufrecht. Die 
Polniſche Berufsvereinigung, die über verhältnismäßig geringe Mittel 
verfügt, ſchob die Auszahlung der Streikunterſtützungen zunächſt mehrmals 
hinaus und zahlte endlich verhältnismäßig geringe Beihilfen. Der Streik 
konnte infolgedeſſen ſchließlich nicht mehr aufrecht erhalten werden. In 
einer Sitzung vom 17. Mai beſchloß die Polniſche Berufsvereinigung 
den Streik abzubrechen. Um aber ihre Niederlage zu verhüllen, verbreitete 
ſie das Gerücht, daß von 58 Gruben 53 eine Verbeſſerung der Löhne zugeſagt 
hätten. Auch die 5 Gruben, die jegliche Aufbeſſerungen abgelehnt hätten, 
würden ſicher weich werden. Unter dieſen Umſtänden hätten die Ver⸗ 
trauensmänner eine Unterbrechung des Streiks beſchloſſen. 
Der Kampf würde unterbrochen, um zu ſehen, ob die Arbeitgeber ihre 
Zuſicherung erfüllen würden. Aber die Kraft der Arbeiter ſei nicht gebrochen, 
und die Arbeiter hätten nicht nachgegeben. Daraufhin nahmen die Aug 
ſtändigen die Arbeit allmählich wieder auf. Es muß hervorgehoben werden, 
daß dieſe Erklärung der Polniſchen Berufsvereinigung auf Unwahrheit 
beruht. Keine einzige Werksverwaltung hat ſich zu Zugeſtändniſſen an 
die Ausſtändigen bereit erklärt. Auch iſt eine außergewöhnliche Erhöhung 
der Löhne durchaus nicht zugeſichert worden, wohl aber hatten die Gruben⸗ 
verwaltungen von vornherein erklärt, daß, falls es die Abſatzverhältniſſe 
zuließen, die Löhne auch weiterhin geſteigert werden ſollten. Die Erklärung 
der Berufsvereinigung hat nur den Zweck, ihre Niederlage zu verhüllen. 

Die Folge des Streiks iſt ein ſehr erheblicher Lohnausfall für die 
ſtreikenden Arbeiter, der ſich auf mehrere Millionen beläuft, und natürlich 
auch eine Schmälerung des Verdienſtes der kleinen Gewerbetreibenden, 
deren Wohlergehen mit dem der Arbeiter auf das engſte zuſammenhängt. 
Auch die Gruben haben erheblichen Schaden erlitten, vor allen Dingen 
dadurch, daß durch den Streik alte Geſchäftsbeziehungen unterbrochen 
worden ſind, die nun mit Mühe aufs neue angeknüpft werden müſſen, 
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falls ſie nicht überhaupt an die konkurrierenden Bezirke verloren worden 
ſind. Eine weitere Folge des Streikes iſt eine verſtärkte Abwanderung 
oberſchleſiſcher Bergleute nach anderen Revieren und damit eine Ver⸗ 
ſchärfung in der an ſich ſchon ſchwierigen Arbeiterverſorgung des ober⸗ 
ſchleſiſchen Steinkohlenbezirks. 

Die Verhältniſſe der Hauptzweige der übrigen Induſtrien 
Oberſchleſiens können nicht beſprochen werden, da ihre Ergebniſſe 
zurzeit noch nicht bekannt geworden ſind. Ihre Beſprechung muß daher 
der nächſtjährigen Überficht vorbehalten bleiben. 

Verkehrsverhältniſſe. Die im vorigen Jahre mit⸗ 

geteilten Zahlen über den Verſand und Empfang an den Hauptgütern in 
Pberſcheſten können für das Jahr 1912 noch nicht zuſammengeſtellt werden, 
da die amtliche Statiſtik der Güterbewegung auf den deutſchen Eiſenbahnen 
erſt im Herbſt erſcheint. So kann hier nur auf einige beſonders hervor⸗ 
ſtechende Erſcheinungen in den oberſchleſiſchen Vertehrsvechälniſen kurz 
egangen werden. Beſonders günſtig waren im abgelaufenen Jahre 
die Waſſerverhältniſſe auf der Oder. Die milde Witterung geſtattete faſt 
das ganze Jahr hindurch die Benutzung des Waſſerweges. Dieſe günſtigen 
Verhältniſſe werden durch folgende Zahlen beleuchtet. Nach Mitteilungen 
der zuſtändigen Eiſenbahndirektionen, veröffentlicht in der Statiſtik der 
Oberſchleſiſchen Berg⸗ und Hüttenwerke, betrug der Umſchlag oberſchleſiſcher 
Steinkohlen in Tonnen: 


1911 1912 
15 „ . . 4 1208181 2 302 620 
Oppeln 3 220 305 
d den Breslauer Häfen 254 162 


zuſammen 


Das Jahr 1912 brachte alſo gegenüber dem Vorjahr eine Zunahme 
an Waſſerverladung um 99,5 Prozent. Noch ſtärker iſt die Zunahme 
der Kohlenmenge, die Berlin auf dem Waſſerwege aus Oberſchleſien 
erhielt. Dieſe Menge betrug 1912 540 470 Tonnen gegen 209 888 Tonnen 
im Vorjahr, das entſpricht einer Steigerung um 157%. Es muß aber 
daran erinnert werden, daß im Jahre 1911 die Schiffahrtsverhältniſſe 
beſonders ſchlecht waren. 

Sehr unangenehm machte ſich dagegen ſeit etwa Mitte September 
ein ſtarker Wagenmangel bemerkbar. Nach der Statiſtik der Oberſchleſiſchen 
Berg- und Hüttenwerke fehlten im September 5392, im Oktober 42 585, 
im November 60 133, im Dezember 34 349 Wagen, d. h. bis zu 18,3 % 
der Geſamtbeſtellungen. An einzelnen Tagen fehlten 20 bis 30 %, ja bis 
zu 38 der angeforderten Wagen. Die Folgen eines ſolchen Wagen⸗ 
mangels waren naturgemäß Betriebsſtörungen und Verſandausfälle, 
mg Gruben wie den Arbeitern einen nach Millionen zählenden Schaden 
zufügten. 
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überſicht 
der in den Jahren 1911 und 1912 in der oberſchleſiſchen Montan; 
Induſtrie verdienten Jahres⸗Durchſchnittslöhne. 
Nach der Statiſtik der Oberſchleſiſchen Berg⸗ und Hüttenwerke, herausgegeben vom 
Oberſchleſiſchen Berg⸗ und Hüttenmänniſchen Verein.) 
In Mark. 


Betriebe 


I. Steinloblengruben . . | 1188,30 349,51 364,61 | 401,16 
II. Eiſenerzgruben 1) — — — — — — 
III. Zink- und Bleierz⸗ 
grubenn 1069,10 245,89 | 323,42 1080,85 | 243,44 | 329,36 
IV. Koksanſtalten und 
Zinderfabriken . . [1166,17 | 366,60 | 422,63 1147,56 406,83 | 464,17 
V. Brilettfabriken 984,88 469,99 — 1071,56 500,35 — 
VI. Hochofenbetrieb . 1169,73 360,21 | 408,72 1207,75 | 379,19 | 404,69 
VII. Eiſen⸗ u. Stahlgießerei | 1048,45 | 831,37 | 299,21 || 1123,97 | 328,96 | 349,76 
VIII. Fluß⸗ und Schweiß⸗ 
eiſener zeugung, Walz⸗ 
werksbetrieb . . 1147,19 425,0 | 384,33 1197,73 440,96 | 394,28 
IX. Verfeinerungs betriebe. | 1127,30 | 339,86 | 400,00 1166,88 860,00 | 444,28 
X. Zinkblenderöſthütten . 1188,24 | 418,92 | 414,42 || 1283,86 | 890,15 | 402,86 
XI. Rohzinkerzeugung . . |1172,87 | 314,97 | 390,90 || 1260,72 | 820,59 | 424,46 
XI. Zinkblechwalzwerke . | 1104,60 | 410,91 | 278,92 || 1108,88 | 609,74 | 304, 45 
XIII. Blei- und Silberhütten⸗ 
betrieb 988,66 | 331,79 | 494,58 1047,11 841,97 | 406,83 


1) Die Diviſion der Lohnzahlen 
Bild von den Jahres- Ducchſchn Se 


lohnen, weil nur ein Teil der 
hindurch auf den Gruben arbeitet. 


die Arbeiterzahlen gibt kein richtiges 


das ganze Jahr 
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Die Hauptergebuifie der oberſchleſiſchen Montan⸗ 
(Nach der Statiſtik der Oberſchleſiſchen Berg⸗ und Hüttenwerke, 


Produktion 


Betrieb 1911 1912 
t t 
I. Steinkohlengruben Stebrkohlenn 36 622 969 41 543 442 
II. Eiſenerzgruben Eiſenerze 142 152 153 895 
III. Zink- und Bleierz⸗ Galmei ..... 118 960 128 773 
gruben Zinkblende 375 210 393 290 
Bleierze 47 722 48 587 
Eiſenerze 8045 11 215 
Schwefelkies 10 5⁵% 12 853 
IV. Koksanſtalten und Koks 1 723 226 1 939 619 
Zinderſabriken Z inder 119 893 145 893 
FEC 133 838 152 933 
Schwefelſaures 
Ammoniak 30 182 35 072 
V. Brikettfabriken Steinkohlenbriketts 336 092 383 212 
Eiſenhütten. 
VI. Hochofenbetrieb SE Riet Erd 963 382 1 048 356 
Blei 102 169 
Ofenbruch uw. 779 1052 
VII. Eiſen⸗ u. Stahlgießerei 1 2. Schmel⸗ 
„ 80 992 94 822 
Stahlſormguß 10 049 11 694 
VIII. Fluß⸗ und Schweiß⸗ Stahlformguß 9 130 9 993 
eiſenerz GA Walze Halbzeug 226 770 216 186 
werksbe Fertigerz ſſe der 
Walzwe Deg 806 617 949 813 
IX. Rerfeineniingsbetriebe | Erzeugnifle aller Art 289 162 344 915 
Zink, und Bleihütten. 
X. Zinkblenderödſthütten San eine berechn. 
8 9 als 50-grädige Säure 213 317 264 008 
Waſſerfreie CH 
ſchweflige Säure 2 867 2 865 
XI. Nohzinkdarſtellun Rohz ink 155 628 168 496 
50 g A, 8 15 016 7307 
fnfomh ..... 68 — 
V 1485 1247 
Kadmiummm 42,9 42,8 
XII. Zinkblechwalzwerke inkbleecc hh 61 972 52 250 
8 ? Blei ee 475 380 
XIII. Blei⸗ und Silber⸗ BI 41 811 41 313 
bütten Glatte 3441 2 663 
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Induſtrie in den Jahren 1911 und 1912. Aulage II. 
herausgegeben vom Oberſchleſiſchen Berg⸗ und Hüttenmänniſchen Verein.) 
Arbeiterlöhne 
Geldwert der Produktion 1) Zahl der Arbeiter (Jahres ⸗Geſamtbetrag) 
1911 1 
91 912 Ve 1913 1911 1912 
A A 
305 912 035 | 353015934 | 117 791 120638 | 130 830 020 | 142 677 004 
823 482 954 000 1 404 1262 923 513 826 429 
1639738 | 2014 228 11 863 12 027 | 10 595 162 10 827 420 
30 214 679 33 756 573 
4 584 459 6084 787 
51 780 72 310 
130 089 157 940 
24 971 09727 798 000 3 966 4276 4004866 | 4484 838 
689 995 875 000 
2 955 396 3 986 000 
7173469 | 8 779 000 
3680896 4296 481 3⁴8 380 298 972 347 787 
60 689 446 6s 933 474 4989 6249 | 5119426 | 5518 985 
31 267 67 892 
68 445 103 101 
11 034 421 13181 106 3 679 3 796 3560677 3879 985 
3377547 | 4138231 
2 765 280 | 3116941 19 688 20 190 | 21 220 487 | 22 724 910 
22 401 934 19 543 512 
114 134 873 | 187 043 675 
75 586 360 | 95 157 854 14 737 15930 | 15096 767 | 16852621 
8025438 | 3585 000 2791 2 865 2983170 | 3 267 270 
117 850 143 000 
73984269 84 098 113 8 592 8 683 8 679 135 9456 088 
2833118 | 3482185 
14 500 CR 
396 392 436 740 
224 254 267 399 
31 692407 | 27 942 488 1147 974 1209202 | 1 038 459 
122 603 130 111 
11 731 696 14 609591 810 792 773 114 780 666 
1001 871 
785 366 983 821 191 795 197062 205 294 411 222 682 462 


1) Teilweiſe geſchätzt. 


312 Georg Hoffmann 


Aulage III. 


Verkehr auf der oberſchleſiſchen Schmalſpurbahn. 
(Rad) den Ermittelungen der Königlichen Eiſenbahndirektion Kattowigz.) 


on, Verſand im Jahre 
Nr Bezeichnung der Güter 
S 1911 | 1912 
t t 

1 I Eilenere `... 279423 | 263.089 

2 Schwefelkie s 10 102 12 306 

3 Schlacken 87 339 101 413 

4 | Zink- und Bleier ze. 645350 | 668387 

5 | RNoheiſe n.. 144 235 142 526 

6 Steinkohlen und Koks 1931 002 2094 673 

7 Kalkſteine und Dolom ttt 592 467 [641 995 

8 Blei und ink 23 133 33 488 

9 Selz N 41 993 | b1 882 
10 | Eifen und Mafhinentelle . 2 22.» 47 806 48848 
11 Stoffe zum Spülverſat zzz S 281 360 190 386 
12 dE ee ne ae 11 037 10 780 
18 S ie A 84 634 89 731 
14 J Ziegel 102 751 87 522 
15 | Schutt und Naumaſ che 69 243 79 802 
16 | Binder und gutge 222000. 150 289 159 707 
17 Sonſtige Güter 54 539 67 169 
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Anlage IV. 


Verkehr im Oderumſchlaghafen Coſel 1911 und 1912. 
(Nach Zahlen der Königlichen Eiſenbahndirektion Kattowitz.) 


10 11 [12 13 14 [15 ][ 16 


Bergverkehr Talverkehr 
Eiſ Zink . Ph Alte | Roh⸗ übrige] Geſamt ; G Roh übrige Geſamt⸗ 
iſen⸗ Bin» 08 oh⸗ ge Geſam e⸗ oh⸗ e Ge 
Jahr kies⸗ Kohle Eiſen Blei Holz 
erze | erze an phate den | eifen Güter verkehr treide zink Güter verkehr 
nde 
t t t t t t t t t t t t t t t t 


1911 119 907] 44 7621104 799 25 422 9398| 6 59141 930 352 7991 208 181021703] 4 098 94111 529 8 67229 73301 284 857 


1912 578 359112 0030188 603 59 847 54 882 46 452 48 802 1 088 94802 302 62016 420 11 263 549 40 62711 62644 63802 427 743 


Oſtland, Jahrbuch 
für oſtdeutſche Intereſſen 


Inhalk des erſten Jahrganges (1912). 


L Teil: Aufſätze. 
Zur Einführung. Von Profeſſor Dr. Otto Hoetzſch in Berlin. 
D S d S nh . Bon Geheimrat 
eu De een ee ämpfe on Geheimrat Profeſſor 


Die Abwehrmaßnahmen des Deulſchtums in Oberſchleſien auf finanziellem 
Gebiete. Von Landrichter Dr. Ernſt Sontag in Berlin. 


Der deulſche Often im Berkehrsiyflem der Gegenwart. Von Profeſſor Dr. Kurt 
Wiedenfeld in Köln. 


Der Handel der Offmark. Von Kommerzienrat Otto Münſterberg in Danzig. 


Die gaben Gabe Montaninduflrie und ihre Entwickelung in den letzlen 
beiden Jahrzehnlen. Von Bergaſſeſſor Georg Hoffmann in Kattowitz. 


II. Teil: 


Überfichten über die einzelnen Zweige der Polenfrage 
und des oſldeulſchen Wirtichaffsiebens 1911/12. 


Die Polenfrage in Außland und Oſterreich. Von Profeſſor Dr. Otto 
Hoetzſch in Berlin. 


Di | in l. der Tätigkeit der Anſiedlungs⸗ 
eer Son Df. En Zechlin in Poſen. n e = 


Die Beſitzfeſtigung. Von Dr. iur. Albert Dietrich in Poſen. . 
Deulſche Kleinſiedlung in Poſen und Weſlpreußen. Von Regierungsrat 
Karl Nehring in Poſen. 
Deutſches und polniſches Genoſſenſchaflsleben in den Provinzen Oft, und 
Weſlpreußen, Sech n Pon Dr. Friedrich Swart in Poſen 
o 


Anlage: Bilanzen der sbanken in Oberſchleſien. Von Landrichter 
Dr. Ernſt Sontag in Berlin. 
. a) Deutſches und polniſches Volksbildungsleben in Poſen. Von Dr. 
Wilhelm Chriſtiani in Poſen. 
b) Deulſches und polniſches Volksbildungsweſen in Oberſchleſien. Von 
Verbandsbibliothekar Karl Kaiſig in Gleiwitz (Oberſchlefien). 


g 50 polniſchen Organiſalionen. Von Generalſekretär Fritz Vosberg in 
ojen.- 


„ Landwirkſchaft. Von Privatdozent Dr. Max Augſtin 
n Berlin. 


Deutſches und polniſches Handwerk. Von Dr. Friedland Krauſe in Poſen. 
SC Ce Induſtrie. Von Bergaſſeſſor Georg Hoffmann in 
altowitz. 


Preis broſch. M. 4,—, geb. M. 5,—. 
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